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Keine Wüste ohne Wasser

37 Jesus aber sprach zu ihm: "Du sollst lieben Gott, deinen Herrn,
von ganzem Herzen, von ganzer Seele und von ganzem Gemüte." (5. Mose
6,5)

38 Dies ist das vornehmste und größte Gebot.

39 Das andere aber ist dem gleich: "Du sollst deinen Nächsten
lieben wie dich selbst." (3. Mose 19,18)

40 In diesen zwei Geboten hängt das ganze Gesetz und die
Propheten.

(Neues Testament, Matthäus Evangelium, Kapitel 22, Vers 37-40. Das
größte Gebot)



Und einer der bibelfesten Nachkommen fragte: "Meister, was bedeutet
lieben?"

Der Nazarener aber sagte und sprach: "Teile das Wasser der Oase, und
es wird ein Mittel der Herrschaft und der Unterwerfung sein. Es würde
die Ursache für Elend, Not und Qualen werden und nicht eine Quelle des
Lebens, der Erfüllung, der Freude und der Kraft. Teile deine Seele,
dein Tun und dein Streben und du schaffst die Grundlagen für den
Vergleich und die Unterscheidung, für Zwietracht und für Zwang.

Irgend jemand hat einmal gesagt: "Liebe deinen Nächsten wie dich
selbst."

Ich aber sage dir: Liebe deinen Nächsten, nicht dich selbst.

Den anderen zu lieben wie sich selbst, ist wie der Hunger, der dich
zum Brot führt.

Den anderen aber zu lieben und nicht sich selbst, ist wie das Brot,
das sättigt und die Herrschaft des Hungers bricht.

Sich selbst zu lieben ist wie ein Faß ohne Boden und ein Abgrund ohne
Ufer.

Den anderen zu lieben, ist wie ein Faß, das geleert und gefüllt werden
kann und wie ein Ufer, das vor dem Abgrund bewahrt."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich aber
vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 9)

Ihre Schattenblick-Redaktion


5. Oktober 2018
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WALD/369: Hambacher Forst - eine Klassenfahrt für die Zukunft ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 11. Oktober 2018

#Hambifahrt am 12. Oktober!

Aufruf an alle Schulen, Berufskollegien und Hochschulen in Köln und Umland!



Wir haben alle gesehen, was sich die letzten drei Wochen im Hambacher
Forst (25 km von Köln) abgespielt hat. Einer der ältesten Wälder
Deutschlands soll gerodet werden, um den Braunkohleabbau von RWE
auszuweiten. Aktivist*innen, die seit sechs Jahren den Wald besetzen
und beschützen, wurden von der Polizei gewaltsam verschleppt, bedroht
und verletzt. Das Ergebnis des riesigen Polizeieinsatzes: Ein Toter,
mehrere Schwerverletzte, über hundert Festnahmen.

Jeden Tag, an dem wir nichts machen, rodet und baggert RWE weiter an
unserer Zukunft. Es ist Zeit, Initiative zu ergreifen und diese
Zukunft zu verteidigen.

Am 12. Oktober werden wir die größte Klassenfahrt in der Geschichte
der Bundesrepublik organisieren. Schüler*innen, Auszubildende und
Studierende - wir alle werden gemeinsam in den Hambi fahren, um
unseren Wald und unsere Zukunft zu verteidigen. Bis dahin rufen wir
alle dazu auf, sich zu vernetzen, zu flyern, in den Pausen Transpis
für den Hambi zu malen, Kreideaktionen durchzuführen und vor allem
unter Freund*innen sowie im Internet für die #Hambifahrt zu werben.
Seid kreativ, lasst euch was einfallen! Wenn möglich, redet mit euren
SVen und AStA-Leuten und gewinnt sie für den Ausflug.

Lasst uns der Landesregierung und dem RWE zeigen, dass wir uns den
Wald nicht streitig machen lassen. Rodet ihr unseren Wald, roden wir
die Klassenzimmer!

Wir haben keine Zeit zu verlieren, wir haben eine Welt zu gewinnen!

Treffpunkt: Breslauer Platz, 12. Oktober 9:00 Uhr.

Wer sich an der Aktion beteiligen und mitorganisieren will, kann in
unsere WhatsApp Gruppe:

https://chat.whatsapp.com/DmJM4Xa3kDV3WNr7zhyfr2

Weitere Fragen an: mail-an-hambifahrt@web.de

#Hambibleibt

https://www.facebook.com/events/540967562998156/


Ablauf Hambifahrt am 12.10.2018:

Wir treffen uns alle gemeinsam am Bahnhof Buir um 10:30 und laufen
gemeinsam Richtung Mahnwache.

Hier der genaue Ablauf:


	09:00 Treffen am Beslauerplatz

	10:00 Abfahrt Köln Hauptbahnhof (S13/S19)

	10:30 Ankunft Buir Bahnhof

	11:00 Treffen an der Mahnwache und allgemeine Infos über die Hambifahrt, Bericht von Aktivisten/innen, Rede von Buir für Buirer und Verhaltensregeln für den weiteren Verlauf der Veranstaltung

	12:00- Waldspaziergang (1. Spaziergang 12:00-13:30, 2. Spaziergang 13:30-15:00) und

	15:00 Workshops (1. Runde Workshops 12:00-13:30, 2. Runde Workshops 13:30-15:00)
 1) Info-Workshop: Wald und Tagebau
 Geschichte und Informationen über den Hambacher Forst und den Tagebau sowie ein Bericht über die sechsjährige Besetzung des Waldes.
 2) Umweltschutz gestern und heute
 Input zu der Geschichte des Umweltschutzes in der BRD und auf der Welt, schließend eine Diskussion über eine effektive, fortschrittliche Strategie des Umweltschutzes heute.
 3) Diskussion: nachhaltige Energiepolitik
 Kohleausstieg, was bedeutet erfolgreiche Energiepolitik? Globale Umsetzung, Gesellschaftliche Bedingungen und Auswirkungen.

	15:00 Schlusswort an der Mahnwache, Ende der Veranstaltung



 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/368: Hambacher Forst - die vielfältige Mehrheit ist siegreich ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 10. Oktober 2018

Und jetzt? 

Erfolg von wem?



Die Rodung ist gestoppt. Und nicht nur das: RWE kündigt an, im Tagebau
Hambach weniger Kohle zu fördern, damit es möglich ist, bis Ende 2019
weiter zu baggern, bevor der Wald erreicht ist. Es gibt also einen
Etappensieg zu feiern. Aber wer hat hier eigentlich gesiegt?

Zeitungen beginnen zu schreiben, der Erfolg sei ausschließlich auf das
juristische Vorgehen des BUND zurück zu führen. Viele tausende
Menschen wurden in den letzten Wochen vom Thema "Hambi" bewegt und
haben in dem brutalen und verantwortungslosen Vorgehen der
Landesregierung im Interesse von RWE ihren Glauben in Demokratie und
Rechtsstaat bedroht gesehen. Jetzt holen einige vielleicht erleichtert
Luft und denken: Wie gut, auf den Staat ist ja doch Verlass.

Dem will ich vehement widersprechen. Auf uns alle ist ja doch Verlass.
Auf die Kraft und die Stärke von sozialen Bewegungen ist Verlass. Das
Gerichtsurteil war in jedem Fall politisch und kann als Erfolg einer
breiten, vielfältigen sozialen Bewegung gefeiert werden. Der Druck,
der von den entschlossenen Protesten ausging, der sich immer mehr
zuspitzte anstatt abzuebben, wurde in diesem Gerichtsurteil
beantwortet. Außerdem ist zu bedenken, dass der BUND vielleicht nie um
den Hambi geklagt hätte, wenn Aktivist*innen nicht schon über Jahre
Aufmerksamkeit für diesen Kampf generiert hätten. Und es gilt auch
nicht zu vergessen, dass die Tatsache, dass es Gesetze gibt, um die
Natur zu schützen, eine Errungenschaft von sozialer Bewegung ist. Eine
Errungenschaft von Protest.

Es ist also ein Erfolg von vielen, von denen die meisten nicht
Mitglieder in großen Organisationen sind. Ja, es ist auch ein Erfolg
von Baumbesetzer*innen, die seit Jahren ihre Körper der
Rodungsmaschinerie entgegen stellen. Das ist wichtig zu sagen, auch
wenn die schon ziemlich viel Aufmerksamkeit in den letzten Wochen
bekommen haben. Zu hoffen bleibt, dass nicht nur die atemberaubenden
Bilder von Menschen auf Bäumen in Erinnerung bleiben, sondern auch die
emanzipatorischen Inhalte, die diese Menschen verkörpern.

Aber es ist auch ein Erfolg von vielen anderen. Von Menschen, die vor
Jahren die einzigen im linken Spektrum waren, die gesagt haben, dass
Braunkohle ein Problem ist. Von Menschen, die in langwieriger Arbeit
eine Anti-Braunkohle-Bewegung aufgebaut haben und immer mehr Menschen
und schließlich auch große Organisationen und Parteien mit ins Boot
geholt haben. Und es ist ein Erfolg von all den Menschen, die im
Hintergrund die Arbeit gemacht haben, die es braucht, damit Aktionen,
Treffen und Demos überhaupt stattfinden können: Von den
Küchenkollektiven, den Ermittlungsausschüssen, den
Unterstützungsgruppen für Menschen in Haft [1], den Out of Action Gruppen [2],
den Menschen, die Kinder betreut haben, den Menschen, die einfach da
waren und offene Arme und Ohren hatten, wenn mal alles zu viel wurde.


Vom Rodungsstop zum Braunkohleausstieg

Dass dieser Erfolg unser war und nicht der des Rechtsstaats, bedeutet
auch, dass wir weiter machen müssen. Wir haben jetzt gerade gezeigt,
dass wir einen Unterschied machen können. Und die Hoffnung, die aus
diesem Erfolg heraus entsteht, ist auch eine Hoffnung darauf, dass wir
das Klimachaos noch eindämmen können. Es ist die Hoffnung darauf, dass
wir in einer selbstbestimmten Welt leben können, die ein gutes Leben
für alle bringt.

Auch wenn der Hambacher Wald erst einmal geschützt ist, geht die
Braunkohleverstromung weiter. Wir sollten all die Aufmerksamkeit, die
durch diesen wundervollen Wald auf das Thema Braunkohle gelenkt wurde,
nutzen, um Braunkohleverstromung endgültig und so schnell wie möglich
zu stoppen. Ein sofortiger Braunkohleausstieg ist die Bedingung dafür,
dass die Klimaziele eingehalten werden können. Dafür heißt es jetzt:
dran bleiben! Lasst uns den Druck immer weiter aufbauen und damit RWE
und andere fossile Industrie ins Museum bringen. Dabei soll es nicht
nur darum gehen, zu erneuerbaren Energien zu wechseln, sondern auch um
eine dezentrale Energieversorgung in Bürger*innenhand.

Es reicht nicht aus, dafür auf die Kohlekommission zu setzen. Diese
Verhandlungen, die jede*n einzelne*n von uns angehen, sollten von
unten geführt werden. Außerdem sollten Menschen aus dem globalen Süden
eine leitende Rolle in diesen Verhandlungen haben, da sie viel stärker
vom Klimawandel betroffen sind und so schließlich auch davon, ob wir
hier Braunkohle verfeuern. In der Kohlekommission sind sie bisher gar
nicht vertreten.


Was können unsere nächsten Schritte sein hin zum Braunkohleausstieg?

Vom 25.-29. Oktober findet die nächste Ende Gelände [3] Massenaktion
statt. Sie ermöglicht einen guten Einstieg in die Welt des zivilen
Ungehorsams. Schnapp dir deine Freund*innen oder deinen Sportverein,
bildet eine Bezugsgruppe und los!

Die Braunkohleverbrennung und die damit verbundene Klimakatastrophe
kann aber auch zu jedem anderen Tag im Jahr blockiert, gestört und
verzögert werden. Wenn du Lust hast, eine Kleingruppenaktion im
rheinischen Braunkohlerevier zu machen, dann informiere dich doch bei
Zucker im Tank [4].

Es gibt auch schon zahlreiche andere Gruppen, die zum Thema
Braunkohleausstieg arbeiten. Bestimmt auch in deiner Nähe. Schließe
dich einer an, denn mit langfristiger Organisierung können wir morgen
das erreichen, was heute noch unmachbar scheint - so, wie vor einigen
Jahren ein verfrühter Braunkohleausstieg noch undenkbar war und jetzt
in greifbare Nähe gerückt wurde.


Vom Braunkohleausstieg zum guten Leben für alle

Und was kommt nach dem Braunkohleausstieg? Können wir dann endlich
nicht nur einen Etappensieg, sondern einen endgültigen Sieg feiern?
Nein, können wir leider immer noch nicht. Denn wir kämpfen für
Klimagerechtigkeit, und die bedeutet nicht nur das Aufhalten vom
Klimachaos, dem wir dann einen Schritt näher gekommen sind, sondern
auch ein Verändern der Umstände, die den Klimawandel überhaupt erst
möglich gemacht haben. Was wir brauchen ist ein Systemwandel. Aber ein
Braunkohleausstieg, der von unten, von einer breiten,
selbstorganisierten Bewegung erkämpft wurde, ist ein erster Schritt
dorthin. Denn wir brauchen eben diese Selbstorganisierungserfahrung,
um das Wissen zu sammeln und die Hoffnung wieder zu gewinnen, die es
braucht, um die Welt auf den Kopf zu stellen und dann neu zu
organisieren.

Um einem gerechten und nachhaltigen Gesellschaftssystem näher zu
kommen, müssen wir anfangen, nein zu sagen zu den menschenverachtenden
Umständen, die uns umgeben. Es lohnt sich, wenn du dir Verbündete
suchst und dich zu den Themen organisierst, die dich betreffen und
beschäftigen. So können wir an vielen verschiedenen Themen arbeiten
und trotzdem gemeinsam handeln. Denn Klimawandel hat auch etwas mit
Mietpolitik und Gentrifizierung zu tun, mit Seenotrettung und
Rechtsruck. Und schließlich vereinen sich all diese Kämpfe, weil sie
für dasselbe stehen: Für ein menschenwürdiges, gutes Leben für alle.
Dieser Kampf hat erst begonnen.


Anmerkungen:

[1] http://antirrr.blogsport.de/

[2] https://outofaction.blackblogs.org/

[3] https://www.ende-gelaende.org/de/

[4] https://www.zuckerimtank.net/?page_id=282&lang=de

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/367: Hambacher Forst - monatlicher Waldspaziergang verlegt ... (Michael Zobel)


Waldspaziergang zieht spontan um - vom Hambi nach Keyenberg...

von Michael Zobel, 10. Oktober 2018



Liebe WaldschützerInnen,

es ist so viel passiert in den letzten Jahren, den letzten Monaten und
vor Allem in den letzten Wochen. Nicht immer ganz leicht, der
Nachrichtenlage zu folgen, so schnell überschlagen sich die Ereignisse.

Rodungsstopp im Hambacher Wald, das Urteil des OVG Münster am
vergangenen Freitag. Sensationell! Aber wir müssen uns im Klaren sein,
das ist nur ein kleiner Etappensieg auf dem langem Weg zum gemeinsamen
Ziel.

Deshalb machen wir natürlich weiter. Waldspaziergänge im Hambi, jetzt
wieder einmal im Monat, sonntags. Das nächste Mal am 11. November,
danach am 9. Dezember.

Natürlich bleibt es allen Menschen unbenommen, auch am kommenden Sonntag
in den Hambacher Wald zu gehen. Aber bitte nehmt Rücksicht, bleibt auf
den Wegen, versucht, den Wald und die Tiere zu schonen, so gut es geht...

Jetzt ganz neu. Wir haben entschieden, dem geschundenen Hambacher Wald
ein wenig Ruhe zu gönnen. Deshalb findet der schon länger angekündigte
Spaziergang am kommenden Sonntag, 14. Oktober, nicht dort statt. Sondern
in Keyenberg am Tagebau Garzweiler. Auf der Internetseite
www.verheizteheimat.de heißt es dazu:

Wald- und Dorfspaziergang mit Ingo Bajerke, Eva Töller & Michael
 Zobel in & um Keyenberg



Nach den vielen Besuchern der letzten Wochen kann der Hambacher Wald
 eine Atempause brauchen. Daher haben sich Michael Zobel und Eva Töller
 entschlossen, ihren traditionellen Spaziergang nach Garzweiler zu
 verlegen, wo noch fünf Dörfer von der Abbaggerung, ihre Menschen von der
 Umsiedlung bedroht sind. Die beiden werden die Besucher durch den
 Keyenberger Wald mit seinem uralten Baumbestand führen. Ingo Bajerke,
 der auf der Hambi-Demonstration am 6.10. mit seiner Schilderung eines
 Umsiedler-Schicksals zu Tränen rührte, wird im Dorf von Keyenberg und
 Kuckum erzählen.



Treffpunkt ist Sonntag um 12 Uhr an der Kirchenrückseite in Keyenberg.
 Parkmöglichkeiten vor allem Plektrudisstraße oder Lindenallee.





Hier mal eine Wegbeschreibung. Ich hoffe, es ist nicht zu kompliziert...

PKW


	Aus Richtung Köln: A4, A61, A 44, A46 oder A57, A46 oder A57, A1, A46 bis Abfahrt Wanlo

	Aus Richtung Mönchengladbach: A 61 bis Abfahrt Wanlo

	Aus Richtung Düsseldorf: A 46 bis Abfahrt Wanlo



Abfahrt aus links und nach 100 m gleich wieder links auf die L277
Richtung Immerath, Jackerath, Keyenberg

Nach etwa 600 m rechts nach Keyenberg reinfahren und dem Straßenverlauf
(Borschemicher Straße, Keyenberger Markt, Westricher Straße) etwa 500 m
folgen bis hinter die "S-Kurve". Dann die zweite Straße rechts in die
Plektrudisstraße, dort parken. Treffpunkt an der Kirche.

• Aus Richtung Aachen: A 44 bis Abfahrt Titz

Abfahrt links, nach ca. 400 m rechts Richtung Holzweiler bis T-Kreuzung,
dort wieder rechts und nach 100 m die Umgehungsstraße überqueren. Der
Straße durch Holzweiler folgen bis ihr direkt vor der Kirche steht.
Links und direkt wieder rechts Richtung Keyenberg. Nach 4 km in
Keyenberg an der Vorfahrtstraße nach links und dann die zweite rechts in
die Plektrudisstraße, dort parken. Treffpunkt an der Kirche.

ÖPV ist schwierig...

Aus Köln, Aachen, Düsseldorf, Mönchengladbach mit Bahn bis Bahnhof
Rheydt. Ab dort 1 x stündlich mit dem Bus bis Wanlo, Markt. Von dort
Richtung Keyenberg Kirche noch etwa 2 km Fußweg. Treffpunkt hinter der
Kirche


Nach dem Waldspaziergang ist vor dem Waldspaziergang

Aktuelle Informationen bitte auf meiner Webseite verfolgen:

http://naturfuehrung.com/hambacher-forst/

Michael Zobel

Naturführer und Waldpädagoge

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 10. Oktober 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/480: Klimakampf und Kohlefront - Stommelner Appell ... (LoB)


Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" - 8. Oktober 2018

"Stommelner Appell" verabschiedet



Mehrheitlich unterzeichneten die Besucher einer Informationsveranstaltung
den "Stommelner Appell" in dem der Ministerpräsident des Landes
aufgefordert wird, die Rechte aller Bergbaubetroffenen schützen, wie dies
in der Koalitionsvereinbarung der Landesregierung versprochen ist.
Zuvor war auf einer Veranstaltung des Aktionsbündnis Stommelner Bürger
"Leben ohne Braunkohle" (LoB) in Kooperation mit der Lokalen Agenda Pulheim
unter dem Titel "Die Spätfolgen der Braunkohle - Wer zahlt die Zeche?" von
den Referenten Willi Robertz vom Aktionsbündnis und Peter Immekus vom
Netzwerk der Bergbaugeschädigten darüber informiert worden, welche Gefahren
und Schäden auch noch nach dem Ende des Braunkohleabbaus zu erwarten sind.

Dazu gehören neben nur unzulänglich reparablen Landschaftsschäden und
Bergschäden durch Bodenabsenkungen auch die Gefährdung des nun
wiederansteigenden Grundwassers durch Altlasten wie Kraftwerksaschen,
Restmüll, Munitionsrückstände etc. Diese seit mehr als fünfzig Jahren
teilweise nicht sachgerecht gesicherten Rückstände stellen eine permanente
Gefahr für die kommenden Jahrzehnte dar.

Wer für diese Schäden in Zukunft - auch nach dem Ende des Braunkohleabbaus -
aufkommt, ist völlig ungeklärt. Während im Bereich des Steinkohlebergbaus
eine Sicherung in Form eines Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde,
existiert ein solcher für das Rheinische Braunkohlenrevier bisher nicht.
"Es darf hier nicht nach dem Motto: Nach uns die Sintflut gehandelt
werden", so Josef Schumacher vom Aktionsbündnis LoB. Die Forderungen des
Appells lauten daher auch:

Um auch die nachfolgenden Generationen - also unsere Kinder und Enkel - vor
unübersehbaren Belastungen wenigstens finanziell zu schützen, fordern wir
folgende Maßnahmen,

• Möglichst lückenlose Erfassung aller deponierten Altlasten

• Sanierung aller Deponien, die das Grundwasser potentiell gefährden
 können

• Verpflichtung des Bergbaubetreibers, alle dafür erforderlichen
Maßnahmen umzusetzen

• Einrichtung eines Fonds, vergleichbar der RAG-Stiftung im
Steinkohlebergbau, um die Ewigkeitslasten zu kompensieren.

Die Schirmherrschaft übernommen hatte Antje Grothus von der Initiative
"Buirer für Buir" und Vertreterin der Region in der Kommission Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung der sogenannten Kohlekommission. In einem
kurzen Statement zu Beginn informierte sie über ihre Arbeit dort, über die
Situation im Hambacher Wald und würdigte das langjährige Engagement des
Aktionsbündnisses. Durch die von vielen Diskussionsbeiträgen der circa 70
Besucher bereicherte Veranstaltung führte der Journalist Andreas Vollmert
(Best Words).

Die Initiative Buirer für Buir zeichnet den Appell zwischenzeitlich mit.

 * 

Quelle:

Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle"
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KOHLEALARM/479: Klimakampf und Kohlefront - Musik gegen Kohle ... (Lebenslaute)


Lebenslaute - Pressemitteilung vom 7. Oktober 2018

Konzertaktion "Andante an der Kante 2018" des musikalischen Netzwerks
"Lebenslaute" im rheinischen Braunkohlerevier am Sonntag 7. Oktober
2018



Um 10:50 Uhr sind 30 Aktive des musikalischen Aktionsnetzwerkes Lebenslaute
ganz in der Nähe zum Bahnhof Buir zur Kohlebahn heruntergestiegen, um mit
klassischer Musik die Kohlebahnstrecke zu blockieren, über die RWE die
Braunkohle aus dem Tagebau Hambach abtransportiert.




[image: Foto: © Lebenslaute]

Blick auf das Konzert von der Brücke

Foto: © Lebenslaute



Die Gerichtsentscheidung, eine mögliche Rodung noch einmal genau zu prüfen,
war ein wichtiger erster Schritt. Die vielen zehntausenden Menschen, die
bei der Kundgebung gestern zum Hambacher Forst gekommen sind, haben aber
jetzt schon gezeigt: Eine Rodung und ein "Weiter so!" beim Braunkohle-Abbau
ist nicht mehr tragbar.

Es braucht nun zügig weitere Schritte, um aus der Braunkohleförderung
auszusteigen und die Energiewende zu vollziehen. Das Aktionskonzert
"Andante an der Kante 2018" vollzieht einen solchen Schritt, mit Musik von
Heinrich Schütz über Felix Mendelssohn bis hin zu zeitgenössischer
Chormusik und einem Lied von Rio Reiser: "Wann, wenn nicht jetzt?".

Wie schon in der letzten Pressemitteilung ausgeführt, gibt es keine
vernünftigen Gründe, den Tagebaubetrieb weiterzuführen. Bereits heute liegt
der Herstellungspreis einer Kilowattstunde aus Braunkohlekraftwerken über
dem aus Windkraftanlagen. Es liegt auf der Hand, dass für die Folgekosten
alle werden aufkommen müssen, außer RWE und LEAG, ähnlich wie es bei den
Atomenergiefolgekosten der Fall ist. Die Lasten der zerstörten Landschaft
und der Feinstaubbelastung in der ganzen Region durch den Tagebau sowie der
Luftverschmutzung der der klimaverändernden Erhöhung der CO2 Konzentration
durch die Kohleverstromung sind erheblich und, sofern sie die
Lebensqualität betreffen, nur bedingt quantifizierbar. Die Fortsetzung der
Braunkohleverstromung ist ökonomisch unsinnig und ökologisch wie sozial
nicht tragbar.

Mit der Aktion unterstützt Lebenslaute die Anliegen der lokalen
Bürgerinitiative "Buirer für Buir" und protestiert gegen die illegitime
Räumung des Hambacher Forstes.

Seit 1986 verbindet Lebenslaute klassische Musik mit politischem Protest
und gewaltlosem Zivilem Ungehorsam und macht damit auf
Menschenrechtsverstöße und Unrecht aufmerksam. Im Jahr 2014 erhielt die
Gruppe den Aachener Friedenspreis, zusammen mit der US-amerikanischen
Aktionsgruppe "Code Pink".

 * 

Aktionsticker:

10:50 Lebenslaute-Aktive steigen zu den Schienen der RWE-Braunkohlebahn
zwischen Bahnhof Buir und Mahnwache hinab.

10:55 Die Musiker*innen stellen sich entlang der Schiene auf und warten
darauf, dass eine der parallel auf die Schienen gegangenen Blockaden den
Zug stuppt.

11:00 Polizeibeamte gehen auf die Schienen und bilden eine Kette, um das
Betreten der Gleise zu verhindern. Kein Zug kann mehr fahren.

11:00 Lebenslaute beginnt mit Konzertmusik.

11:05 Die Strecke ist definitiv gesperrt, ein Kohlezug steht.

11:45 Nach der dritten Aufforderung verlassen die Aktiven den Aktionsort,
um nach der Personalienfeststellung noch im Hambacher Forst ein Konzert für
die Waldbewohner*innen zu geben.




[image: Foto: © Lebenslaute]

Konzertabschluss mit Herbstsonne

Foto: © Lebenslaute



13:45 Nach einem langen Waldspaziergang hat Lebenslaute den Ort erreicht,
der einst Oaktown war. Einzelne Lebenslaute waren auch während den
Räumungen hier und in anderen Teilen des Hambacher Forst.

13:55 Es beginnt nun das Stimmen der Instrumente.

14:00 Mit dem 2. Satz von Telemanns Kantate "Der Morgen" beginnt das
Konzert der Lebenslaute.

14:50 Mit "Klimakiller Nr. 1", einer Bearbeitung von "Lord of the
Dance"-Musik vom Chor Andere Saiten.


Konzertprogramm Andante an der Kante 2018

Telemann - "Der Morgen"

Mendelssohn - Abschied vom Walde

In einem kühlen Grunde

Immer mehr Land

Rio Reiser - Wann

Schütz - Wie nun ihr Herren

Sagt, wo sind die Veilchen hin

Misty mountains

Distler - Es geht ein dunkle Wolk herein

Schostakowitsch - Walzer Nr. 2

 * 

Quelle:

Lebenslaute

E-Mail: info@lebenslaute.net

Internet: www.lebenslaute.net
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KOHLEALARM/478: Klimakampf und Kohlefront - das Ziel der Klimapilger ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 5. Oktober 2018

Schon 13.000 Kilometer für Klimagerechtigkeit:

Klimapilger nehmen Kurs auf Leipzig, Dresden, Lausitz, Potsdam, Berlin und
Katowice



Knapp einen Monat nach ihrem Start in Bonn haben die Klimapilger schon
13.000 Kilometer "unter den Füßen". Insgesamt 777 Teilnehmer/innen
hatten die einzelnen Tagesetappen(1) insgesamt, darunter auch 250
Grundschüler, zahlreiche Pfarrer/innen und Pastor/innen und auch
vierbeinige Begleiter wie Lamas und Hunde. Auf ihrem rund drei Monate
andauernden und 78 Tagesetappen umfassenden Weg sind täglich kleine
und große Veranstaltungen, Andachten, Aktionstage und Demonstrationen
geplant.

Am 22. Oktober kommen die Pilger zu einem Aktionstag nach Leipzig und
pilgern am 25.10. in das Dorf Pödelwitz, das 2028 für den
Braunkohle-Tagebau vernichtet werden soll. Am 1. November treffen die
Pilger in Dresden Bischof von Timmerervers, werden im Landtag von
Landtagspräsident Dr. Matthias Rößler begrüßt, besuchen die Gläserne
Manufaktur und treffen sich in der Frauenkirche zum ökumenischen
Abendgebet und zur Podiumsdiskussion über Klimagerechtigkeit. Am
nächsten Vormittag ziehen sie mit ca. 100 Menschen von Dresden-Zentrum
bis zum Weißen Hirsch.

Anfang November durchqueren die Pilger die Lausitz und treffen am 6.11.
im Bergschlösschen Spremberg auf Tagebaubetroffene, die über ihre
Erfahrungen mit erlebten und drohenden Umsiedlungen. Nach einem
Aktionstag in Cottbus am 8.11. geht es mit einer großen Pilgerprozession
am 9.11. zu Fuß nach Jänschwalde, wo die Pilger direkt vor dem Kraftwerk
zu einer Kundgebung aufrufen. Potsdams Oberbürgermeister Jann Jakobs
empfängt die Pilger am 22.10. in Potsdam, wo bei einem Aktionstag u. a.
eine Prozession mit Schüler/innen, ein Mittagsgebet auf dem Marktplatz,
Gespräche im Landtag und ein Besuch im Institut für Klimafolgenforschung
(PIK) anstehen.

Den deutschen Höhepunkt & zugleich Abschluss bildet die Übergabe der
Forderungen und Fürsprachen an Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier
(angefragt) und die Mitglieder der Kohlekommission am 26.11. in Berlin. Am
7. Dezember werden die Pilgerinnen und Pilger dann in Katowice erwartet

(Alle Programmdetails finden Sie weiter unten.)

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember
im polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" (z. B.
Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig, Lausitz) und stärken sich
spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen Gebet.

Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs, u. a. die Einleitung des Kohleausstiegs in Deutschland.

Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für Klimagerechtigkeit
unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern eingeladen - auch spontane
Tagespilger sind willkommen. Der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit wird unterstützt von einem breiten ökumenischen Bündnis
aus 40 Organisationen, Initiativen und Unternehmen, darunter Brot für die
Welt, das Bischöfliche Hilfswerk MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD), die Deutsche Bischofskonferenz und das
Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'. Schirmherr/innen des ökumenischen
Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig
Schick und Umweltministerin a. D. Barbara Hendricks.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de

Anmerkung:

(1) bei Dauerpilgern sind Mehrfachzählungen möglich


STATIONEN & PROGRAMM

(Tagesaktuelle Informationen bitte immer unter www.klimapilgern.de
entnehmen)

22.-25. Oktober Leipzig & Pödelwitz

22.10. 17:00 Bärbel Wartenberg-Potter, Bischöfin i.R.

Friedensgebet und Predigt, Nikolaikirche

23.10. 10:00 Alternative Stadtführung zu Kraftorten der

Nachhaltigkeit, Propsteigemeinde

16:00 Empfang im Rathaus

18:00 Themenabend zum Klimawandel in Tansania,

Indien und Papua-Neuguinea

"Schöpfungsverantwortung und globale Solidarität"

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig

19:00 Dialog und Abendessen Peterskirche

24.10. 9:00 Start zum Pilgern nach Groitzsch,

ca. 20 km Martin-Luther-Gemeindehaus, Markkleeberg

19:00 Gespräche mit der Jungen Gemeinde und den Pilgern

Gemeindehaus Groitzsch, neben Kirche Wiesengasse 3

25.10. 9:00 Start zum Pilgern nach Deutzen über Pödelwitz 20 km

10:30 Gespräch mit der Initiative "Pödelwitz bleibt" 

Kirche, Pödelwitz 14, 04539 Pödelwitz

17:00 Gottesdienst Katholische Gemeinde Deutzen

19:00 19 Uhr Gespräch mit Initiative 

"Ökum. Umweltkirche" Katholische Gemeinde Deutzen

1./2. November Dresden

1.11. 9:00 Morgengebet mit kath. Bischof von Timmerevers

St. Petrus Kirche, Dohnaer Str. 53

vorm. Begrüßung durch Landtagspräsident 

Dr. Matthias Rößler, Sächsischer Landtag

14:00 Diskussionsrunde E-Mobilität in Gläserner Manufaktur

Gläserne VW-Manufaktur

18:00 Ökumenisches Abendgebet Untere Frauenkirche

19:00 Podiumsdiskussion "Klimagerechtigkeit - geht doch?! 

Welche Schritte gehen wir in Sachsen?" mit

Vertretern der Landesregierung (angefragt), 

Felix Ekardt (BUND Sachsen) und Christine Müller (Ev. Luth.
Landeskirche Sachsens)

Untergeschoss der Frauenkirche


2.11. 9:30 Pilgerweg/ Prozession von Dresden (Scheune)

bis Weißer Hirsch (ca. 100 Personen)

6./8./9. November Lausitz (Kamenz - Cottbus - Jänschwalde

6.11. 18:00 Podiumsdiskussion mit Tagebau-Betroffenen

Bergschlösschen Spremberg

8.11. vorm. Aktionstag in Cottbus (in Planung: Workshop

Stadtwerke, Besuch Menschenrechtszentrum,

Vorstellung vom Zentrum für Dialog und Wandel,

Gespräch mit Prof. Zundel oder Prof. Koziol.

Besuch des Innovationszentrums

12:00 Mittagsgebet mit Bischof Markus Dröge

Besuch der Synagoge in der ehem. Schlosskirche

gemeinsam mit Bischof Dröge

Synagoge

18:00 ökumenische Abendandacht mit der

Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen (ACK),

Marktkirche

ökumenische Filmbegegnung in der Oberkirche Marktkirche

9.11. 9:00 Morgenandacht & Reisesegen Klosterkirche Cottbus

9:30 Aufbruch zur großen Prozession nach Jänschwalde

(angemeldete Demonstration)

10:15 Spreewehrmühle Spreewehrmühle

11:15 Schmerzpunkt Aussichtspunkt Tagebau Cottbus-Nord

13:00 Erlebnispark Teichland / Neuendorf
www.erlebnispark-teichland.de

14:45 Bhf. Peitz-Ost

15:00 Große Aktion zum Schmerzpunkt Kraftwerk Jänschwalde

Parkplatz vor dem Kraftwerk Jänschwalde

17:00 Ankunft Jänschwalde

19:00-20:30 Konzert "Alte Lieder in neuem Gewand" im Gemeindehaus

22. November Potsdam

22.11. 9:00 Empfang Oberbürgermeister Jann Jakobs Stadthaus

9:45 angemeldete Prozession zum Alten Markt mit
Potsdamer*innen & Schüler*innen

10:30 Ökumenisches Mittagsgebet für die Bewahrung der

Schöpfung, Generalsuperintendentin Asmus (Ev.),

Probst Franke (Kath.), Per. Voller-Morgenstern

(Ev.-meth.) + Pilger*innen

Alter Markt/vor Nikolai-Kirche 

11:15 Gespräch im Landtag (Grußwort Präsidentin,

Fraktionen B90/Die Grünen, CDU, LINKE, SPD)

14:30 Institut für Klimafolgenforschung (PIK)

17:00 Offener Abend mit Erfahrungsbericht Pilger*innen,

Vorstellung Kirchenstromprojekt (Ökokreis Potsdam),

Bericht aus der Kohlekommission (Dr. Matthes, Öko-Institut) bis 19
Uhr

Gemeindehaus Kiezstraße 10


23.11. 11:00 Institut für transformative Nachhaltigkeitsforschung
(IASS) Potsdam, Berliner Str. 130

25./26. November Berlin

25.11. 14:00 Familien-Pilgern von Lichtenrade nach Kreuzberg mit
Barbara Hendricks

17:00 Ankommen Kreuzberg Melanchthon-Gemeinde, Kreuzberg

18:00 Podiumsdiskussion mit Barbara Hendricks,
Gerd Harms und polnischen Vertretern: 

"Warum die Sonne immer im Westen untergeht - Klimawandel
sucht Energiewende" und Moderator Gerd Harms, (ehem. Staatssekretär)

Gemeindesaal der Melanchthon-Kirche in Berlin, Planufer 84

26.11. 9:30-11:30


Übergabe der Forderungen und Fürsprachen an

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier und die

Mitglieder der Kohlekommission, Pilger laden die

Mitglieder der Kohlekommission ein zum Gespräch

und zur Andacht

Bundeswirtschaftsministerium

&Invalidenpark

14:00 Brot für die Welt: Gesprächsrunde mit Cornelia

Füllkrug-Weitzel, (Präsidentin Brot für die Welt)

und Jochen Flasbarth, Staatssekretär im

Umweltministerium, Thema: "Die Rolle

Deutschlands bei den Klimaverhandlungen"

Festsaal im Lazarus- Haus, Bernauerstr. 177

18:00 Ökumenischer Gottesdienst "Gegenwart erkennen

und Zukunft gestalten. Vom Mut zum Aufbruch.

(Ich bin ein Gast auf Erden, verbirg deine Gebote nicht

vor mir. Ps. 119, 19) mit Bischof Dr. Markus Dröge

(Berlin), Erzbischof Schick (Bamberg), Bischof Dr.

Marian Niemiec, Ev.-Augsb. Kirche Polens,

Katowice, Erzbischof Wiktor Skworc, Röm.-Kath.

Kirche Polens, Katowice, Bischof Marek Karol Babi,

Polnisch-Ökumenischer Rat, Mariawiten, Pfr. Dr.

Grzegorz Giemza, Direktor des

Polnisch-Ökumenischen Rates/ Ehrengäste: Dr. Dietmar

Woidke, Beauftragter der Bundesregierung für die

Beziehungen nach Polen (angefragt), Prof. Andrzej

Przylbski, Botschafter der Republik Polen in Berlin

(angefragt)


Versöhnungskapelle, Berlin-Mitte, Bernauer Str. 4

27.11. 8:00 Aussendung Pilger*innen Hbf Berlin -

Katowice durch Bischof Dröge und Erzbischof Schick

(Abfahrt 11:45) Unterkunft oder Hbf Berlin

7. - 9. Dezember Katowice (Vorschau)

7.12. Ankunft Pilger*innen in Katowice, Vereinigung der

internationalen Pilgerströme und gemeinsames Pilgern

8.12. Workshops

9.12. Ökumenischer Gottesdienst in Katowice

www.klimapilgern.de

www.facebook.com/klimapilgerweg

www.twitter.com/KlimapilgernDE

www.instagram.com/klimapilgerweg

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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KOHLEALARM/477: Klimakampf und Kohlefront - spontaner Entschluß ... (Stiftung Bildung )


Stiftung Bildung - Pressemitteilung vom 5. Oktober 2018

Hambacher Wald: Jugendliche unterbrechen Konferenz für Besuch

Junge Menschen müssen in Zukunftsfragen mitgestalten




	Rund 40 Jugendliche aus ganz Deutschland haben heute [5.10.] im Hambacher Wald gegen den Klimawandel demonstriert und ein Zeichen für eine aktive Jugendbeteiligung gesetzt.

	Dafür sind sie am frühen Morgen aus Wolfsburg aufgebrochen und haben eine viertägige Jugendkonferenz der spendenfinanzierten Stiftung Bildung unterbrochen.



Ziel der jungen Leute ist: "Sie wollen mitreden und gehört werden", sagt
Johannes Domnick, der als Referent für Bildung für nachhaltige
Entwicklung der Stiftung Bildung mit vor Ort war. "Denn gerade der
Klimawandel betrifft nicht nur Erwachsene - er bedroht unsere
Lebensgrundlage und die nachfolgender Generationen." Zukunftsfähigkeit
und Jugendbeteiligung sind daher auch die zentralen Themen der Konferenz
- zusammen mit der Frage, wie man beides schon in Kitas und Schulen
vermitteln und ermöglichen kann.

Die Jugendlichen nehmen zurzeit an der 2. Jugendkonferenz zu Bildung für
nachhaltige Entwicklung (BNE), der youcoN, zusammen mit über hundert
anderen teil. "Viele wollen diskutieren, was Bildung zu
gesellschaftlichen Transformationsprozessen hin zu einer nachhaltigen
und global gerechten Welt beitragen kann", erzählt der 22-jährige
Domnick. "Doch im Hambacher Wald findet gerade das statt, worüber wir
auf der youcoN reden." Die Fahrt zum Hambacher Wald fand daher auf
Wunsch einiger der Konferenzteilnehmenden statt. Die Stiftung Bildung
hat daraufhin, zusammen mit der Klima-Allianz Deutschland, den Ausflug
organisiert

Domnick: "Öko-soziale Transformation ist ein Prozess, in dem es
unausweichlich zu Konflikten kommt." Eine konstruktive Bearbeitung
dieser Konflikte gelinge nur, wenn alle betroffenen Akteursgruppen
beteiligt würden. Eine dieser Gruppe seien abertausende Jugendliche in
Deutschland, die bis heute kaum gehört werden. Die Gruppe aus Wolfsburg
konnte vor Ort bei ihrem Besuch den Kohletagebau und den bedrohten
Hambacher Wald aus nächster Nähe angucken und sich über die aktuellen
Proteste und Hintergründe informieren.

In einem Demonstrationsmarsch gingen die Jugendlichen bis zu der
Waldgrenze und eröffneten dort ihre Diskussionsrunde, zu der sie im
Vorfeld verschiedene politische Entscheidungsträger*innen eingeladen
hatten, um mit ihnen zu debattieren, wie junge Menschen mehr an allen
politischen Entscheidungen und insbesondere die, die ihre Zukunft
bestimmen, teilhaben können.

Keiner der geladenen Gäste kam zu der Aktion, was sich in der
Diskussionsrunde symbolisch mit einem leeren Stuhl zeigte.

Am Ende pflanzten die jungen Menschen Baumsetzlinge in den Boden, um den
Keim für eine aktive Jugendbeteiligung und ein Zeichen gegen die
Abholzung des Hambacher Waldes zu setzen.


Hintergrund: Insgesamt nehmen an der 2. youcoN, der
Jugendkonferenz zu Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE), 150 junge
Menschen teil. Sie ist Teil des Jugendbeteiligungsprojektes youpaN, mit dem
die Stiftung Bildung junge Menschen unterstützt, sich beim Nationalen
Aktionsplan BNE einzubringen. Unter diesem Dach nehmen einige von ihnen
regelmäßig an hochrangigen Gremiensitzungen teil und steuern Erfahrungen
bei. Gefördert wird das Projekt youpaN vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung.


Die Stiftung Bildung setzt sich bundesweit für vielfältige und
partizipative Bildung ein, vor allem für eine Beteiligung der Kinder und
Jugendlichen in allen sie betreffenden Fragen. Sie stärkt das
zivilgesellschaftliche Engagement im Bildungsbereich durch den Aufbau
eines bundesweiten Netzwerkes der Kita- und Schulfördervereine und die
Unterstützung der Aktiven direkt vor Ort. Ziel der Stiftung Bildung ist,
Themenanwältin für beste Bildung bundesweit zu sein und Spenden zu
Gunsten von Kitas und Schulen einzuwerben.

 * 

Quelle:

Stiftung Bildung

Am Festungsgraben 1, 10117 Berlin

E-Mail: info@stiftungbildung.com

Internet: www.stiftungbildung.com
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AKTION/7217: Köln - Tag der offenen Tür am Institut für Restaurierung am 14.10.2018


idw - Pressemitteilung: Technische Hochschule Köln

Tag der offenen Tür am Institut für Restaurierung 

Ausstellung, Experimente, Werkstattführungen



An historischen Gemälden, Skulpturen und Schriften, aber auch an
moderner Kunst nagt zwangsläufig der Zahn der Zeit. Wie
Restauratorinnen und Restauratoren das wertvolle Kunst- und Kulturgut
erhalten, zeigen Lehrende und Studierende des Instituts für
Restaurierungs- und Konservierungswissenschaft (CICS) der TH Köln beim
ersten europaweiten Tag der Restaurierung. Zum Tag der offenen Tür mit
einer Ausstellung, Experimentierstationen und Werkstattführungen sind
alle Interessierten eingeladen

am Sonntag, 14. Oktober 2018, von 10.00 bis 18.00 Uhr

auf dem Campus Südstadt, Ubierring 40, 50678 Köln.

In einer Schau zeigen die Studierenden, wie der Arbeitsalltag von
Restauratorinnen und Restauratoren aussieht, welche typischen
Arbeitsabläufe es gibt und wie das Studium aufgebaut ist. An
Experimentierstationen können die Besucherinnen und Besucher selbst
Bilder retuschieren, Textilien oder Holzarten identifizieren,
Drucktechniken erlernen oder farbige Holzoberflächen reinigen. Bei
Führungen durch die Werkstätten zeigen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der fünf Studienrichtungen des Instituts, an welchen teils
jahrhundertealten Objekten sie aktuell arbeiten.

Beim ersten Europäischen Tag der Restaurierung geben Museen, private
Ateliers, Hochschulen und Denkmalämter Einblicke in die Arbeit ihrer
Restauratorinnen und Restauratoren. Der Europäische Dachverband der
Restauratorenverbände E.C.C.O. koordiniert den Aktionstag.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution21

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Köln, 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4438: Jena - Reiseeindrücke Vietnam, Fotoausstellung 15.10.-14.12.2018


idw - Pressemitteilung: Ernst-Abbe-Hochschule Jena

Reiseeindrücke Vietnam

Fotoausstellung ab dem 15. Oktober in der EAH Jena



"Da stehen wir nun - gerade angekommen - mitten in Hanoi und lassen
uns jetzt und für zwei Wochen gefangen nehmen von dem quirligen
Treiben um uns herum und den freundlichen Menschen", so die Fotografen
Höllering und Herzer über ihre Reise nach Vietnam.

Die beiden Jenaer haben unabhängig voneinander Vietnam erkundet. Der
eine per Bus und der andere per Rad. Der eine im Frühjahr und der
andere im Herbst. Viele der besuchten Orte waren die gleichen. Die
Begegnungen mit den Menschen und die erlebten Landschaften waren
andere. Es war, so die beiden: "ein umfangreiches Programm und wir
haben viel über das Land erfahren - die Geschichte, das Leben und die
Vorstellungen von der Zukunft. Geblieben sind die Eindrücke und
Bilder, die Erinnerung an die vielfältigen kulinarischen Erlebnisse -
vor allem aber an die offenen und freundlichen Menschen.

Mit unseren Bildern wollen wir den Versuch machen, einige
Reiseeindrücke zu vermitteln. Das können immer nur Momentaufnahmen
sein und kann nicht den Anspruch erheben, das ganze Land in seiner
Vielfalt zu zeigen. Vielleicht sind sie ja Anregung, das Land selbst
zu erkunden. Dann können wir gern mit unseren Erfahrungen zur Seite
stehen."

"Reiseeindrücke Vietnam"

Fotografien von Reiner Höllering und Rainer Herzer

EAH Jena, Haus 5, Treppenhaus 7

15.10.2018 - 14.12.2018

keine Ausstellungseröffnung

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.eah-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution339

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ernst-Abbe-Hochschule Jena, 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/2387: Bayreuth - Jahrestagung des Transatlantic Law Forum zum Thema 'Repräsentation', 19.-20.10.


idw - Pressemitteilung: Universität Bayreuth

Wählen oder Abstimmen? 

Transatlantic Law Forum tagt erstmals an der Universität Bayreuth



Zum ersten Mal treffen sich die Juristen, Politologen, Soziologen und
Ökonomen aus den USA und Europa, die sich im Transatlantic Law Forum
zusammengetan haben, an der Universität Bayreuth. Die elfte
Jahrestagung des TLF beschäftigt sich mit dem Thema 'Repräsentation'.

"Plebiszite sind en vogue, Transparenz erlebt ein Allzeithoch", sagt
der renommierte politische Soziologe Prof. em. Michael Zöller,
ehemaliger Lehrstuhlinhaber an der Universität Bayreuth und
Mitorganisator des TLF: "Abgeordnete und leitende Beamte bewegen sich
rund um die Uhr unter Scheinwerfern. Institutio-nen, die wir
normalerweise nicht mit demokratischer Repräsentation in Verbindung
bringen, wie zum Bei-spiel Gerichte, private Gesellschaften, und
Universitäten, haben dem Druck nach mehr Offenheit, Beteiligung der
Stakeholder und Zurechenbarkeit nachgegeben", resümiert Zöller und
stellt fest: "Dennoch scheinen sich Wähler in den Vereinigten Staaten
und in vielen EU-Ländern nicht gut vertreten oder gut regiert zu
fühlen. Populistisches Missbehagen scheint Hand in Hand mit
Demokratisierung gegangen zu sein."

Deshalb beschäftigt sich die elfte Jahrestagung des Transatlantic Law
Forum mit dem Thema 'Repräsentation'. Zum ersten Mal treffen sich die
Juristen, Politologen, Soziologen und Ökonomen, die sich im TLF
zusammengetan haben, an der Universität Bayreuth. Bisher fand die
Jahrestagung abwechselnd an Universitäten in Deutschland und den USA
statt. In Bayreuth werden führende Experten aus europäischen Ländern
und den Vereinigten Staaten 'Repräsentation' aus einer Vielzahl von
Perspektiven untersuchen. Was können (und sollen) Volksvertretungen
und Parteien tun oder besser machen? Sollten wir danach streben,
weitere Institutionen repräsentativ zu gestalten? Und was genau hat
repräsentative Regierung mit rechtmäßiger, verfassungsmäßiger
Regierung zu tun?

Termin: Transatlantic Law Forum

19.Oktober: 9.30 -17.00 Uhr, Universität Bayreuth, S62/63 RW-Gebäude

Der Termin ist am ersten Tag öffentlich.

Die Tagungssprache ist Englisch.

20. Oktober: 9:00 -12.00 Uhr, Hotel Rheingold

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution4

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth, 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1244: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Das Programm im November 2018




Kulturcafé Komm du - Das Programm im November 2018

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Theater, Comedy, Puppentheater für Kinder und eine Ausstellung




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de
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Der Batikkünstler Filex Msalu aus Arusha, Tansania und ein Exponat seiner Ausstellung im Kulturcafé Komm du (13.10. bis 7.12.2018)

Foto links: by Swahili Records, rechts: by Filex Msalu



Ausstellung "SWAHILI ARTS EXHIBITION" (13.10.2018 bis 7.12.2018)

Batiken des Künstlers Filex Msalu aus Arusha, Tansania 

Unter dem Titel SWAHILI ARTS EXHIBITION werden ab dem 13.10.2018 im
"Komm du" Werke des bekannten Batikkünstlers Filex Msalu aus Arusha,
Tansania gezeigt. Inspiriert von der Landschaft, den Menschen, der
Musik und Kultur Tansanias fertigt Msalu seine farbenfrohen Motive
auf Baumwollstoffen in traditioneller Handarbeit aus geschmolzenem
Kerzenwachs und mit Farben auf Wasserbasis. Der Künstler hat eine
Vorliebe für abstrakte Kunst, was sich in einigen seiner Werke,
deren Größe von 20 x 60 cm bis über 2,0 m variiert, spiegelt.
Präsentiert wird die Ausstellung vom Hamburger Musik-Label Swahili
Records, das sich als Botschafter der Swahili-Kultur versteht und
mit großem Engagement Künstler aus den suahelisprachigen Regionen
Afrikas dabei unterstützt, ihr Wissen und ihre Kultur in Deutschland
zu vermitteln. 

Die Ausstellung im Komm du läuft bis zum 07.12.2018.

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/kunst/veransta/vaus9543.html

http://www.swahilirecords.com/

https://www.youtube.com/watch?v=dvAS7SWORrE
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[image: Die rote Wüste des Outback macht rund 80 Prozent des Australischen Kontinents aus - Fotos: © by Gabriele Leichsenring]

Vom Urwald ins Outback - eine faszinierende Reise durch Australiens Süden

Vortrag und Lesung von Wolf Leichsenring am Donnerstag, den 1.11.2018 im "Komm du" in Hamburg-Harburg

Fotos: © by Gabriele Leichsenring



Donnerstag, 1. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Diavortrag und Autorenlesung

Wolf Leichsenring: "Vom Urwald ins Outback - Australiens Süden"

Vortrag und Lesung aus dem Reisetagebuch werden mit zahlreichen Dias illustriert.

Über 35 Jahre lang waren Gabriele und Wolf Leichsenring mit dem
Wohnmobil unterwegs, zunächst in Europa, nach dem Ende ihrer
beruflichen Tätigkeit u.a. auch in Nordamerika, Neuseeland und
Afrika. Im Jahr 2016 bereisten sie Australien. Eineinhalb Mal um die
Erde, also rund 60.000 Kilometer, legten die beiden
Reisejournalisten bei der neunmonatigen Rundfahrt um den Fünften
Kontinent zurück. 

Im "Komm du" berichtet Wolf Leichsenring in seinem ersten von
insgesamt fünf Diavorträgen über Australien und Tasmanien von der
Reise durch den Süden des Landes. Diese beginnt in der Hauptstadt
Canberra. Es folgen Impressionen aus den Großstädten Melbourne und
Adelaide sowie Eindrücke vom Urwald ähnlichen, undurchdringlichen
"native bush" im Südosten des Kontinents. Die Reiseroute führt dann
nach Westen, verläuft mal direkt an der Küste, z.B. entlang der
weltbekannten Great Ocean Road, mal etwas weiter im Hinterland. Und
es gibt einen Abstecher zur Känguru-Insel, der drittgrößten Insel
Australiens mit ihrer reichhaltigen Tierwelt. Je weiter die beiden
Weltenbummler nach Westen vordringen, umso wüstenhafter wird die
Landschaft. Sie durchkreuzen die Nullarbor Plain, jene baumlose
Wüste direkt an der australischen Südküste, und landen schließlich
im typischen Outback, der lebensfeindlichen roten Wüste, die rund 80
Prozent des Kontinents ausmacht. Im Wüstenort Coober Pedy endet die
Reise.

Besetzung: 

Wolf Leichsenring (Weltenbummler und Reisejournalist)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/veranst/bkvo8381.html

https://ga-wo.leichsenring.net/reisen/?page_id=1835

https://ga-wo.leichsenring.net/kreativ/?page_id=1188
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Tanzen ... Tanzen ... Tanzen - Von Gypsy-Ska bis ganz weit wech... 

Der BalkanKubaDeutschFolk der vierköpfigen Band Dervjani aus dem Wendland geht direkt in die Beine

Foto: © by Dervjani



Freitag, 2. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Dervjani: Von Gypsy-Ska bis ganz weit wech... | Balkan-Kuba-Deutsch-Folk aus'm Wendland

Tanzen... Tanzen... Tanzen...

Die vierköpfige Band "Dervjani" aus dem Wendland bringt die Musik
der Roma vom Balkan in ganz eigenem tanzbaren Stil auf die Bühne.
Ihr Repertoire umfasst darüber hinaus auch Songs aus Kuba, Russland
und aus deutschen Landen - alles im tanzbaren Off-Beat, dem sich
kaum jemand entziehen kann. Aber das soll ja auch keiner...

Besetzung:

Jörg Bobrik (Gitarre, Gesang)

Titus Bahner (Akkordeon, Mandoline, Gesang)

Johannes Gerber (Percussion, Gesang)

Thorsten Tegeler (Bass)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/folk1380.html

http://jörgsonbobrik.de/Dervjani.php

https://www.youtube.com/watch?v=hRxchFwK5Ms
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[image: Das Ensemble 'Gutes Theater' - v.l.n.r.: Bernd Janeke, Ute Olk und Fernando Zietek - Foto: © by Ensemble 'Gutes Theater']

V.l.n.r.: Bernd Janeke, Ute Olk und Fernando Zietek von Ensemble "Gutes Theater"

Foto: © by Ensemble 'Gutes Theater'



Samstag, 3. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Theater

Tragikomödie "Kunst" - Gastspiel des Ensembles "Gutes Theater"

Vorsicht! Schauspiel-Kunst im "Komm du".

Hätten Sie gewusst, wie viele Werke des zeitgenössischen Künstlers
Antrios derzeit im Pariser Centre Pompidou ausgestellt werden? Vier.


"Gutes Theater" (ehem. "Kurz vorm Durchbruch") erzählt in seiner
aktuellen Produktion nach Yasmina Rezas Stück "Kunst" von drei
Freunden, die sich entzweien über die Einzigartigkeit eines Bildes
besagten Künstlers Antrios mit dem vielsagenden Titel "Weiße Linien
auf weißem Grund". Aber Entwarnung: es ist eine Komödie! Mit
bissigem Tiefgang über mangelnden Humor und das mögliche Ende einer
wunderbaren Freundschaft.

Kunstkenner wussten es schon: den Maler Antrios gibt es im echten
Leben natürlich gar nicht.

Besetzung:

Ute Olk (Dichterunikat und Muse, spielt "Jeanne")

Bernd Janeke (Tenor und Chorknabe, ist "Yvan")

Fernando Zietek (Lebenskünstler, gibt "Serge")

Regie: Fernando Zietek

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/theater/veranst/tvsk0363.html

http://www.kulturwerkstatt-harburg.de/Seiten/gruppen.html
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[image: Die Musik der 25-jährigen Sängerin, Songwriterin und Gitarristin Moorea Masa aus Portland (USA) ist stark vom R&B beeinflußt - Foto: © by Moorea Masa]

Mit ihrem frisch erschienenen Debütalbum "Shine A Light" ist Moorea Masa aus Portland (USA) in Europa auf Tour

und macht am Mittwoch, den 7. November 2018 Station im "Komm du" in Hamburg-Harburg.

Foto: © by Moorea Masa



Mittwoch, 7. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Moorea Masa (solo): "Shine A Light" | R&B und Soul aus Portland (USA)

Ihre Stimme ist seidig und klar, ihr Gesang geprägt durch den
gekonnten Wechsel zwischen Kraft und Zurückhaltung. Die Musik der
25-jährigen Musikerin Moorea Masa aus Portland (USA) ist stark vom
R&B beeinflußt. Doch auch Folk- und Popelemente sind zu finden, ohne
dass sich die Musik in eine bestimmte Schublade einordnen ließe. Mit
ihrem frisch erschienenen Debütalbum "Shine A Light", das im Oktober
2018 nun auch in Europa veröffentlicht wird, im Gepäck tourt die
junge Musikerin durch Europa und macht am Mittwoch, den 7. November
2018 Station im "Komm du" in Hamburg-Harburg.

Die Songs der CD "Shine A Light", die von Jeremy Most mitproduziert
wurde, tragen autobiografische Züge und beschäftigen sich mit Themen
wie Liebe, Verlust, versteckter Schmerz und wie es ist, eine Frau zu
sein. Auf Fragen zur neuen Single erklärt Masa: "'Shine A Light'
kommt aus der Tiefe einer manchmal schwierigen Kindheit und möchte
den Glauben daran ausdrücken, dass man das Leben hinterfragen muss,
denn sonst ist es nicht wert, gelebt zu werden. Ich habe wirklich
mein ganzes Herz in dieses Album gesteckt."

Besetzung:

Moorea Masa (Sängerin, Songwriterin und Gitarristin)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/folk1381.html

http://www.mooreamasa.com/

https://www.youtube.com/watch?v=XQUmUSt0acA
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[image: Buchcover 'Vom Empire zum Brexit - England im Wandel' und ein Portrait des Autors Rainer F. Brunath - Foto links: by Fotolia, Umschlag-Gestaltung: Dieter Kindel - rechts: © by Rainer F. Brunath]

Das Buch "VOM EMPIRE ZUM BREXIT" von Rainer F. Brunath erschien im Herbst 2017 im Region Verlag

Foto links: by Fotolia, Umschlag-Gestaltung: Dieter Kindel - rechts: © by Rainer F. Brunath



Donnerstag, 8. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Autorenlesung

Rainer F. Brunath: "Vom Empire zum Brexit - England im Wandel" 

Der Autor Rainer F. Brunath skizziert den Aufstieg Englands zur
größten Wirtschafts- und Kolonialmacht der Geschichte. Vom
Mittelalter bis zum "Brexit" zeigt dieses Buch die Kontinuitäten und
Wandlungen der Politik Londons auf, denen als gemeinsamer Nenner
stets wirtschaftliche Interessen, d.h. die Interessen der Eliten,
zugrunde lagen. "Wir Briten haben unsere eigenen Träume", meinte
einst Winston Churchill. Gilt das auch für heute, wenn wir an das
Problem Brexit denken? Wie kam es überhaupt dazu? Wer oder was war
schuld?

Diesen Fragen geht der Autor in seinem Buch "Vom Empire zum Brexit -
England im Wandel", das er am Donnerstag, den 8. November 2018
zusammen mit seiner Tochter Carola Brunath im "Komm du" vorstellen
wird, nach und lädt anschließend ein zu Gespräch und Diskussion.

Besetzung:

Rainer F. Brunath (Autor)

Carola Brunath

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/veranst/dbvl6183.html

http://www.euroexit.org/index.php/2018/02/02/buchbesprechung-von-empire-zum-brexit/

https://media.hugendubel.de/shop/coverscans/304PDF/9783981874907_leseprobe_01.pdf
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Die SOLTOROS nennen ihre Musik "FlamenKO-Rock, der vom Herzen und aus dem Bauch kommt."

Foto: © by Jens Butz



Freitag, 9. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Soltoros | Rock, verträumte Balladen, jazzige Chansons und spanische Rhythmen

Musik mit spanischem Touch und ansteckender Lebensfreude spielen
Peggy "Sol" Sunday und Torsten "El Toro" Ziemann (beide Gesang und
Gitarre). Die Künstler verbindet der Spaß an ihrer großen
Leidenschaft, der Musik, den sie durch Coverversionen mit
komödiantischen deutschen Texten unterstreichen. Die Soltoros
mischen verträumte Balladen, jazzige Chansons und internationalen
Rock und Pop mit selbstkomponierten Liedern in Englisch, Deutsch,
Spanisch und Französisch zu einem eigenen Klangkosmos, den sie
scherzhaft "FlamenKO-Rock" nennen. Man kann dazu auch tanzen!

Besetzung:

Peggy "Sol" Sunday (Gesang und Gitarre)

Torsten "Toro" Ziemann (Gesang und Gitarre) 

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/pop-5299.html

http://www.soltoros.de

https://www.youtube.com/watch?v=oG358xby-DM
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Gags, Geschichten und gute Unterhaltung mit Stand-Up-Comedy

Am Samstag, den 10.11.2018 moderieren Charlotte & Ralf ihre zweite Eins-A-Comedy-Show mit Gästen im "Komm du" in Hamburg-Harburg

Foto: © by Klaus Friese



Samstag, 10. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Comedy und Kabarett

Eins-A-Comedy mit "Charlotte und Ralf" | Stand-Up-Mixed-Show

Gags, Geschichten und gute Unterhaltung mit neuen Talenten aus der
"Akademie für Entertainment" und Gästen

Eins-A-Comedy heißt: es darf gelacht werden! Mehrere Comediennes und
Comedians teilen sich die Bühne und bieten Stand-Up-Comedy in all
seinen Facetten. Sie berichten - höchst pointiert und saukomisch -
von den großen und kleinen Geschichten aus Alltag, Beruf und
Zeitgeschehen, die sie in letzter Zeit beschäftigt haben. Moderiert
wird das Ganze von Charlotte Wolff und Ralf Schulze. Sie sind nicht
nur professionelle Comedy-Autoren für Leute wie Alfons, Harald
Schmidt oder den Hamburger Kabarettisten Axel Pätz. Sie sind auch
die Gründer der "Akademie für Entertainment" und unterrichten seit
einigen Jahren Newcomer der Comedy-Szene. 

Die Künstler des Abends:

Roland Möller -        berichtet von den Sorgen und Nöten eines Taxi-Fahrers und beweist uns: Taxi-Fahrer sind auch Menschen

Stefan Schenke - neue witzige Geschichten vom Ein-Mann-Duo - ein Bauchredner aus Leidenschaft

Kristina Bogansky - charmant-direkte Comedienne aus Hamburg 

Ghasal Falaki - Neues aus dem hanseatisch-persischem Alltag

und einige Überraschungsgäste...

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/theater/veranst/tvkl0865.html

http://www.charlotteundralf.com

https://www.youtube.com/watch?v=FxdVSXlO6x0
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V.l.n.r.: Die Krimiautoren Kim Rylee, Roland Blümel und Alexandra Krebs

In ihrer Triple-Krimi-Lesung führen sie die Zuhörer an den Rand menschlicher Abgründe

Foto: © by Alexandra Krebs, Kim Rylee und Roland Blümel



Donnerstag, 15. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Autorenlesung

"Triple-Krimi-Lesung" mit Alexandra Krebs, Kim Rylee und Roland Blümel

Mysteriöse Morde, unheimliche Verehrer, eine Entführung, düstere
Prophezeiungen, ein Mord ohne Leiche und die Ermittlungen des
Kommissar Z. - in einer Krimilesung der besonderen Art, einer
sogenannten "Triple-Krimi-Lesung", tragen gleich drei Hamburger
Krimi-Autoren Auszüge aus ihren Büchern vor. Die meisten davon
spielen in Hamburg. Kim Rylee, Alexandra Krebs und Roland Blümel
führen die Zuhörer ihrer abwechslungsreichen und spannenden Lesung
an den Rand menschlicher Abgründe.

Besetzung:

Alexandra Krebs (Autorin)

Kim Rylee (Autorin)

Roland Blümel (Autor und Lektor)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/veranst/dbvl6184.html

http://diekrimiautorin.de/?m=201801

www.kim-rylee.de

http://rolandbluemel.de/
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[image: Sven-Ole Lüthke und Big Bad JOL bei einer Bluessession - Foto: © by Sven-Ole Lüthke]

Countryblues - rau, ungeschliffen und puristisch mit Sven-Ole Lüthke (links) und Big Bad JOL (rechts)

Foto: © by Sven-Ole Lüthke



Freitag, 16. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Sven-Ole Lüthke & Big Bad JOL | Countryblues - Stompin' Blues, Boogie & Ballads

Handgemachter Blues im Gewand des 21. Jahrhunderts

Als Duo touren Sven Ole Lüthke und Big Bad JOL seit einigen Jahren
im Hamburger Raum und nehmen ihre Zuhörer mit in die Gefühlswelt des
Blues. Locker und lässig, aber dennoch energiegeladen und immer mit
gebührendem Respekt vor ihren musikalischen Vorbildern, spielen sie
groovenden Mississippi Delta Blues, versetzt mit Country- und
Urbaneinflüssen und bereichert um puristisch bearbeitete
Rockklassiker. Ihr Stil kommt ohne großen technischen Aufwand aus
und konzentriert sich auf die akustische Wahrnehmung von Stimme und
Gesang.

Besetzung:

Sven-Ole Lüthke (Gitarre und Gesang) 

Big Bad JOL (Bluesharp und Gesang) 

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/mvbl0071.html

http://www.solblues.de

http://www.youtube.com/watch?v=R5K_Kfg-wqs
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[image: Kollin Kläff, der Schneemann und Ronny Regenwurm - Foto: © by Maya Raue]

"Kollin Kläff und der Nordpolkleber" - Eine Vor-Weihnachtsgeschichte für Kinder von 2 bis 10 Jahren

Foto: © by Maya Raue



Samstag, 17. November 2018, 2 Vorstellungen: 12 Uhr und 15 Uhr

Kollin Kläff und der Nordpolkleber | Puppentheater für Kinder ab 2 Jahren von und mit Maya Raue

Eine Vor-Weihnachtsgeschichte für Kinder von 2 bis 10 Jahren

Kollin findet eine Tube Nordpolkleber und überlässt sie zum Spielen
den Drachenkindern Donna und Blitz. Doch bei dem Versuch eine Wippe
zu bauen, gibt es klebrigen Zoff. Wenn sich zwei streiten, freut
sich der Dritte. Der Schneemann und sein neues Haustier Ronny
Regenwurm entdecken die liegengelassenen Sachen und sind begeistert.
"Wir bauen dir einen Spielplatz, Ronny!" beschließt der Schneemann
und sie bringen die Holzteile nach Hause zum Nordpol. Was wohl der
Weihnachtsmann davon hält? Nach den Vorstellungen (jeweils ca. 40
Minuten Spielzeit) dürfen die Kinder Kollin und seine Freunde ganz
aus der Nähe kennenlernen, von eigenen Erlebnissen berichten und mit
den Puppen spielen.

In der Puppentheatersaison 2018/2019 spielt Maya Raue, Erfinderin
der Puppentheaterreihe ohne Kasper, Hexe und Teufel noch bis April
2019 einmal monatlich im Kulturcafé Komm du in Harburg und jedesmal
eine andere spannende Geschichte von Kollin Kläffs Abenteuern. Mit
Herz und Humor agiert sie sowohl vor als auch hinter der Bühne und
erobert mit ihren selbstgeschriebenen Geschichten die Herzen der
kleinen und großen Zuschauer. 

Die Vorstellungen beginnen um 12:00 und um 15:00 Uhr - Einlaß jeweils eine halbe Stunde vorher. 

Eintritt: 6,- Euro pro Person und Vorstellung (Kinder zahlen ab 2 Jahren)

Kartenvorbestellung und Platzreservierung:

beim Puppentheater Maya Raue per Telefon: 040 / 18 20 48 76 

oder im Kulturcafé Komm du per Telefon:040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Besetzung:

Maya Raue (Puppenspielerin und Autorin)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/kind/veranst/kvpt0292.html

http://www.kollin-klaeff.de

https://www.youtube.com/watch?v=FwYzrY7_bKE
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Das Saxotones Jazz Quintett: Swingender Jazz - mit großer Spielfreude vorgetragen

Foto: © by Saxotones



Samstag, 17. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Saxotones Jazz Quintett | Swingender Jazz - Bop, Cool und Latin 

Der Name der Band steht für einen besonderen Sound, der wesentlich
durch die eher seltene Kombination von Tenor- und Baritonsaxophon
geprägt ist. Eine weitere Klangfarbe bringt das Bariton- in
Verbindung mit dem Altsax ins Spiel. Unterstützt von einer
swingenden Rhythmusgruppe aus Gitarre, Bass und Schlagzeug, bewegt
sich die Musik stilistisch innerhalb des klassischen Modern Jazz
zwischen Swing, Bop, Cool und Latin. Das Repertoire besteht
überwiegend aus Stücken der 1940er bis '60er Jahre, u.a. von Gerry
Mulligan, Dizzy Gillespie, Horace Silver und Joe Henderson, es sind
aber auch alte Bekannte aus dem 'Great American Songbook' dabei.
Unterhaltsame und informative Kommentare runden das Programm ab.
Alle Musiker sind seit vielen Jahren in der Hamburger Jazzszene
aktiv und bringen einen reichhaltigen Fundus an unterschiedlichsten
musikalischen Erfahrungen mit.

Besetzung:

Max Herr (Baritonsaxophon)

Karsten Ettling (Tenor- und Altsaxophon, Klarinette)

Volker Hahm (Piano)

Joachim Gerth (Kontrabaß) 

Till Pape (Schlagzeug)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/jazz2163.html

http://www.saxotones.de

https://www.youtube.com/watch?v=kNFCk1Jh54c
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[image: Die dänische Folk-Pop Sängerin Alice Rose und der neuseeländische Sänger und Liedermacher Jamie Collier - Foto links: © by Martin Menke, rechts: © by mtmsphoto 2017]

Am Mittwoch, den 21. November 2018 stellt die dänische Musikerin Alice Rose zusammen mit Jamie Collier

im "Komm du" in Hamburg-Harburg ihr neues Folk-Pop-Album "What To Do In The Rain" vor.

Foto links: © by Martin Menke, rechts: © by mtmsphoto 2017



Mittwoch, 21. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Alice Rose: "What To Do In The Rain" | Folk-Pop aus Dänemark, Support: Jamie Collier

Die dänische Sängerin, Songwriterin und Produzentin, Alice Rose hat
in ihrem Leben schon nahezu auf allem gespielt: auf Instrumenten wie
Ukulele, Klavier, Violine, Cello. Auf kleinen Bühnen wie OpenStages
oder auf großen wie dem Roskilde Festival. Anfang November erscheint
ihr neues Album "What To Do In The Rain", das eine neue musikalische
Seite der inspirierenden dänische Musikerin zeigt: handgespielte
Musik mit Gesang und Autoharp, welche sich deutlich von ihrem
bisherigem Genre der elektronischen Musik und computergenerierter
Pop-Musik absetzt. Mit dem Sänger und Gitarristen Jamie Collier aus
Neuseeland an ihrer Seite stellt Alice Rose am Mittwoch, den 21.
November 2018 im "Komm du" ihr zärtliches und atmospährisches Album
vor.

Support:

Jamie Collier - Sänger und Liedermacher in der Tradition von Neil
Young, Gillian Welch und Tom Waits.

Besetzung:

Alice Rose (Gesang, Autoharp (Kastenzither) und Geige) 

Jamie Collier (Gitarre und Gesang)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/folk1382.html

http://www.alicerosemusic.com/

https://www.youtube.com/watch?v=IvgPI3ZNtKE
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[image: Stephen Foley mit Gitarre bei einem Auftritt - Foto: © by Simone Vrckovski]

Stephen Foley

Foto: © by Simone Vrckovski



Donnerstag, 22. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Lyrik-Abend mit Musik

Stephen Foley liest Gedichte von Helmut Barthel

In angesagten Clubs und Hot Spots der Musikszene vor allem dem
norddeutschen Publikum als hervorragender Session- und
Live-Gitarrist und eloquenter Entertainer bekannt, rezitiert Stephen
Foley in seinem neuen Programm eine Auswahl von Gedichten und
Moritaten aus dem reichhaltigen Fundus des Autors und Lyrikers
Helmut Barthel - Politisches und Philosophisches, Mythisches und
Märchenhaftes, Humoriges und Groteskes. Dazu präsentiert der
Künstler eigene Kompositionen auf der Gitarre und Mundharmonika.

Ein Gottfried Kellerscher Taugenichts, der seinen Zuhörern mit
ansteckendem Lachen die duftende Hyazinthe entgegenhält? Ein
hippiesker Barde, der im Innern des Publikums längst zerrissen
geglaubte Saiten anklingen läßt? Oder ein irischer Highlander, der
aus den Nebeln des Vergessens Ahnungen von Dingen heraufbeschwört,
die älter als nur ein paar Jahrhunderte sind? All das ist Stephen
Foley nicht - und doch ein bißchen von alledem, wenn er die Werke
des norddeutschen Dichters Helmut Barthel vorträgt ...

Besetzung:

Stephen Foley (Rezitation, Gitarre, Mundharmonika)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/veranst/dbvl6188.html

http://www.maverlag.de

http://www.eventpeppers.com/de/steve-foley
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[image: Die vierköpfige Hamburger Folkband 'Ride Lonesome' bei einem Auftritt - Foto: by Alex Kiausch]

Ride Lonesome - "... die Hamburger Folk-Götter ..." (Hamburger Morgenpost)

v.l.n.r.: Gerhard Eising, Mike Jokers, Thomas Piesbergen und Michael Steen

Foto: © by Alex Kiausch



Freitag, 23. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Ride Lonesome | Underground, 60er Jahre Folk, Alternative-Country und Old Time Music

"Kaum zu glauben, daß hier ein deutscher Songwriter am Werke ist.
Thomas Piesbergen trägt mit herzzerreißend melancholischer Stimme
Songs im Spannungsfeld zwischen Old-Time, Country und Folk vor. Sie
klingen so authentisch, als seien es keine neuen Lieder, sondern
durch drei Musikergenerationen weitergereichte Traditionals.
Exzellent!", äußert sich das Musikmagazin Folker über Ride Lonesome.
Seit ihrer Gründung im Jahr 2013 ist die Gruppe zu einer der
aktivsten und eigenständigsten Folkbands in Hamburg geworden. Der
Sound ist geprägt von Autoharp-Flächen, traumhaft präzisen
Country-Licks und Slides der Gitarre, einem weichen, verspielten
Bass, federnder Mandoline und atmosphärischen Violin-Ornamenten. In
den klaren, kraftvollen und schwermütigen Kompositionen vereinen
sich 60er Jahre Folk, Alternative-Country und Old Time Music,
gefiltert durch über 25 Jahre Erfahrung im musikalischen
Underground, zu einem aus der Zeit gefallenen Song-Kosmos.

Besetzung:

Thomas Piesbergen (Gesang, Autoharp, Mandoline, Harmonica, Songwriting)

Micha Steen (Bass)

Gerhard Eising (Geige)

Torsten Kerting (Gitarre)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/folk1384.html

http://ride-lonesome.blogspot.de/

https://www.youtube.com/watch?time_continue=13&v=xwLpus7PC8M
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[image: Die drei Musiker der Hamburger Klezmerband 'A Mekhaye' mit ihren Instrumenten - Foto: by Hilke Möller]

Das Klezmer-Trio "A Mekhaye"

v.l.n.r.: Maike Spieker, Taly Almagor und Stefan Goreiski

Foto: by Hilke Möller



Samstag, 24. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

A Mekhaye | Traditionelle Klezmermusik, instrumental und mit Gesang

Mit Spielwitz arrangiert - mal melancholisch zart, mal mit Feuer zum Tanz

S'iz a Mekhaye! - Was für eine Freude! Dieser Ausruf erklingt, wenn
ein jiddisch sprechender Mensch seine Begeisterung ausdrücken will.
Ein ansteckendes Gefühl, insbesondere im Zusammenwirken mit Klezmer,
der jiddischen Hochzeits- und Tanzmusik. Von melancholisch-zart bis
feurig präsentiert das ambitionierte Trio sein Programm. A Mekhaye
sind erprobte Musiker aus Hamburg, die seit vielen Jahren in
verschiedenen Besetzungen spielen. Ihr Repertoire umfaßt
traditionelle Klezmermusik, instrumental und mit Gesang, mit
Spielwitz arrangiert, einfühlsam und ausdrucksstark. Taly Almagor
(Violine) und Stefan Goreiski (Knopfakkordeon, Gesang, Percussion,
Rezitation) spielten gemeinsam u.a. schon 1989 auf dem Jiddish
Festival in Krakau/Polen. Mit Maike Spieker (Klarinette,
Baßklarinette) fanden sie sich 2011 beim Yiddish Summer Weimar
zusammen.

Besetzung:

Maike Spieker (Klarinette, Bassklarinette)

Taly Almagor (Violine)

Stefan Goreiski (Akkordeon, Gesang, Percussion, Rezitation)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/folk1385.html

http://www.amekhaye.de/

https://youtu.be/to1d_0BxYEA 
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[image: Die drei Musiker der Berner Jazztrios 'Mirandas Orbit' von hinten - Foto: © by Mirandas Orbit]

Der atmosphärische Indie-Jazz des Trios "Mirandas Orbit" aus Bern zeichnet sich aus durch

träumerische Flächen, lang gezogene Melodien, ungewöhnliche Texturen und wuchtige Ausbrüche

Foto: © by Mirandas Orbit



Mittwoch, 28. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Mirandas Orbit | Atmosphärischer Indie-Jazz aus Bern zum Zuhören und Träumen

Die drei Musiker kreieren in ihrem Trio eine spannungsvolle
Atmosphäre, die durch träumerische Flächen, ungewöhnliche Texturen
und wuchtige Ausbrüche geprägt ist. Dabei hält der rote
kompositorische Faden das Ganze schlüssig zusammen - wie ein
planetarischer Orbit.

Die Formation entstand im Dezember 2016. Schon bald ergab sich durch
die Eigenkompositionen von Sebastian Bättig in Kombination mit der
eher ungewöhnlichen Besetzung ein eigenständiger Bandsound mit hohem
Wiedererkennungswert. Der holzige Sound der Bassklarinette mit ihrem
weiten Ambitus und den vielseitigen klanglichen Facetten geben der
Musik ihren charakteristischen Sound. Die Gitarre fungiert als
Soundarchitekt, kreiert endlose Soundlandschaften bis bizarre
geräuschhafte Effekte und hält das harmonische Gerüst der Band
zusammen. Das agil gespielte Schlagzeug kommentiert das
Zusammenspiel mit flüssigen Fills und kristallklaren Sounds. Aber
auch erdige Grooves halten das musikalische Geschehen fest zusammen
und bereichern die Musik zusätzlich um ein energetisches Element.

Besetzung:

Kevin Sommer (Bassklarinette, B Klarinette)

Sebastian Bättig (Gitarre, Komposition) 

Felix Wolf (Schlagzeug)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/jazz2164.html

http://www.basti.ch/projects/wolf_sommer_baettig.html

https://www.youtube.com/watch?v=Dph3f6IZzJ0
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[image: Joan Nethe und Anatoly Zhivago hinter einem weißen Flügel - Foto: © by 'Pirates Of The Art']

Pirates Of The Art - das sind Joan Nethe und Anatoly Zhivago.

Das Duo nimmt seine Zuschauer mit auf eine musikalische Reise in die Geschichte der Popkultur.

Foto: © by 'Pirates Of The Art'



Donnerstag, 29. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Szenisch-musikalische Lesung

"Pirates Of The Art" - eine musikalische Reise in die Geschichte der Popkultur

Szenisch-musikalische Lesung mit Joan Nethe und Anatoly Zhivago 

Pop-Musik gestaltet heutzutage mehr Welten und Subwelten als je
zuvor. Sie legitimierte sich darüber, sich selbst hassen zu können.
Sie verbindet global Menschen, die auf einen mikroskopisch genau
definierten Beat stehen - und sonst nichts? Die "Pirates Of The Art"
sind auf Spurensuche durch die Zeit, durch Texte, Töne und (T)Räume
gegangen, um zu erfahren, was dahinter steckt...

Mit klassischen Musikinstrumenten inszeniert das Duo Joan Nethe und
Anatoly Zhivago Songs aus dem vergangenen und dem aktuellen
Jahrhundert, lässt die Megahits und längst vergessenen Musikschätze
der Vergangenheit neu erklingen und setzt diese mit viel Feingefühl
in szenische Bilder um, die die Zuschauer aus dem Alltag reißen,
Erinnerungen heraufbeschwören und emotional in vergangene Zeiten
entführen. Realisiert wurde die Inszenierung mit freundlicher
Unterstützung vom Thalia Theater Hamburg.

Besetzung:

Joan Nethe (Rezitation, Gesang, Gitarre und Klavier)

Anatoly Zhivago (Rezitation, Gesang und Gitarre)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/theater/veranst/tvkl0868.html

https://www.youtube.com/watch?v=_-V5xh5UZec
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[image: Sechs Musiker der Hamburger 'One Way Out Blues Connection' mit ihren Instrumenten - Foto: © One Way Out Blues Connection]

Das umfangreiche Repertoire der "One Way Out Blues Connection" umfaßt vor allem Chicago-Blues und Rhythm 'n' Blues

mit Ausflügen zum Boogie-Woogie, Rock 'n' Roll und Soul

Foto: © by One Way Out Blues Connection



Freitag, 30. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

One Way Out Blues Connection | Chicago-Blues, Boogie-Woogie, Rhythm'n'Blues, Rock'n'Roll und Soul

Die One Way Out Blues Connection geht zu den Wurzeln des Blues,
jenem bittersüßen Lebensgefühl, das in dieser Musik steckt. Die Band
spielt ausgefallene Arrangements von Klassikern, aber auch weniger
bekannten Stücken. Das umfangreiche Repertoire umfaßt vor allem
Chicago-Blues und Rhythm 'n' Blues mit Ausflügen zum Boogie-Woogie,
Rock 'n' Roll und Soul. Die Connection bringt auf der Bühne mehrere
Generationen von Bluesern zusammen, die die Begeisterung für diese
Musik teilen. Immer wieder stoßen Gastmusiker zur Kernbesetzung um
Norbert Lasac (Vocals, Piano), Clemens Warlimont (Piano), Carsten
Neubauer (Bass), Tom Thiele (Bluesharp) und Vincent Moser (Gitarre)
dazu.

Besetzung:

Norbert Lasac (Vocals) 

Tom Thiele (Harmonica)

Vincent Moser (Guitar - slide in standard tuning)

Clemens Warlimont (Keyboards) 

Carsten Neubauer (Bass) 

Olle Wolski (Drums) 

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/mvbl0072.html

http://onewayout-bluesconnection.de/

https://www.youtube.com/watch?time_continue=4&v=wNebWAtjcLA
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[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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TREFF/1243: Kassel - Museumsführung "Kassel von rückwärts beguckt" am 17.10.2018


Führung im Stadtmuseum 



"Kassel von rückwärts beguckt" lautet der Titel einer Führung in der
Dauerausstellung im Stadtmuseum mit Museumsführerin Ulrike Städler am
Mittwoch, 17. Oktober 2018, ab 17 Uhr.

Die Dauerausstellung und ihre Exponate einmal nicht in chronologischer
Reihenfolge besehen, sondern bei dieser Führung ist das Ende der
Anfang. Die interessante Reise vom Jetzt in die Vergangenheit startet
in der üppig begrünten, mit einer reichen Kulturlandschaft
begünstigten Waschbärenstadt von heute. Über Wiedervereinigung, erste
documenta und Gastarbeiter geht es weiter zur Nachkriegszeit und zu
den verheerenden beiden Weltkriegen.

Lassen Sie sich von Ulrike Städtler durch die verschiedenen
Abteilungen führen und erleben Sie dabei anhand vieler
Ausstellungsstücke und Inszenierungen den Aufbruch des Bürgertums und
die absolutistische Zeit der Kaiser, Kurfürsten und Landgrafen.
Schließlich endet die Zeitreise bei der ersten Beurkundung der
Besiedlung an der Fulda und dem Leben der Menschen im frühen
Mittelalter.

Der Eintritt ins Museum beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro. Die
Teilnahme an der Führung ist kostenfrei. Die Teilnehmerzahl bei der
Führung ist begrenzt und eine verbindliche Anmeldung erforderlich
unter 0561 787 4405.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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VORTRAG/8392: Frankfurt am Main - "Denkraum"-Reihe des Schauspiel Frankfurt, 16.10.-02.04.2018


idw - Pressemitteilung: Goethe-Universität Frankfurt am Main

70 Jahre Grundgesetz: Wie aktuell ist unsere Verfassung?

Die "Denkraum"-Reihe des Schauspiel Frankfurt in Kooperation mit dem
Exzellenzcluster "Die Herausbildung normativer Ordnungen" beginnt am
16. Oktober mit dem Juristen Günther Frankenberg zum Thema Würde



FRANKFURT. Das Schauspiel Frankfurt setzt seine Redenreihe "Denkraum"
als kritische Betrachtung der gesellschaftlichen Gegenwart in der
Spielzeit 2018/19 fort - diesmal in Kooperation mit dem
Exzellenzcluster "Die Herausbildung normativer Ordnungen" an der
Goethe-Universität. Gefördert wird die partizipative Vortrags- und
Diskussionsreihe von der Heraeus Bildungsstiftung. An sechs Abenden
geht es im Chagallsaal des Schauspielhauses um das Oberthema
"Verfassung_Aber wie?". Drei Vortragende stammen aus den Reihen des
Exzellenzclusters, so auch der Auftaktredner Günter Frankenberg. Der
Rechtsprofessor spricht am 16. Oktober 2018 um 20 Uhr zum Thema
"Würde_Wer bestimmt, was einem Menschen zusteht?"

Das Grundgesetz trat 1949 in Kraft. Jeweils zusammen mit einem Gast
aus dem Bereich Verfassungsrecht, Philosophie, Soziologie, Politik
oder Literatur werden im "Denkraum" zentrale Werte des Grundgesetzes
auf den Prüfstand gestellt, abgewogen und das verteidigt, was auch in
den nächsten Jahrzehnten unser Zusammenleben sichern soll. Nach jedem
Impulsvortrag erhält das Publikum die Möglichkeit, in kleinen Gruppen
die Thesen zu diskutieren und Fragen zu formulieren. In einem
abschließenden moderierten Gespräch wird der oder die Vortragende mit
diesen Fragen konfrontiert.

Besonders die Würde, so scheint es, hat in den vergangenen Jahrzehnten
geradezu Karriere gemacht. Mit ihr beginnt das Grundgesetz. Fast
zeitgleich wird sie in die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte
aufgenommen. Im Lissabon-Vertrag über die Europäische Union, der
wiederum 2009 in Kraft trat, ist sie das erste Grundprinzip - noch vor
der Freiheit. Doch woher kommt dieser Begriff, warum ist "die Würde
des Menschen unantastbar" und wie steht es um die Realisierbarkeit?
Immerhin, so sagt das Grundgesetz, sind die Achtung und der Schutz der
Würde "Verpflichtung aller staatlichen Gewalt". Und das "Deutsche
Volk", so weiter, "bekennt sich darum zu unverletzlichen und
unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen
Gemeinschaft". Zu einem Leben in Würde gehören auch soziale
Mindeststandards, und eine "menschliche Gemeinschaft" macht nicht an
Landesgrenzen halt.

Der Anspruch und die Wirklichkeit von Recht und Verfassung gehört zu
den Forschungsgebieten des Rechtswissenschaftlers Günter Frankenberg.
Er ist Professor für Öffentliches Recht, Rechtsphilosophie und
Rechtsvergleichung und assoziiertes Mitglied des Exzellenzclusters
"Die Herausbildung normativer Ordnungen" an der Goethe-Universität.
Seine Schwerpunkte umfassen: Vergleichendes Verfassungsrecht, Rechts-
und Verfassungstheorie sowie Gefahrenabwehr- und Migrationsrecht. Er
ist Autor zahlreicher Veröffentlichungen, insbesondere zum Verfassungs-
 und zum Ausländerrecht. Zu seinen Publikationen zählen eine
Einführung in das Grundgesetz und die Studie "Staatstechnik.
Perspektiven auf Rechtsstaat und Ausnahmezustand". Er ist einer der
Herausgeber der Zeitschrift "Kritische Justiz".

Die nächsten Termine im Überblick:

4. Dezember 2018:

Religionsfreiheit_Wie viel Toleranz verlangt die demokratische
Gesellschaft?

mit Rainer Forst (Goethe-Universität, Exzellenzcluster "Normative Orders")

29. Januar 2019:

Meinungsfreiheit_Wie verändert sich das Kommunikationsklima?

mit Bernhard Pörksen (Universität Tübingen)

26. Februar 2019:

Gleichberechtigung_Was kann das Recht zur Geschlechtergerechtigkeit
beitragen?

mit Ute Sacksofsky (Goethe-Universität, Exzellenzcluster "Normative
Orders")

19. März 2019: 

Gemeinwohl_Was bleibt vom Allgemeinen, wenn alle das Besondere
wollen?

mit Andreas Reckwitz (Europa-Universität Viadrina Frankfurt/Oder)

2. April 2019:

Privatsphäre_Wie sind wir geschützt im digitalen Zeitalter?

mit Constanze Kurz (Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin,
Sprecherin des Chaos Computer Clubs)

Schauspiel Frankfurt, Chagallsaal, Neue Mainzer Str. 17, 60311
Frankfurt am Main

Jeweils 20 Uhr, Eintritt: 10 Euro / erm. 8 Euro;

Weitere Informationen 

http://www.schauspielfrankfurt.de

https://www.normativeorders.net/denkraum - detailliertes Programm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MESSE/649: Frankfurter Buchmesse 2018 - Taktgeber und Trendschau der internationalen Buch- und Medienbranche (Frankfurter Buchmesse)


Frankfurter Buchmesse - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

70. Frankfurter Buchmesse: 

Taktgeber und Trendschau der internationalen Buch- und Medienbranche



Frankfurt, 09. Oktober 2018 - Die 70. Frankfurter Buchmesse präsentiert
sich als dynamische Leistungsschau der globalen Buch- und Medienbranche.
Rund 7.500 Aussteller zeigen ihre Produkte und ihre Marke in Frankfurt, das
entspricht einem Zuwachs von rund drei Prozent gegenüber dem Vorjahr. Mit
einem Anteil von knapp 70 Prozent an internationalen Ausstellern, die aus
110 Ländern nach Frankfurt kommen, unterstreicht die Frankfurter Buchmesse
ihre Position als größte internationale Messe der Content-Branche. Der
Handel mit Rechten und Lizenzen floriert: Das Literary Agents & Scouts
Centre (LitAg) ist in diesem Jahr um rund sechs Prozent gewachsen.

"Die Frankfurter Buchmesse baut ihre Stellung als wichtigste internationale
Leitmesse auch im 70. Jahr ihres Bestehens weiter aus", sagte Juergen Boos,
Direktor der Frankfurter Buchmesse heute auf der Eröffnungspressekonferenz
in Frankfurt. "Ob Filmproduzenten oder Literaturagenten, ob App-Entwickler,
Buchhändler oder Bibliothekare, ob Bildungs-Start-up oder
Datenbankspezialisten: Die Frankfurter Buchmesse bringt den Kosmos der
Medienbranche an wenigen Tagen im Jahr zusammen. Alle, die in der Branche
erfolgreich agieren wollen, profitieren von dem globalen Netzwerk, vom
Wissenstransfer und von den zahlreichen zielgruppenspezifischen Angeboten,
die wir für sie entwickeln."

Auch die 70. Frankfurter Buchmesse wird unter politischen Vorzeichen
stattfinden, führte Juergen Boos aus: "Die Frankfurter Buchmesse steht seit
ihrer Wiedereröffnung nach dem Zweiten Weltkrieg 1949 für Meinungs- und
Publikationsfreiheit, für internationale Vernetzung und Dialog. Für uns,
wie für alle anderen internationalen Buchmessen, gilt: Meinungen zuzulassen
und Diskussionen zu führen - auch und gerade zu kontroversen Themen.
Polarisierende Autoren und Meinungen auszuhalten und sich argumentativ
damit auseinanderzusetzen, sind Errungenschaften einer demokratischen
Gesellschaft. Wir verurteilen jede Form von Fremdenhass aufs Schärfste. Mit
unserem Veranstaltungsprogramm im Weltempfang und zum Thema
"Menschenrechte" als Teil unserer #onthesamepage-Kampagne setzen wir ein
deutliches Signal für Vielfalt sowie für die Einhaltung der Grundrechte in
unserer Gesellschaft."

Mit Blick auf die deutsche Buchbranche sagte Heinrich Riethmüller,
Vorsteher des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels: "Wir haben große und
wichtige Aufgaben vor uns und gehen diese selbstbewusst und optimistisch
an. Bücher sind ein zentrales Medium der Unterhaltung, der Information und
der Meinungsbildung. Mit unseren Inhalten und unserer Vermittlungsarbeit
wollen wir Kultur und Bildung fördern und zu Verständigung, Dialog und
einem friedlichen Zusammenleben in einer pluralen Gesellschaft beitragen."

Als literarische Gastrednerin auf der Eröffnungspressekonferenz begrüßte
Juergen Boos die preisgekrönte nigerianische Autorin Chimamanda Ngozi
Adichie, die mit ihren Romanen Blauer Hibiskus, Die Hälfte der Sonne und
Americanah zu den großen literarischen Stimmen des 21. Jahrhunderts gehört
und am Abend des 9. Oktobers mit dem PEN Pinter Prize ausgezeichnet wird.
Chimamanda Ngozi Adichies TED-Talks "We Should All Be Feminists" und "The
Dangers of a Single Story" haben zudem vielbeachtete Debatten zu den Themen
Feminismus und Migration ausgelöst.

Mit Georgien präsentiert sich eine jahrtausendealte Kulturnation als
Ehrengast der Frankfurter Buchmesse. Die georgischen "characters", die 33
kunstvoll geschwungenen Buchstaben des einzigartigen Alphabets, zählen zum
UNESCO-Weltkulturerbe und prägen das Motto des Ehrengastauftritts: "Georgia
- Made by Characters". Das Land zwischen Europa und dem Kaukasus stellt
dabei nicht nur seine Geschichten und Werke vor, sondern auch die
dahinterstehenden Charaktere. Über 150 Neuerscheinungen wurden im
Gastlandjahr auf dem deutschsprachigen Buchmarkt herausgegeben. 70
deutschsprachige Verlage haben Titel zu Georgien in ihrem Programm. Seit
der Gründung des Georgian National Book Center (2014) und der Einführung
des Übersetzungsförderungsprogramms (2011) sind insgesamt 200 Titel aus dem
Georgischen in deutscher Sprache erschienen. Mehr als 70 Autorinnen und
Autoren werden auf der Frankfurter Buchmesse und in der Stadt Frankfurt
ihre Werke auf insgesamt 350 literarischen Veranstaltungen vorstellen. Rund
100 Kulturevents laden zu Entdeckungen des Landes ein. Das Herz des
Ehrengastauftritts ist der Pavillon auf dem Messegelände, der in seiner
Gestaltung an die 33 Buchstaben angelehnt ist.

Mit dem Frankfurt Pavilion erhält die 70. Frankfurter Buchmesse ein neues
Wahrzeichen, das zugleich das Herz des neuen BOOKFEST ist. Im Rahmen des
Festivals finden vom 9. bis zum 14. Oktober 80 Veranstaltungen im Frankfurt
Pavilion, im Saal Harmonie auf der Messe und in vielen Locations in
Frankfurt statt. Auf der Buchmesse setzt das BOOKFEST literarische Akzente.
Im neuen Frankfurt Pavilion auf der Agora erwartet das Messepublikum ein
Programm mit ausgezeichneten Schriftstellerinnen und Schriftstellern: u. a.
mit Paul Beatty, Dmitry Glukhovsky, Dörte Hansen, Eckart von Hirschhausen,
Cixin Liu, Maja Lunde, Robert Seethaler, Martin Suter, Benedict Wells, Meg
Wolitzer, Deniz Yücel und Juli Zeh. Am Sonntag, 14. Oktober 2018, wird es
von 9.30 Uhr bis 14.00 Uhr einen Family Day mit Veranstaltungen und
Lesungen für Familien und Kinder geben, u. a. mit Martin Baltscheit und
Ralph Caspers.


Über die Frankfurter Buchmesse 

Die Frankfurter Buchmesse ist mit über 7.300 Ausstellern aus 102 Ländern,
rund 286.000 Besuchern, über 4.000 Veranstaltungen und rund 10.000
akkreditierten Journalisten und Bloggern die größte Fachmesse für das
internationale Publishing. Darüber hinaus ist sie ein
branchenübergreifender Treffpunkt für Player aus den Bereichen Bildung,
Filmwirtschaft, Games, Wissenschaft und Fachinformation. Einen inhaltlichen
Schwerpunkt bildet seit 1976 der jährlich wechselnde Ehrengast, der dem
Messepublikum auf vielfältige Weise seinen Buchmarkt, seine Literatur und
Kultur präsentiert. Die Frankfurter Buchmesse organisiert die Beteiligung
deutscher Verlage an rund 20 internationalen Buchmessen und veranstaltet
ganzjährig Fachveranstaltungen in den wichtigen internationalen Märkten.
Der Business Club, mit Premium Service, Networking-Formaten und Konferenzen
wie THE MARKETS, ist ausschließlich zugänglich mit dem Business Ticket, der
Premium-Option für B2B-Besucher. Das 2016 entwickelte Format THE ARTS+ ist
Messe, Business Festival und ein internationaler Treffpunkt der Kultur- und
Kreativindustrie. Ziel ist es, die Potentiale der Digitalisierung für
kreative Inhalte zu nutzen und neue Geschäftsfelder zu erschließen.
Frankfurt EDU, das internationale Bildungsformat der Frankfurter Buchmesse,
präsentiert innovative Konzepte, Inhalte und Technologien für die Zukunft
des Lernens. Das Campus Weekend ist das Wochenende für Studierende auf der
Frankfurter Buchmesse. Die Frankfurter Buchmesse ist ein Tochterunternehmen
des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels. 

https://www.buchmesse.de/

 * 
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MESSE/648: Frankfurter Buchmesse 2018 - "Lettres d'Afrique: changing the narrative" (Frankfurter Buchmesse)


Frankfurter Buchmesse - Pressemitteilung vom 5. Oktober 2018

"Lettres d'Afrique: changing the narrative"



Frankfurt - Die 70. Frankfurter Buchmesse bringt mit Ausstellern aus über
100 Ländern Literatur und Kultur aus der ganzen Welt nach Frankfurt.
Verlage und Schriftsteller aus afrikanischen Ländern werden in diesem Jahr
mit 34 Ausstellern aus folgenden 19 Ländern vertreten sein: Angola,
Äthiopien, Benin, Burundi, Elfenbeinküste, Gabun, Ghana, Guinea, Kamerun,
Kongo, Madagaskar, Mali, Mauritius, Nigeria, Ruanda, Senegal, Simbabwe,
Südafrika und Togo. An den Messetagen (10.-14. Oktober 2018) werden mehr
als 20 Veranstaltungen zu verschiedenen afrikanischen Buchmärkten, zum
Rechte- und Lizenzgeschäft sowie mit Schriftstellerinnen und
Schriftstellern aus afrikanischen Ländern stattfinden. Auch prominente
Persönlichkeiten mit besonderer Strahlkraft kommen nach Frankfurt: Die
preisgekrönte nigerianische Autorin Chimamanda Ngozi Adichie wird als
Gastrednerin auf der Eröffnungspressekonferenz der Buchmesse sprechen und
der Historiker und Politikwissenschaftler Prof. Dr. Achille Mbembe aus
Kamerun wird im Weltempfang mit Michelle Müntefering und Nadja 
Ofuatey-Alazard am Messesonntag, 14. Oktober, diskutieren. Eine neue, eigene Bühne,
organisiert von der Alliance Culturelle Africaine, mit Programm für
Fachbesucher sowie für das Publikum am Wochenende, bringt die
internationale Vernetzung voran und sorgt dafür, dass die Literatur des
afrikanischen Kontinents neue Lesergruppen erreicht.

Umfangreiches Veranstaltungsprogramm 

Die afrikanische Bühne "Lettres d'Afrique: changing the narrative",
organisiert von der Agence Culturelle Africaine, ist ein Zusammenschluss
vom Verlag AfricAvenir, dem Subsahara Verlag, dem African Books Collective
und dem Bureau international de l'édition française (BIEF). Ziel der neuen
Bühne ist es, die internationale Vernetzung der Verlage zu stärken. Deshalb
werden frankophone und anglophone Schriftsteller sowie Autoren
afrikanischer Sprachen vorgestellt und zahlreiche Verlagsprogramme
präsentiert. Das Programm beginnt am Mittwoch, 10. Oktober 2018, mit einer
Veranstaltung, die an die historische Verbindung zwischen der Frankfurter
Buchmesse und der afrikanischen Literaturbranche seit 1980 erinnert. Auf
der Buchmesse 1980 fand die Veranstaltung "Africa, a continent asserts its
identity" statt und hat im Wesentlichen zu der Gründung des Vereins Litprom
geführt. Mitwirkende sind internationale Organisationen, welche die
afrikanische Verlagsindustrie unterstützen, etwa die Association pour le
Développement de l'Education en Afrique (ADEA)/World Book Alliance, die
International Publishers Association und das African Publishers Network
(Apnet). Weitere Veranstaltungen thematisieren internationale
Förderprogramme für die afrikanische Verlagsbranche, den afrikanischen
Kinderbuchmarkt, E-Commerce für afrikanische Verleger oder das
postkoloniale Erbe.

Alle Veranstaltungen sind im Online-Veranstaltungskalender der Frankfurter
Buchmesse zu finden: 

https://www.buchmesse.de/service/veranstaltungskalender

Die Pressemitteilung der Agence Culturelle Africaine mit weiteren Details
zum Bühnenprogramm von Lettres d'Afrique finden Sie hier zum
Download:

https://fbm.cloud.booklan.de/index.php/s/gPCgm2PQRX9uIvd


Über die Frankfurter Buchmesse 

Die Frankfurter Buchmesse ist mit über 7.300 Ausstellern aus 102 Ländern,
rund 286.000 Besuchern, über 4.000 Veranstaltungen und rund 10.000
akkreditierten Journalisten und Bloggern die größte Fachmesse für das
internationale Publishing. Darüber hinaus ist sie ein
branchenübergreifender Treffpunkt für Player aus den Bereichen Bildung,
Filmwirtschaft, Games, Wissenschaft und Fachinformation. Einen inhaltlichen
Schwerpunkt bildet seit 1976 der jährlich wechselnde Ehrengast, der dem
Messepublikum auf vielfältige Weise seinen Buchmarkt, seine Literatur und
Kultur präsentiert. Die Frankfurter Buchmesse organisiert die Beteiligung
deutscher Verlage an rund 20 internationalen Buchmessen und veranstaltet
ganzjährig Fachveranstaltungen in den wichtigen internationalen Märkten.
Der Business Club, mit Premium Service, Networking-Formaten und Konferenzen
wie THE MARKETS, ist ausschließlich zugänglich mit dem Business Ticket, der
Premium-Option für B2B-Besucher. Das 2016 entwickelte Format THE ARTS+ ist
Messe, Business Festival und ein internationaler Treffpunkt der Kultur- und
Kreativindustrie. Ziel ist es, die Potentiale der Digitalisierung für
kreative Inhalte zu nutzen und neue Geschäftsfelder zu erschließen.
Frankfurt EDU, das internationale Bildungsformat der Frankfurter Buchmesse,
präsentiert innovative Konzepte, Inhalte und Technologien für die Zukunft
des Lernens. Das Campus Weekend ist das Wochenende für Studierende auf der
Frankfurter Buchmesse. Die Frankfurter Buchmesse ist ein Tochterunternehmen
des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels. 

https://www.buchmesse.de/
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PREIS/053: Kulturstaatsministerin will Deutschen Verlagspreis schaffen (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

Kulturstaatsministerin will Deutschen Verlagspreis schaffen

Grütters: Ein Zeichen für literarische Vielfalt setzen!



Anlässlich der Frankfurter Buchmesse hat die Staatsministerin für Kultur
und Medien, Monika Grütters, die Einführung eines "Deutschen
Verlagspreises" angekündigt. "Angesichts der angespannten Situation gerade
kleinerer und anspruchsvoller Verlage wollen wir ein Zeichen für
literarische Vielfalt setzen", sagte Grütters. "Der Deutsche Verlagspreis
wird die gesellschaftliche und kulturelle Bedeutung der unabhängigen
Verlage überall in Deutschland stärken und sichtbarer machen. Der Preis
soll vor allem in der Fläche wirken und so einen Beitrag zum Erhalt der
kulturellen Infrastruktur in ganz Deutschland leisten."

Der Deutsche Verlagspreis soll aus Spitzenpreisen sowie einer mittleren
zweistelligen Zahl von Förderpreisen bestehen. Sein Gesamtbudget sollte
mindestens so hoch liegen wie bei seinem Vorbild, dem erfolgreichen
Deutschen Buchhandlungspreis. Dieser wird mit einer Million Euro pro Jahr
gefördert. Wichtige inhaltliche Kriterien für eine Preisvergabe sind ein
erkennbares eigenes verlegerisches Profil, Engagement im Bereich
Lese- und Kulturförderung sowie überzeugende innovative und digitale
Projekte. Zur Ausgestaltung des Preises finden derzeit auch zahlreiche
Gespräche mit den Ländern statt.

Monika Grütters erklärte weiter: "Ich werde mich weiter mit aller Kraft für
den Erhalt einer lebendigen Buch- und Verlagslandschaft in Deutschland
einsetzen. Verlage sowie Autorinnen und Autoren brauchen gezielte
Unterstützung, aber auch gute rechtliche Rahmenbedingungen. Der Erhalt der
Buchpreisbindung ist unabdingbar. Nun ist es höchste Zeit für einen
ermäßigten Mehrwertsteuersatz auf Umsätze mit elektronischen Büchern,
Zeitungen und Zeitschriften, für den die EU-Finanzminister endlich den Weg
frei gemacht haben." Zuletzt hatten das EuGH-Urteil zu Verwertungserlösen,
ungeklärte Fragen des Urheberrechts und veränderte Nutzungsbedingungen
angesichts der Digitalisierung vielen kleinen und mittleren Verlagen das
Leben schwer gemacht.

Kulturstaatsministerin Grütters wird am heutigen Mittwoch die 70.
Frankfurter Buchmesse besuchen. Nach ihrem Rundgang wird sie im neuen
"Pavilion" der Buchmesse unter dem Motto "Literatur trifft Politik" ein
Gespräch mit der Gewinnerin des Deutschen Buchpreises Inger-Maria Mahlke
und dem Direktor der Buchmesse Juergen Boos führen. "Die Frankfurter
Buchmesse ist nicht nur ein Leuchtturm der Kulturwirtschaft in Deutschland,
sondern auch ein herausragender Ort der literarischen und kulturellen
Begegnung", sagte Grütters. "Der unmittelbare Austausch zwischen Autorinnen
und Autoren, Publikum und Verlagsbranche macht hautnah erlebbar, wie sehr
literarische Vielfalt und das Lesen zu uns Menschen und in unsere
Gesellschaft gehören. Bücher lassen uns die eigene Kultur stärker
wahrnehmen und weiten den Blick für fremde Kulturen. Sie überwinden
Denkbarrieren und Grenzen."

Die Frankfurter Buchmesse findet vom 10. bis zum 14. Oktober statt.
Erwartet werden rund 7.000 Teilnehmer aus mehr als 100 Ländern. Ehrengast
ist in diesem Jahr Georgien.

 * 

Quelle:
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REZENSION/704: Nikolaus Brauns, Murat Cakir (Hg.) - Partisanen einer neuen Welt (SB)


Nikolaus Brauns / Murat Cakir (Hg.)



Partisanen einer neuen Welt

eine Geschichte der Linken und Arbeiterbewegung in der Türkei




Geschichte und Gegenwart der radikalen und revolutionären Linken in der Türkei
waren in der Bundesrepublik schon einmal präsenter als heute. So trat die damals
noch starke BRD-Linke dem Militärputsch 1980 und der Unterdrückung der linken
Opposition in der Türkei mit zahlreichen Solidaritätsaktionen entgegen. Gleiches
galt für die kurdische Befreiungsbewegung, mit der sich
sogar Abgeordnete der Grünen im Bundestag solidarisch erklärten, bevor sie auf
den Flügeln des deutschen Imperialismus in den Jugoslawienkrieg zogen und
sich in der bürgerlichen Mitte einfanden. Die Bundesrepublik ist nicht nur
NATO-Partner der Türkei und knüpft mit der politischen Unterstützung der
AKP-Regierung an die lange Tradition deutschen Hegemonialstrebens im Nahen und
Mittleren Osten an, in ihr leben auch zahlreiche Oppositionelle der türkischen
und kurdischen Linken. Auf Demonstrationen der radikalen Linken hierzulande sind
fast immer Symbole der kurdischen Befreiungsbewegung und türkischer
KommunistInnen zu sehen, und der Aufbau der kurdischen Selbstorganisation im
Norden Syriens inspiriert eine junge Generation linker AktivistInnen mit ihrer
kämpferischen Kollektivität und emanzipatorischen Vielfalt.

In Anbetracht der auch unter vielen interessierten Linken klaffenden Leerstelle
zur Geschichte einer revolutionären Bewegung, die unter den besonderen
Bedingungen der Modernisierung eines vornehmlich agrarischen Landes unter dem
Vorzeichen des europäischen Kolonialismus wie des geschickten Manövrierens von
Staatsgründer Mustafa Kemal Atatürk im Übergang vom Osmanischen Reich zur
Republik Türkei entstand, kommt das vorliegende Buch zur rechten Zeit. Das
trifft leider auch im Wortsinne "rechts" zu, werden in Deutschland lebende
türkische und kurdische Linke eigentlich sogar von drei Seiten, den eng mit dem
türkischen Repressionsapparat kooperierenden deutschen Staatsschutzbehörden, der
in Deutschland lebenden und häufig über die deutsche Staatsbürgerschaft
verfügenden nationalkonservativ bis islamistisch eingestellten Exilgemeinde
türkischstämmiger BürgerInnen wie der prinzipiell xenophoben und
antikommunistischen Neuen Rechten in die Zange genommen.

Schärfer konturiert könnte der Gegensatz zwischen deutscher Staatsräson und
Verfassungsanspruch kaum sein, wenn ein mit diktatorischer Machtfülle
herrschender Despot wie Recep Tayyip Erdogan in Berlin mit aller
protokollarischen Ehrerweisung empfangen wird, während türkische und kurdische
Linke von deutschen Gerichten nach dem Gesinnungstrafrecht 129 b unter
Terrorismusverdacht gestellt und für bloße Meinungsbekundungen zu mehrjährigen
Haftstrafen verurteilt werden. Ihnen wird unter Strafandrohung verboten, ihre
Symbole und Bilder in der Öffentlichkeit zu zeigen, und die Konzerte von Grup
Yorum, der wohl populärsten linken Musikgruppe der Türkei, werden schon seit
Jahren durch Einreise- und Auftrittsverbote verhindert. Sich in Anbetracht
dessen für die historischen und inhaltliche Hintergründe dieser linken
Bewegungen zu interessieren ist zwar noch erlaubt, aber der eisige Wind
autoritärer Staatlichkeit nimmt auch hierzulande an beißender Schärfe zu.


Soziale Revolution im Spannungsfeld ost-westlicher Modernisierung

Es bedarf nicht dieser guten Gründe, sich den "Partisanen einer neuen Welt"
zuzuwenden, denn die "Geschichte der Linken und Arbeiterbewegung in der Türkei"
ist - zumindest für Menschen, die den Zustand dieser Welt für inakzeptabel und
veränderungswürdig halten -, aus sich heraus hoch spannend und interessant. Der
umfangreiche erste Teil behandelt die "Geschichte der Linken und
Arbeiterbewegung vom Osmanischen Reich bis zum Militärputsch 1980" auf akribisch
recherchierte Weise. Der Historiker und Journalist Nikolaus Brauns schildert die
Entstehung der Linken im Kontext einer Türkei, in der sich mit dem Kemalismus
eine bis heute vitale Staatsdoktrin herausgebildet hat und deren Regierungen die
Religion trotz des Verfassungsprinzipes des Laizismus als Bindemittel
herrschaftlicher Gewalt einzusetzen verstehen. Die ideologischen Momente
kemalistischer Nationalpolitik, die als Emanzipation vom europäischen
Kolonialismus fortschrittliche Elemente aufwies, und der islamischen Soziallehre
spielen anfangs noch in die Formierung kommunistischer und sozialdemokratischer
Parteien hinein.

Mit der Gründung der Republik Türkei 1923, der repressiven Durchsetzung
säkularer Staatlichkeit und der Angebote an die Adresse ausländischer
Kapitalinvestoren war es mit der Idee, in der Türkei gebe es keine
Klassenkonflikte, weil das ganze Land vom Imperialismus unterdrückt werde, bald
vorbei. Spätestens mit seiner Kampfansage an die Adresse der KommunistInnen 1929
zerstoben letzte Illusionen über mögliche Bündnisse der revolutionären Linken
mit dem Staatsapparat. Auch die Vorstellung eines bürgerlichen Aufstandes gegen
die Bourgeoisie wurde nach Ende des Zweiten Weltkrieges durch die bis heute
gültige Hinwendung der türkischen Oligarchie zum kapitalistischen Westen und dem
Beitritt des Landes zur NATO 1952, mit der die Türkei zu einer Art Polizist des
Westens in der strategisch bedeutsamen Region des Nahen und Mittleren Ostens
wurde, gegenstandslos.

Immer wieder streift Brauns in der Darstellung des hochkomplexen Geflechtes aus
Gründerpersönlichkeiten, Parteien und Gewerkschaften das Verhältnis türkischer
KommunistInnen zur kurdischen Nationalbewegung. Insbesondere die Kommunistische
Internationale (Komintern) neigte dazu, aufständische KurdInnen als reaktionär
einzustufen und zugleich das kemalistische Bürgertum als fortschrittlichen
Bündnispartner zu umwerben. Hier zeichnet Brauns die Entstehung linker
Traditionslinien nach, die wie die Annahme, die kurdische Frage werde durch die
sozialistische Umwandlung der Türkei ohnehin gelöst und bedürfe keiner
besonderen Aufmerksamkeit, bis heute wirksam sind und schlimmstenfalls zu
Zerwürfnissen zwischen kurdischen und türkischen Organisation der Linken führen,
in denen die kurdenfeindliche Linie des türkischen Staates aufscheint.

Die Entstehung revolutionärer Organisationen in den 1960er Jahren, die bis heute
Bestand haben, in Kämpfen, in denen die studentische Jugend sich mit dem
streikenden Industrieproletariat und der aufständischen Landbevölkerung
solidarisierte, der blutige Sonntag 1969, dessen Bedeutung Brauns mit der
Erschießung Benno Ohnesorgs für die BRD-Linke 1967 vergleicht, und der
Militärputsch 1971, der kurzfristig die Illusion eines linken Bündnisses mit den
Streitkräften wachrief, sind wichtige Stationen zum Verständnis einer linken
Bewegung, die bei aller Gemeinsamkeit des kommunistischen Internationalismus
unter spezifischen Bedingungen kämpfte. Zwar verfügte die Türkei nicht über den
Entwicklungsstand westeuropäischer Metropolengesellschaften, doch ihren
sozialistischen und marxistisch-leninistischen Parteien stand das ganze Arsenal
klassenkämpferischer Ideologie und organisatorischer Strukturen der Parteien und
Organisationen anderer Länder zur Verfügung. Das umfaßte auch Formen
basisdemokratischer Selbstorganisation in Räten und Widerstandskomitees, in
kommunalen Zusammenkünften und kooperativen Organisationen, mit denen bis heute
in einigen Gecekondus Istanbuls oder anatolischen Städten versucht wird, dem
administrativen Einfluß staatlicher Behörden selbstbestimmtes Leben und Arbeiten
entgegenzustellen.

Die Kämpfe im Umfeld einer noch weithin agrarischen, von tiefverwurzelten
islamischen Traditionen bestimmten und zugleich von einem modernen Staatsapparat
administrierten Gesellschaft entzündeten sich an sozialen Widersprüchen, die die
beispielhafte Entschlossenheit türkischer Revolutionäre erklären. Bis heute sind
die Namen darin umgekommener und ermordeter Kommunisten wie Mahir Cayan, Denis
Gezmis und Ibrahim Kaypakkaya starke Bezugspunkte für die türkische Linke. Die
Analyse ihrer strategischen und taktischen Fehler, die Brauns im Kontext
gesellschaftlicher und sozialer Widerspruchslagen vornimmt, können ebenso wie
die ideologischen Zerwürfnisse innerhalb der Parteien und zwischen den
Strömungen und Abspaltungen, die sich daraus ergaben, als Lehrbeispiel für eine
Linke fungieren, die, wenn sie aus der Defensive kommen will, nach wie vor gut
beraten ist, wenn sie aus der Geschichte der Klassenkämpfe zu lernen versteht.
Mit seiner gut die Hälfte des Bandes umfassenden Darstellung und Bewertung der
verschiedenen Zyklen linker Bewegungsgeschichte stellt Brauns fundiertes
Wissen bereit, das dieses Vorhaben wesentlich unterstützt.


Von der europäischen Wertegemeinschaft verraten und verkauft

"Die Entwicklung der Linken von 1980 bis heute" zu beschreiben, hat sich der
Publizist und Übersetzer Murat Cakir im zweitlängsten Teil des Buches
vorgenommen. Im Unterschied zu seinem Mitherausgeber, der die historische
Entstehung der Linken in der Türkei nur mit umfassendem Quellenstudium
bewältigen konnte, konnte der 1960 geborene Cakir auch aus dem eigenen
zeitgeschichtlichen Erfahrungshorizont schöpfen. Älteren LeserInnen dürften viele
der Ereignisse in diesem Zeitraum noch vertraut sein, so daß die Schilderung
ihrer politischen und gesellschaftlichen Hintergründe um so fruchtbarer ist. Für
ein deutsches Lesepublikum ist zudem wichtig zu wissen, wie die eigenen
Regierungen die Durchsetzung einer Politik unterstützten, die eigentlich ihren
Verfassungsgrundsätzen widersprach. So bleibt die Rolle der BRD beim
Putsch vom September 1980 im bewährten Rahmen deutsch-türkischer
Kollaboration, macht sich also um den Vollzug antikommunistischer Willkür
und die Stabilität der NATO-Hegemonie verdient.

Cakir stellt die zur Machtübernahme durch das Militär führende Entwicklung in
den Kontext der damals weltweit einsetzenden neoliberalen Transformation der
politischen und ideologischen Grundlagen kapitalistischer Staaten. Viel
Aufmerksamkeit widmet er der Verfassungsreform 1982, mit der viele Freiheiten
der relativ liberalen Verfassung von 1961 eingeschränkt und eine aus
Antikommunismus, Türkentum und sunnitischem Konservativismus gebildete
Staatsideologie konstitutiv wurde. Die massive Unterdrückung der linken
Opposition in der Türkei führte aber auch zu einer Stärkung der türkischen und
kurdischen Linken hierzulande, wichen doch viele AktivistInnen vor dem
Verfolgungsdruck der Militärjunta nach Westeuropa aus. Damals entstanden in der
Bundesrepublik nicht nur linke Arbeiterorganisationen wie DIDF und ATIF, auch
die meisten türkischen und kurdischen Linksparteien waren nun mit Dependancen in
der BRD vertreten. Zudem hatte sich die DDR verdient um die Förderung der in der
Türkei verfolgten TKP gemacht, die dort schon in den 1950er Jahren Aufnahme fand
und bis 1990 eine Zentrale in Leipzig unterhielt, die zum Beispiel
Radiosendungen in türkischer Sprache ausstrahlte.

Murat Cakir geht ausführlich auf die Geschichte des politischen Islam in der
Türkei und die Rolle der EU bei der Etablierung seiner Hegemonie ein. Fiel
Erdogans Ziehvater Necmettin Erbakan 1997 noch einem kalten Putsch zum Opfer, so
hat sich mit dem Beginn der Herrschaft der AKP im November 2002 ein Regime aus
gemäßigtem Islam, neoliberaler Wirtschaft und autoritärer Staatlichkeit in der
Türkei durchgesetzt, dessen Aufstieg auf vielerlei Weise von westlichen Akteuren
gefördert wurde. Die von Cakir beschriebene "Domestizierung des politischen
Islam" ist auch bedeutsam für das von seinem Aufstieg zur Staatsdoktrin
ungetrübte Bündnis mit dem westlichen Imperialismus, wo man sich viel davon
versprach, mit der Einbindung der Türkei in NATO und EU über ein den eigenen
Interessen zuarbeitendes Modell für die im Irakkrieg noch unvollständig erfolgte
Neuordnung der Staatenwelt mit muslimischer Mehrheitsbevölkerung zu verfügen.
Auch räumt Cakir mit dem Trugschluß auf, das Prinzip des Laizismus sei
unverträglich mit der Nutzung des sunnitischen Islam als Staatsreligion. Dies
erfolgte lange vor der AKP-Herrschaft unter kemalistischer Führung, wie sich die
AKP heute auch die Strukturen des kemalistischen Laizismus zunutze macht, um die
Präsidialmacht Erdogans, die gesellschaftlich formierende Kraft des autoritären
Neoliberalismus und die expansiven Ambitionen neoosmanischer Regionalpolitik zu
legitimieren.

Der türkischen und kurdischen Linken hat die Zeit vor und während der AKP-Ära
bei allen Offensiven und Massenmobilisierungen vor allem Verluste und
Niederlagen beschert, was sie nicht daran hinderte, um so erbitterter Widerstand
zu leisten. Ein Beispiel dafür ist der linke Gefangenenwiderstand, der mit dem
vor allem von DHKP-C-AktivistInnen geführten Todesfasten mit großer Härte gegen
sich selbst vollzogen wurde. Während Cakir sich der Ideologie dieser
marxistisch-leninistischen Partei gegenüber eher ablehnend äußert, insistiert er
doch darauf, daß es zur Aufkündigung der Solidarität einiger linker Gruppen mit
den Todesfastenden nicht hätte kommen dürfen. Ein anderes Beispiel ist der
kurdische Befreiungskampf, der seit 1984 in mehrheitlich von der kurdischen
Bevölkerung bewohnten Gebieten Südostanatoliens geführt wurde und nach mehreren
Phasen, in denen es zu einer Einigung mit der türkischen Regierung hätte kommen
können, bis heute andauert.

Ein Tiefpunkt für die kurdische Befreiungsbewegung war die Entführung ihres
Anführers und Vordenkers Abdullah Öcalan am 15. Februar 1999 durch eine
internationale Geheimdienstoperation. Sie zeigte einmal mehr, wie leicht eine
Bevölkerung ohne eigenen Staat für fremde Zwecke instrumentalisiert und als
Spielball in den Händen staatlicher Mächte mißbraucht werden kann. Die gegen
linke KurdInnen weltweit gerichtete Repression steht denn auch in scharfem
Kontrast zur politischen Unterstützung der türkischen Regierung durch die
meisten westlichen Regierungen. Cakir analysiert diese Entwicklung bis Anfang
2018 im Lichte der Formierung eines prädiktatorischen Regimes unter Einbeziehung
aller wichtigen Stationen der scheindemokratischen Legitimation Präsident
Erdogans, wobei dem Putschversuch vom Juli 2016 eine zentrale Stellung als
Katalysator autoritärer Herrschaft zukommt. Da scheint es plausibel zu sein,
daß die Regierungen der EU auch kein Problem mit einer offen faschistischen
Diktatur in der Türkei hätten, was wiederum Erdogan ermutigt, den
eingeschlagenen Weg zur Präsidialdiktatur und darüber hinaus fortzusetzen.

Für die Diskussion der Linken in der Türkei ist der Juni-Aufstand 2013 und die
bislang nicht erfolgte Möglichkeit, an ihn anzuknüpfen, nicht minder bedeutsam
als die Herausbildung selbstorganisierter Strukturen im Norden Syriens unter
maßgeblicher Führung der kurdischen Befreiungsbewegung und ihrer Verteidigung
gegen den IS in Kobane. Wie immer die Dispute zwischen türkischen und kurdischen
Linken zu bewerten sind, so befindet sich die kurdische Befreiungsbewegung nach
dem kurzen Intermezzo eines Friedensprozesses, den Erdogan torpedierte, als es
ihm strategisch passend erschien, in einem Krieg, der von den türkischen
Streitkräften gegen kurdische Städte und Ortschaften innerhalb wie außerhalb der
Türkei mit der ganzen Konsequenz vernichtender militärischer Gewalt geführt
wurde. Dieser innerlinken Auseinandersetzung den Zusammenschluß linker
Kräfte für den gemeinsamen Widerstand gegen das AKP-Regime abzuringen ist auch
der Wunsch Murat Cakirs am Ende des von ihm verfaßten Teils des Buches:

Es ist der Türkei zu wünschen, dass sich die einzig wahre demokratische
 Opposition aus linken, sozialistischen und kommunistischen Kräften sowie der
 kurdischen Befreiungsbewegung nicht mehr an der Nationalitätenfrage scheidet
 und die Herausforderung meistert, ein breit aufgestelltes Oppositionsbündnis
 aufzubauen und einen demokratischen Wechsel herbeizuführen - um sich dann
 ihrer eigentlichen Aufgabe, nämlich dem Kampf für die Errichtung einer
 sozialistischen Föderation in der anatolisch-mesopotamischen Region zu
 widmen. (S. 405) 




Aufstehen gegen die Arbeitsgesellschaft im Ausnahmezustand 

Auf den letzten 100 des insgesamt 527 Seiten starken Buches, das neben dem
instruktiven, mit Netzadressen für wichtige Quellen aufwartenden Fußnotenapparat
ein Verzeichnis der Personen und eines für die Organisationen wie auch verwendeten
Abkürzungen aufweist, äußern sich vier AutorInnen zu aktuellen Fragen der
AKP-MHP-Herrschaft und des dagegen gerichteten Widerstandes. Der Schriftsteller
und Aktivist Alp Kayserilioglu analysiert die Abhängigkeit der Nationalökonomie
des Landes von westlichen Kapitalexporten und die Folgen einer
Privatisierungswelle, die im Gleichschritt mit der neoliberalen Flexibilisierung
der Lohnarbeit stagnierende Einkommen und eine im globalen Vergleich sehr hohe
Zahl von Arbeitsunfällen mit Todesfolge hervorgebracht hat. Zwischen 2002 und
2015 fielen 15.084 ArbeiterInnen rationalisierungsbedingten Einsparungen in der
Arbeitssicherheit und dem anwachsenden Leistungsdruck zum Opfer, so daß linke
Gewerkschafter auch von "Arbeitsmorden" sprechen.

Die sozialen Kämpfe im Land werden von den Unternehmensführungen als
Standortnachteil kritisiert, was zugleich die Angreifbarkeit des AKP-MHP-Regimes
durch Proteste und Streiks am Arbeitsplatz dokumentiert. Die tiefe
Wirtschaftskrise mit großem Leistungsbilanzdefizit und anhaltend hoher Inflation
kann ausländischen Investoren nur recht sein, solange die politische Stabilität
gewährleistet ist, die den schlechten sozialen Bedingungen gemäß mit
anwachsender Repression durchgesetzt wird. 6000 deutsche Unternehmen wissen,
warum sie gerade in der Türkei investieren, ein für die Unterstützung Erdogans
durch die Bundesregierung nicht unerheblicher Faktor.

Der Philosoph und politische Publizist Volkan Varasir analysiert die "AKP als
militanteste Partei des Finanzkapitals" unter den marxistischen Gesichtspunkten
der von ihr ausgehenden Angriffe auf die ArbeiterInnenklasse, die an den Zäsuren
der Weltwirtschaftskrise 2008 und des gescheiterten Putsches 2016 jeweils an Härte
zunahmen. Die Zertrümmerung des Klassenbewußtseins durch religiös und
nationalistisch aufgeladene Identitätspolitik, die systematische Entwertung der
Arbeitskraft und die Fragmentierung der Klasse durch die Verschärfung
zunftspezifischer Unterschiede sind als Mittel eines kapitalistischen
Arbeitsregimes nicht neu. Varasir deutet sie als spezifische Merkmale der
Integration des türkischen Kapitalismus ins kapitalistische Weltsystem nach
Maßgabe des chinesischen oder vietnamesischen Modells.

Die von ihm angeführten exemplarischen Beispiele für die daraus resultierenden
Klassenkämpfe, die seiner Ansicht reif dafür sind, die "materielle Basis für den
gemeinsamen Kampf aller Unterdrückten" hervorzubringen, und ihre Aktionsformen
werden im den nächsten beiden Teilen von Alp Kayserilioglu über aktuelle
Arbeitskämpfe aufgegriffen. Zwar befinde sich der gewerkschaftliche
Organisationsgrad auf einem historischen Tiefstand von 6 bis 7 Prozent, und der
nach dem gescheiterten Putsch ausgerufene Ausnahmezustand habe zu Entlassungen
von 113.000 Beschäftigten im öffentlichen Dienst ohne jegliche Rechtsgrundlage
geführt. Doch der Streik der MetallerInnen im Februar 2018, der trotz des
faktischen Verbotes durch die AKP-Regierung durchgeführt wurde, mündete in einen
Tarifvertrag, der zu großen Teilen den Forderungen der Gewerkschaften entsprach.
Dies und andere Beispiele für unerschrockenen ArbeiterInnenwiderstand sind für
den Autor Zeichen eines Kampfgeistes, der durch die Gezi-Proteste wachgerufen
wurde und Hoffnung auf eine widerständige Zukunft gebe.


Frauenbefreiung ist kein Krampf im Klassenkampf

Zuguterletzt wird in zwei Beiträgen die Frage der Geschlechtergerechtigkeit
aufgeworfen, die vor allem von der kurdischen Befreiungsbewegung auf eine für
die patriarchale Kultur islamischer Mehrheitsgesellschaften beispiellose Weise
vorangetrieben wurde. Die Rechtsanwältin und Publizistin Brigitte Kiechle setzt
sich mit den Problemen des Bündnisses zwischen feministischer Bewegung und der
Linken in der Türkei auseinander. Ihr Abriß über die Entwicklung der
Frauenbewegung in der Türkei, die sie in vier Phasen unterteilt, dokumentiert
die lange, bis ins Osmanische Reich zurückgehende Geschichte dieser
Emanzipationsbewegung. Während die kemalistische Frauenbewegung vor allem
formale Gleichstellungsziele verfolgt und in ihrer Klassenzusammensetzung den
bürgerlichen Mittelschichten entspringt, wodurch die ökonomischen Probleme der
Frauenbefreiung in den ländlichen Regionen zu wenig bearbeitet werden, plädiert
Kiechle dennoch dafür, die mit der ehemaligen Regierungspartei CHP verbundenen
Frauen vom Abwehrkampf gegen die höchst frauenfeindliche Politik der
AKP-Regierung nicht auszuklammern.

Nach 1980 schlossen sich vor allem linke Aktivistinnen in der autonomen
Frauenbewegung zusammen, wobei sie sich starker Vorbehalte männlicher Genossen
zu erwehren hatten, die ihr Anliegen nach Art der deutschen 68er-Bewegung zu
einem Nebenwiderspruch herabstufen wollten. Zentral für diese neue
Frauenbewegung war der Kampf gegen häusliche Gewalt, der bis heute anhält. Diese
Feministinnen haben das öffentliche Bewußtsein für die Unterdrückung der Frau in
Familie und Gesellschaft erheblich vorangebracht. Einig waren und sind sich die
eher sozialistisch eingestellten Feministinnen, für die der Kampf um
Frauenbefreiung integraler Bestandteil des Kampfes gegen ökonomische Ausbeutung
und staatliche Unterdrückung ist, und die vor allem auf die Befreiung vom
Patriarchat ausgerichtete Frauenbewegung darin, auf die eigene Kraft zu
vertrauen und sich nicht vom Staat, von Parteien oder anderen sozialen Bewegungen
abhängig zu machen.

Die kurdische Frauenbewegung wird von Kiechle gesondert betrachtet, weil sie auf
eigener inhaltlicher Grundlage beruht und eigene Organisationsstrukturen
entwickelt hat. In der von ihr vorgenommenen Differenzierung zwischen der von
feudal-patriarchaler Unterdrückung wie Krieg und Vertreibung geprägten
Lebenswelt kurdischer Frauen und den ganz anders gelagerten sozialen
Verhältnissen im Westen der Türkei zeigt sich bereits, daß beide Bewegungen auch
aus westeuropäischer Distanz nicht über einen Kamm zu scheren sind. Dies
gilt auch für das von der Autorin diskutierte Verhältnis zwischen einer PKK, die
dem Ziel der Frauenbefreiung eine prominente Stellung in ihrem Programm gegeben
hat, und einer traditionellen Linken, die die patriarchale Unterdrückung der
Frau weiterhin vom Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit ableitet und die
Privatsphäre von politischer Intervention freihält. Zu Recht bezeichnet Kiechle
diese Position als unpolitisch. Wenn alles, was nicht auf die sozialistische
Revolution Bezug nimmt, als unnötig und liberal abqualifiziert werde, unterbinde
dies notwendige bündnispolitische Überlegungen und verebbe in abstrakten
Lösungen. Selbst wenn es seitens sozialistischer Parteien oder Organisationen
Ansätze zur solidarischen Unterstützung der Frauenkämpfe gebe, so erfolge dies
vor allem aufgrund taktischer Erwägungen und nicht durch die Einsicht in
solidarische Zusammenarbeit auf Augenhöhe, so das für die notwendige
Weiterentwicklung linker Befreiungsanliegen auf Felder sozialer Ausgrenzung,
kulturalistischer Diffamierung und gesellschaftlicher Naturausbeutung wenig
erfreuliche Urteil der Autorin.

Der Soziologe Joost Jongerden greift diese Diskussion von der Seite der
kurdischen Befreiungsbewegung und der Paradigmenwechsel auf, die die PKK als
führender Akteur dieser Bewegung seit 1978 vollzogen hat. Dabei geht er
ausführlich auf die Überlegungen ihres Vordenkers Abdullah Öcalan zur Entstehung
von Geschlechterhierarchien und der Gleichsetzung der Frau mit der häuslichen
Sphäre, die er als "erste Kolonie" respektive "älteste Form der Sklaverei" in
Zusammenhang mit dem Prozeß der Staatsbildung bringt. Die en passant
geschilderte Geschichte der Arbeiterpartei Kurdistans und ihrer inhaltlichen wie
strategischen Wandlungen zeigt, daß das Verbot der PKK in Deutschland ganz
anderen Zwecken und Interessen geschuldet ist als dem einer Gefahrenabwehr, mit
der der Bestand des Staates gesichert werden soll. Zugleich könnte argumentiert
werden, daß Öcalans Kampf gegen das Patriarchat als vitale Bedrohung tradierter
Machtstellungen begriffen wird, was die Kriminalisierung seiner Person und
seiner Bilder auf Demonstrationen wiederum ganz plausibel macht.

So dokumentiert Jongerden die zentrale Bedeutung der Frauenbefreiung für die PKK
mit Öcalans theoretischem Zugang zur Kritik des Patriarchats, der unter anderem
auf der Unterscheidung von drei Machtformen beruht, die in der
jungsteinzeitlichen Epoche entstanden seien:

der Macht des Priesters (basierend auf der ihm zugeschriebenen Fähigkeit der
 Sinngebung und -auslegung), der politischen Macht in der Institution der
 Familie (dem Ministaat für jedermann) und eines sozioökonomischen Prozesses
 (der Hausfrauisierung). Auf der Grundlage dieser Analyse erklärte Öcalan, es
 sei



'das Grundprinzip des Sozialismus, den dominanten Mann zu töten. Das Töten der
 Macht bedeutet: die einseitige Dominanz, die Ungleichheit und die Intoleranz
 zu töten. Darüber hinaus bedeutet es, Faschismus, Diktatur und Despotismus zu
 töten. Wir sollten dieses Konzept erweitern, um all diese Aspekte
 einzuschließen. Die Befreiung des Lebens ist unmöglich ohne eine radikale
 Frauenrevolution.' (S. 474) 



Dieser erste Paradigmenwechsel der kurdischen Befreiungsbewegung wird durch
einen zweiten elementaren Schritt von den marxistischen Ursprüngen der PKK zu
einer eher als libertär und autonomistisch zu umschreibenden Ideologie ergänzt.
Der Staat dürfe kein zentrales Element mehr darstellen, wenn es um das Ziel
geht, "eine demokratische, geschlechterbefreite und ökologische Gesellschaft" zu
verwirklichen. Dieser vor dem Hintergrund des Zusammenbruches der Sowjetunion
und dem damit verbundenen Scheitern der revolutionären Widerstands- und
Befreiungsbewegungen, die sich wie die PKK auf die Oktoberrevolution als
gemeinsames Erbe der Unterdrückten bezogen, erfolgte Paradigmenwechsel macht
Ernst mit dem Absterben des Staates, das bis dahin erst im Endstadium der
Entwicklung des Kommunismus verortet wurde.

Das aus diesem ideologischen Wandel entstandene Konzept des demokratischen
Konföderalismus, für das sich Öcalan von dem anarchistischen Theoretiker Murray
Bookchin inspirieren ließ, steht zweifellos vor zahlreichen
Schwierigkeiten bei seiner praktischen Realisierung. Zugleich jedoch regt dieses
Modell zur notwendigen Renaissance linker Staatskritik und der
Auseinandersetzung mit den normativen Grundlagen kapitalistischer
Vergesellschaftung an. Jongerdens Analyse der Wandlung vom einst eher nationalen
Charakter der kurdischen Befreiungsbewegung zur Ausbildung einer umfassenden
Theorie menschlicher Emanzipation, demokratischer Organisation und ökologischer
Transformation, die schmerzhafte ideologische Richtungskämpfe innerhalb der PKK
auslöste, erweitert das Verständnis dieser auch in der Bundesrepublik wichtigen
linken Organisation erheblich und kann die eigenen Theoriedebatten mit der
kämpferischen Praxis kurdischer Organisationen bereichern.


Die Kämpfe vereinen ...

Das gilt auch für das Nachwort der Herausgeber, die aus ihrer Sympathie für die
kurdische Befreiungsbewegung kein Hehl machen, zugleich aber fundierte Kritik an
einigen Thesen des seit fast 20 Jahren weitgehend isoliert gefangengehaltenen
Öcalan üben und zur weiteren kritischen Auseinandersetzung mit diesen
ermutigen. Die Lektüre dieses Textes ist nicht nur für AktivistInnen dieser
Bewegung, sondern ganz generell eine Linke interessant, die sich in Grabenkämpfen
zwischen klassenkämpferischen und identitätspolitischen Positionen verloren und
damit erheblich an Mobilisierungs- und Kampfkraft eingebüßt hat.

Brauns und Cakir ermutigen zum kritischen Dialog und gegenseitigen Lernen
hierzulande wie in der Türkei. Es gelte,

der identitären Logik und der Priorisierung von Singularinteressen eine
 Absage zu erteilen. Nicht die bloße Aneinanderreihung der unterdrückten
 Identitäten als Kurd/innen, Alevit/innen, Jesid/innen, Frauen, LGBTIQ,
 Arbeiter/innen und Bäuer/innen unter einem Dach, wie es derzeit noch in der
 HDP geschieht, sondern deren Vereinheitlichung als Ausgebeutete unter
 Berücksichtigung ihrer jeweiligen besonderen geschlechtsspezifischen,
 ethnischen oder religiösen Unterdrückung wäre der Schlüssel. (S. 503) 



Der Zusammenschluß der Kämpfe und Widerstandsherde ist für die
internationalistische Linke überall auf der Welt bedeutsam. In Zeiten
rechtsradikaler Mobilisierung und nationalchauvinistischer Restauration, der
sozialökologischen Krise und des Schwundes natürlicher Lebensgrundlagen können
sich nur diejenigen den Luxus bloßer Befindlichkeiten und persönlicher
Imageprobleme leisten, die das Ausmaß des Rollbacks und die davon ausgehende
Bedrohung aller emanzipatorischen Kräfte verkennen. Die Geschichte sozialer
Aufstände in der Türkei und ihrer VorkämpferInnen, der PartisanInnen für eine
neue Welt, ist reich an inspirierenden Vorbildern wie warnenden Beispielen für
eine Zukunft linker und sozialer Bewegungen, deren Handlungsfähigkeit zweifellos
zunehmen wird, wenn sie der existenziellen Erfordernisse vorangegangener
Revolutionäre gewahr werden.

10. Oktober 2018
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TREFF/634: Cuxhaven - E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek am 18.10.2018


E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek



Die nächste E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven findet
am Donnerstag, den 18. Oktober statt. Von 16 bis 17 Uhr geht es um
Grundlegendes: Was ist die Onleihe? Welches Angebot bietet die
Bibliothek? Habe ich die passenden Geräte? Und wie gehe ich damit um?

In der Zeit von 17 bis 18 Uhr gibt es dann Zeit, auch individuelle
Fragen zu beantworten. Interessierte werden gebeten, eigene Geräte
mitzubringen. Dazu eignen sich E-Book-Reader, Tablet, Smartphone und
Notebook/Laptop. Um eine optimale Hilfestellung bieten zu können,
bittet das Team der Bibliothek, Beratungstermine zu vereinbaren.
Anmeldung telefonisch unter 04721 / 700 70 803, per E-Mail bei
anne.ulmer@cuxhaven.de oder auch persönlich in der Stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Oktober 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





EUROPA/407: Griechenland - Katastrophale Zustände in Flüchtlingslagern


Amnesty International - 5. Oktober 2018

Griechenland

Katastrophale Zustände in Flüchtlingslagern



Überfüllte Unterkünfte und mangelhafte Versorgung: Auf Griechenland
eskaliert die Situation. Besonders geflüchtete Frauen und Mädchen leiden
unter den katastrophalen Zuständen. Kumi Naidoo, der internationale
Amnesty-Generalsekretär, hat Lesbos besucht. Er unterstützt die
Forderungen, die die Betroffenen an europäische Regierungen stellen.

Ein neuer Bericht von Amnesty - "I want to decide about my future: Uprooted
women in Greece speak out"[1] - beschreibt die gefährliche Flucht von
Frauen und Mädchen und die furchtbaren Bedingungen und Gefahren, denen sie
ausgesetzt sind, wenn sie schließlich die griechischen Inseln bzw. das
Festland erreichen. Der Bericht belegt aber auch die enorme Belastbarkeit
und Stärke, die diese Frauen im Kampf gegen Elend und Not zeigen.

"Das absolute Versagen der europäischen Regierungen bei der Schaffung von
sicheren und legalen Zugangswegen für Menschen, die vor Krieg und
Verfolgung fliehen, setzt Frauen und Mädchen einer erhöhten Gefahr von
Menschenrechtsverstößen aus", sagt Kumi Naidoo. "Aber trotz der Gefahren
und gegen alle Widerstände finden diese Frauen die Kraft, sich öffentlich
dagegen zu wehren. Diejenigen, die Regierungsverantwortung tragen, müssen
diesen Frauen zuhören und ihre Kritik entsprechend handeln.

In Zeiten von #MeToo und #TimesUp sind wir stolz, an der Seite unserer
geflohenen Schwestern in Griechenland zu stehen und zu sagen: 'Wir sehen
euch, wir hören euch, wir glauben euch und wir kämpfen an eurer Seite'."

Amnesty-Bericht beschreibt katastrophale Bedingungen

Amnesty hat ab März 2017 mit über 100 Frauen und Mädchen gesprochen, die in
Flüchtlingslagern und anderen Unterkünften in und in der Umgebung von Athen
und auf den griechischen Inseln leben. Auf der Grundlage ihrer
Schilderungen legt der Bericht zehn Forderungen der Frauen vor, um gegen
Menschenrechtsverletzungen vorzugehen, die weibliche Flüchtlinge erleben.

Frauen, die sich auf den Weg nach Europa machen, sind in besonderer Gefahr,
körperlicher, verbaler und sexualisierter Übergriffe durch Schlepperinnen
und Schlepper ausgesetzt zu werden.

"Als die europäischen Regierungen den Geflüchteten die Fluchtwege
abschnitten, waren wir Frauen den Übergriffen der Schlepperinnen und
Schlepper noch schutzloser ausgeliefert", erklärt eine Syrerin Amnesty
International. "Du kannst weder die Polizei noch jemand anderen um Hilfe
bitten, weil du 'illegal' bist. Die Schlepperinnen und Schlepper nutzen das
aus."

Selbst wenn sie es schaffen, nach Europa zu gelangen, ist ihr Leidensweg
noch nicht zu Ende. Die Mehrheit der Geflüchteten und Migrantinnen und
Migranten, die in Griechenland eintreffen, sind inzwischen Frauen und
Kinder - in diesem Jahr waren es bis jetzt knapp über 60 Prozent. Aufgrund
des zwischen der EU und der Türkei im März 2016 geschlossenen
Migrationsabkommens sehen sich die Menschen, die in Griechenland ankommen,
in einer ausweglosen Situation gefangen: unter furchtbaren Bedingungen in
heruntergekommenen, von der EU finanzierten Lagern.

Lager völlig überbelegt

Die Überbelegung hat ein krisenhaftes Ausmaß angenommen: Fast 17.000
Menschen befinden sich auf den Inseln in fünf Flüchtlingslagern, die für
etwa 6.400 Menschen konzipiert sind. Tausende Menschen, darunter viele mit
spezifischen Bedürfnissen, wie Personen mit Behinderungen und Babys,
schlafen in Zelten außerhalb des offiziellen Lagers. Mangelhafte und
fehlende sanitäre Einrichtungen, zu wenig sauberes Trinkwasser, offen durch
das Lager fließendes Abwasser sowie Ratten- und Mäuseplagen prägen das
Leben in allen Flüchtlingslagern.

"Es wird jeden Tag schlimmer ... Das Lager ist so überfüllt", sagt eine
Frau im Camp Moria auf Lesbos, das derzeit zweieinhalb Mal so viele
Menschen beherbergt wie die vorgesehene Kapazität von 3.100.

Erschwerte Situation von Mädchen und Frauen

Zwar leiden alle Geflüchteten und Migrantinnen und Migranten unter diesen
Bedingungen,aber für Frauen und Mädchen ist die Lage noch schlimmer.
Mehrere schwangere Frauen haben Amnesty International erzählt, dass sie auf
dem Boden schlafen müssen und keinen oder nur minimalen Zugang zu
pränataler Betreuung haben. Im vergangenen Monat soll eine Frau ohne
jegliche medizinische Betreuung in einem Zelt im Camp Moria ein Kind zur
Welt gebracht haben.

Weil die Waschraumtüren nicht abschließbar sind und die Beleuchtung
mangelhaft ist, werden die gewöhnlichen Tagesaktivitäten, wie der Gang zur
Toilette oder das Duschen oder auch nur ein Gang nach draußen am Abend, zu
einer Gefahrenquelle für Frauen und Mädchen.

Im Camp Vathy auf Samos erzählte eine Frau Vertreterinnen und Vertretern
von Amnesty International: "Es gibt keine Schlösser an den Türen der
Duschräume. Es kommen einfach Männer rein, wenn Frauen in den Duschen sind.
Es gibt kein Licht in den Toiletten. Abends oder nachts gehe manchmal
zusammen mit meiner Schwester zu den Toiletten, oder ich mache in einen
Eimer."

Schlechte Lage auch auf dem Festland

Auf dem griechischen Festland leben etwa 45.500 Flüchtlinge und
Migrantinnen und Migranten in Übergangsunterkünften in städtischen Gebieten
oder in Flüchtlingslagern. Die Bedingungen in diesen Lagern auf dem
Festland sind extrem schlecht. In diesem Jahr sind drei Flüchtlingslager,
die zuvor geschlossen wurden, weil sie als unbewohnbar eingestuft worden
waren, wieder eröffnet worden, weil es keine anderen Unterkünfte gibt. Die
Bedingungen aber haben sich nicht verbessert.

Eine Jesidin aus dem Irak, die in Skaramagas in der Nähe von Athen wohnt,
sagte Amnesty International: "Wir fühlen uns völlig vergessen. Einige von
uns leben seit zwei Jahren in dem Lager, aber es ändert sich nichts ... Ich
kann mich kaum über meine Probleme austauschen, weil niemand unsere Sprache
versteht."

Egal ob sie in den Flüchtlingslagern oder in Wohnungen in städtischen
Regionen wohnen, der Mangel an Informationen und Dolmetscherinnen ist das
größte Hindernis für Frauen, die Zugang zu wichtigen Dienstleistungen
brauchen, z.B zu Einrichtungen der sexuellen und reproduktiven Gesundheit
und zu Rechtsberatung.

Frauen und Mädchen schließen sich zusammen

Trotz dieser enormen Herausforderungen sind die geflüchteten Frauen und
Mädchen entschlossen, ihre Situation zu verändern. Sie schließen sich
zusammen und gründen Initiativen, die ihr Leben verbessern, z.B. durch die
Schaffung von Orten, die auf die Bedürfnisse von Frauen und Mädchen
zugeschnitten sind, an denen sie zusammen kommen, Zugang zu
Dienstleistungen haben, Netzwerke schaffen und ihr Wissen und ihre
Fähigkeiten erweitern können, um ein besseres Leben für sich und ihre
Familien aufzubauen.

"Durch ein grausames Schicksal verbunden, machen sich Frauen, die aus
gefährlichen Orten überall auf der Welt geflohen sind, gegenseitig Mut und
entwickeln ein Gemeinschaftsgefühl und eine bemerkenswerte Stärke", sagt
Kumi Naidoo.

"Die Frauen setzen sich für ihre eigenen Belange ein. Da die Situation auf
den griechischen Inseln aber immer kritischer wird, fordern sie die
griechischen Behörden auf, die Menschen auf den Inseln nicht mehr dieser
ausweglosen Situation auszusetzen. Die Aufnahmebedingungen auf dem Festland
müssen verbessert werden und die europäischen Regierungen müssen den
geflüchteten Frauen dringend die Unterstützung und den Schutz gewähren, der
ihnen zusteht und sie so willkommen heißen, wie sie es verdienen", sagt
Kumi Naidoo.


Downloads

Amnesty-Bericht: "I want to decide about my future" (PDF, 4.09 MB)

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-10/Amnesty-Bericht-Griechenland-Lesbos-Fluechtlinge-Frauen-2018.pdf

 * 
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MELDUNG/296: Welttag gegen die Todesstrafe am 10. Oktober - Für das Recht auf Leben!


Amnesty International - 10. Oktober 2018

Welttag gegen die Todesstrafe am 10. Oktober: Für das Recht auf
Leben!

Isoliert, erniedrigt und gequält: zum Tode Verurteilte leiden unter
unmenschlichen Haftbedingungen



Viele zum Tode verurteilte Gefangene leben vor ihrer Hinrichtung unter
Haftbedingungen, die Folter gleichkommen. Anlässlich des Welttags gegen die
Todesstrafe wirft Amnesty International daher ein Schlaglicht auf fünf
Länder - Belarus, Ghana, Iran, Japan und Malaysia - und fordert, dass diese
die unmenschlichen Zustände in den Todestrakten beenden und die Todesstrafe
vollständig abschaffen.

Amnesty International fordert, dass Gefangene in den Todestrakten mit
Menschlichkeit und Würde behandelt und unter Bedingungen inhaftiert werden,
die den internationalen Menschenrechtsstandards entsprechen.

"Unabhängig davon, welche Verbrechen Personen begangen haben, soll niemand
unter menschenunwürdigen Haftbedingungen leben müssen. Doch in vielen
Fällen werden Gefangene, die zum Tode verurteilt wurden, in strikter
Isolation gehalten, sie haben keinen Zugang zu den notwendigen Medikamenten
und leben in ständiger Angst vor der Hinrichtung", sagt Stephen Cockburn,
stellvertretender Direktor des Global-Issues-Programms bei Amnesty
International.

"Die Tatsache, dass einige Regierungen Gefangene und ihre Angehörigen
einige Tage oder - in einigen Fällen - nur wenige Augenblicke vor der
Hinrichtung benachrichtigen, ist grausam. Die Regierungen, die an der
Todesstrafe festhalten, müssen sie unverzüglich abschaffen und die
schrecklichen Haftbedingungen beenden, die allzu viele Gefangene in der
Todeszelle erdulden müssen", so Cockburn weiter.

Grausame und erniedrigende Haft

Amnesty International hat schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen im
Zusammenhang mit der Todesstrafe auf der ganzen Welt dokumentiert - etwa in
den Todestrakten von Belarus, Ghana, Iran, Japan und Malaysia:

• In Ghana haben Gefangene im Todestrakt oft keinen Zugang zu
Medikamenten bei Erkrankungen oder chronischen Leiden.

• Mohammad Reza Haddadi im Iran sitzt seit dem 15. Lebensjahr im
Todestrakt und musste psychische Folter ertragen. Seine Hinrichtung ist in
den letzten 14 Jahren mindestens sechsmal geplant und wieder verschoben
worden. Er ist einer von mindestens 84 weiteren Häftlingen, die im Iran
wegen mutmaßlichen Verbrechen zum Tode verurteilt wurden, die sie vor dem
18. Lebensjahr begangen haben sollen.

• Matsumoto Kenji, in Japan, hat eine wahnhafte Erkrankung entwickelt,
die höchstwahrscheinlich auf seine lange Einzelhaft im Todestrakt
zurückzuführen ist. Er wartet seit 1993 auf seine Hinrichtung.

• Hoo Yew Wah sitzt in Malaysia im Todestrakt. Er wurde 2005
festgenommen und anschließend in einem unfairen Verfahren wegen vermutetem
Drogenschmuggel zum Tode verurteilt. Hoo Yew Wah stammt aus armen
Verhältnissen. Zum Tatzeitpunkt war er 20 Jahre alt. Es handelte sich um
seine erste Straftat und es war kein Gewaltverbrechen. 2014 stellte er ein
Gnadengesuch und wartet seither vergeblich auf eine Antwort der Behörden.

• Die Geheimhaltung bei der Anwendung der Todesstrafe ist weit
verbreitet. In Belarus wird die Anwendung der Todesstrafe strikt vor der
Öffentlichkeit verschwiegen. Hinrichtungen werden ohne jegliche
Benachrichtigung der Gefangenen, ihrer Familien oder ihrer gesetzlichen
Vertreterinnen und Vertreter vollstreckt.

Amnesty International lehnt die Todesstrafe in allen Fällen ohne Ausnahme
ab, unabhängig von der Art oder den Umständen des Verbrechens, der Schuld,
der Unschuld oder anderen Merkmalen der Verurteilten oder der Methode, die
vom Staat für die Hinrichtung verwendet wird.

Die Todesstrafe ist eine Verletzung des Rechts auf Leben, das in der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte festgelegt wurde. Sie ist die
ultimative grausame, unmenschliche und erniedrigende Strafe.

2017 verzeichnete Amnesty International 993 Hinrichtungen in 23 Ländern.
Das ist ein Rückgang von 4 Prozent gegenüber 2016 und von 39 Prozent
gegenüber 2015. Die meisten Hinrichtungen fanden im Iran, in Saudi-Arabien,
im Irak und in Pakistan statt. Nicht eingerechnet sind Tausende
Hinrichtungen, die in China durchgeführt wurden, wo Daten über die
Anwendung der Todesstrafe nach wie vor Staatsgeheimnis sind.


Mehr zum Thema Todesstrafe:


www.amnesty-todesstrafe.de

 * 
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Mitteilung vom 10. Oktober 2018
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AFRIKA/716: Bundestag berät über eskalierenden Bürgerkrieg in Kamerun


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

Europa muss sich mehr für Frieden und Menschenrechte einsetzen

Wachsende Gewalt muss endlich ernst genommen werden



Göttingen, den 10. Oktober 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) hat ein stärkeres Engagement Deutschlands für Frieden
in Kamerun gefordert. "Wer Flucht und Migration aus Afrika wirksam
bekämpfen will, darf nicht tatenlos zusehen, wie der Kamerun im
Bürgerkrieg versinkt. Deutschland und die Europäische Union dürfen
nicht länger die Augen vor der eskalierenden Flüchtlingskrise in
Westafrika verschließen", forderte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Mittwoch in Göttingen. Schon heute seien 276.000 Menschen in Kamerun
auf der Flucht vor Gewalt. Wenn Kameruns Staatsführung sich nicht
endlich ernsthaft um eine politische Lösung des Streits um die
Zukunft der anglophonen Landesteile bemühe, müsse die Europäische
Union (EU) den greisen Staatschef Paul Biya mit gezielten Sanktionen
dazu zwingen, die dramatische Lage nicht länger schönzureden. An
diesem Donnerstag wird der Deutsche Bundestag auf Antrag der FDP und
von Bündnis 90/Die Grünen über die Lage in dem westafrikanischen Land
beraten.

Am letzten Donnerstag war in der Stadt Ndop der katholische
Seminarist Gérard Anjiangwe von Soldaten vor einer Kirche erschossen
worden. Weitere drei Angehörige der anglophonen Bevölkerungsgruppe
sind am letzten Sonntag in der Stadt Bamenda getötet worden.
Insgesamt starben seit Ausbruch des Konflikts im Jahr 2016 bereits
mehr als 400 Zivilisten und 176 Sicherheitskräfte.

Nachdrücklich kritisierte der Menschenrechtler die Ignoranz, mit der
Kameruns Regierung auf die zunehmende Gewalt in anglophonen
Landesteilen reagiert. So lobte der seit 36 Jahren amtierende
Präsident Paul Biya nach dem Ende der Präsidentschaftswahlen am
Sonntag, die Wahlen hätten auch in den anglophonen Regionen in einer
"Atmosphäre der Ruhe" stattgefunden. Dabei wurden am gleichen Tag
drei Menschen erschossen und die Zivilbevölkerung in den
englischsprachigen Gebieten wagte aus Angst vor weiterer Gewalt
nicht, sich in der Öffentlichkeit zu zeigen. "Wie kann man von der
Normalität des Lebens sprechen, wenn in den englischsprachigen
Regionen von den vorgesehenen 2.343 Wahlbüros aufgrund der Gewalt nur
79 Abstimmungszentren geöffnet waren", erklärte Delius.

Wenn heute die Unabhängigkeitsbewegung in den anglophonen Regionen so
stark sei, so sei dies auch auf das Versagen der Kolonialmächte
zurückzuführen. Denn sie hätten die Interessen der englischsprachigen
Minderheit in der früheren deutschen Kolonie weitgehend ignoriert, um
sich den Zugriff auf Ölvorkommen zu sichern. Dringend müsse nun
endlich nach einer politischen Lösung des eskalierenden Konflikts
gesucht werden, um die Gewalt wirksam einzudämmen.

 * 
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FRAGEN/056: Reiner Braun - Abrüsten statt aufrüsten. In der Bevölkerung tut sich etwas (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Abrüsten statt aufrüsten: In der Bevölkerung tut sich
etwas

Gespräch mit dem Präsidenten des International Peace Bureau, Reiner Braun

Von Reto Thumiger, 10. Oktober 2018
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Reiner Braun, Präsident des International Peace Bureau

Bild: © Dario Lo Scalzo



Berlin - 10.10.2018. Reiner Brauns Freude an 100.000
Unterschriften ist nicht zu übersehen. Der Präsident vom International
Peace Bureau und Mitinitiator des Aufrufes, weist aber auch auf die
großen Herausforderungen hin, die auf uns zukommen. Im Interview
spricht er über die aktuelle friedenspolitische Lage, die
Aufrüstungswelle, die neue Rolle Deutschlands und die weiteren Pläne
der Friedensbewegung.

Reto Thumiger: Wie schätzt du die aktuelle friedenspolitische Lage
weltweit ein?

Reiner Braun: Ich will doch mal mit einer sehr positiven Entwicklung
beginnen. Ich bin sehr beeindruckt von dem, was zwischen den beiden
koreanischen Staaten zurzeit abläuft. Was man auf den Weg bringen
kann, wenn man sich der Politik der gemeinsamen Sicherheit der
Kooperation verschreibt. Das sollte ein Vorbild für Europa sein und
ich glaube gerade Herr Maas kann eine Menge lernen von dem, was der
Parteivorsitzende und der Staatspräsident dort gerade vereinbaren. Es
zeigt, dass man auch bei tiefen Differenzen mehr Gemeinsamkeiten
findet, als man glaubt und diese im Sinne des Friedens
weiterentwickeln kann. Ich hoffe, dass dieser Prozess weiter Früchte
trägt und einer der zugespitzten Kriegsherde entschärft wird und wir
in der Welt eine zweite große Region finden, wo sich die Politik der
gemeinsamen Sicherheit als staatstragende Politik durchsetzt. Das wäre
doch von großer Ausstrahlungskraft für viele andere Konflikte.

Ansonsten glaube ich, dass wir in einer sehr gefährlichen Zeit
zugespitzter Konflikte leben. Gerade nach den Ereignissen um die
Flugzeuge in Syrien [1]; da habe ich nichts mehr hinzuzufügen. Aber
man kann überhaupt nicht unterschätzen, wie schnell kleine Konflikte
dramatische Konsequenzen haben können.

Du sprichst jetzt Syrien an, die Offensive auf Idlib ist ja vorerst
vom Tisch?

Jede Lösung wo die Menschen nicht sterben, krepieren, verhungern oder
verbluten müssen, ist positiv und daher stehe ich dieser Vereinbarung
ausgesprochen positiv gegenüber. Wohlwissend, dass alle Vereinbarungen
viele Haken und Ösen haben, die man jetzt bewältigen muss, weil keiner
weiß, was mit den islamischen Terroristen da wirklich geschehen soll.
Dass es eine Friedenspause gibt, ist meiner Ansicht nach positiv und
die Dynamik, die das möglicherweise für den Astana-Prozess und für die
größere friedenspolitische Entwicklung in Syrien und Umgebung auslösen
kann, sollte nicht unterschätzt werden.

Das spannende daran ist für mich auch, dass ein Friedensprozess in
Gang kommen kann, ohne dass die Haupt-Kriegstreiber, das ist in Syrien
eindeutig der Westen gewesen, daran beteiligt werden müssen.

Das ist meiner Sicht nach ein positives Zeichen veränderter
Kräftekonstellation. Es geht auch ohne NATO. Das hätte man sich vor
ein paar Jahren ja überhaupt noch nie vorstellen können. Man kann
heute Friedensprozesse entwickeln, ohne dass die stärksten Nato-Länder
aktiv dabei sind. Das ist auch der Grund für diese geradezu
hasserfüllten Reaktionen, die es aus diesen Ländern zu Syrien gibt.
Sie sind draußen aus dem Spiel, das sie entfacht haben. Sie wollen den
Regime-Change und sind jetzt an der Nachkriegsordnung, um die geht es
ja nur noch, nicht beteiligt. Wie lange sich das auch noch hinzieht,
der Krieg ist für den Westen verloren. Das ist neu, wenn man die
letzten zwanzig, dreißig Jahre verfolgt.

Es scheint seitens der US-Regierung seit Jahren ein großes
Interesse zu geben, Deutschland zunehmend in die interventionistischen
militärischen Aktionen einzubeziehen, das schließt die Forderung zur
Aufrüstung in Richtung einer Angriffsarmee mit ein. Im historischen
Bewusstsein muss man sich da ja ein bisschen die Augen reiben und
erfreulicherweise wird das von der großen Mehrheit der Bevölkerung
abgelehnt und selbst auf der Regierungsebene löst es nicht gerade
Euphorie aus. Dabei kann es ja nicht nur um die Umverteilung der
finanziellen Lasten der US-amerikanischen Eskapaden gehen. Was sind
die Gründe?

Die Grundfrage ist, wie die Neubestimmung des Verhältnisses zwischen
Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika ausfällt. Was wird
aus dem historischen Juniorpartner, der zumindest in
militärstrategischen und weltpolitischen Fragen über Jahrzehnte den
USA fast bedingungslos gefolgt ist? Das hieß dann transatlantische
Solidarität. Im Kern geht es darum, dass Deutschland seine eigene
Weltmachtrolle definiert und diese neben den USA anstrebt. Deutschland
möchte in so vielen Bereichen wie möglich, auf gleicher Augenhöhe
operieren. Deswegen der Versuch sich in irgendeiner Weise an fast
allen Konflikten dieser Welt zu beteiligen, inklusive Syrien und Irak
und auch in der Nachkriegsordnung in Syrien in dieser sogenannten
kleinen Staatenkonstellation mit Großbritannien, Frankreich, Jordanien
und Saudi-Arabien eine Rolle zu spielen.

Dazu ist die Europäische Union unverzichtbar, weil die geschichtliche
Lehre, niemals wieder allein zu stehen, von Deutschland zutiefst
gelernt wurde. Da ist Deutschland versucht als Hegemon Europas die
Europäische Union in wesentlichen Fragen mitzunehmen und da eine
entscheidende Rolle zu spielen und über Europa auch seine
weltpolitische Rolle neu zu definieren. Daher ist die Aufrüstungswelle
nicht nur und aus meiner Sicht zum geringeren Teil, ein Reflex auf das
Geschrei von Putin. Es entspringt dem eigenen imperialen oder auch
imperialistischen Willen Deutschlands, eine Rolle in dieser Welt zu
spielen und da eine solche Rolle nach Definition der Eliten dieser
Welt immer militärisch abgesichert werden muss, verlangt es nach einer
starken Militärmacht, einer Einsatztruppe und deshalb muss eben auch
modern und interventionistisch aufgerüstet werden.

Und das ist jetzt die zweite Seite der Medaille, Konkurrenten klein zu
halten und dann sind wir bei der Konfrontationspolitik im Wesentlichen
mit Russland aber auch über die NATO vorangetrieben, ebenfalls mit
China. Von daher ist diese Neudefinition der deutschen Position zu den
USA nicht abgeschlossen. Deutschland versucht sich zunehmend auf
Augenhöhe heranzurobben. Das wird nicht von heute auf morgen gehen,
aber durch die offensichtliche Schwächung der USA wird es zunehmend zu
einem Ringen um ein neues Verhältnis kommen. Es wird wohl auf eine
stärkere imperiale Rolle Deutschlands herauslaufen.

Du glaubst also, dass in den nächsten Jahren Deutschland oder die
Europäische Union zu einer eigenständigen Außenpolitik findet.

Ich glaube, dass das in Kernpunkten geschehen wird und zum Teil findet
das heute schon statt. Wenn ich die ganze Militarisierung Europas
nehme, die Aufrüstungspolitik, die aggressive Politik gegenüber dem
Süden, die hegemoniale Rolle gegenüber Nordafrika, ist es heute schon
der Fall. Die europäische Außenpolitik wird immer von vielen inneren
Konflikten begleitet werden, so ist die europäische Union nun mal
gestrickt. Das hat noch nie daran gehindert in den Kernfragen
einheitlich aufzutreten. Schau dir das Verhältnis zu Russland an, das
ist einheitlich. Da schert Italien zwei Stunden mal aus, sind dann
auch wieder dabei. Die Kommunikationspolitik ist einheitlich und diese
militaristische, europäische Unionspolitik ist auch einer der wenigen
Punkte, wo sie fast alle europäischen Staaten aus unterschiedlichen
Interessen einig sind. Deswegen glaube ich, dass dieser Punkt
ausgebaut werden wird und Europa wird trotz all den inneren Konflikten
eine stärkere Rolle spielen.

Wobei dann wieder zu beobachten ist, wie die USA zum Beispiel
vermehrt auf Polen setzen, das heißt auf solche Länder, die bereit
sind die Wünsche der USA umzusetzen.

Dass die USA spätestens seit Bush auf die Spaltung Europas setzen, was
damals das alte und das neue Europa hieß, ist doch logisch und von
ihrer Interessenslagen völlig legitim. Ein einheitliches Europa können
die USA nicht wollen. Ich sehe jedoch nicht besonders viele Erfolge,
selbst gegenüber Polen sehe ich sie nicht. Die Polen kaufen zwar ihre
Waffen im Wesentlichen in den USA, aber sie ziehen die gesamte
Konfrontationspolitik der Europäischen Union mit durch. Polen ist
ökonomisch und politisch, was übrigens auch im Personal deutlich wird,
sehr stark in die Europäische Union und in die Konfrontationspolitik
eingebaut und das wird auch so bleiben. Selbstverständlich versucht
jeder seinen eigenen Spielraum zu erweitern und die Polen glauben den
Spielraum erweitern zu können, wenn sie mit den Amerikanern turteln,
das gehört zu diesem politisch-diplomatischen Geschäft. Ich glaube
nicht, dass das meinen strategischen Aussagen widerspricht.

100.000 Unterschriften für die Kampagne "abrüsten statt aufrüsten"
[2], das ist doch ebenfalls eine positive Nachricht?

Für uns ist das wirklich eine Ermutigung. Als wir den Aufruf
starteten, hatten wir den Eindruck, dass wir einen Nerv treffen und
die Bereitschaft zum Mitmachen relativ groß ist. Das hat man auch an
der Vielfalt und Breite der Erstunterzeichner, der Initierenden
gesehen. Vor zwei, drei Jahren wäre es noch undenkbar gewesen, dass
vier Gewerkschaftsvorsitzende neben der Crème der kritischen
Wissenschaft, neben führenden Leute aus der Umweltbewegung und den
entwicklungspolitischen Bewegungen so gemeinsam an einem Strang
ziehen. Das ist schon ein Seismograph dafür, dass was möglich ist.

Dass der Aufruf so aufgegriffen wurde und das Friedensinitiativen und
Menschen aus der Friedensbewegung wieder angefangen haben,
Unterschriften zu sammeln, auf die Menschen zuzugehen, das Gespräch zu
suchen, den Kontakt zu pflegen, das ist wirklich toll.

Von daher ist es wirklich eine Errungenschaft der Basisbewegung, was
diese 100.000 widerspiegelt und dass sich an der Basis etwas tut.

Während dieser Kampagne haben sich bestimmt 10-15 neue
Friedensinitiativen in verschiedensten auch in kleinen Städten
gegründet. Das ist meiner Ansicht nach das positivste Ergebnis dieser
Unterschriftensammlung.

Die 100.000 Unterschriften müssen wir natürlich auch realistisch
sehen. Sie ist ein Startpunkt, aber um eine wirkliche soziale Bewegung
daraus zu machen, muss noch mehr geschehen. Da muss qualitativ mehr
geschehen und es müssen auch mehr Aktionen auf der Straße stattfinden.

Ohne die klare Wiedereroberung der Straße für den Frieden werden wir
in diesem Land nichts verändern und nicht gestaltend eingreifen
können. Das ist die Aufgabe, die sich uns stellt und deswegen bereiten
wir ja auch die Demonstration für Anfang November vor.

80% der Unterschriften sind analog, also nicht im Internet
gesammelt worden, das finde ich schon bemerkenswert. Die Besorgnis
über die Friedenssituation in der Welt ist ja sicher schon länger bei
der breiten Bevölkerung angekommen aber die Besorgnis drückt sich
nicht in Aktionen aus.

Das ist die große Herausforderung. Jetzt kann man darüber streiten, ob
man eine Unterschrift zu leisten schon als eine Aktion bezeichnen
will. Ich denke es ist für viele ein Einstieg. Aber mehr Menschen zum
eigenständigen Handeln für den Frieden zu gewinnen, das ist die große
strategische Herausforderung angesichts der gigantischen
Aufrüstungspläne.

Was verstehst du unter eigenständiges Handeln für den Frieden?

Dass die Menschen sich an Aktionen beteiligen und möglichst in ihrem
Umkreis für den Frieden werben. Ich erinnere wie noch in wie vielen
Wohnungen und Wohngemeinschaften der Krefelder-Appell [3] rumlag.
Unseren Apell habe ich jetzt relativ selten irgendwo so liegen sehen.
Auch dass es ein Teil des Lebens der Menschen wird, sich für den
Frieden zu engagieren, in welcher kleinen oder großen Form auch immer.
Dass man Unterschriftenlisten auch mal ins Büro mitnimmt oder dass
man, wenn auch nur in der Pause, darüber mit den Kollegen spricht.

Frieden wieder zu einem gesellschaftlichen Thema und als Folge wieder
zu einem Aktionsthema auf der Straße werden zu lassen. Das ist die
ganz große Herausforderung. Wir müssen einfach über unseren engeren
Kern heraus in eine gesellschaftliche Breite kommen.

Wie geht es weiter, was sind die nächsten Schritte und Aktionen?


Erst mal bleibt auf der Tagesordnung, dass man die
Unterschriftensammlung überall fortsetzen muss, wo es geht. Das zweite
ist für mich, dass wir versuchen die dezentrale Demonstration Anfang
November im Zusammenhang mit der zweiten/dritten Lesung des
Bundeshaushalts [4] so groß wie möglich und an so vielen Orten wie
möglich zu machen. Dass wir mal wieder ausstrahlungsfähig auf die
Straße gehen.

Danach müssen wir gemeinsam in Ruhe überlegen, was man sich zutraut
für das nächste Jahr. Im Zusammenhang mit den Europawahlen sollten wir
europaweit koordinierte Aktivitäten für den Frieden anstreben.
Außerdem stehen im nächsten Herbst die Haushaltsdebatten an. Die
Militarisierungswelle oder der Aufrüstungsschub hat ja gerade erst
begonnen und von daher ist das Eingreifen für die nächsten Jahre
notwendig und dem müssen wir uns stellen.

Jetzt auf dezentrale Demonstrationen zu setzen ist eine Änderung in
der Strategie und entspricht das der neuen Situation, dass die Leute
vermehrt bereit sind an ihren Orten was zu machen?

Um es hier ganz deutlich zu sagen, wir brauchen auch wieder die
bundesweiten Aktionen in Berlin. Weswegen haben wir gesagt dezentral?
Der Gedanke dahinter ist, zu versuchen das breite Bündnis, was wir für
den Aufruf "abrüsten statt aufrüsten" mit Gewerkschaften, Kirchen,
Umweltverbänden hinbekommen haben, auch auf lokaler Ebene
aufzustellen. Dazu muss man ja einen Anstoß für Aktionen geben. Unsere
Idee ist es zu sagen, jawohl wir bereiten die dezentralen Aktionen
möglichst in der politischen, gesellschaftlichen Breite wie auch das
bundesweite Bündnis vor. Wir helfen damit auch dieses Bündnis zu
stabilisieren und das scheint eine ganz große Herausforderung zu sein.
Wir wollen auch mit der Aktionsform so nahe wie irgend möglich an den
Menschen vor Ort bleiben. Deswegen jetzt dezentral, was aber eine
bundesweite Demonstration in Berlin für die Zukunft in keiner Weise
ausschließt.

Du hast die Europawahlen 2019 angesprochen, was kannst du dir da
vorstellen?

Ich kann mir zum Beispiel vorstellen, dass man so was wie die
Abstimmung für den Frieden vor den Wahllokalen macht. Bei der
Europawahl 1984 haben wir das als Friedensbewegung sehr erfolgreich
gemacht. In eigenständigen Wahllokalen wurde eine symbolische
Abstimmung gegen Krieg durchgeführt und damals sind so hunderttausende
Stimmen zusammengekommen.

Außerdem könnten wir versuchen an den Orten, wo der Militarismus
europaweit zusammenarbeitet, z.B. Deutsch-Niederländisches Korps
oder die ganzen EU-Battlegroups, eine europaweite Aktion mit
Beteiligung von verschiedenen Ländern zu organisieren. Da würde sich
zum Beispiel Münster und Dülmen anbieten und dahin aus den
verschiedenen umliegenden Ländern gemeinsam zu mobilisieren. Auch wir
müssen uns europäisch besser organisieren als bisher.

Für mich ist es außerdem eine ganz klare Herausforderung, zu
verhindern, dass die Rechtsradikalen nicht die stärkste Fraktion im
Europaparlament werden.

Dazu benötigen wir noch viel Aufklärungs- und viel an Bündnisarbeit.
Da müssen wir noch einiges leisten, sonst bekommen wir ein
Europaparlament zum Gruseln. Da sind wir die britischen Konservativen
los und dann bekommen wir die Halb-Faschisten aus ganz Europa
zusammen.

Vielen Dank für das Gespräch!


Anmerkungen:

[1] https://deutsch.rt.com/der-nahe-osten/76244-nach-abschuss-russischen-flugzeugs-keine-eskalation/

[2] https://abruesten.jetzt/

[3] https://www.atomwaffena-z.info/glossar/k/k-texte/artikel/7594324cbe/krefelder-appell.html

[4] https://www.pressenza.com/de/2018/10/keine-erhoehung-der-ruestungsausgaben-abruesten-ist-das-gebot-der-stunde/
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AUFRUF/057: "Umbau" der Sozialversicherung in Österreich - Lassen wir uns nicht enteignen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Lassen wir uns nicht enteignen! URABSTIMMUNG!

Von Solidarwerkstatt [1], 7. Oktober 2018



Es ist Feuer am Dach unserer Sozialversicherung: Wenn sich die
ArbeitnehmerInnen in ihrer eigenen Versicherung nicht entmündigen
lassen wollen, müssen wir rasch gegen die türkis-blauen
Enteignungspläne aufstehen. Der Vorschlag der Solidarwerkstatt:
Urabstimmung! Denn als Versicherte haben wir ein Recht darauf, dass
wir darüber entscheiden, was mit unseren sozialen Kassen geschieht.

Der von der Regierung geplante "Umbau" der Sozialversicherung ist im
Grund genommen die - wie die Vorsitzenden der AK OÖ und der GKK OÖ
gesagt haben - "größte Enteignung in der Geschichte Österreichs" [2].
Die Arbeitnehmer-Vertretung wird in der Kranken- und
Pensionsversicherung de facto entmachtet [3]. In diesen
Versicherungen, in denen ausschließlich ArbeitnehmerInnen versichert
sind, bekommt die Arbeitgeberseite die Macht, ständig
hineinzuregieren, alles zu beeinspruchen und zu blockieren. Im
Hauptverband bekommt die Arbeitgeberseite sogar die Mehrheit, obwohl
die ArbeitnehmerInnen die große Mehrheit aller Sozialversicherten
sind.

Darüber hinaus werden die Aufsichts- und Eingriffsrechte des Sozial-
und Gesundheitsministeriums stark ausgeweitet. Das Ministerium kann so
ziemlich jeden Beschluss eines Trägers aufheben und verändern. So kann
es etwa Beschlüsse beeinspruchen und in der Folge faktisch an sich
ziehen, deren "finanzielle Auswirkungen im Ausmaß von 10 Millionen
Euro innerhalb eines Kalenderjahres oder mehrerer Kalenderjahre
übersteigen". Somit erfolgt praktisch jede Entscheidung unter der
Vormundschaft der Regierung, denn kumulierte Kosten von zehn Millionen
Euro über mehrere Jahre hinweg hat eine Entscheidung in einer Kasse
mit zwölf Milliarden Euro Jahresbudget wohl oft. Jede Änderung eines
Gesamtvertrags mit Ärztinnen und jede zusätzliche Leistung für
Versicherte ist teurer.

Das alles läuft auf die Demontage der Selbstverwaltung in der
Sozialversicherung hinaus. Das bedeutet die Enteignung von Millionen
Versicherten. Gleichzeitig sind enorme Mehrbelastungen bzw.
Einnahmenentgänge für Kranken- und Unfallversicherung geplant. Damit
drohen höhere Selbstbehalte, Leistungskürzungen und Privatisierungen
[4] im Gesundheitsbereich. Das lehnen wir ab!

Lassen wir uns nicht enteignen! URABSTIMMUNG!

Als Versicherte haben wir ein Recht darauf, dass wir darüber
entscheiden, was mit unseren sozialen Kassen geschieht. Die
Solidarwerkstatt hält daher die Durchführung einer Urabstimmung der
Versicherten über die türkis-blauen Pläne für notwendig! Lassen wir
uns nicht enteignen!

Die Zeit drängt: Werden wir aktiv!

Alle, die auch dieser Meinung sind, ersuchen wir um
Rückmeldung(office@solidarwerkstatt.at). Wir müssen uns vernetzen und
rasch aktiv werden! Denn die Regierung will diese Pläne spätestens im
November durchs Parlament peitschen.

Kontakt: www.solidarwerkstatt.at

Erstveröffentlicht bei:

https://www.solidarwerkstatt.at/demokratie-politik/lassen-wir-uns-nicht-enteignen-urabstimmung


Anmerkungen:

[1] www.solidarwerkstatt.at

[2] https://www.solidarwerkstatt.at/soziales-bildung/ak-und-gkk-ooe-mit-der-kassenfusion-droht-die-groesste-enteignung-in-der-geschichte-oesterreichs

[3] https://www.solidarwerkstatt.at/soziales-bildung/sozialversicherung-wie-die-regierung-die-versicherten-enteignen-will

[4] https://www.solidarwerkstatt.at/soziales-bildung/sv-plaene-1-5-milliarden-loch-in-der-gesundheit
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AUFRUF/056: Keine Erhöhung der Rüstungsausgaben - Abrüsten ist das Gebot der Stunde (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Keine Erhöhung der Rüstungsausgaben - Abrüsten ist das Gebot 
der Stunde

Aufruf der Initiative "abrüsten statt aufrüsten" zu bundesweiten
dezentralen Demonstrationen am 1.-4.11.2018

Von der Initiative "abrüsten statt aufrüsten", 29. September 2018






[image: Regenbogenbunte Flagge mit dem Wort 'Frieden' in verschiedenen Sprachen - Bild: © Reto Thumiger]

Bild: © Reto Thumiger



"Abrüsten statt aufrüsten - das ist das Gebot der Stunde", so der
DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann zum Antikriegstag.

Und es stimmt: Schulen sind marode und Kitas fehlen überall, der
soziale Wohnungsbau muss dringend ausgebaut werden, Krankenhäuser
werden benötigt, dem öffentlichen Nahverkehr fehlen Gelder, die
kommunale Infrastruktur verkommt, die Alterssicherung und die Pflege
sind unterfinanziert, Geflüchtete benötigen Unterstützung, der
ökologische Umbau stagniert, Finanzen für Klimagerechtigkeit sind
nicht vorhanden und internationale Hilfe zur Selbsthilfe wird
verweigert.

Aber: Geld für die Rüstung ist fast unbegrenzt vorhanden. Der
Rüstungsetat 2019 soll um 11,4% steigen auf 42,4 Milliarden Euro, 60
Milliarden für Rüstung ist das nächste Ziel der
Verteidigungsministerin, um dann den Etat - wie die "Stiftung
Wissenschaft und Politik" errechnete - bis zum Jahr 2024 weiter auf 85
Milliarden zu steigern.


Wir sagen nein

100.000 Unterschriften unter den Aufruf "abrüsten statt aufrüsten" [1]
sind erst der Anfang. Wir wollen mehr Unterschriften, wir wollen eine
breite und vielfältige Bewegung für Abrüstung.

Uns alarmiert die Militarisierung der Außenpolitik und des
öffentlichen Lebens wie auch die Geschäfte mit todbringenden Waffen.
Auslandseinsätze der Bundeswehr sind zur Normalität geworden. Die
Waffenarsenale werden weiter angefüllt. Das gemeinsame Haus Europa ist
in weite Ferne gerückt, wir treten ein für eine neue
Entspannungspolitik mit Russland.

Wir wollen den Protest auf die Straßen und Plätze der Republik tragen.
Deshalb ruft die Initiative "abrüsten statt aufrüsten" für den
1.-4.11.2018 - aus Anlass der 2. und 3. Lesung des Bundeshaushaltes - zu
bundesweiten Aktionen besonders zu dezentralen Demonstrationen auf.

Macht mit, werdet selbst aktiv für Frieden und Abrüstung. Nur wenn wir
uns einmischen, alle sich engagieren, die von fehlenden sozialen
Geldern betroffen sind und gemeinsam protestieren, dann werden wir die
Umverteilung der Finanzen und eine friedlichere Politik erreichen.

Wer die Zukunft gewinnen will, muss in die Zukunft und nicht in den
Krieg investieren. Abrüsten ist das Gebot der Stunde.

Mehr Informationen zu den Aktionstagen 1. - 4. November 2018 -
Parallel zur 2. und 3. Lesung des Bundeshaushaltes [2]


Anmerkungen:

[1] https://abruesten.jetzt/

[2] https://abruesten.jetzt/aktionstage-1-4-november-2018-parallel-zur-2-und-3-etat-lesung/
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OFFENER BRIEF/078: Für den Erhalt des City-Hofs in Hamburg (City-Hof e.V.)


Pressemitteilung vom City-Hof e.V. - Hamburg, 4. Oktober 2018

Aktion "Abbruch der Moderne" und offener Brief vom City-Hof e.V. an
Bürgermeister Tschentscher



Am 4. Oktober hat der City-Hof e.V. einen offenen Brief an Hamburgs Ersten
Bürgermeister Dr. Peter Tschentscher geschrieben, in dem er von ihm
fordert, das Verfahren zur Neugestaltung des Klosterwalls in der Pufferzone
zur Welterbestätte Kontorhausviertel einzustellen und den City-Hof zu
erhalten.

Vor ein paar Tagen haben Unbekannte ihre Kritik an dem vom Senat geplanten
Abriss des City-Hofes in Form des weißen Schriftzuges "Abriss der Moderne"
am City-Hof angebracht.




[image: City-Hof mit Schriftzug 'Abriss der Moderne' - Foto: © City-Hof e.V.]
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Offener Brief

Offener Brief

an den Ersten Bürgermeister der

Freien und Hansestadt Hamburg

Herrn Dr. Peter Tschentscher

Senatskanzlei

Rathausmarkt 1

20095 Hamburg

City-Hof und Welterbestätte "Speicherstadt und Kontorhausviertel mit
Chilehaus"

Hamburg, 04.10.2018

Sehr geehrter Herr Erster Bürgermeister Dr. Tschentscher,

wir wenden uns an Sie in der Sorge um die geplante Neugestaltung des
Klosterwalls in der Pufferzone zur Welterbestätte Kontorhausviertel.
Nachdem die Freie und Hansestadt den City-Hof über viele Jahre der
Verwahrlosung überließ soll nun an dessen Stelle ein übermächtiger Neubau
entstehen. Kurzsichtige und kurzfristige wirtschaftliche Interessen haben
sich Seitens des Senates gegen die zahllosen Bedenken, welche vom Hamburger
Denkmalschutzamt, Denkmalverein, Denkmalrat sowie weiteren renommierten
Institutionen gegen den Abriss des City-Hofes formuliert wurden,
durchgesetzt. Der Senat suggeriert stattdessen ein vermeintliches
öffentliches Interesse, um den Abriss eines Baudenkmals zu legitimieren.
Nach der ICOMOS-Beratungsmission am 30. August 2018 sind wir mehr denn je
davon überzeugt, dass die UNSESCO unsere Sichtweise bestätigen wird,
nämlich dass Abriss und Neubau sehr wohl einen Schaden für das Welterbe
bedeuten würde. Darüber hinaus entstehen durch jede weitere Verzögerung des
Ausstiegs aus dem Verfahren immer höhere Kosten für die Stadt und somit für
die Steuerzahler*innen. Deshalb fordern wir Sie auf, das Verfahren
einzustellen und den City-Hof zu erhalten!

Niemand anderes prägte das Kontorhausviertel so sehr wie Rudolf Klophaus,
der an diesem Ort sechs Gebäude entwarf - weshalb viele Menschen inzwischen
auch vom "Klophaus-Viertel" sprechen. Mit der Aufnahme des Mohlenhofes in
das UNESCO-Welterbe geht nach unserer Auffassung auch eine Aufwertung
seiner anderen Entwürfe einher. Diese sechs Gebäude stammen aus sehr
unterschiedlichen Phasen der Architekturgeschichte des 20. Jahrhunderts,
sodass Klophaus' Werke nicht nur den wechselnden architektonischen
Zeitgeist, sondern auch grundlegende gesellschaftliche und politische
Entwicklungen widerspiegeln. Das Resultat ist ein steinernes
Geschichtsbuch, das die frühe Moderne in der Weimarer Republik ebenso
umfasst wie den Heimatschutzstil der Nazi-Zeit. Den historischen Abschluss
dieser Reihe bildet der City-Hof, der mit seiner städtebaulichen und
architektonischen Gestalt für den politischen Neubeginn in der Zeit nach
dem Zweiten Weltkrieg steht. Die Zerstörung des City-Hofes hieße, dieses
einmalige Ensemble für immer zunichte zu machen. Das darf auf keinen Fall
passieren. 

Immer wieder beklagen die Abriss-Befürworter, dass der City-Hof allzu sehr
mit den benachbarten Gebäuden des Kontorhausviertels breche, vor allem,
weil er nicht mit Backstein verkleidet sei. Abgesehen davon, dass hier eine
realitätsferne Vorstellung von architektonischer Homogenität in einer
Großstadt durchschimmert, wird vergessen, dass es eine sehr bewusste
Entscheidung des damaligen Oberbaudirektors Werner Hebebrand war, mit der
LECA-Platte einen anderen, ideologisch unbelasteten Werkstoff zu verwenden.
Der Hintergrund dabei ist, dass im KZ Neuengamme unter dem Missbrauch von
Zwangsarbeitern Backsteine hergestellt wurden, ein Baumaterial, welches in
zahlreichen repräsentativen Gebäuden der Nazi-Zeit Verwendung fand. Die
kontrastierende Oberfläche des City-Hofes ist also ein historisch
relevantes Statement aus der Nachkriegszeit, welches dem Senat entweder
nicht bekannt oder egal ist. Wir empfinden das als geschichtsvergessen.

Rudolf Klophaus hat erkannt, dass sich das Grundstück am Klosterwall für
die traditionelle Blockrandbebauung nicht eignet. Der geplante Neubau
dagegen besticht erwartungsgemäß mit tiefen dunklen Schluchten - nach dem
Motto: Tradition muss sein, auch wenn das Resultat nicht funktional ist.
Dementsprechend gehört gerade die Anordnung der vier Türme quer zum
Klosterwall zu den herausragenden gestalterischen Merkmalen des City-Hofes.
Abgesehen davon, dass auf diese Weise sämtliche Räume im City-Hof
gleichermaßen mit Licht versorgt werden, bedeutet dieses außerdem, dass die
dahinter liegenden Gebäude des Kontorhausviertels nicht vollständig
verdeckt sind, sondern von Osten aus sichtbar bleiben. Vom Deichtorplatz
und Klosterwall sowie vom Arno-Schmidt-Platz aus ergeben sich
dementsprechend Sichtbeziehungen auf Chilehaus, Sprinkenhof und
Bartholomay-Haus. Der geplante Neubau dagegen bestünde aus einem
geschlossenen Riegel, der diese Sichtbeziehungen verstellen und so einen
Schaden für das Welterbe Kontorhausviertel bedeuten würde [...]. Das gilt
es auf jeden Fall zu verhindern.

Trotz dieser zahlreichen fachlichen Bedenken vermittelt der Senat in der
Öffentlichkeit den Eindruck, als bestünde die Gruppe der Abrissgegner nur
aus einer kleinen Schar Ewiggestriger, die man dementsprechend
vernachlässigen könne. Deshalb sei an dieser Stelle noch einmal an die
Sachverständigen-Anhörung des Stadtentwicklungsausschusses der Bürgerschaft
am 1. März 2016 erinnert. Alle sechs von den Fraktionen benannten Experten
sprachen sich zu diesem Anlass für eine Neuausschreibung des Verfahrens
aus, fünf sogar gegen einen Abriss. Dazu gehörte auch der von der SPD
berufene Hermann Hipp, welcher sich außerdem gegen die Privatisierung der
städtischen Immobilie aussprach. Eine schallende Ohrfeige, die der Senat
geflissentlich verschweigt. 

Neben den geschichtlichen gibt es aber auch
noch ganz andere Argumente, die für den Erhalt des City-Hofes sprechen,
beispielsweise den Aspekt der ökologischen Nachhaltigkeit, da beim Abriss
und Neubau so großer Gebäude sehr viel "graue Energie" verschwendet wird.
Um Ressourcen zu sparen und den Ausstoß an CO2 zu reduzieren wäre also eine
Sanierung des Bestandes sehr viel vernünftiger. Wer wenn nicht die Stadt
sollte beim Thema Umwelt mit gutem Beispiel vorangehen?

Ein großes Ärgernis ist außerdem die Tatsache, dass eine für die Freie und
Hansestadt und die Menschen derart weitreichende Entscheidung wieder einmal
unter Ausschluss der Öffentlichkeit stattgefunden hat. Zu keinem Zeitpunkt
gab es für die Bürger*innen Hamburgs eine Möglichkeit, sich an der
Gestaltung des Areals am Klosterwall zu beteiligen.
Die Gewinninteressen der Investoren scheinen dem Senat wichtiger zu sein
als die Bedarfe der Menschen. Wir finden, dass diese Haltung nicht mehr
zeitgemäß ist.

Vor allem jedoch ist das vom Hamburger Senat immer wieder implizierte
höhere öffentliche Interesse an einem Neubau sachlich nicht
nachvollziehbar, vielmehr wird dieses Scheinargument nur deshalb bemüht,
weil man eine formale Legitimation für die Aushebelung des Denkmalschutzes
benötigt. Die Stadt untergräbt hier also bewusst ihre eigenen Gesetze und
sendet somit ein katastrophales Signal, mit der Konsequenz, dass zukünftig
auch Besitzer*innen von privaten Denkmälern auf Abriss ihrer Immobilien
bestehen könnten. Dieses Verhalten ist schlicht verantwortungslos.

Ein wichtiges Argument, mit dem der Neubau gerechtfertigt werden soll, ist
die Schaffung von Wohnraum. Wie der Senat jedoch weiß, wäre diese auch im
Bestand möglich, wie der Entwurf von Gerkan, Marg und Partner gezeigt
haben, welcher sogar deutlich mehr Wohnungen vorsah als der geplante
Neubau! An diesem Punkt wird die Öffentlichkeit also bewusst in die Irre
geführt.

Auch die vom Senat vorgeschobene "städtebauliche Neuordnung" rechtfertigt
den Abriss des City-Hofes nicht. Mit dem geplanten Neubau entstünde kein
schönerer Stadteingang, sondern vielmehr eine abweisende Stadtmauer. Ein
sanierter City-Hof wäre dementsprechend die einladendere Geste und der
angemessenere Umgang mit unserem baukulturellen Erbe.

Das bedeutet unterm Strich: Es gibt kein einziges rationales Argument, mit
dem sich der Abriss des denkmalgeschützten City-Hofes legitimieren ließe.

Und schließlich bestünde auch noch die Möglichkeit, dass die Stadt Hamburg
den City-Hof nicht verkauft, sondern ihn stattdessen zu einem urbanen
Leuchtturmprojekt entwickelt, in dem man dort sozialen Wohnungsbau, soziale
Einrichtungen, alternative Wohnkonzepte sowie Unterkünfte bzw. Galerien für
Künstler*innen schafft. Ein städtisches Projekt, welches beweist, dass
Hamburg nicht nur schick und vornehm kann, sondern genauso sozial und
kreativ, und das nicht etwa am Rande der Stadt, sondern mitten in ihrem
Herzen. Nicht weniger also als ein soziales Äquivalent zur Elbphilharmonie.

Aus all diesen Gründen appelieren wir an Sie, sehr geehrter Herr Erster
Bürgermeister, den Plan zum Verkauf des Areals am Klosterwall an Aug. Prien
aufzugeben und den City-Hof zu erhalten!

Mit freundlichen Grüßen

Amelie Cassada, Christoph Duwe, Marius Geisler, Marco Alexander Hosemann
und Tuo Li im Namen vom City-Hof e.V.


Der offene Brief ist als PDF-Datei zu finden unter:

http://www.city-hof.org/wp-content/uploads/2018/10/Offener-Brief-vom-City-Hof-e.V.-an-B%C3%BCrgermeister-Tschentscher-1.pdf
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AKTION/165: Hamburg - 10 Jahre Centro Sociale, Walzerparade und Feier 11.-14.10.2018


10 JAHRE CENTRO - WALZERPARADE

Do. 11.10.2018, 17:30, Centro Sociale

(Sternstr. 2 beim Knust, U-Feldstrasse)



Vor neun Jahren, am 10.9.2009 fand die 1. Hamburger Walzerparade statt.
Eine ungewöhnliche Protestaktion: Tanzend zogen etwa 300 Menschen durch
das Schanzenviertel - gegen steigende Mieten und für den Erhalt des
Centro Sociale. Die einhellige Meinung damals: Tolle Sache, sollte
wiederholt werden. "Himmel, was für eine anregende tolle lustige Aktion
 ... zwischendurch fiel die Anlage aus, da wurde dann eben Walzer
gesungen, Beiträge vom Band und live waren sehr gut vorbereitet und
brachten Schaulustige und Mittanzende gleichermaßen auf den Stand, die
mindestens sechs Mannschaftswagen waren lächerlich unpassend, das Wetter
hat auch mitgespielt - einfach eine geile Aktion."

http://de.indymedia.org/2009/09/260360.shtml

Damals ging es um die dauerhafte Etablierung des fantastischen Centro
Sociale (www.centrosociale.de). Dieses feiert am Wochenende sein
10-jähriges Bestehen mit einer großen Feier am 13.10. und einem "Offenen
Haus" am 14.10. und eben der 2. Walzerparade "3/4 fürs Viertel". Weitere
Infos auf www.centrosociale.de.


DER AUFRUF

10 JAHRE CENTRO - WALZERPARADE

10 Jahre Centro - Walzerparade

11.10.2018 (Donnerstag) 17:30

Loki-Lounge, Saal

"Das Revolutionäre des Walzers bestand in der ekstatischen Dynamik,
welche alle Tänzer ohne Unterschied nach Rang und Stand
im Sog der drehend wirbelnden Masse fortriß. Die Durchsetzung
des Walzers als Modetanz an den Höfen Europas demonstrierte die
zunehmend brüchiger werdende Machtposition traditioneller
Herrschaftsschichten."

STEIGENDE MIETEN STOPPEN!

Alle Menschen müssen wohnen, aber für viele wird es immer schwieriger,
bezahlbaren Wohnraum zu finden. Das gilt leider auch Heute noch, 9 Jahre
nach der ersten Walzerparade.

ÖFFENTLICHE RÄUME ERHALTEN!

Da nicht nur ein Dach über dem Kopf zu einem schönen Leben dazu gehört,
sondern auch die Möglichkeit, sich mit anderen Menschen auszutauschen und
gemeinsam Dinge zu erleben, sind öffentliche Räume wichtig. Doch immer mehr
öffentlicher Raum wird privatisiert und kommerziell vermarktet. Für manche
bedeutet dieser Trend eine Aufwertung - für viele andere bedeuteter aber
Ausschluss vom öffentlichen Leben.

10 JAHRE CENTRO SOCIALE!

Im Centro treffen sich Menschen, um gemeinsam Fahrräder zu reparieren, zu
palavern, Musik zu machen, Theater zu spielen oder einfach nur da zu sein.
Auch als Ort subkultureller Betätigung und politischer Organisation ist das
Centro unverzichtbar - und das seit nunmehr 10 Jahren!

WIR FEIERN DAS JUBILÄUM DES CENTROS!

DIE AKTION

Natürlich haben wir bestimmte Vorstellungen davon, was eine Walzerparade
sein könnte. Aber wir freuen uns, wenn möglichst viele Menschen ihre
eigenen Vorstellungen einbringen. Ihr könnt gerne in "Abendgarderobe"
erscheinen - was immer ihr euch darunter vorstellt. Außerdem könntet ihr
alle ein orangenes oder ein blaues Accessoire dabei haben (das sind die
Farben des CentroSociale).

https://www.centrosociale.de/dreiviertel

 * 

Quelle:

Centro Sociale

Sternstraße 2, 20357 Hamburg

Internet: https://www.centrosociale.de
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DISKUSSION/086: Braunschweig - Diskussion über faire Löhne und den Wert von Arbeit, 17.10.2018


idw - Pressemitteilung: Wissenschaft im Dialog gGmbH

Diskussion über faire Löhne und den Wert von Arbeit

Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft: "Wissenschaft
kontrovers"-Veranstaltung in Braunschweig



Gerechte Löhne sind das Thema der Diskussionsveranstaltung "Was ist
meine Arbeit noch wert?", zu der Wissenschaft im Dialog (WiD) am
Mittwoch, 17. Oktober 2018, von 19 bis 20.30 Uhr ins Haus der
Wissenschaft Braunschweig einlädt.

Ist es fair, dass Manager ein Vielfaches ihrer Angestellten verdienen?
Ist die Arbeit in Ingenieursbüros mehr wert als die in Kindergärten
und Pflegeheimen? Könnte die zunehmende Automatisierung in Fabriken
dazu führen, dass soziale und kreative Berufe künftig stärker
wertgeschätzt und entsprechend bezahlt werden? Zusammen mit Fachleuten
aus verschiedenen Bereichen diskutieren die Besucherinnen und Besucher
darüber, was für sie eine gerechte Entlohnung ausmacht, was dafür
getan werden kann - und wie sich der Wert von Arbeit in Zukunft
generell verändern könnte.

Mit dabei sind die Arbeitspsychologin Prof. Dr. Simone Kauffeld von
der TU Braunschweig, die Soziologin Prof. Dr. Nicole Mayer-Ahuja von
der Universität Göttingen und Matthias Möreke aus dem Betriebsrat von
VW in Braunschweig. Für eine dynamische und offene Gesprächsatmosphäre
sorgt das Fishbowl-Diskussionsformat. Dieses erlaubt es allen
Interessierten, jederzeit zwischen Zuschauerrolle und Diskussionsrunde
zu wechseln.

Die Diskussionsveranstaltung findet statt in Kooperation mit dem Haus
der Wissenschaft Braunschweig. Die Moderation übernimmt Henning Noske
von der Braunschweiger Zeitung. Der Eintritt ist frei.

Die Diskussion ist Teil von "Wissenschaft kontrovers", einer
Veranstaltungsreihe und Online-Plattform von Wissenschaft im Dialog
(WiD) im Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft. Das
Projekt wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
gefördert.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.wissenschaft-kontrovers.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution544

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaft im Dialog gGmbH, 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/105: Viadrina Frankfurt (Oder) - 50 Jahre Arbeitnehmerfreizügigkeit, 19.10.2018


idw - Pressemitteilung: Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder)

50 Jahre Arbeitnehmerfreizügigkeit 

Viadrina lädt zu interdisziplinärem Symposium



50 Jahre nach Veröffentlichung der ersten europäischen Verordnung für
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer lädt die Europa-Universität
Viadrina Frankfurt (Oder) unter der Leitung des Migrationsexperten Dr.
Norbert Cyrus am Freitag, dem 19. Oktober, 9.30 Uhr bis 15.30 Uhr, zu
einem öffentlichen interdisziplinären Symposium ein.

50 Jahre Arbeitnehmerfreizügigkeit. (K)Ein Grund zum Feiern? -
Europa-Universität Viadrina lädt zu interdisziplinärem Symposium ein /
Jetzt anmelden!

50 Jahre nach Veröffentlichung der ersten europäischen Verordnung für
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer lädt die Europa-Universität
Viadrina Frankfurt (Oder) unter der Leitung des Migrationsexperten Dr.
Norbert Cyrus am Freitag, dem 19. Oktober, 9.30 Uhr bis 15.30 Uhr, zu
einem öffentlichen interdisziplinären Symposium ein.

Unter dem Titel "50 Jahre Arbeitnehmerfreizügigkeit. (K)Ein Grund zum
Feiern?" diskutieren west- und osteuropäische Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern aus
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft historische Hintergründe, die
Entwicklung und den aktuellen Stand der Umsetzung. Unter den
Diskutanten ist auch Prof. Dr. Herbert Brücker, Direktor des Berliner
Instituts für empirische Integrations- und Migrationsforschung.

Weitere Referenten sind Dr. Marcel Berlinghoff (Osnabrück), Prof. Dr.
Dorothee Frings (Köln), Dr. Anna Mrozek (Leipzig), Vesela Kovacheva
(Hamburg) und Johannes Peyrl (Wien).

Interessierte sind - nach vorheriger Anmeldung - herzlich eingeladen
in den Logensaal der Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder),
Logenstraße 11.

Anmeldungen werden bis Dienstag, den 16. Oktober, per E-Mail an:
E-Mail: cyrus@europa-uni.de entgegengenommen.

Die Teilnahme ist kostenfrei.

Das ausführliche Programm des Symposiums finden Sie online:
http://www.border-studies.de/web/european-challenges/symposium

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution39

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder), 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/275: Vechta - "Digital Innovations in Local and Regional Government", 14.11.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Vechta

Digitalisierung: Eine Herausforderung für öffentliche Dienstleistungen 

SAVE THE DATE: Universität Vechta lädt zur vierten Veranstaltung der
Reihe "smart life - smart work" Digitalisierung im Ländlichen Raum



Die Digitalisierung macht auch vor der öffentlichen Verwaltung und
Dienstleistung nicht halt. Welche Herausforderungen stellt diese an
die Kommunen in ländlichen Räumen und in Städten? Wie und durch welche
Formate kann die Förderung der städtischen und ländlichen Entwicklung
vorangetrieben werden? Wie können dadurch Räume attraktiver für
Unternehmen und Bürger_innen gestaltet werden? Dies alles ist Thema
der Veranstaltung "Digital Innovations in Local and Regional
Government" am Mittwoch, 14. November 2018, an der Universität Vechta.

Von 13.00 bis 18.00 Uhr präsentieren die Projektpartner von "Like!
Building a Local Digital Innovation Culture" ihre bisherigen
Forschungsergebnisse. Das durch das Interreg VB Nordseeprogramm
geförderte Projekt unter Beteiligung von Stadt und Universität Vechta
erforscht seit Ende 2016 innovative digitale Lösungen zur Verbesserung
öffentlicher Dienstleistungen. Partner aus Wirtschaft, städtischer
Verwaltung und Forschung werden über Internet of Things (IoT),
Chatbots und weitere Formate digitaler Kundenservices,
Geoinformationssysteme (GIS) sowie Bürger_innenbeteiligungen und
digitale Demokratie und ihre Erfahrungen damit sprechen. Mit dabei
sind Vertreter_innen der Stadt Rotterdam und der Provinz Drenthe in
den Niederlanden, der Kommune Aalborg in Dänemark, der Angus Council
in Schottland, der Suffolk County Council in England und der Stadt
Roeselare in Belgien.

Die Veranstaltung findet in englischer Sprache statt.

Kontakt und Anmeldung

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenfrei und steht allen
Interessierten offen. Eine Anmeldung ist erforderlich.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6208: Kassel - Lukas Kummer "Die Ursache - Eine Andeutung" am 23. Oktober


Lesung "Die Ursache - Eine Andeutung" am 23. Oktober



"Die Ursache - Eine Andeutung" - Lukas Kummer stellt seine Graphic
Novel am Dienstag, 23. Oktober, 19.30 Uhr, in der Stadtbibliothek im
Victoriahaus, Obere Königsstraße 3, vor. Lukas Kummers Zeichnungen
finden eindrückliche Bilder für die Schrecken von Internat, Krieg und
Nationalsozialismus.

Im ersten Band seiner autobiografischen Schriften betreibt Thomas
Bernhard eine Ursachenforschung, die nichts und niemanden schont: das
Internat war ein Kerker, die Stadt Salzburg eine Todeskrankheit, die
Vernichtung allgegenwärtig. Die einzige Lichtgestalt war der
Großvater, der ihm von Mozart, Rembrandt und Beethoven erzählt.

Diese "Ursachen", die Bernhard hier mehr als nur andeutet,
hinterlassen unauslöschliche Spuren in seinem ganzen Werk.

Mit einem präzisen, sparsamen, fast realistischen Strich und einer
eindringlichen Wiederholungs- und Variationstechnik gelingt es Lukas
Kummer, Thomas Bernhardts Erinnerungen an die Schrecken von Internat,
Krieg und Nationalsozialismus sichtbar zu machen.

Eine kongeniale Graphic Novel, die sich dem großen Autor mit Respekt
und zeichnerischer Frische nähert.

Lukas Kummer wurde 1988 in Innsbruck geboren. 2007 zog er nach Kassel,
um an der Kunsthochschule Illustration und Comic zu studieren. Von
2009 bis 2015 arbeitete er neben dem Studium für das Mechanische
Institut der Universität Kassel als Illustrator und Gestalter. 2014
Studienabschluss und anschließendes Jahr als Meisterschüler bei
Hendrik Dorgathen. Lukas Kummer arbeitet freischaffend als Illustrator
und Comiczeichner. Er veröffentlicht in diversen Zeitschriften und
Fanzines. Seine erste Graphic Novel "Die Verwerfung" erschien 2015.
2017 folgte "Gotteskrieger".

Die Lesung findet im Rahmen des Literaturfestivals "Leseland Hessen"
statt.

Das Festival wird unterstützt durch das Hessische Ministerium für
Wissenschaft und Kunst, hr2 kultur und die Sparkassen-Kulturstiftung
Hessen-Thüringen.

Der Eintritt beträgt acht Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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LESUNG/6207: Kassel - Karen-Susan Fessel "Mutter zieht aus" am 18. Oktober


Lesung "Mutter zieht aus" am 18. Oktober



"Mutter zieht aus" - Karen-Susan Fessel liest am Donnerstag, 18.
Oktober, 19.30 Uhr, aus Ihrem autobiografischen Roman in der
Stadtbibliothek im Victoriahaus, Obere Königsstraße 3.

"An einem milden Apriltag passiert meiner sechsundsiebzigjährigen
Mutter das, was unzähligen Frauen ihrer Generation ebenfalls passiert
und bereits passiert ist: Sie stürzt, verletzt sich schwer und zieht
in der Folge aus dem Haus aus, in dem sie nach dem Weggang der Kinder
und dem Tod des Ehemannes allein gelebt hat. Die Generation meiner
Mutter stirbt aus, und damit sterben auch ihre Erinnerungen. Was wird
bleiben?"

In einer Art bruchstückhaft zusammengesetztem Vexierbild und in
klarer, knapper und zugleich sehr poetischer Sprache erzählt
Karen-Susan Fessel in ihrem autobiografisch gefärbten Roman "Mutter
zieht aus" (konkursbuch Verlag Claudia Gehrke 2018) eine ungewöhnliche
und zugleich exemplarische Geschichte über Mütter und Töchter und die
Lebenswirklichkeit von Frauen der Kriegsgeneration, eine exemplarische
Nachschau auf eine ganze Generation, die allmählich verschwindet - am
Beispiel ihrer eigenen Mutter.

In die Narration eingeflochtene Zitate, reflektierende und
interpretierende Passagen machen diesen Roman zu einem vielstimmigen
literarischen Dokument, das (auto-)biografische Sequenzen,
Fiktionalität, und journalistisch-wissenschaftliche Analysen virtuos
verbindet.

Karen-Susan Fessel, geboren 1964, lebt und arbeitet in Berlin. Seit
1994 sind mehr als dreißig Romane und Erzählungen für Erwachsene,
Jugendliche und Kinder entstanden, von denen einige vielfach
ausgezeichnet, übersetzt und als Theaterstücke adaptiert wurden. Für
ihre Verdienste um die Akzeptanz querer Lebensentwürfe erhielt sie
2011 den Rosa-Courage-Preis.

Die Lesung ist eine Kooperation mit dem Evangelischen Forum Kassel im
Rahmen des Literaturfestivals "Leseland Hessen".

Das Festival wird unterstützt durch das Hessische Ministerium für
Wissenschaft und Kunst, hr2 kultur und die Sparkassen-Kulturstiftung
Hessen-Thüringen.

Der Eintritt beträgt acht Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TREFF/1105: Braunschweig - Philosophische Spuren bei Heinrich Heine am 16.10.2018


Philosophische Spuren bei Heinrich Heine



Braunschweig. Johannes Heinen leitet am Dienstag, 16. Oktober, um 11
Uhr eine Gesprächsrunde über ausgewählte Gedichte von Heinrich Heine
im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, 38102
Braunschweig. Der Eintritt ist frei. Reservierungen unter Telefon 0531
70 189 317.

In dieser Veranstaltung werden philosophische Fragestellungen
erschlossen, die den Schriftsteller zu seiner Zeit bewegt haben:
Welche thematischen und philosophischen Aspekte enthalten diese
Gedichte? Wie reagieren wir auf die dargestellten Probleme und
philosophischen Aspekte? Ausgewählte Textpassagen dienen als
Diskussionsgrundlage. Die Veranstaltung ist Teil der Reihe
Philosophische Spuren in ausgewählten literarischen Texten".
Veranstalter ist das Raabe-Haus:Literaturzentrum Braunschweig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/1104: Braunschweig - Literarisches Quintett diskutiert über Bücher zum Thema "Musik", 17.10.


Literarisches Quintett diskutiert über Bücher zum Thema Musik



Braunschweig. Das Literarische Quintett tagt am Mittwoch, 17. Oktober
um 19.30 Uhr im Roten Saal im Schloss, Schlossplatz 1. Das Team aus
Andreas Döring, Martin Jasper, Karen Minna Oltersdorf und Kathrin
Reinhardt spricht und streitet diesmal über Bücher, die das Thema
'Musik' behandeln. Als Gast kommt die Sängerin und Songwriterin Meike
Koester dazu. Jeder stellt ein Buch vor - und sollten nicht alle einer
Meinung sein, kann es richtig heiß hergehen! Folgende Bücher werden
besprochen: Wolf Wondratschek: Mara; Roddy Doyle: The Commitments Lily
Brett: Lola Bensky; Lew Tolstoi: Die Kreutzersonate; Alissa Walser: Am
Anfang war die Nacht Musik.

Der Eintritt kostet 12 Euro, ermäßigt 8 Euro. Reservierungen unter
Telefon 0531/ 70 75 834. Für gehörlose Zuschauer wird die
Veranstaltung durch zwei Gebärdensprachendolmetscherinnen begleitet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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VORTRAG/809: Braunschweig - Das Werk des Schriftstellers Ludwig Hohl, Raabe-Haus 16.10.2018


Werk des Schriftstellers Ludwig Hohl wird vorgestellt



Braunschweig. Ronald Schober und Hans Gerd Hahn stellen am Dienstag,
16. Oktober; um 19 Uhr den Schriftsteller Ludwig Hohl (1904-1980) im
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, vor. Der Eintritt ist
frei. Reservierungen unter Tel. 0531 70 189 317.

Zu seinen Lebzeiten oftmals verkannt, gilt Ludwig Hohl inzwischen
vielen als einer der bedeutendsten Denker und Philosoph unter den
Schweizer Schriftstellern des 20. Jahrhunderts. Als sein wichtigstes
erzählerisches Werk gilt "Bergfahrt", das er 1926 begonnen und in den
folgenden Jahrzehnten mehrmals überarbeitet hatte. Es erschien erst
1975. Eines von Hohls Anliegen war es, dem Leser einen neuartigen
Zugang zu Klassikern zu vermitteln.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8423: Und morgen, den 11. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 11.10.2018 bis zum 12.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8423 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Zu Herbstbeginn ein Sonnentag

und so wie Jean, der grüne Wicht,

ihn ganz besonders gerne mag,

verbreitet heut' sein warmes Licht.
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INNEN/537: Auf dem Weg in ein "Schwarzes Europa"? Salvini und Le Pen schmieden rechte Allianz (Gerhard Feldbauer)


Auf dem Weg in ein "Schwarzes Europa"?

Italiens Lega-Chef Salvini und Frankreichs Marie Le Pen vom Rassemblement National wollen europäische Allianz für Sieg bei EU-Wahlen schmieden

von Gerhard Feldbauer, 10. Oktober 2018



Italiens Führer der rassistischen Lega, Matteo Salvini, und
Frankreichs Chefin des neofaschistischen Rassemblement National
(früher Front National), Marie Le Pen, wollen zu den EU-Wahlen im Mai
2019 ein Bündnis ihrer Parteien schmieden. Es soll die Grundlage einer
Allianz aller rechtsextremen Kräfte Europas für einen Wahlsieg bilden.
Das ist, wie aus Berichten der Nachrichtenagentur ANSA schon
vom Montag und den heutigen in zahlreichen Medien hervorgeht, das
Ergebnis ihrer Gespräche am Montag in Rom.

Laut La Repubblica wollen beide Parteien "zu den EU-Wahlen im
Mai 2019 'eine Freiheitsfront und eine Allianz der Wähler' bilden".
Laut Salvini seien auch "gemeinsame Kandidaten möglich". Die Achse
Salvini-Le Pen soll, so weitere Presse-Stimmen, den Kern einer weiter
reichenden Allianz bilden, die über die sogenannten Visegrád-Staaten -
zu denen neben Ungarn und Tschechien auch Polen und die Slowakei
gehören und jetzt auch Schweden stoßen dürfte - alle neofaschistischen
Wählerpotenziale einbeziehen soll. Salvini stellte klar, "ein Austritt
aus dem Euro stehe nicht auf der Tagesordnung". Es gehe um den
"Aufstieg eines Europas der Nationen". Le Pen führte aus, "wir kämpfen
mit Salvini nicht gegen Europa, sondern gegen diese Europäische Union,
um Europa zu retten". Da wird, wie das linke Manifesto
schreibt, das Ziel deutlich. Es gehe darum, eine "eine kontinentale
Rechte" für "ein schwarzes Europa" zu schaffen.

Das Spektakel wird mit kaum glaubhafter Demagogie (aber dennoch bei
einer Wählermehrheit, wie das Anwachsen der Zustimmung zur Lega zeigt)
inszeniert. Ausgewiesene Vertreter des Kapitals in der EU wie
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker und dessen Wirtschafts- und
Finanzkommissar Pierre Moscovici werden "als Feinde attackiert, die
sich in Brüssel im Bunker verschanzt haben" und nicht ihre Sessel
räumen wollen. Vom Kampf "gegen die Globalisierung" ist die Rede, für
die "neue Werte" gesetzt werden sollen. Es wird von "einer Revolution
des gesunden Menschenverstandes, die sich unaufhaltsam in ganz Europa
ausbreitet" geschwafelt. Die EU sei "zu einem totalitären System
geworden", die, so die Neofaschistenführerin Le Pen, bekämpft werde,
um "das wahre Europa zu retten".

Charakteristisch auch die Ortswahl. Das Treffen fand im Gebäude der
Unione Generale del Lavoro (UGL) statt, der faschistischen
Gewerkschaft, die mit 2 Millionen Mitgliedern, darunter auch Rentner
und Arbeitslose, als viertgrößte Gewerkschaft agiert, und, wenn auch
nicht immer offen, unternehmerfreundlich ist und für Sozialpakte
eintritt. Die UGL, vermerkt Manifesto, lässt sich seit jeher
"vor den Karren der Lega spannen" und hat Salvini im Süden, einer
Hochburg des Faschismus seit Mussolinis Zeiten, den Weg zu seinen
Wahlerfolgen geebnet.

Der Mailänder Corriere della Sera verweist auf die nach
jüngsten Umfragen erneut angestiegenen Wahlchancen der Lega, die in
Norditalien auf 33,8 Prozent (vor Märzwahlen 28,5) gestiegen sind.
Die Lega, die in einer Allianz mit ihrem rechten Regierungspartner,
der Fünf-Sterne-Bewegung, antreten will, könnte im Mai 2019 stärkste
Italien-Fraktion in der EU werden und der Achse Salvini-Le Pen einen
rechtsextremen europäischen Wahlsieg insgesamt sichern.

Jean-Claude Juncker fiel zu diesem Treffen in Rom nichts weiter ein,
als die von Salvini und Le Pen ausgehende faschistisch-rassistische
Gefahr auf Ideen von "dummen und begrenzten Nationalisten beschränkt"
zu sehen und will dazu lediglich "eine Debatte anstoßen". Das läßt
bezweifeln, dass man in Brüssel die Gefahr erkannt hat, ganz zu
schweigen davon, ob man gedenkt, dagegen etwas zu unternehmen.

 * 

Quelle:
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ITALIEN/243: Zehntausende beim traditionellen "Friedensmarsch" nach Assisi (Gerhard Feldbauer)


Zehntausende beim "Friedensmarsch" nach Assisi

Friedensaktivisten, Gewerkschafter, Katholiken und Linke verschiedener Richtungen gemeinsam gegen Rassismus und Krieg

von Gerhard Feldbauer, 9. Oktober 2018



Zehntausende Menschen unterschiedlichster politischer und
weltanschaulicher Ansichten haben am Sonntag am traditionellen
"Friedensmarsch" zur Basilica des Heiligen Franziskus in Assisi
teilgenommen. Laut der Nachrichtenagentur ANSA waren es rund
25.000. Das linksliberale Fatto Quotidiano meinte am Montag in
seinem Bericht, dass nach Angaben der Organisatoren an dem in Perugia,
der Hauptstadt der Region Umbrien, beginnenden 25 Kilometer langen Zug
bei strömendem Regen etwa 100.000 Menschen teilnahmen. Der legendäre
Marsch wurde 1962 von Aldo Capitini, einem Gegner Mussolinis und
früheren Rektor der Universität für ausländische Studenten, in Perugia
begründet. Wegen seiner Unterstützung für Kriegsdienstverweigerer hieß
Capitini in Italien "Vater der Gewaltlosigkeit". Der Orden der
Franziskaner gestaltete danach lange Zeit den jährlichen Marsch unter
seinen Losungen der "Brüderlichkeit und Versöhnung". Ohne Katholiken
auszuschließen richtete sich dieses Jahr der Kilometer lange Marsch
mit Transparenten und Losungen gegen die menschenfeindliche Politik
der Regierung aus der rassistischen Lega und der rechten
Fünf-Sterne-Bewegung.

Sie demonstrierten für Frieden und Abrüstung, ein Ende der Beteiligung
an Kriegen, vor denen die Menschen flüchten, die zu Migranten werden,
denen die Regierung in Rom die Aufnahme verweigert. Sie verlangten
Achtung der Menschenrechte, verurteilten Rassenhass und
Diskriminierung. Zahlreiche Plakate verkündeten Solidarität mit dem
auch international bekannten Bürgermeister des süditalienischen Dorfs
Riace, Domenico "Mimmo" Lucano. Er wurde festgenommen und unter
Hausarrest gestellt, weil er Hunderte Migranten in seiner kaum 2.000
Einwohnern zählenden Gemeinde aufnahm und sie in leerstehenden Häusern
unterbrachte. Vergangenes Jahr erhielt er dafür den Dresdner
Friedenspreis. Auf Plakaten und in Statements wurde das "Projekt
Riace" für den Friedensnobelpreis 2019 vorgeschlagen. "Wir sind mit
Riace und mit Mimmo Lucano", lauteten unzählige Losungen. Der bekannte
Vertreter der italienischen Friedensbewegung Flavio Lotti verbreitet,
wie andere Teilnehmer auch, auf Twitter: "Wir appellieren, dem
'Riace-Modell', den Friedensnobelpreis zu verleihen." Lotti hat den
diesjährigen Friedensmarsch nach Assisi koordiniert. Zur Eröffnung in
Perugia klagte er die rassistische Verfolgung als "unerträglich" an
und forderte: "Lasst uns die Brüderlichkeit wagen". Niemand dürfe
"zurückgelassen werden und allein bleiben".

Gemeinsam mit Flavio Lotti demonstrierten Anhänger der
Friedensbewegung, der Gewerkschaft CGIL und der Basiskomitees COBAS,
Schüler und Studenten in großer Zahl, Vertreter von katholischen
Einwandererverbänden und von Amnesty, Kommunisten und Linke
verschiedener Organisationen nach Assisi. Unter ihnen 286 Vertreter
von Regionen, Provinzen und Gemeinden, die ihre Banner vorantrugen. Zu
den zahlreichen linksliberalen Persönlichkeiten gehörten der Präsident
der Regionalregierung von Umbrien, Catiuscia Marini, Nicola
Zingaretti, Regierungschef der Region Lazio, beide Demokratische
Partei (PD), sowie deren Sekretär Maurizio Martina. Teilnehmer waren
frühere PD-Politiker, die voriges Jahr die linke Sammlungsbewegung
Freie und Gleiche (LeU) gründeten: die frühere Parlamentspräsidentin
Laura Boldrini und Pietro Grasso, ehemals Senatspräsident.

"Frieden ist nicht für immer gegeben, erklärte Laura Boldrini. "Er
muss jeden Tag gegen das Klima des Hasses und der Händler der Angst
verteidigt werden". Der frühere PD-Politiker Giuseppe Civati, heute
ebenfalls LeU, sagte: "Mit unserer Teilnahme bekräftigen wir unser
Engagement gegen den Krieg, für Frieden und Abrüstung". Italien sei an
zahlreichen kriegerischen Konflikten beteiligt, die das
Flüchtlingselend hervorbringen.

 * 
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LESUNG/1789: Braunschweig - "Das Braunschweigische Sagenbuch" am 17. Oktober 2018


"Das Braunschweigische Sagenbuch" in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Ihr aktuell erschienenes "Braunschweigisches Sagenbuch"
stellen Christian Sielaff und Tonia Wiatrowski am Mittwoch, 17.
Oktober, um 16 Uhr, in der Stadtbibliothek, Schlossplatz 2, vor. Die
szenische Mitmachlesung findet in der Zusammenarbeit von
Stadtbibliothek und der Buchhandlung Graff statt.

Im Braunschweiger Land war ordentlich was los. Hier tummelten sich
hübsche Geisterfrauen, kluge Bauern, fiese Räuber und edle Ritter.
Sogar der Teufel soll häufiger vorbeigeschaut haben. Gab es
tatsächlich Werwölfe? Waren wirklich Huckaufs im Elm? Stimmt es, dass
durch eine Wette die Asse entstand? Wie kam Herzog Heinrich zu seinem
Namen "der Löwe"? Diese und andere Fragen beantwortet die etwas andere
Lesung. Gemeinsam mit den Kindern erweckt das Sagenbuch-Team die
alten, regionalen Geschichten zum Leben.

Eingeladen sind Familien mit Kindern ab sechs Jahren. Der Eintritt ist
frei; kostenlose Eintrittskarten sind bei beiden Veranstaltern
erhältlich. Weitere Informationen unter Tel. 470-6834.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig
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WETTBEWERB/267: Rhein-Sieg-Kreis - 4. "Talent-Check" für Kids ab 12 Jahren am 9.11.


Rhein-Sieg-Kreis

Seit dabei beim 4. "Talent-Check" für Kids ab 12 Jahren in
Windeck



Rhein-Sieg-Kreis (ar) - Unter dem Motto "Die Bühne gehört dir! Zeig
uns, was du kannst!" gibt es am 9. November 2018 in Windeck-Schladern
wieder den "Talent-Check". Dabei ist egal, ob die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer singen, tanzen, musizieren, Tricks mit dem Skateboard oder
Akrobatik zeigen - die Teilnahme am "Talent-Check" ist kostenlos!

Einzige Bedingung ist das Mindestalter von 12 Jahren. Für die
Präsentation in der Kulturhalle Kabelmetall, Schönecker Weg 5, 51570
Windeck-Schladern, ist jeweils bis zu 7 Minuten Zeit. Musik für die
Auftritte kann mitgebracht werden. Los geht es um 18 Uhr. Eine
Begleitperson bei Teilnehmerinnen und Teilnehmern unter 16 Jahren
sollte auch dabei sein. Für Zuschauer ist der Eintritt frei!

Der Wettbewerb wird vom Jugendhilfezentrum für Eitorf und Windeck
gemeinsam mit der Kulturinitiative Windeck (KIWI) sowie der offenen
Jugendarbeit und den weiterführenden Schulen in Eitorf und Windeck
veranstaltet.

Das Anmeldeformular gibt es bei den teilnehmenden Jugendzentren im
Rhein-Sieg-Kreis oder unter www.kooja.de. Teilnehmerinnen und
Teilnehmer können das ausgefüllte Formular dann per Post oder E-Mail
schicken an das

Jugendhilfezentrum

Stefan Rosemann

Markt 10-11

53783 Eitorf

E-Mail: stefan.rosemann@rhein-sieg-kreis.de

Weitere Infos gibt es unter www.kooja.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Rhein-Sieg-Kreis
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Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219
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AUFBAU/546: Nicht nur Trump, wir auch!


aufbau Nr. 94, September/Oktober 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Wir nicht, aber Trump auch!



PROTEKTIONISMUS Die "Strafzölle" des Donald Trump verschleiern die
Tatsache, dass vor allem die EU und China keine Waisenknaben in Sachen
Protektionismus sind.


(gpw) Seit das Trumpeltier seinen Handelskrieg
losgetreten hat, ergehen sich die bürgerlichen Eliten in Europa und
anderswo in Klageliedern über die Verletzung der freihändlerischen
Heiligtümer. Gebetsmühlenartig predigen sie das Evangelium vom
sogenannten komparativen Vorteil, welcher der Warenexport und -import
allen Beteiligten bringen soll. Dabei erküren sie den klassischen
politischen Ökonomen David Ricardo zu ihrem Apostel (vgl. Kasten
unten).


Wo Trump Recht hat

Mit seiner Klage, die EU, China und andere Länder würden die USA schon
lange mit ihrer Handelspolitik übervorteilen, hat der amerikanische
Präsident nicht einfach Unrecht. Allein im Stahlbereich erhebt die EU
auf mehr als 40 Produktbereiche Strafzölle. Die EU erhebt auf
importierte Personenwagen Einfuhrzölle bis 10%, die USA dagegen nur
2,5%. Amerikanische Pick-ups werden von der EU als Lastwagen
eingestuft und daher mit einem Einfuhrzoll von 22 Prozent belegt.
Aufschläge von 35-72% für diverse chemische Produkte und 35-126% bei
bestimmten Lebensmitteln und Süssstoffen sind Beispiele dafür, dass
die EU bisher eindeutig protektionistischer ausgerichtet war als die
Vereinigten Staaten. Und wenn Chinas Präsident und Parteichef Xi
Jinping schon am letzten Davoser WEF im Chor der Freihandelssänger
auftrat und bis heute als das durchgeht, finden wir das ähnlich absurd
wie das Trumpeltier im Weissen Haus es auch findet.

Zumindest bei der ach so gehätschelten Landwirtschaft steht die
Schweiz bezüglich Abschottung an vorderster Front. Und wenn "wir" es
vorziehen, kein Fleisch hormonbehandelter Rinder und keinen
gentechnisch veränderten Mais zu essen, beteiligen wir uns am Aufbau
sogenannter nicht-tarifärer Handelshemmnisse, was indirekt wie Zölle
wirkt. Insgesamt also, nicht nur Trump, sondern "wir" auch.


Verschiebung der interimperialistischen Widerspruchsfronten

Der EU-Protektionismus richtet sich vornehmlich gegen die
Volksrepublik: Von den 53 aktuellen "Antidumpingmassnahmen" der EU
betreffen 27 chinesische Hersteller. Gegen chinesische Stahlprodukte
belegte die EU bereits 2011 Strafzölle von 48,3 bis 71,9%. Auf
Solarpanele aus China verlangt die EU Mindestpreise und erhebt
Strafzölle, was einer Abschottung von fast 50% entspricht. Hier liegen
womöglich die Gründe, dass US-Trump und EU-Tusk das Handelskriegsbeil
vorerst begraben haben. Andererseits erhöht z.B. BMW die Produktion
seines Joint Ventures mit dem chinesischen Autohersteller Brilliance
in Shenyang von zuletzt 400.000 auf 520.000 Fahrzeuge pro Jahr und
reduziert seine Produktion in den USA, aus Angst vor chinesischen
Einfuhrzöllen.


Protektionismus verschärft die Krise

Aber selbstverständlich ist es schon so, dass es die Krise verschärft,
wenn sich die verschiedenen Kapitalfraktionen weltweit gegeneinander
abschotten, also dem Protektionismus frönen. Das hat schon die grosse
Krise der 1930er Jahre gezeigt, und die Architekten der
Nachkriegsordnung von Bretton Woods versuchten alles, um diesen Fehler
nicht zu wiederholen. Das ist ihnen im Laufe der Jahrzehnte auch
teilweise gelungen: Mittels der WTO in Genf wurde eine Art
Gerichtsbarkeit geschaffen, das Handelsstreitigkeiten im Dienst der
Interessen des weltweiten Kapitals schlichtet. Dies gelingt aber wegen
der krisenbedingten Verschärfung der internationalen Konkurrenz immer
weniger.

Zölle und andere Abgaben an Staaten wirken wie Steuern: sie gehen auf
Kosten der Profite der einzelnen Unternehmen und senken also auch die
Durchschnittsprofitrate. Das kann so weit gehen, dass sich
Investitionen nicht mehr lohnen - eine Charakteristik der
Kapitalüberproduktionskrise. Dieser kann durch den internationalen
Handel ein Stück weit entgegengewirkt werden. Er macht es möglich,
billiger an Rohstoffe und andere Produktionsmittel heranzukommen, so
dass mehr für den Profit übrig bleibt. Ferner senkt der Import
preisgünstiger Konsumgüter die Lebenskosten der ArbeiterInnen, was -
langfristig und im Durchschnitt betrachtet - den Wert der Ware
Arbeitskraft senkt. Mehrwert- und Profitrate steigen entsprechend. Es
ist also das Kapital, das profitiert, wenn wir aus Billiglohnländern
importierte Kleider bei H&M & Co. Kaufen. Dass alle vom Welthandel
profitieren, entpuppt sie auch hier als das übliche bürgerliche
Geschwafel.




KASTEN

 Die Theorie des komparativen Vorteils





Wenn sich jedes Land auf die Produktion derjenigen Waren
 spezialisiert, die es unter den vorteilhaftesten Bedingungen
 herstellen kann, entstehe durch den Handel für alle ein zusätzlicher
 Gewinn. Und zwar auch für die Arbeiterinnen, weil für sie die
 notwendigen Konsumgüter billiger werden und sie mehr davon kaufen
 können. Das bewiesen zu haben, sei das Verdienst von David Ricardo,
 dem zweiten grossen klassischen Ökonomen nach Adam Smith.
 Unterschlagen wird dabei zweierlei: Erstens senken billigere
 Konsumtionsmittel langfristig den Wert der Ware Arbeitskraft, so dass
 der entsprechende Gewinn an die Unternehmerinnen fliesst und das
 Proletariat wie immer leer ausgeht; zweitens können Kapitale seit dem
 Übergang des Kapitalismus in die imperialistische Phase jederzeit von
 einem Land ins andere verschoben und so die Gewinne des einen Landes
 wieder abgezogen werden.



Die Reduzierung von Ricardo auf diese Theorie hat - wie die Reduzierung
 von Adam Smith auf die Theorie der "unsichtbaren Hand", die alles zum
 Wohl aller regelt - den Vorteil, dass Karl Marx und der Klassenkampf
 aussen vor gelassen werden können. Dabei haben beide auf ganz anderen
 Gebieten wichtige Grundlagen für Marx' Analyse des Kapitalismus
 gelegt.



 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
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Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
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DAS BLÄTTCHEN/1835: Brennans Logik


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 20 | 24. September 2018

Brennans Logik

von Petra Erler



Die New York Times (NYT) ist seit 2015 Partei im politischen
Kampf gegen Donald Trump. Nicht verwunderlich daher, dass sie dem
ehemaligen CIA-Chef John Brennan in dessen Auseinandersetzung mit
Trump beigesprungen ist. Sie bot ihm Platz für den Kommentar "Trumps
Behauptung, es hätte keine Absprachen mit Russland gegeben, ist
Unsinn." Man sollte ihn gelesen haben.

Brennan berichtet da von einem Telefonat mit seinem russischen
Gegenspieler im Sommer 2016. Er habe sein Gegenüber vor einer
Wahleinmischung gewarnt. Der Russe habe den Verdacht mit gespielter
Ernsthaftigkeit weit von sich gewiesen. Da habe er gewusst, dass er
lüge. Brennan schreibt nicht, er habe den russischen Geheimdienstchef
mit Beweisen russischer Wahlkampfeinmischung konfrontiert. Er habe
gewarnt, der andere habe abgestritten. Für Brennan war die
Schuldfrage geklärt.

Hat man als Geheimdienstchef ein intuitives Wissen über Lügen und
Intrigen des Gegners? Kann ein Lügner einen anderen Lügner vielleicht
leichter erkennen? Von Brennan wissen wir, dass er die Öffentlichkeit
belogen hat. "Vorsichtshalber" hatte die CIA die Arbeit des
Parlaments zur Aufklärung der CIA-Folter und der Verwahrpraxis für
potenzielle Terroristen bespitzelt. Erst stritt Brennan das ab. Als
es aufflog, entschuldigte er sich. Aber vielleicht kann der Chef
eines Geheimdienstes, zu dessen Repertoire Wahleinmischung und
Komplotte gehören, von Amts wegen nicht glauben, der Gegner mache das
nicht.
Brennan geht in dem Artikel noch weiter. Er erklärt, dass eine
Demokratie (mit ihrer liberalen Debattenkultur - P.E.) viele
Angriffspunkte für den Gegner biete. Jeder könne deshalb wissentlich
oder unwissentlich zum Helfershelfer des Kremls werden. Er habe
darüber oft mit James Comey, dem früheren FBI-Chef, gesprochen.

Dass Brennan und Comey so besorgt waren, heißt implizit, dass beide
sozusagen berufsbedingt nicht zu Opfern russischer
Geheimdienstmanipulationen werden können. Beim Volk, bei Politikern,
Medien, Think Tanks ist das ganz anders. Die sind anfällig. Ergo, wer
nicht warnt, ist schon im Boot des Kremls. Muss man sich jetzt um die
Washington Post sorgen, die allen Ernstes über
"Schläferzellen" im Weißen Haus titelte und damit nicht russische
Agenten meinte, sondern USA-Bürger, die gegen Trump arbeiten würden.
Oder um die NYT, die es einem anonymen Kommentator erlaubte, vom
geheimen Widerstand gegen Trump zu berichten, der so lange andauern
werde, bis dieser Präsident Geschichte sei, "auf die eine oder andere
Weise"? Steckten etwa die Russen dahinter?

Denn falls der Gegner so perfide ist, wie Brennan behauptet, sollte
man tief graben. Was, wenn die ganze Russenjagd in den USA eine
Erfindung der Russen ist, die darauf spekulierten, dass dies die USA
spalten und die Debattenkultur auf einen Tiefpunkt bringen würde? Ein
paranoider Gedanke.

Unübersehbar ist, dass die Hysterie um die vermutete russische
Wahlbeeinflussung den Konflikt zwischen zwei Nuklearmächten weiter
auf die Spitze treibt - bei kühler Betrachtung ein völlig
irrationales Unterfangen. Zudem hat die Mehrheit der US-Amerikaner
(und nicht nur der) ganz andere Sorgen, wie Umfragen belegen. Keine
einzige Anklage des Muller-Teams enthielt bisher den Vorwurf oder gar
den Nachweis, die Russen hätten das Wahlergebnis tatsächlich
beeinflusst.

In den USA herrscht heute eine tiefe Zerrissenheit darüber, was wahr
ist und was nicht, ob man Medien trauen kann oder nicht. Die
Fairness-Regelung, die Radio- und Fernsehbetreiber zu ausgewogener
Berichterstattung verpflichtete, ist parteipolitischen Interessen zum
Opfer gefallen.

Tatsächlich geht in den USA-Medien - und damit auch in europäischen -
der Präsidentschaftswahlkampf 2016 unaufhörlich weiter. Fakten
spielen so gut wie keine Rolle. Schon im Wahlkampf waren maximal 12
Prozent aller Beiträge der wichtigsten Medien des Landes auf die
Positionen der Kandidaten zu Sachfragen konzentriert. Das ergab eine
Studie des Shorenstein Centers. Die Medien folgten schlicht der in
den letzten 30 Jahren entwickelten Rezeptur der Skandalisierung. Der
Skandal, so das Shorenstein Center, wird zum großen Gleichmacher, in
dem alle Bewertungsmaßstäbe und das öffentliche Vertrauen in alles
und jeden zugrunde gehen. Aber er füllt Kassen.

Bereits im Wahlkampf 2015/16 sicherten sich einflussreiche Medien mit
negativer Trump-Berichterstattung neue Einnahmen. Unbezahlte mediale
Aufmerksamkeit im Wert von 5,6 Milliarden Dollar befeuerte die
Trump-Kampagne sozusagen nonstop. Trumps gesamte Wahlkampfstrategie
war darauf ausgerichtet. Je mehr gegen ihn geschossen wurde, umso
besser. Nur die Zeitung Politico hatte das verstanden, als sie
erklärte, sich nicht an der Initiative des Boston Globe gegen
Trump zu beteiligen. Auch zwei Jahre nach den Wahlen sind Präsident
und Medien engstens verbandelt und im Dauerkrieg. Trump kann sich
darauf verlassen, dass das mediale Dauerfeuer seine Zustimmungswerte
steigen lässt. Der Aufschrei wegen des Treffens mit Wladimir Putin
katapultierte ihn über die 50-Prozent-Zustimmungsmarge.

Brennans Artikel wirft auch die Frage auf, warum die Öffentlichkeit
nicht sofort informiert wurde, als der CIA-Chef 2016 dachte, dass die
Russen ihn belügen und sich in die Wahl einmischten. Die Antwort:
Alle gingen davon aus, dass Hillary Clinton gewinnen würde. Ihr
Wahlsieg sollte unbeschmutzt von russischer Einmischung gefeiert
werden. Als sicher galt, dass Hillary gegen Russland mit harter Hand
vorgehen würde. Trump dagegen erschien als Risiko-Kandidat, da er für
bessere Beziehungen mit Russland warb. Deshalb wurde Vorsorge
getroffen, brauchte es "eine Versicherung", wie der ehemalige
FBI-Agent Peter Strzok schrieb, um ihn zu Fall oder gegen Russland in
Stellung bringen zu können. Noch ist das ganze Ausmaß dessen, was als
"Versicherung" gegen Trump herhalten sollte, nicht bekannt, aber die
öffentlich gewordenen Fakten sind bereits atemberaubend.

In der Anhörung Strzoks, der zu unvorsichtig mit der SMS-Funktion auf
dem Diensthandy umging, oder zu verliebt war, kam es am 19. Juli zu
einer bemerkenswerten Auseinandersetzung. Der republikanische
Abgeordnete Louie Gohmert verwies auf Erkenntnisse des ehemaligen
Generalinspektors der Sicherheitsdienste, Chuck McCullough. Demnach
hatte man den Clinton-Server untersucht und "Irreguläres"
festgestellt. Strzok und drei weitere FBI-Mitarbeiter seien darüber
unterrichtet worden, dass (mit Ausnahme von vier) über 30.000 E-Mails
von Hillary Clintons privatem Server an eine ausländische Adresse
abgeflossen seien, die nichts mit Russland zu tun hatte. Der
ehemalige FBI-Agent konnte sich nicht erinnern. Kritische
Mediennachfragen blieben aus.

Was zum nächsten Punkt führt. Der Entzug der Sicherheitsfreigabe für
Brennan durch Trump löste Entrüstung aus. Brennans Verdienste wurden
in höchsten Tönen gelobt. Ehemalige Kollegen aus dem
Sicherheitsapparat erklärten ihre Solidarität. Er solle mundtot
gemacht werden, meinten Trump-Kritiker übereinstimmend. Plötzlich
spielte medial keine Rolle mehr, dass Brennan die Nummer 4 in der
CIA-Hierarchie war, als sie mit ausdrücklicher Billigung der
Administration ihr geheimes Folter- und Gefängnisprogramm verfolgte.
Auch noch 2014 als CIA-Direktor verteidigte er dieses Programm und
schrieb damit die in der Bush-Regierung entwickelte Linie fort, das
Vorgehen gegen Terroristen sei nicht an internationale Konventionen
gebunden. Die gleiche Philosophie "Aufspüren, Verurteilung und
Abschuss" lag dem Drohnenkrieg Barack Obamas zugrunde, den Trump
weiterführt und sogar noch intensivierte. Unter Obama verantwortete
Brennan dieses Programm. Als Obama plante, die CIA Folter-Akten
öffentlich zu machen und Guantanamo zu schließen, wurde er gewarnt,
es sich nicht mit der CIA zu verderben. Dann hätte er keinen
Geheimdienst mehr, hieß es laut NYT Magazine vom 4. Januar
2010. Obama verstand den Wink, wandte den Blick von der Vergangenheit
ab und blickte "nach vorne".

Die Causa Brennan kam 2018 erneut auf den Tisch, als die Demokraten
gegen die Nominierung von Gina Haspelt als CIA-Chefin Front machen
wollten, da sie Chefin des geheimen CIA-Gefängnisses in Thailand war,
als dort nachweislich gefoltert wurde. Die Kritiker wurden mit
Hinweis auf Brennan kaltgestellt.
Brennan war der schärfste Kritiker des Treffens mit Putin in
Helsinki. Dass Trump dort öffentlich an den Mutmaßungen dreier
US-Geheimdienste zweifelte, wertete er als "Verrat" - ein in der
Verfassung eindeutig beschriebenes Vergehen, das nur für den
Kriegszustand gilt und mit dem Tod bestraft wird. Trump ruderte
halbherzig zurück.

Heute ist Brennan beim Nachrichtensender MSNBC als Kommentator
engagiert, also Teil der freien Presse, die Obama jüngst gegen Trump
verteidigte. Allerdings ging ausgerechnet die Obama-Regierung hart
gegen sogenannte Whistleblower vor.

Whistleblower werden regelmäßig verdächtigt, für die Russen zu
spionieren. Aber inzwischen sind auch Journalisten, die eine eigene
Stimme erheben, eine bedrohte Spezies. Etwa Ed Schultz, bis 2015 bei
MSNBC beschäftigt, ein Journalist mit treuer Fan-Gemeinde. Er
konzentrierte sich in seiner Show auf die Anliegen von
Durchschnittsbürgern. Gewerkschaftsrechte waren ihm wichtig.
Korruption und die große Macht der Konzerne prangerte er an. Schultz
erklärte im April 2018, er habe die Ankündigung von Bernie Sanders,
für die Präsidentschaft zu kandidieren, in seiner Show senden wollen.
Das wurde ihm untersagt, wenige Wochen später wurde ihm gekündigt.
2016 heuerte er bei RT America an. Schultz starb im Juli 2018.

Muss man aus dem Beschäftigungsverlauf nach Brennans Logik schließen,
dass Schultz womöglich schon immer wissentlich oder unwissentlich
Agent des Kremls war? Oder war er ein leidenschaftlicher Journalist,
der jemanden einmal zu viel auf die Füße getreten war?

Medien haben es in der Hand, Wahrheit von Lüge zu scheiden, Erfolge
zu feiern und Versagen zu brandmarken. Sie entscheiden, wem sie eine
Stimme geben, wer ein Held ist, wer als Vorbild taugt. Brennan oder
Snowden? Brennan oder Schultz? Die derzeitige mediale Antwort ist
verstörend.

 * 
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Italien: Hausarrest für Bürgermeister von Riace löst Proteste aus

Von Allison Smith

10. Oktober 2018



Die Entscheidung, Domenico Lucano unter Hausarrest zu stellen, löste vor
einer Woche Proteste in ganz Italien aus. Er ist der Bürgermeister der
Kleinstadt Riace in Kalabrien, die den Beinamen "Ort der Gastfreundschaft"
(Paese dell'accoglienza) trägt.

Schätzungsweise 6000 Menschen versammelten sich am Samstag in den Gassen
von Riace und vor Lucanos Haus, um gegen den Hausarrest zu protestieren.
Die italienische Steuerbehörde beschuldigt ihn, Scheinehen für Migranten zu
begünstigen und öffentliche Gelder zu missbrauchen. Auch in Mailand und Rom
kam es zu Protesten. Viele Sympathisanten verurteilten auf Twitter seine
Festsetzung und prangerten die "faschistische" Einwanderungspolitik der
Regierung an.

Laut den Behörden sollen Lucano und sein Partner Tesfahun Lemlem in einem
abgehörten Gespräch eingeräumt haben, die Heirat einer Nigerianerin
arrangiert zu haben, um ihre Abschiebung zu verhindern. Lucano wird
außerdem beschuldigt, bei der Vergabe von Aufträgen für die Müllabfuhr
einwandererfreundliche Unternehmen begünstigt zu haben - ein "Verbrechen",
das vor allem die lokale Mafia ärgert.

In Riace sind schon seit 1998, seitdem ein Schiff kurdischer Einwanderer an
der Küste strandete, Immigranten und Asylbewerber willkommen. Lucano will
nicht nur die Menschen vor Abschiebung schützen, sondern er hat
gleichzeitig das Städtchen, das viele Einwohner durch Abwanderung verlor,
vor dem völligen Wirtschaftskollaps gerettet. Die Einwohnerzahl ist wieder
angestiegen und beträgt heute über 1500, darunter 400 Immigranten aus
zwanzig Ländern. Die Migranten haben Wohnungen und Arbeit erhalten. Sie
arbeiten im Wiederaufbau und dem Unterhalt der Straßen und Häuser, als
Bäcker oder Müllmann, und sie führen Cafés und lokale Handwerksbetriebe.

Die Politik des Bürgermeisters hat internationale Beachtung gefunden, aber
in Italien hat sie den Zorn der Regierung auf sich gezogen.

Die Entscheidung, Lucano unter Hausarrest zu stellen, erfolgte auf der
Grundlage von Beschlüssen des EU-Einwanderungsgipfels von Ende Juni. Die
italienische Koalitionsregierung aus Lega und Fünf-Sterne-Bewegung (M5S)
hat in Brüssel durchgesetzt, dass die Flüchtlinge in geschlossene
Internierungslager in der Türkei und Nordafrika oder in "regionale
Ausschiffungsplattformen" an den Außengrenzen Europas gesperrt werden.

In demselben EU-Abkommen heißt es auch, dass die Flüchtlingsströme zwischen
den EU-Ländern streng kontrolliert werden, und dass das Dubliner Abkommen
neu gefasst werden muss. Das Abkommen schreibt vor, dass Flüchtlinge im
ersten EU-Land, das sie betreten, Asyl beantragen müssen. Italien ist ein
erstes Zielland für Tausende von Einwanderern, aber die italienische
Regierung möchte Migranten daran hindern, Asyl zu beantragen, wenn sie
italienischen Boden betreten.

Bereits vor Jahren hatte die italienische Regierung Gesetze erlassen, um
die Einwanderung zu kriminalisieren. Im Jahr 2002 wurde das
Bossi-Fini-Gesetz verabschiedet. Darin haben der damalige Premierminister
Silvio Berlusconi, sein Koalitionspartner Gianfranco Fini von der
neofaschistischen Alleanza Nazionale und Umberto Bossi von der
rechtsextremen Lega Nord (Vorläuferin der Lega) strafrechtliche Sanktionen
gegen Personen beschlossen, die illegal ins Land gelangen oder nach einer
Abschiebung wieder zurückkehren.

Nach dem Bossi-Fini-Gesetz wird jeder Einwanderer, der ohne
Aufenthaltserlaubnis angetroffen wird, sofort abgeschoben. Auch werden
Einwanderer, die vor Ablauf eines Wiedereinreiseverbots beim Versuch
erwischt werden, nach Italien zurückzukehren, sofort verhaftet und sechs
bis zwölf Monate lang inhaftiert. Beim zweiten Versuch droht eine
Freiheitsstrafe von bis zu vier Jahren. Das Gesetz hat darüber hinaus die
Maximalfrist, die ein Flüchtling in der Abschiebehaft verbringen muss, von
dreißig auf sechzig Tage verlängert. Das verstößt gegen Artikel 5 der
Europäischen Menschenrechtskonvention, wo es heißt, dass jede Person das
Recht auf Schutz vor willkürlicher Festnahme oder Freiheitsberaubung haben
muss.

Seither hat jede Regierung den Bossi-Fini-Akt bestätigt, und auch alle
Mittelinks-Regierungen haben sich geweigert, das drakonische Gesetz zu
widerrufen.

In den bürgerlichen Medien ist ein gewisses Maß an Sympathie für Lucano zu
spüren, und die Journalisten äußern Besorgnis darüber, dass Italien rasch
auf ein autoritäres Regime zusteuert. Gleichzeitig haben dieselben Kräfte,
die den Sozialdemokraten und den Pseudolinken nahestehen, der
Flüchtlingspolitik der jetzigen Regierung den Weg geebnet.

Was die M5S und ihre falsche Anti-Establishment-Rhetorik betrifft, so zeigt
sie jetzt ihr wahres Gesicht: Die Politiker der Fünf Sterne, die früher
immer Berlusconi und die Demokraten (PD) kritisiert haben, stehen heute
weiter rechts als die kritisierten Parteien. Sie haben kein Problem damit,
die rechte Einwandererpolitik der PD zu übernehmen und noch weiter zu
verschärfen.

Tatsächlich führt die M5S nur aus, was schon in ihrem Manifest steht: Man
müsse das "Geschäft" mit der illegalen Einwanderung beseitigen und mittels
Einstellung von 10.000 Polizisten und dem Bau neuer Gefängnisse die
Grenzsicherheit erhöhen.

Am 7. Oktober erschien auf dem Blog der M5S ein Beitrag mit der
Überschrift: "Riace war kein Modell; die Ära der Geschäfte mit der
Einwanderung ist vorbei." Der Autor, M5S-Staatssekretär Carlo Sibilia,
bestätigt darin, dass die Regierung der kalabrischen Stadt die Gelder
gesperrt habe: "'Kein Geld für Riace. Wir haben beschlossen, die
Spekulation auf Gastfreundschaft auf null zu reduzieren. Es gibt keine
Erstattung. Unsere Regierung hat sich das Ziel gesetzt, in der
Migrationspolitik mit dem Gießkannenprinzip Schluss zu machen.' Das habe
ich schon bei meinem Kalabrien-Besuch am 6. August erklärt. Heute, nachdem
der Bürgermeister von Riace im Rahmen der Operation Xenia der Finanzpolizei
verhaftet worden ist, ist dies besser verständlich."

An der Politik der Fünf-Sterne-Bewegung ist nichts fortschrittlich, nicht
einmal ihr "bedingungsloses Grundeinkommen" (Reditto di cittadinanza).
Sollte es tatsächlich in Kraft treten, dann wird es mit so vielen
Einschränkungen versehen sein, dass es vollkommen wertlos wird. Die
Regierung bemüht sich nach Kräften, Ausländerhetze und
Flüchtlingsfeindlichkeit zu schüren, um von ihren Wahlversprechen
abzulenken sowie von der bitteren Realität, in der Armutslöhnen
vorherrschen und die morsche Infrastruktur auseinanderbricht.

Natürlich sorgt sich die italienische Bevölkerung um das
Flüchtlingsproblem, doch vor allem herrscht unter den Massen ein großes
Mitgefühl mit den Immigranten und ihrer Not. Die Menschen verstehen sehr
genau, dass der Anstieg der Einwanderungszahlen auf die endlosen Kriege und
die Zerstörung ganzer Gesellschaften zurückzuführen ist.

Zurzeit ist ein extrem rechter Flügel der Bourgeoisie an der Regierung, und
wenn der italienische Staat schon mit einem Mitglied seiner eigenen
politischen Elite derart rücksichtslos umspringt, dann muss jeder Arbeiter
das als Warnung verstehen: Diese Regierung wird die sozialen und
demokratischen Rechte der Arbeiterklasse drakonisch angreifen. Deshalb
müssen Arbeiter und Jugendliche in Italien am Aufbau einer sozialistischen
und internationalen Bewegung teilnehmen, die sich nicht nur gegen die
Regierung, sondern gegen die gesamte Finanzelite richtet, welche die Macht
in Italien kontrolliert.
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SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 10 · Oktober 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Es ändert sich erst was, wenn wir anfangen, gemeinsam zu
kämpfen"

Alexandra Willer hat am Uniklinikum Essen den Streik gegen den
Personalmangel mit angeführt

Interview mit Alexandra Willem von Petra Stanius und Ralf Hoffmann



An den Krankenhäusern reißen die Streiks gegen den Personalmangel
nicht ab. Ende Juni sind an den Unikliniken Düsseldorf und Essen
Hunderte Beschäftigte für mehr Personal im Krankenhaus in den Streik
getreten, Ende August haben sie ihren Streik mit einem Teilerfolg
beendet.

Alexandra Willer ist Mitglied des Streikkomitees, das sich die
Streikenden am Uniklinikum Essen zur Leitung ihres Streiks gewählt
haben. Für die SoZ haben Petra Stanius und Ralf Hoffmann mit ihr über
den Streik und seinen Verlauf gesprochen und sie gefragt, wie sie das
Ergebnis beurteilt.

SoZ: Was waren die Gründe für den Streik und was wollt ihr
damit?

Alexandra Willer: Seit mehreren Jahren ist spürbar, dass bei
uns viele den Personalmangel, die Überlastung und unmöglichen
Arbeitszeiten nicht mehr ertragen können. In diesem Streik ist die
bislang eher ohnmächtige, individuelle Wut zum ersten Mal in
Entschlossenheit umgeschlagen - in die Entschlossenheit, gemeinsam
etwas dagegen zu unternehmen.

Entsprechend war auch die allgemeine Forderung: Mehr Personal und
Entlastung für alle!

Was das für die verschiedenen Beteiligten heißt, ist ganz
unterschiedlich. Deshalb haben sich alle Streikenden in den ersten
Streiktagen zusammengesetzt und ihre konkreten Forderungen entwickelt.
Für die Pflegekräfte etwa war eine der wichtigsten Forderungen, dass
es verbindliche Mindestbesetzungen gibt und der Vorstand verpflichtet
ist, bei Unterbesetzung die Arbeit zu verringern und notfalls Betten
zu schließen. Die wichtigste Forderung der Reinigerinnen war, dass sie
endlich nicht mehr zwölf Tage am Stück arbeiten müssen.

Anders als die meisten Streiks der letzten Jahrzehnte war der Streik
damit ein offensiver Kampf.

SoZ: Wer hat alles am Streik teilgenommen?

Alexandra Willer: Über 15 verschiedene Berufsgruppen waren
dabei: Pflegekräfte, Servicekräfte, Reinigerinnen, Elektriker,
Labor- und Röntgenassistentinnen, Erzieherinnen, Angestellte der
Verwaltung und viele mehr. Gemeinsam haben sie alle an einem Strang
gezogen, was im Krankenhaus etwas Besonderes ist. Denn die Hierarchien
zwischen den Berufsgruppen und berufsständische Ansichten sind hier
besonders ausgeprägt.

Außerdem haben Beschäftigte der Tochtergesellschaften des Uniklinikums
Düsseldorf mitgestreikt. Eine Forderung unseres Streiks war, dass die
Beschäftigten der Tochterfirmen endlich einen Tarifvertrag bekommen.

SoZ: Wie hoch war die Streikbeteiligung insgesamt?

Alexandra Willer: Wir waren nur eine Minderheit, in Essen
durchschnittlich zwischen 200 und 350 Streikende pro Tag. Doch diese
Minderheit war sehr entschlossen. Der Vorstand hat vieles versucht, um
diese Entschlossenheit zu brechen und den Streik zu beenden. Er hat in
Artikeln und großen Anzeigen in der Presse behauptet, der Streik würde
Menschenleben gefährden. Er hat versucht, die Nichtstreikenden gegen
die Streikenden aufzuhetzen. Er hat versucht, die Streikenden zu
erpressen nach dem Motto: "Wir verhandeln mit euch, aber erst, wenn
ihr den Streik beendet." Dann hat er versucht, die Streikenden über
die Zeit mürbe zu machen.

Nichts davon hat funktioniert. Die Streikenden haben weiter
durchgehalten. Und noch mehr: Über 30 Kolleginnen und Kollegen - die
zum Teil vorher nie gewerkschaftlich aktiv gewesen waren - haben sich
aktiv an der Leitung des Streiks beteiligt, doppelt so viele an der
täglichen Organisation des Streiks. Und die große Mehrheit der
Streikenden hat über Wochen fast täglich bei Aktionen nach innen wie
nach außen mitgemacht. Sie haben ihren Streik selber in die Hand
genommen.

SoZ: Wie war das Verhältnis zwischen den Streikenden und denen,
die nicht gestreikt haben?

Alexandra Willer: Wir sind so oft wie möglich mit vielen
Kolleginnen und Kollegen durch das Klinikum gegangen und haben mit
denen gesprochen, die nicht streiken. Dabei haben wir immer wieder
festgestelllt, dass die allermeisten mit unserem Streik solidarisch
waren und uns unterstützen, auch wenn sie sich aus den
unterschiedlichsten Gründen nicht in der Lage sahen, mit zu streiken.
Der Vorstand hat mit Verleumdungskampagnen versucht, einen Keil
zwischen Streikende und Nichtstreikende zu treiben. Doch nicht
zuletzt, weil wir immer einen engen Kontakt zu den Nichtstreikenden
gesucht haben, hat er es nicht geschafft. Und diese ungebrochene
Sympathie eines Großteils der Beschäftigten hat sicher eine Rolle
dabei gespielt, dass der Vorstand trotz des Minderheitenstreiks
letztlich nachgegeben hat.

SoZ: Habt ihr auch von anderer Seite Solidarität erfahren?

Alexandra Willer: Ich glaube, niemand von den Streikenden wird
jemals vergessen, wie viel Unterstützung wir bekommen haben. Hunderte
von Solibotschaften aus dem ganzen Land haben wir erhalten. Wir sind
zu rund zwanzig anderen Krankenhäusern gefahren, zu verschiedenen
anderen Betrieben, in zahlreiche Stadtteile. Überall haben wir fast
ausnahmslos Solidarität erfahren, die Menschen haben uns mit ihrer
Unterschrift und teilweise auch finanziell unterstützt.

Einmal haben wir entschieden, innerhalb einer Woche eine Solidemo zu
organisieren - und mehrere hundert Menschen sind gekommen! Auch
Patienten und Angehörige haben oft ihre Sympathie für unseren Streik
bekundet. Die erlebte Solidarität hat allen enorm geholfen, den Streik
so lange durchzuhalten, und ist auch eine wichtige Erfahrung für die
Zukunft.

SoZ: Wie bewertest du das Ergebnis eures Streiks?

Alexandra Willer: Angesichts des Kräfteverhältnisses - ein paar
hundert Streikende gegen den Vorstand, die Landesregierung und den
bundesweiten Arbeitgeberverband - ist es beeindruckend, was die
Streikenden mit ihrer Entschlossenheit und der breiten Solidarität
haben durchsetzen können: 180 zusätzliche Arbeitsplätze pro Klinikum,
darunter 40 für die nichtpflegerischen Berufe; verpflichtende
Besetzungen auf den Stationen, bei deren Unterschreitung Maßnahmen bis
hin zu Bettenschließungen ergriffen werden müssen; Tarifverhandlungen
für die Tochterfirmen.

Am Ende waren die Vorstände gezwungen, auch mehr Personal für die
nichtpflegerischen Berufe herauszurücken und Tarifverhandlungen mit
den Tochtergesellschaften zuzusagen, obwohl sie darüber ursprünglich
gar nicht verhandeln wollten.

Doch ein noch größerer Erfolg sind all die Erfahrungen, die gemacht
wurden: Das Bewusstsein und Selbstbewusstsein, das Hunderte Streikende
gewonnen haben, und der Zusammenhalt über die Berufsgrenzen hinweg,
der in dem Kampf entstanden ist. All dies ist für die Zukunft und die
Situation der Beschäftigten noch viel entscheidender als das
materielle Ergebnis.

SoZ: Siehst du eine besondere Relevanz dieses Streiks im
Vergleich zu Arbeitskämpfen, bei denen eine Lohnerhöhung im
Vordergrund steht?

Alexandra Willer: In der Öffentlichkeit wurde unser Streik zum
Teil als "Streik für die Allgemeinheit" gelobt - im Vergleich zu
"egoistischen" Streiks für mehr Lohn. Wir haben versucht, solchen
Aussagen entgegenzuwirken, denn sie sind gefährlich. Die
Arbeiterklasse ist täglich für die Allgemeinheit da, denn sie hält mit
ihrer Arbeit die gesamte Gesellschaft am Laufen. Sie hat alles Recht,
dafür sowohl vernünftige Arbeitsbedingungen wie vernünftige Löhne zu
fordern.

In unserem Streik waren beide Fragen übrigens gar nicht so getrennt.
Die Servicekräfte bspw. haben gefordert, dass sie von Teilzeit auf
Vollzeit aufstocken können, weil sie die Arbeit in sechs Stunden nicht
schaffen und weil der Lohn sonst nicht reicht. Und für die Arbeitenden
der Tochtergesellschaften ging es sogar hauptsächlich um mehr
Lohn.

Wir stellten fest, dass sich Kolleginnen und Kollegen der
unterschiedlichsten Branchen von allen unseren Forderungen
angesprochen fühlen. Denn überall leiden sie im Grunde unter denselben
Angriffen: unter Stellenabbau und Überlastung ebenso wie unter
Zwangsteilzeit oder Auslagerungen mit Niedriglöhnen.

Sowohl die Forderung nach mehr Personal und Entlastung wie auch die
nach mehr Lohn und Vollzeitstellen sind Forderungen, die die gesamte
Arbeiterklasse vereinen und perspektivisch größere,
branchenübergreifende Kämpfe möglich machen können. Und nur das ist
wichtig.

SoZ: Siehst du mögliche Verbindungen eurer Auseinandersetzung
zu anderen gesellschaftlichen Kämpfen?

Alexandra Willer: Sicher, das Gesundheitswesen wird immer
stärker auf Wirtschaftlichkeit und Profitlogik ausgerichtet. Doch
diese Profitlogik durchzieht die gesamte kapitalistische Gesellschaft
- und sie ist in der Autoindustrie oder Lebensmittelindustrie genauso
eine Katastrophe wie im Gesundheitswesen. In der Krise setzt die
herrschende Klasse diese Logik besonders brutal durch. Es hilft
niemandem, wenn man die Illusion schürt, man könne inmitten des
Kapitalismus und seiner Krise ein staatliches Gesundheitswesen
schaffen, das von dieser Entwicklung ausgenommen ist.

Auch diese schlimme Entwicklung hat etwas Positives: Mit dem Einzug
der Profitlogik in die Krankenhäuser haben viele Beschäftigte dort
angefangen, sich mehr als Arbeitende und weniger als Helfende zu sehen
und sich zu sagen, dass sie streiken können. Es ist möglich, ein
Bewusstsein davon zu entwickeln, dass sie dieselben Probleme und
Gegner haben wie die Beschäftigten der anderen Branchen. Wie bedeutend
das ist, haben wir gerade bei unserem Streik erlebt. Und ich finde es
wichtig, dieses Bewusstsein zu stärken.

Denn letztlich wird sich auch für die Arbeitenden im Gesundheitswesen
erst dann wirklich etwas ändern, wenn sie und die Arbeitenden der
anderen Branchen anfangen, gemeinsam zu kämpfen: Heute, um sich gegen
den wachsenden Wahnsinn auf der Arbeit zu wehren, und morgen, um die
Gesellschaft von diesem ganzen kapitalistischen System mit seiner
Profitlogik zu befreien.

 * 
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MELDUNG/944: Neue Sichtweisen - Zweite Staffel des Youtube-Formats "1LIVE Ausgepackt" gestartet (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 9. Oktober
2018

Neue Sichtweisen: Zweite Staffel des Youtube-Formats "1LIVE
Ausgepackt" startet



Ab dem 10. Oktober gibt es wieder Austausch auf Augenhöhe bei Youtube.
Denn dann startet das Format "1LIVE Ausgepackt" in die zweite Runde.
Hier treffen zwei Menschen mit unterschiedlichsten Vorlieben,
Lebenskonzepten oder Meinungen aufeinander. Sprechen sie miteinander?
Was haben sie sich zu sagen? Mögen sie sich am Ende sogar und
profitieren von dem Austausch? Jeden Mittwoch erscheint eine neue
Folge des spannenden Sozialexperiments "1LIVE Ausgepackt" auf Youtube.
Parallel beleuchtet 1LIVE-Reporter und Moderator Jörn Behr im "1LIVE
Ausgepackt"-Podcast gemeinsam mit seinem Reporterteam die Hintergründe
und Protagonisten der jeweiligen Episode.

Bei "1LIVE Ausgepackt" treffen sich zwei Menschen beim Auspacken ihrer
Koffer in einem fiktiven Wohnzimmer, wobei sie nach und nach
miteinander ins Gespräch kommen. Nach einer kurzen Kennenlernphase
werden ihnen Einspieler des jeweils anderen gezeigt, die deutlich
machen: Hier prallen zwei Welten aufeinander.

In der ersten Folge steht ein Aktivist einem Polizisten gegenüber -
das tun sie öfter, jedoch selten zum direkten Meinungsaustausch. Bei
"1LIVE Ausgepackt" hingegen begegnen sich die Protagonisten als Mensch
und sprechen auf Augenhöhe miteinander. In der zweiten Staffel werden
außerdem die Themen Legalisierung von Marihuana, Tierschutz,
Vorratsdatenspeicherung und Impfen aus verschiedenen Sichtweisen
diskutiert. Es darf verraten werden: Im Laufe des
1LIVE-Youtube-Formats kommt es zu vielen tiefgehenden und anregenden
Diskussionen zwischen den jeweils Andersdenkenden, die Akzeptanz,
Toleranz und Offenheit aufbringen, um sich auszutauschen.

Sendehinweis:

Ab 10. Oktober erscheint jeden Mittwoch eine neue Folge "1LIVE
Ausgepackt" auf Youtube und der "1LIVE Ausgepackt"-Podcast.

1live.de

http://www.1live.de/

"1LIVE Ausgepackt" auf Youtube

https://www.youtube.com/user/1LIVE

"1LIVE Ausgepackt"-Podcast unter itunes.apple.com

https://itunes.apple.com/de/podcast/1live-ausgepackt-behr-bringt-beef/

 * 
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MELDUNG/944: Neue Sichtweisen - Zweite Staffel des Youtube-Formats "1LIVE Ausgepackt" gestartet (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 9. Oktober
2018

Neue Sichtweisen: Zweite Staffel des Youtube-Formats "1LIVE
Ausgepackt" startet



Ab dem 10. Oktober gibt es wieder Austausch auf Augenhöhe bei Youtube.
Denn dann startet das Format "1LIVE Ausgepackt" in die zweite Runde.
Hier treffen zwei Menschen mit unterschiedlichsten Vorlieben,
Lebenskonzepten oder Meinungen aufeinander. Sprechen sie miteinander?
Was haben sie sich zu sagen? Mögen sie sich am Ende sogar und
profitieren von dem Austausch? Jeden Mittwoch erscheint eine neue
Folge des spannenden Sozialexperiments "1LIVE Ausgepackt" auf Youtube.
Parallel beleuchtet 1LIVE-Reporter und Moderator Jörn Behr im "1LIVE
Ausgepackt"-Podcast gemeinsam mit seinem Reporterteam die Hintergründe
und Protagonisten der jeweiligen Episode.

Bei "1LIVE Ausgepackt" treffen sich zwei Menschen beim Auspacken ihrer
Koffer in einem fiktiven Wohnzimmer, wobei sie nach und nach
miteinander ins Gespräch kommen. Nach einer kurzen Kennenlernphase
werden ihnen Einspieler des jeweils anderen gezeigt, die deutlich
machen: Hier prallen zwei Welten aufeinander.

In der ersten Folge steht ein Aktivist einem Polizisten gegenüber -
das tun sie öfter, jedoch selten zum direkten Meinungsaustausch. Bei
"1LIVE Ausgepackt" hingegen begegnen sich die Protagonisten als Mensch
und sprechen auf Augenhöhe miteinander. In der zweiten Staffel werden
außerdem die Themen Legalisierung von Marihuana, Tierschutz,
Vorratsdatenspeicherung und Impfen aus verschiedenen Sichtweisen
diskutiert. Es darf verraten werden: Im Laufe des
1LIVE-Youtube-Formats kommt es zu vielen tiefgehenden und anregenden
Diskussionen zwischen den jeweils Andersdenkenden, die Akzeptanz,
Toleranz und Offenheit aufbringen, um sich auszutauschen.

Sendehinweis:

Ab 10. Oktober erscheint jeden Mittwoch eine neue Folge "1LIVE
Ausgepackt" auf Youtube und der "1LIVE Ausgepackt"-Podcast.

1live.de

http://www.1live.de/

"1LIVE Ausgepackt" auf Youtube

https://www.youtube.com/user/1LIVE

"1LIVE Ausgepackt"-Podcast unter itunes.apple.com

https://itunes.apple.com/de/podcast/1live-ausgepackt-behr-bringt-beef/

 * 
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MELDUNG/943: Messenger-Projekt "Ich, Eisner!". 100 Jahre Revolution in Bayern (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Messenger-Projekt

"Ich, Eisner!" 100 Jahre Revolution in Bayern



Das neue digitale Storytelling-Projekt von Bayern 2 "Ich, Eisner!"
macht die packende Geschichte der Revolution in Bayern von 1918
hautnah erfahrbar. Nutzer bekommen Texte, Bilder, Videos und
Sprachnachrichten von Kurt Eisner, dem Anführer der Revolution und
ersten bayerischen Ministerpräsidenten, auf ihr Handy - quasi in
Echtzeit, nur 100 Jahre später. Das Projekt funktioniert über die
Messenger-Dienste WhatsApp und Insta und läuft bis zu Eisners 100.
Todestag, dem 21. Februar 2019. Der Einstieg in die Geschichte ist
jederzeit möglich. Anmeldung unter www.br.de/icheisner.

Der jüdische Intellektuelle, Journalist und Politiker Kurt Eisner,
1867 in Berlin geboren, war Anführer der friedlichen Revolution in
Bayern 1918. In der Nacht zum 8. November rief er den Freistaat Bayern
aus und wurde dessen erster Ministerpräsident. Nach nur 100 Tagen im
Amt wurde Kurt Eisner am 21. Februar 1919 bei einem Attentat durch den
jungen adeligen Nationalisten und Antisemiten Anton Graf von Arco auf
Valley getötet.

100 Jahre später erzählt "Ich, Eisner! " die Geschichte der Revolution
auf innovative Weise nach: durch Messenger-Nachrichten, die Eisner
sozusagen selbst aus der Vergangenheit schickt und in denen er seine
damalige Situation kommentiert und reflektiert. Das digitale
Erzählprojekt für die Messenger-Dienste WhatsApp und Insta umfasst den
Zeitraum von Eisners Haftentlassung aus dem Gefängnis Stadelheim am
14. Oktober 1918, wo er wegen der Organisation eines Streiks der
Münchner Munitionsarbeiter saß, bis zu seinem Todestag am 21. Februar
1919.

Wer war Kurt Eisner? Was hat ihn bewegt? Was ist damals wirklich in
München passiert? Was an der Geschichte ist noch heute aktuell und
wichtig? In persönlichen Nachrichten als Text, Audio, Video und mit
vielen historischen Bildern nimmt Kurt Eisner höchstpersönlich die
Empfänger der Nachrichten an die Hand. Diese basieren auf historischen
Recherchen und orientieren sich eng an Originaltexten wie
Zeitzeugenberichten, Protokollen der Ministerratssitzungen sowie
Eisners eigenen Texten und Reden. Immer dann, wenn Kurt Eisner eine
Sprachnachricht schickt, handelt es sich um belegte wörtliche Zitate.
Zugleich nimmt sich das Projekt aber auch die Freiheit, Kurt Eisner
als Figur der Geschichte emotional und atmosphärisch zu verdichten -
im Stile eines digitalen Biopics.

Heute - 100 Jahre später - ist die Welt zwar eine andere, doch vieles,
was Eisner und seine revolutionären Mitstreiter im damaligen Bayern
erreicht haben, hat immer noch Bestand: Unter seiner Regierung wurden
u. a. das Frauenwahlrecht, der Acht-Stunden-Tag und die
Kündigungsfrist eingeführt. Ebenso wurden Maßnahmen für die
Erwerbslosenfürsorge und gegen Wohnungsnot ergriffen. Auch viele
Diskussionen und Phänomene unserer Zeit haben im München vor 100
Jahren schon für Aufregung gesorgt: Fake News, bürgerlicher
Nationalismus und Fremdenfeindlichkeit waren auch damals beständige
Herausforderungen der Zivilgesellschaft. In Eisners
Messenger-Nachrichten werden diese Bezüge lebendig.

Anmeldung und weitere Informationen: 

www.br.de/icheisner

"Ich, Eisner!" ist ein Digitalprojekt von Bayern 2 und dem Referat
Digitale Entwicklungen und Social Media, es wird in Partnerschaft mit
folgenden Institutionen realisiert:

Staatsbibliothek Bayern - Bavarikon

Staatliche Archive Bayerns

Haus der Bayerischen Geschichte

Stadtarchiv München

Münchner Stadtmuseum

Münchner Stadtbibliothek - Monacensia

 * 
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MELDUNG/943: Messenger-Projekt "Ich, Eisner!". 100 Jahre Revolution in Bayern (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Messenger-Projekt

"Ich, Eisner!" 100 Jahre Revolution in Bayern



Das neue digitale Storytelling-Projekt von Bayern 2 "Ich, Eisner!"
macht die packende Geschichte der Revolution in Bayern von 1918
hautnah erfahrbar. Nutzer bekommen Texte, Bilder, Videos und
Sprachnachrichten von Kurt Eisner, dem Anführer der Revolution und
ersten bayerischen Ministerpräsidenten, auf ihr Handy - quasi in
Echtzeit, nur 100 Jahre später. Das Projekt funktioniert über die
Messenger-Dienste WhatsApp und Insta und läuft bis zu Eisners 100.
Todestag, dem 21. Februar 2019. Der Einstieg in die Geschichte ist
jederzeit möglich. Anmeldung unter www.br.de/icheisner.

Der jüdische Intellektuelle, Journalist und Politiker Kurt Eisner,
1867 in Berlin geboren, war Anführer der friedlichen Revolution in
Bayern 1918. In der Nacht zum 8. November rief er den Freistaat Bayern
aus und wurde dessen erster Ministerpräsident. Nach nur 100 Tagen im
Amt wurde Kurt Eisner am 21. Februar 1919 bei einem Attentat durch den
jungen adeligen Nationalisten und Antisemiten Anton Graf von Arco auf
Valley getötet.

100 Jahre später erzählt "Ich, Eisner! " die Geschichte der Revolution
auf innovative Weise nach: durch Messenger-Nachrichten, die Eisner
sozusagen selbst aus der Vergangenheit schickt und in denen er seine
damalige Situation kommentiert und reflektiert. Das digitale
Erzählprojekt für die Messenger-Dienste WhatsApp und Insta umfasst den
Zeitraum von Eisners Haftentlassung aus dem Gefängnis Stadelheim am
14. Oktober 1918, wo er wegen der Organisation eines Streiks der
Münchner Munitionsarbeiter saß, bis zu seinem Todestag am 21. Februar
1919.

Wer war Kurt Eisner? Was hat ihn bewegt? Was ist damals wirklich in
München passiert? Was an der Geschichte ist noch heute aktuell und
wichtig? In persönlichen Nachrichten als Text, Audio, Video und mit
vielen historischen Bildern nimmt Kurt Eisner höchstpersönlich die
Empfänger der Nachrichten an die Hand. Diese basieren auf historischen
Recherchen und orientieren sich eng an Originaltexten wie
Zeitzeugenberichten, Protokollen der Ministerratssitzungen sowie
Eisners eigenen Texten und Reden. Immer dann, wenn Kurt Eisner eine
Sprachnachricht schickt, handelt es sich um belegte wörtliche Zitate.
Zugleich nimmt sich das Projekt aber auch die Freiheit, Kurt Eisner
als Figur der Geschichte emotional und atmosphärisch zu verdichten -
im Stile eines digitalen Biopics.

Heute - 100 Jahre später - ist die Welt zwar eine andere, doch vieles,
was Eisner und seine revolutionären Mitstreiter im damaligen Bayern
erreicht haben, hat immer noch Bestand: Unter seiner Regierung wurden
u. a. das Frauenwahlrecht, der Acht-Stunden-Tag und die
Kündigungsfrist eingeführt. Ebenso wurden Maßnahmen für die
Erwerbslosenfürsorge und gegen Wohnungsnot ergriffen. Auch viele
Diskussionen und Phänomene unserer Zeit haben im München vor 100
Jahren schon für Aufregung gesorgt: Fake News, bürgerlicher
Nationalismus und Fremdenfeindlichkeit waren auch damals beständige
Herausforderungen der Zivilgesellschaft. In Eisners
Messenger-Nachrichten werden diese Bezüge lebendig.

Anmeldung und weitere Informationen: 

www.br.de/icheisner

"Ich, Eisner!" ist ein Digitalprojekt von Bayern 2 und dem Referat
Digitale Entwicklungen und Social Media, es wird in Partnerschaft mit
folgenden Institutionen realisiert:

Staatsbibliothek Bayern - Bavarikon

Staatliche Archive Bayerns

Haus der Bayerischen Geschichte

Stadtarchiv München

Münchner Stadtmuseum

Münchner Stadtbibliothek - Monacensia
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MELDUNG/942: Neue Sichtweisen - Zweite Staffel des Youtube-Formats "1LIVE Ausgepackt" gestartet (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 9. Oktober
2018

Neue Sichtweisen: Zweite Staffel des Youtube-Formats "1LIVE
Ausgepackt" startet



Ab dem 10. Oktober gibt es wieder Austausch auf Augenhöhe bei Youtube.
Denn dann startet das Format "1LIVE Ausgepackt" in die zweite Runde.
Hier treffen zwei Menschen mit unterschiedlichsten Vorlieben,
Lebenskonzepten oder Meinungen aufeinander. Sprechen sie miteinander?
Was haben sie sich zu sagen? Mögen sie sich am Ende sogar und
profitieren von dem Austausch? Jeden Mittwoch erscheint eine neue
Folge des spannenden Sozialexperiments "1LIVE Ausgepackt" auf Youtube.
Parallel beleuchtet 1LIVE-Reporter und Moderator Jörn Behr im "1LIVE
Ausgepackt"-Podcast gemeinsam mit seinem Reporterteam die Hintergründe
und Protagonisten der jeweiligen Episode.

Bei "1LIVE Ausgepackt" treffen sich zwei Menschen beim Auspacken ihrer
Koffer in einem fiktiven Wohnzimmer, wobei sie nach und nach
miteinander ins Gespräch kommen. Nach einer kurzen Kennenlernphase
werden ihnen Einspieler des jeweils anderen gezeigt, die deutlich
machen: Hier prallen zwei Welten aufeinander.

In der ersten Folge steht ein Aktivist einem Polizisten gegenüber -
das tun sie öfter, jedoch selten zum direkten Meinungsaustausch. Bei
"1LIVE Ausgepackt" hingegen begegnen sich die Protagonisten als Mensch
und sprechen auf Augenhöhe miteinander. In der zweiten Staffel werden
außerdem die Themen Legalisierung von Marihuana, Tierschutz,
Vorratsdatenspeicherung und Impfen aus verschiedenen Sichtweisen
diskutiert. Es darf verraten werden: Im Laufe des
1LIVE-Youtube-Formats kommt es zu vielen tiefgehenden und anregenden
Diskussionen zwischen den jeweils Andersdenkenden, die Akzeptanz,
Toleranz und Offenheit aufbringen, um sich auszutauschen.

Sendehinweis:

Ab 10. Oktober erscheint jeden Mittwoch eine neue Folge "1LIVE
Ausgepackt" auf Youtube und der "1LIVE Ausgepackt"-Podcast.

1live.de

http://www.1live.de/

"1LIVE Ausgepackt" auf Youtube

https://www.youtube.com/user/1LIVE

"1LIVE Ausgepackt"-Podcast unter itunes.apple.com

https://itunes.apple.com/de/podcast/1live-ausgepackt-behr-bringt-beef/

 * 
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DOKUMENTATION/1550: WDR - "Unser Land in den 80ern", 1989. Freiheit, 12.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Freiheit - 1989

Ein Film von Clemens Gersch und Michael Wieseler

aus der Reihe "Unser Land in den 80ern"

Freitag, 12.10.2018, 20.15 - 21.00 Uhr, WDR Fernsehen



1989 war das Jahr der großen Freiheiten: Den einen wurde sie genommen,
den anderen überraschend gegeben. Als Marius Müller-Westernhagen in
der Dortmunder Westfalenhalle "Freiheit" anstimmte, sangen 20.000
Besucher beseelt mit. Gänsehaut-Feeling in Nordrhein-Westfalen - nach
Mauerfall und Grenzöffnung im Osten der Republik.

Die letzte Folge der WDR-Reihe "Unser Land in den 80ern" erzählt von
einem Jahr, das Geschichte schrieb. Auch im Westen merkte man schnell:
Wir sind mittendrin. Perestroika und Glasnost kamen bis nach Dortmund,
als der sowjetische Generalsekretär Michael Gorbatschow vor
begeisterten Hoeschianern sprach.


Eigeninitiative

Ein willensstarker Bauer in der Warburger Börde beendete die
britischen Militärmanöver in seinem Dorf auf entschlossen-westfälische
Art: Er parkte einfach die einrollenden Panzer mit seinen Treckern zu -
 und zwar solange, bis ein britischer General versprach: Über die
Hauptstraße von Borgentreich würden nie wieder Panzer fahren.

1989 war auch ein Jahr der sportlichen Triumphe: Das junge, recht
unbekannte Tischtennis-Doppel Jörg Roßkopf und Steffen Fetzner wurde
in der ausverkauften Dortmunder Westfalenhalle völlig überraschend
Weltmeister und sorgte so für einen Tischtennis-Boom in Deutschland,
der bis heute andauert. Die deutsche Fußball-Nationalmannschaft der
Frauen wurde Europameister - im eigenen Land. Und der DFB lobte eine
ganz besondere Siegprämie aus: ein Kaffeeservice.

Beim Kölner Verlag Kiepenheuer und Witsch herrschte Ausnahmezustand:
Der iranische Revolutionsführer Ayatollah Khomeini hatte alle Muslime
aufgefordert, den britischen Autoren Salman Rushdie wegen seines
Buches "Die satanischen Verse" zu töten - ebenso wie alle, die bei der
Veröffentlichung des Buches mitarbeiteten. Die deutsche Lektorin
Bärbel Flad erinnert sich im Film: "Es gab Leute, die sind unter den
Schreibtisch gekrochen, und es gab ebenso Leute, die haben sich auf
den Balkon gestellt und für die Pressefreiheit demonstriert."

Ein prägendes Jahr

Doch besonders eingebrannt in die Erinnerung der Menschen haben sich
1989 die Bilder nach der deutsch-deutschen Grenzöffnung. DDR-Bürger
kamen nach NRW - und brachten ihre Trabis mit. In Bielefeld
entwickelte sich bald ein reger Markt für die schnuckeligen Ost-Autos,
und im Rheinland sammelte ein findiger Tankwart Geld für die
Neubürger, indem er Westlern Trabi-Ausflüge anbot.

Eine besonders rührende Familienzusammenführung fand in diesen Tagen
im Schatten des Kölner Doms statt: Ein Zwillingspaar aus Köln und
Ost-Berlin fand nach 16 Jahren Trennung wieder zusammen. Ein
bewegender Moment, an den sich Rolf und Ulrich Guttmann im Film gerne
erinnern.

Erzählt wird der Film von Caroline Peters, die in Köln aufwuchs und
1989 volljährig wurde.

Redaktion: Christiane Mausbach

 * 
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FEATURE/1116: Deutschlandfunk - Mythos Luis Trenker, 12.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mythos Luis Trenker

Ein Mann, ein Berg

Von Katrin Hildebrand

Deutschlandfunk 2015

Das Feature

Freitag, 12. Oktober 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Wer den Namen Luis Trenker hört, denkt sofort an die Südtiroler Berge.
Dabei war Luis Trenker in Wirklichkeit nur ein mittelmäßiger
Kletterer. In den fast 98 Jahren seines Lebens arbeitete er als
Architekt, Unternehmer, Dolomitenführer, Skilehrer, Soldat,
Schauspieler, Filmemacher, Schriftsteller sowie als Märchenonkel für
den Bayerischen Rundfunk. Im Privaten galt er als Frauenheld und
Patriarch, als Egomane mit hohem Unterhaltungswert. Als Regisseur
arrangierte er sich mit den Nationalsozialisten und Mussolinis
Faschisten. Bis heute hat sich das Bild eines aufrechten Strahlemanns
gehalten. Wie hat er das geschafft?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Oktober 2018
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MELDUNG/1767: WDR 4 - Gefallene Stars, Verlierer, Gescheiterte im Film, 11.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Gefallene Stars, Verlierer, Gescheiterte

Moderation: Manfred Behrens

WDR 4 Soundtrack

Donnerstag, 11.10.2018, 21.00 - 22.00 Uhr, WDR 4



In der letzten Sendung stellte WDR 4-Soundtrack Filme vor, in denen
Menschen fast alles taten, um ein Star zu werden. Diesmal geht es um
die Schattenseiten, es geht um die Verlierer und die Gescheiterten -
im Film und in der Realität.

Bill Cosby ist ein gefallener Star, in Handschellen sogar, und gleicht
damit dem Stummfilmstar "Fatty" Arbuckle neunzig Jahre zuvor. Man kann
tief fallen in diesem Showgeschäft: Der Regisseur Michael Cimino kam
nach seinem Flop "Heaven's Gate" beruflich kaum wieder auf die Beine.
Die Kinderstars Macauly Culkin, Joel Osment oder Mara Wilson konnten
als Erwachsene nie an den Ruhm ihrer Kindertage anknüpfen.

Das Scheitern, der berufliche Abstieg, ist natürlich auch ein
beliebtes Filmthema, mal lustig wie in "Office Space/Alles Routine"
oder "Anchorman", mal dramatisch wie in "Sunset Boulevard", "Die
Sehnsucht der Veronika Voss" oder "Der letzte Mann".

Soundtrack wagt einen Blick auf die Verliererseite.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 8. Oktober 2018

Herausgeber:
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MUSIK/2722: Deutschlandfunk - Die Pianistin Julia Kadel, 11.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Schlagabtausch

Die Pianistin Julia Kadel

JazzFacts

Donnerstag, 11. Oktober 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der klassische Klavierunterricht brachte Julia Kadel zu der Einsicht,
dass sie sich mit dem Jazz eine eigene innere Welt schaffen konnte.
Als sie schon etliche Förderpreise gewonnen hatte, beschlich die 1986
in Berlin-Kreuzberg geborene Künstlerin das Gefühl, dass sie mit ihrem
Piano-Trio gerade erst begonnen hatte, ihre Vorstellungen vom
Klavierspiel auf die Gruppe mit Karl-Erik Enkelmann (Bass) und Steffen
Roth (Drums) zu übertragen. Oft kommen sie ohne große Absprachen auf
die Bühne und das intuitive Interagieren klappt hervorragend.
Kraftvoll, aber nie polternd, facettenreich und nie ausufernd,
unprätentiös und direkt gestaltet Julia Kadel ihren Jazz.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Oktober 2018
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PREIS/319: Deutschlandfunk erhält den Deutschen Sozialpreis 2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 9.10.2018

Deutschlandfunk erhält den Deutschen Sozialpreis 2018

Feature "Der einsame Tod des Herrn D." ausgezeichnet



Das Feature "Der einsame Tod des Herrn D." von Johannes Nichelmann
wurde mit dem Deutschen Sozialpreis 2018 in der Kategorie Hörfunk
ausgezeichnet. Mit dem Medienpreis zeichnen die Spitzenverbände der
Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) alljährlich herausragende
journalistische Arbeiten zu sozialen Themen aus.

Die Deutschlandfunk-Produktion beleuchtet das Thema Einsamkeit
inmitten der Großstadt anhand des tragischen Schicksals des Herrn D.
Fünf Jahre lang lag dieser tot in seiner Wohnung, ohne dass jemand aus
dem Berliner Plattenbau mit elf Etagen Notiz davon nahm. Nur selten
erfährt man, welches Leben vor einem solch einsamen Tod lag. Johannes
Nichelmann hat sich in einer einfühlsamen Recherche auf Spurensuche
begeben.

"Der einsame Tod des Herrn D." wurde am 14. Juli 2017 im
Deutschlandfunk gesendet. Die Redaktion des Features lag bei Ulrike
Bajohr, für den Ton war Bernd Friebel verantwortlich.

Seit 1971 verleihen die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege
den Deutschen Sozialpreis. Der Medienpreis zur sozialen
Lebenswirklichkeit in Deutschland ist mit einem Gesamtwert von 20.000
Euro für alle Gewinner dotiert und wird am 28. November 2018 in Berlin
vergeben. In diesem Jahr wurden insgesamt rund 300 Arbeiten für den
Deutschen Sozialpreis eingereicht.


Das ausgezeichnete Feature ist nachzuhören auf dem Onlineportal für
Hörspiele und Feature von Deutschlandfunk und Deutschlandfunk
Kultur:

deutschlandfunkkultur.de/einsamkeit-und-zusammenhalt-der-einsame-tod-des-herrn-d

 * 

Quelle:
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ERNÄHRUNG/1456: Studie - Chinesische Heilpflanze ... Wurzelextrakt lässt Würmer länger leben (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 08.10.2018

Chinesische Heilpflanze: Wurzelextrakt lässt Würmer länger leben



Ein Wurzelextrakt des Vielblütigen Knöterichs verfügt über besondere
Eigenschaften: Es lässt den Fadenwurm C. elegans länger leben und schützt
ihn vor oxidativem Stress. Das zeigen Ernährungswissenschaftler der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) in einer neuen Studie.
Die Forscher liefern damit wissenschaftlich fundierte Belege für die
Wirksamkeit dieses Extraktes, der vor allem in der traditionellen
chinesischen Medizin und als Nahrungsergänzungsmittel verwendet wird.
Gleichzeitig beschreiben sie erstmals molekulare Signalwege, die der
Wirkung des Extraktes zu Grunde liegen könnten. Ihre Studie erschien
kürzlich in der internationalen Fachzeitschrift "Plants".

Der Vielblütige Knöterich erfreut sich großer Beliebtheit. Zahlreiche
Anbieter vertreiben Extrakte und Pulver dieser Pflanze als
Nahrungsergänzungsmittel und werben damit, dass die Mittel verjüngend und
besonders gesundheitsförderlich wirken sollen. Wissenschaftlich fundierte
Studien über die Wirkung gab es bisher jedoch nur wenige. "Die meisten
Studien konzentrierten sich nur auf den Hauptwirkstoff des
Pflanzenextraktes. Tatsächlich besteht er aber aus vielen verschiedenen
Stoffen, deren kombinierte Wirksamkeit dagegen noch nicht stark erforscht
ist", sagt der Ernährungswissenschaftler Prof. Dr. Wim Wätjen von der MLU.
Seine Arbeitsgruppe forscht seit einigen Jahren an der Pflanze, ihren
Inhaltsstoffen und deren möglichen Wirkungen.

Für die aktuelle Studie überprüften die Forscherinnen und Forscher aus
Halle, ob sich die vielfach angepriesenen Anti-Aging-Effekte tatsächlich
nachweisen lassen. Dafür verabreichten sie eine hohe Menge des Extraktes
an den Fadenwurm C. elegans, einem häufig verwendeten Modellorganismus in
den Bio- und Lebenswissenschaften. "Die meisten bisherigen Studien haben
die Wirkungen der Pflanze mit isolierten Zellen oder im Reagenzglas
untersucht, wir wollten sie im lebenden Organismus untersuchen", erklärt
Wätjen. Für die höchste Konzentration, 1.000 Mikrogramm pro Milliliter,
konnte seine Gruppe verschiedene Effekte beobachten: Die Lebenszeit der
Würmer verlängerte sich um knapp 19 Prozent. Für C. elegans entspricht das
einem Plus von etwa drei Tagen. In zwei weiteren Kurztests untersuchten
die Wissenschaftler, inwieweit das Mittel die Würmer auch vor oxidativem
Stress oder Hitzestress schützt. Dabei zeigte sich, dass der Extrakt zwar
die Überlebensrate der Würmer bei Hitze nicht verbessert, jedoch die
Bildung schädlicher Sauerstoffradikale vermindert und die Tiere deutlich
besser vor erhöhtem oxidativem Stress schützt.

Im nächsten Schritt wiederholten die Forscher die Tests mit Würmern, deren
Erbgut an bestimmten Stellen gezielt verändert worden war. Dadurch wurde
die Funktion von speziellen Proteinen ausgeschaltet, die für das Altern
von zentraler Bedeutung sind. "Waren die Gene für die Bildung der Proteine
DAF-16 oder Sir-2.1 defekt, waren auch die positiven Effekte des
Wurzelextraktes deutlich geringer", fasst Wätjen zusammen. Eine längere
Lebensdauer ließ sich übrigens nur beobachten, wenn alle Proteine
ordnungsgemäß funktionierten. "Das bestätigt, dass es sich beim Altern um
einen komplexen Prozess handelt, der von vielen Faktoren abhängig ist", so
Wätjen.

Die Ergebnisse der neuen Arbeit fügen sich gut in die bisherige
Studienlage ein: Ein Hauptbestandteil des Wurzelextraktes ist eine
Substanz, die eine ähnliche Struktur wie Resveratrol hat. "Diesen Stoff
findet man zum Beispiel in Weintrauben und von ihm weiß man, dass er eine
spezielle Enzymklasse, die Sirtuine, aktiviert. Diese zählen seit Langem
zu den maßgeblichen Stoffen, die Alterungsprozesse im Körper steuern",
sagt Wätjen.

Die neue Studie gibt Hinweise über Eingriffe von pflanzlichen
Inhaltsstoffen in grundlegende Mechanismen und Signalwege des Alterns, die
als Grundlage für weiterführende Forschungsarbeiten dienen können. Auf den
Menschen übertragen lassen sich die Erkenntnisse allerdings nicht direkt.
Zwar seien die Grundprinzipien und Signalwege in anderen Organismen
womöglich ähnlich, so Wätjen, aber ob sich die in C. elegans beobachteten
Effekte auch in anderen Lebewesen nachweisen lassen, müsse noch in
Folgestudien geklärt werden. In Halle soll zudem künftig die schützende
Wirkung des Extraktes in Bezug auf die Entstehung von Plaques im Rahmen
von Morbus Alzheimer untersucht werden.


Originalpublikation:

Saier, C. Büchter, C., Koch, K., Wätjen, 

W. Polygonum multiflorum Extract
Exerts Antioxidative Effects and Increases Life Span and Stress Resistance
in the Model Organism Caenorhabditis elegans via DAF-16 and SIR-2.1.

Plants 2018. DOI: 10.3390/plants7030060

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution167
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ETHIK/1266: Leihmutterschaft - Kinder sind keine Waren (ALfA LebensForum)


ALfA LebensForum Nr. 125 - 1. Quartal 2018

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

Kinder sind keine Waren



»LebensForum« dokumentiert nachfolgend die »Stellungnahme« des
österreichischen Vereins »Stoppt Leihmutterschaft«, in der die
wesentlichen Punkte, die gegen eine Legalisierung der Leihmutterschaft
sprechen, versammelt sind. Mehr dazu unter 

www.stoppt-leihmutterschaft.at.


Es gibt kein Recht auf ein Kind

Paare mit unerfülltem Kinderwunsch leiden. Auch wenn der Wunsch nach
einem Kind legitim ist, lässt sich daraus kein individuelles Recht auf
ein Kind ableiten. Richtig ist: Kein Mensch darf daran gehindert
werden, eine Familie zu gründen, dies halten die internationalen
Menschenrechte fest. Aus diesem »Abwehrrecht« folgt jedoch nicht im
Umkehrschluss ein »Anspruchsrecht«, weder auf einen Partner noch auf
ein Kind. Niemand hat ein Recht auf ein Kind.

Ein Recht auf Familiengründung ist zudem kein absolutes Recht. Es muss
mit den Rechten anderer schutzwürdiger RechtsträgerInnen abgewogen
werden; in diesem Fall mit den Rechten der Kinder und der Frauen.

Selbst wenn man davon ausgehen möchte, dass die Integrität der
Leihmutter geschützt ist, so kann das bei den Kindern niemals der Fall
sein.

Kinder haben das Recht auf Wissen um ihre Herkunft sowie auf Betreuung
durch den eigenen Vater und die eigene Mutter. Diese werden im Fall
einer Leihmutterschaft bewusst aufs Spiel beziehungsweise außer Kraft
gesetzt. Ein Kind hat ein international geschütztes Recht darauf, nach
Möglichkeit bei den leiblichen Eltern aufzuwachsen. Dieses Recht wird
dem Kind durch Leihmutterschaft systemimmanent und aus Kindessicht
ohne Notwendigkeit verwehrt.

Das Verfahren der Leihmutterschaft kann nicht mit Adoption verglichen
werden. Adoption ist ein Akt der Solidarität: Hier führen die Umstände
der leiblichen Eltern dazu, das Wohl des Kindes zu sichern, indem es
durch fremde Eltern adoptiert wird. Leihmutterschaft ist ein Akt der
Entpersonalisierung familiärer Beziehung und Diskontinuität, die dem
Kind mit Absicht als lebenslange, zu bewältigende Bürde mitgegeben
wird.

Leihmutterschaft heisst Ausbeutung von Frauen

Durch einen Leihmutterschaftsvertrag unterwirft eine Frau ihren Körper
der Verfügungsgewalt der sogenannten »Bestelleltern« sowie
profitorientierten Kliniken. In den allermeisten Fällen wird dabei die
wirtschaftliche Not der Frau ausgenützt, ihre Bewegungsfreiheit und
ihre persönliche Lebensführung werden massiv eingeschränkt. Der Wunsch
nach Kontrolle setzt sich bei der Geburt fort, die oft durch einen
nicht immer indizierten Kaiserschnitt erfolgt. Die Bindung zum
heranwachsenden Kind soll möglichst unterbunden oder nicht zu eng
werden. Die Gegenleistung wird von zahlreichen Aspekten abhängig
gemacht, die von der Leihmutter nicht primär beeinflusst werden können
(etwa dass das Kind keine Behinderung oder ein bestimmtes Geschlecht
hat).

Leihmutterschaft widerspricht der UN-Kinderrechtskonvention

Die UN-Kinderrechtskonvention garantiert das Recht auf Wissen um die
eigene Herkunft. Leihmutterschaft basiert aber in den allermeisten
Fällen auf anonymen Daten. Es gibt weder nationalstaatlich, noch
europaweit und schon gar nicht weltweit Datenbanken und Register,
durch die Kinder ihre biologische Herkunft herausfinden können. Ihr
Recht auf Kenntnis ihrer Herkunft wird ihnen daher systematisch
verweigert zugunsten des - vermeintlich stärker schützenswerten -
Rechtes von Paaren auf Erfüllung ihres Kinderwunsches sowie des
Anspruchs auf Anonymität der Spender, die sich vor etwaigen Zahlungen
an leibliche Kinder schützen wollen. Menschenrechte wurden jedoch in
erster Linie für den Schutz der Schwächeren geschaffen. Das sind in
diesem Fall eindeutig die Kinder.

Leihmutterschaft heisst Handel mit Kindern

Die von den meisten Staaten der Welt ratifizierte
UN-Kinderrechtskonvention schützt Kinder davor, gegen Geld gehandelt
zu werden. Die Praxis der Leihmutterschaft führt aber zu Kinderhandel
(sale of children). Eine Leihmutter bekommt ihr Geld in den meisten
Fällen erst dann, wenn sie ein - gesundes - Kind »liefert«. Weder für
die Schwangerschaft an sich, geschweige denn für den Versuch,
schwanger zu werden, erhält sie in der Regel eine Abgeltung. Mit
anderen Worten: Geld gegen Ware - das ist in diesem Fall das Kind.
Aber selbst wenn in wenigen Einzelfällen kein Geld fließen sollte,
wird die Herausgabe des Kindes vertraglich vereinbart und daher das
Kind zur (wenn auch unentgeltlichen) Ware.

Leihmutterschaft gefährdet die internationalen Standards für
Adoption 

Bei Adoption muss es eine Freigabeerklärung der leiblichen Eltern
beziehungsweise der leiblichen Mutter geben. Diese Freigabe findet
erst nach der Geburt statt. Es gibt eine Frist, innerhalb derer die
leibliche Mutter ihre Freigabe widerrufen kann. In der internationalen
Adoption muss außerdem zuerst im Geburtsland des Kindes nach
Adoptiveltern gesucht werden. Erst wenn das nicht gelingt, dürfen
Adoptiveltern im Ausland gesucht werden.

All diese Standards in der nationalen und internationalen Adoption,
die in der Haager Konvention festgehalten werden, sind notwendig,
damit gesichert werden kann, dass ein Kind nur dann zur Adoption
kommt, wenn dies von den leiblichen Eltern auch so gewünscht wurde
beziehungsweise aus Kindeswohlsicht erforderlich war. Im Verfahren der
Leihmutterschaft wird keines dieser - aus gutem Grund strengen -
Kriterien angewendet.

Ebenso soll Kinderhandel damit ausgeschlossen werden können.
Desweiteren werden in vielen Ländern AdoptivelternbewerberInnen auf
ihre zukünftige Rolle als Adoptiveltern intensiv vorbereitet. Die
Leihmutterschaft umgeht alle diese Standards. Sie agiert daher gegen
das Recht des Kindes, ermöglicht Kinderhandel und kennt keine
Maßnahmen, um Missbrauch und Druck gegenüber derjenigen Frau, die das
Kind austrägt, zu vermeiden.

Keine Kenntnis über langfristige Folgen

Ein fremdes Kind auszutragen, stellt für die gebärende Frau einen
tiefgreifenden Einfluss dar, sowohl medizinisch als auch
psychologisch. Obwohl es sich bei Leihmüttern immer um
Hochrisiko-Schwangerschaften handelt, liegen kaum Studien über die
kurz- und langfristigen psychischen und körperlichen Folgen vor. Bei
dieser fremdnützigen Methode müssen Frauen intensiv und mehrfach
hormonell stimuliert werden. Die künstliche Befruchtung (IVF) wird bei
Leihmüttern mit körperfremden Keimbahnzellen durchgeführt. Die Frauen
müssen gehäuft Fehlgeburten verkraften, das Fremde in sich einerseits
annehmen, andererseits stehen sie unter Druck, nur ein gesundes Kind
zur Welt bringen zu dürfen. So verlangen Bestelleltern bei Behinderung
in der Regel, dass die Leihmutter das Kind abtreiben lässt, was zu
schweren emotionalen Konflikten führen kann.

Auch über die Folgen bei Kindern nach Leihmutterschaft liegen kaum
valide Untersuchungen vor. Gegenüber Kindern wird häufig ihre Herkunft
geheim gehalten. Dieses Familiengeheimnis belastet die
Eltern-Kind-Beziehungen und die Identitätsfindung der Kinder massiv.

Pränatale Bindung geht verloren

Inzwischen gibt es zahlreiche Studien über die Wichtigkeit der
pränatalen Lebensphase und der Bindung zwischen der schwangeren Frau
und ihrem ungeborenen Kind. Diese Studien werden im Kontext der
Leihmutterschaft allerdings nicht erwähnt beziehungsweise wird
behauptet, dass eine Distanzierung zwischen der austragenden Mutter
und dem ungeborenen Kind möglich sei. Im Falle der Leihmutterschaft
bedeutet die Geburt aber auf jeden Fall einen Beziehungsabbruch,
dessen Auswirkungen für die Entwicklung der Kinder kaum abschätzbar
sind. Es herrscht ein fundamentaler Widerspruch zwischen der
Argumentation, dass das Wohl des Kindes im Mittelpunkt stehe und der
Vernachlässigung der bereits pränatal wirksamen Bindungsaspekte.

Die moderne Epigenetik macht deutlich, dass die austragende Mutter
einen ganz wesentlichen Einfluss auf das Werden und das weitere Leben
des Kindes hat - unabhängig von der in der DNA festgelegten
Erbinformation. Im Fall der Leihmutter hat auch sie damit einen Anteil
an der Elternschaft und Herkunft des Kindes. Diese
naturwissenschaftliche Erkenntnis von Epigenetik hat nicht nur
biologische, sondern auch juristische, ethische und gesellschaftliche
Implikationen für das Kind und seine austragende Mutter, für die
Auftraggeber und der an der Durchführung der Leihmutterschaft
beteiligten Personen. Statt diese Implikationen weiter zu ignorieren,
sollte ihnen größte Aufmerksamkeit geschenkt werden.

Leihmutterschaft ist ein weltweit boomendes Geschäft

Oft wird das angeblich »altruistische« Motiv der Leihmütter und
Eizellenspenderinnen hervorgehoben. Realität ist aber, dass sich die
allermeisten Leihmütter sozial und finanziell in einer angespannten
Situation befinden und für die Leihmutterschaft gut bezahlt werden,
sofern sie ein gesundes Kind »liefern«. Am meisten verdienen immer
noch die Vermittlungsagenturen. Diese Tatsache darf allerdings in der
Regel nicht offen kommuniziert werden, um den »Besteller-Familien«
kein schlechtes Gewissen zu machen und letztlich den Profit der
Organisationen zu erhöhen.

Trotz des spärlichen Informationsstandes über die Auswirkungen gibt es
massive Lobbyarbeit von Seiten der BefürworterInnen von
Leihmutterschaft, die mit beschönigenden und einseitigen Argumenten
arbeiten. Nicht selten stehen dahinter AkteurInnen, die selbst mit
Reproduktionsmedizin und Leihmutterschaft Geld verdienen.

Transparente Debatte unerwünscht

Befremdlich ist, dass politische Beratungen und Abstimmungen ohne eine
breite öffentliche Debatte stattfinden. Eine offene Diskussion unter
Berücksichtigung aller relevanten Meinungen scheint nicht erwünscht zu
sein.

Bei den aktuellen Debatten rund um die Reproduktionsmedizin werden
stets ReproduktionsmedizinerInnen und JuristInnen um ihre Expertise
gebeten, andere Berufsgruppen, die etwa mit den negativen Folgen der
Reproduktionsmedizin zu tun haben, werden allerdings selten gehört:
wie etwa KinderärztInnen, PsychologInnen, Hebammen oder
PsychotherapeutInnen. Auch die betroffenen Kinder und Jugendlichen
sowie die Leihmütter und SpenderInnen wurden bisher nicht angehört -
weder im Europarat noch im Rahmen der Haager Konferenz.

 * 
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MELDUNG/950: ver.di fordert umfassenden Plan für die Pflege statt Flickwerk (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 10. Oktober 2018

ver.di fordert umfassenden Plan für die Pflege statt Flickwerk



Anlässlich der heute stattfindenden öffentlichen Anhörung zum
Pflegepersonal-Stärkungsgesetz übt ver.di deutliche Kritik an der
aktuellen Gesundheitspolitik. "Es fehlt der Plan, es wirkt wie
Flickwerk. Einiges von dem, was auf den Weg gebracht wird, ist
hilfreich, anderes führt in die falsche Richtung. Weder die Bausteine
im Pflegepersonal-Stärkungsgesetz noch die Untergrenzen-Verordnung
für die Krankenhauspflege oder die "Konzertierte Aktion Pflege"
ergeben ein tragfähiges Gesamtgebäude", so Sylvia Bühler, Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand. "Eine Gesamtstrategie ist nicht zu erkennen.
Es kommt ja nicht nur darauf an, irgendetwas zu tun, sondern das
richtige. Beschäftigte wollen keine schönen Schlagzeilen, sondern
spürbare Entlastung."

Eine in dieser Woche veröffentlichte Studie der Hans-Böckler-Stiftung
zeige beispielsweise eine überzeugende Lösung für bedarfsgerechte
Personalvorgaben in Krankenhäusern auf, so Bühler weiter. Auf der
Grundlage des bewährten Instruments der Pflegepersonalrichtlinie
(PPR) könnten sowohl die Patientensicherheit gewährleistet als auch
Pflegekräfte entlastet werden. Das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz
müsse dazu genutzt werden, die Entwicklung und Implementierung
solcher Vorgaben auf den Weg zu bringen. "Die Beschäftigten wollen
wissen, wo das alles am Ende hinführt, sie brauchen Gewissheit, dass
es besser wird", so Bühler.

ver.di begrüßt die Refinanzierung zusätzlicher Stellen in der
Krankenhauspflege. Das wirkt dem ökonomischen Fehlanreiz entgegen,
Stellen abzubauen. Die bisherigen Erfahrungen wecken aber erheblichen
Zweifel: "Alle freiwilligen Anreizmodelle haben nicht gegriffen. Die
Pflegestellenförderprogramme haben beispielsweise nicht zum
notwendigen Stellenaufbau geführt. Den Krankenhäusern müssen klare
Vorgaben gemacht werden, und wenn diese nicht eingehalten werden,
braucht es Sanktionen. Ziel der Vorgaben muss eine sichere
Patientenversorgung sein", so Bühler.

Die von Bundesgesundheitsminister Spahn per Verordnung erlassenen
Pflegepersonaluntergrenzen in Krankenhäusern sind kein geeignetes
Mittel, um Patientensicherheit zu gewährleisten. Auf Drängen der
Klinikbetreiber wurde die ohnehin schon unzureichende Verordnung kurz
vor Bekanntgabe sogar noch einmal verschlechtert - unter anderem
ausgerechnet für die Intensivstationen, bei denen es tagtäglich um
Leben und Tod geht.

Die Altenpflege kommt im Pflegepersonalstärkungsgesetz insgesamt zu
kurz, nur wenige Maßnahmen werden für dieses Arbeitsfeld angestoßen.
Zwar begrüßt ver.di, dass der Bundesgesetzgeber die Notwendigkeit von
mehr Personal in der Altenpflege erkannt und aufgegriffen hat. Die
geplanten 13.000 Stellen für die stationäre Pflege sind jedoch viel
zu wenig. "Das ist nicht mal eine Pflegekraft pro Einrichtung", so
Bühler. "Dass diese Stellen auch noch mit Hilfs- statt mit
Fachkräften besetzt werden können, ist nicht akzeptabel. Medizinische
Behandlungspflege kann nur durch Fachkräfte geleistet werden."
Darüber hinaus kritisiert ver.di, dass im Gesetz so gut wie keine
Maßnahmen für die ambulante Pflege vorgesehen sind. "Wir brauchen
schnelle und nachhaltige Lösungen für die gesamte Altenpflege, also
auch für die Beschäftigten in der ambulanten Pflege", so Bühler.

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 10. Oktober 2018
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POLITIK/1924: Entwurf des Bundesgesundheitsministeriums für ein "Pflegepersonal-Stärkungsgesetz" greift zu kurz (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 08.10.2018

In Kliniken fehlen rund 100.000 Pflege-Stellen - Gesetzesvorschläge des BMG greifen zu kurz

Forscher macht Alternativvorschläge



Im Pflegedienst deutscher Krankenhäuser fehlen schätzungsweise gut 100.000
Vollzeitstellen. Zu diesem Ergebnis kommt eine neue, von der
Hans-Böckler-Stiftung geförderte Expertise. Zwei geplante Gesetzesregelungen aus dem
Haus von Gesundheitsminister Jens Spahn sollen nun für "ausreichend"
Pflegepersonal sorgen. Die vorliegenden Entwürfe des
Bundesgesundheitsministeriums werden die große Personallücke aber nicht
schließen, zeigt die Studie von Prof Dr. Michael Simon, Pflegeexperte von
der Hochschule Hannover.

So setze die geplante "Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung" (PpUGV) "die
Linie der vorherigen Regierungen fort und verweigert Vorgaben, die eine
bedarfsgerechte Personalbesetzung zum Ziel haben", kritisiert Simon. Der
vorliegende BMG-Entwurf für ein "Pflegepersonal-Stärkungsgesetz" (PpSG)
enthält nach Analyse des Forschers zwar einige positive Ansätze.
Allerdings gehe er an einem entscheidenden Punkt in die falsche Richtung:
Er nutze nicht die vorhandenen Möglichkeiten, den Personalbedarf
realitätsnah auf Basis der in den Krankenhäusern behandelten Patienten zu
erheben. Statt dessen beziehe er sich auf pauschale Kostengrößen, die
unabhängig vom realen Pflege- und Personalbedarf kalkuliert werden. "Ein
solches System kann somit bestenfalls nur die bestehende Personalbesetzung
reproduzieren. Und das heißt im Fall des Pflegedienstes, die bestehende
Unterbesetzung festzuschreiben", warnt der Wissenschaftler, der am
kommenden Mittwoch bei einer Expertenanhörung im Bundestag zu den
Gesetzentwürfen Stellung nehmen wird. In seiner Studie skizziert Simon
auch Alternativmodelle. Sie stützen sich auf Datenerhebungen, die in den
1990er Jahren bereits flächendeckend in deutschen Krankenhäusern
durchgeführt worden sind.

Über mehr als zwei Jahrzehnte stand die Kostendämpfung bei der
pflegerischen Ausstattung in deutschen Kliniken absolut im Vordergrund,
zeigt Simons Analyse: Während die Zahl der behandelten Fälle im
Krankenhaus seit Anfang der 1990er Jahre um mehr als 20 Prozent gestiegen
ist und vermehrt betagte Patienten mit erhöhtem Pflegebedarf ins
Krankenhaus kommen, wurden in den Jahren zwischen 2002 und 2007 rund
33.000 Arbeitsplätze in der Pflege gestrichen. Ein wesentlicher Treiber
dafür war die Einführung eng kalkulierter Fallpauschalen. Auch wenn sich
der Trend mittlerweile gedreht hat, bleibt eine enorme Lücke.

Wie groß sie näherungsweise ist, berechnet der Pflegeexperte, indem er auf
Daten aus der Pflege-Personalrechnung (PPR) zurückgreift. Für die PPR
mussten in den 1990er Jahren alle Krankenhäuser nach einem einheitlichen
Verfahren erheben, wie groß der Pflegebedarf der Patienten auf ihren
Stationen war. So ließ sich realitätsnah und detailliert berechnen, wie
viel Personal notwendig ist. Schon damals ergab sich ein beträchtlicher
Mehrbedarf von rund 60.000 Stellen. 1996 wurde die PPR auf Betreiben der
Krankenkassen ausgesetzt - in vielen Häusern werde sie für die interne
Einsatzplanung aber nach wie vor verwendet und genieße hohe Akzeptanz,
stellt Simon in der Studie fest.

Der Forscher hat auf PPR-Basis fortgeschrieben, wie sich Stellenzuwächse
und -abbau zwischen 1993 und 2016 auf die Personalsituation ausgewirkt
haben und zusätzlich kalkuliert, welche Folgen die Zuwächse bei der
Patientenzahl und die demografischen Veränderungen hatten. Ergebnis seiner
Schätzung: 2016 fehlten im Pflegedienst der Krankenhäuser bundesweit
mindestens 108.000 Vollzeitkräfte. Für die im Pflegedienst Beschäftigten
sei damit oft eine Überlastung vorprogrammiert, erklärt der Experte. Viele
reagieren darauf, indem sie ihre Arbeitszeit reduzieren oder die
Krankenhäuser verlassen, was Personalengpässe wiederum verschärfe. Für
kranke Menschen könnten die Konsequenzen dramatisch sein: "Wenn notwendige
Prophylaxen nicht ausreichend durchgeführt werden können oder die
Überwachung von Patienten in kritischen Situationen, beispielsweise nach
einer Operation, nicht ausreichend gewährleistet ist, kommt es zu
Komplikationen oder werden schwere Komplikationen zu spät erkannt."

Deshalb sei es absolut richtig, dass die Bundesregierung nun gegensteuern
wolle, betont Simon. Allerdings müsse das mit den richtigen Instrumenten
geschehen, um mehr zu leisten als geringfügige Verbesserungen. Die
vorliegenden Entwürfe wiesen große Defizite auf. So sei die in der PpUGV
definierte Untergrenze viel zu niedrig. Der Verordnungsentwurf verlange
nämlich lediglich, dass das Viertel der Krankenhäuser mit der
schlechtesten Personalausstattung auf das Niveau an der Grenze zum
zweitschlechtesten Viertel aufstockt und die dabei erreichte Marke danach
von keiner Klinik mehr unterschritten wird. Zudem soll die Untergrenze nur
für Stationen der Intensivmedizin, der Geriatrie, der Unfallchirurgie und
der Kardiologie gelten, was dem Bedarf und dem fächerübergreifenden Ansatz
in vielen Kliniken längst nicht gerecht werde.

Positiver wertet der Forscher die grundsätzliche Stoßrichtung des PpSG. So
sei es wichtig, dass in Zukunft Tariferhöhungen voll refinanziert und der
Druck auf die Finanzierung der Pflege gemildert werde, indem das Budget
dafür aus den Fallpauschalen ausgegliedert werden soll. Allerdings sehe
das geplante Gesetz kein geeignetes Instrumentarium vor, um alternativ den
wirklichen Bedarf in der Pflege zu ermitteln. Stattdessen bleibe es auf
der Ebene abstrakter Pauschalen, die die reale Situation um so schlechter
abbilden, je weniger sie sich an einzelnen Kliniken und stattdessen an
regionalen oder bundesweiten Durchschnitten orientieren. Ein gravierendes
Defizit, zumal es mit der PPR eine wirklichkeitsnahe Methode und bereits
erprobte Methode gebe.

In seinen Alternativmodellen schlägt Simon daher vor, die PPR
flächendeckend zu reaktivieren und zum Maßstab für die notwendige
Personalausstattung auf allen Stationen zu machen. Dazu müsste das
erprobte Instrument weiterentwickelt und an die aktuelle Situation
angepasst werden, schließlich hat sich das demografische Profil der
Patientinnen und Patienten ebenso verändert wie das Therapiespektrum.
Dafür veranschlagt der Forscher mindestens zwei Jahre, weshalb die
Umsetzung rasch beginnen sollte. Da sich die Möglichkeiten der
Datenverarbeitung und die IT in Kliniken fortentwickelt haben, sei die
Erhebung und Analyse der für die Personalplanung nötigen Daten erheblich
leichter als noch in den 1990er Jahren. Und Aufsichtsbehörden könnten
künftig ohne großen Aufwand kontrollieren, ob Kliniken den nötigen
Personalschlüssel wirklich erfüllen - zum Wohle von Patienten und
Beschäftigten.


Originalpublikation:

Michael Simon: Von der Unterbesetzung in der Krankenhauspflege zur
bedarfsgerechten Personalausstattung. Eine kritische Analyse der aktuellen
Reformpläne für die Personalbesetzung im Pflegedienst der Krankenhäuser
und Vorstellung zweier Alternativmodelle. Working Paper der Abteilung
Forschungsförderung der Hans-Böckler-Stiftung Nr. 96, Oktober 2018.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_WP_096_2018.pdf
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STELLUNGNAHME/183: "Pflegeunterstützende Technologien stärken" (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 8. Oktober 2018

BVMed: "Pflegeunterstützende Technologien stärken"

Anhörung zum Pflegepersonal-Stärkungsgesetz (PpSG)



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, setzt sich für
eine bessere Förderung von pflegeunterstützenden und die Verweildauer
reduzierenden Medizintechnologien und Prozessen ein. Im Gesetzentwurf
des Pflegepersonal-Stärkungsgesetzes (PpSG) sieht der MedTech-Verband
die Gefahr von Fehlanreizen, da durch die geplante Herausnahme der
Pflegepersonalkosten aus dem Fallpauschalensystem (G-DRG-System)
moderne Verfahren mit höheren Materialkosten benachteiligt werden.
"Die strikte Trennung von Pflegekosten und anderen Kosten im künftigen
G-DRG-System führt dazu, dass es keinen wirtschaftlichen Anreiz mehr
gibt, in innovative Technologien zu investieren, die heute durch
kürzere Liegezeiten und somit niedrigere Pflegekosten kompensiert
werden", so BVMed-Geschäftsführer und Vorstandsmitglied Joachim M.
Schmitt im Vorfeld der PpSG-Anhörung in dieser Woche im Bundestag. Die
ausführliche BVMed-Stellungnahme kann unter 

www.bvmed.de/stellungnahmen (https://www.bvmed.de/download/bvmed-stellungnahme-ppsg1) abgerufen werden.

Fortschrittliche Medizintechnologien führen nach Ansicht des BVMed zu
einer besseren Ergebnisqualität. "Patienten genesen schneller, dadurch
verkürzen sich Liegezeiten. Pflegeunterstützende Technologien
entlasten schon heute die Pflege enorm und kompensieren Engpässe beim
Pflegepersonal", so der BVMed. Das PpSG setze hier falsche Anreize hin
zu mehr Personalkosten. Wenn die Pflegekosten tatsächlich aus den DRGs
herausgelöst würden, müssten die Fallpauschalen neu kalkuliert werden.
Insbesondere bei DRGs, in denen es innerhalb einer Pauschale
unterschiedliche Personalkosten gebe, müssten neue DRGs kalkuliert
werden. Die entsprechenden Vorgaben müssten für das DRG-Institut
(InEK) aus Sicht des BVMed durch eine Rechtsverordnung des
Bundesgesundheitsministeriums vorgenommen werden. Generell sollten nur
die Kosten der Pflege am Bett aus den DRGs herausgenommen werden,
jedoch nicht der Funktionsdienst beispielsweise im OP.

Die mit dem Krankenhausstrukturgesetz (KHSG) eingeführte Absenkung
bestimmter Sachkostenanteile in den Fallpauschalen hat nach Ansicht
des BVMed mit dem PpSG keine Grundlage mehr und müsste daher
gestrichen werden. Zudem müssten sich die Bundesländer stärker an der
Investitionskostenfinanzierung beteiligen, damit die Mittel dafür von
den Krankenhäusern nicht aus den DRG quersubventioniert werden.

Ausführliche BVMed-Stellungnahme unter www.bvmed.de/positionen 

(https://www.bvmed.de/download/bvmed-stellungnahme-ppsg1)


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u.a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 72/18

https://www.bvmed.de/bvmed-pflegeunterstuetzende-technologien-staerken
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HERZ/1103: Herz-Lungen-Maschine seit 65 Jahren erfolgreich im Einsatz (idw)


Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V. - 08.10.2018

Herz-Lungen-Maschine seit 65 Jahren erfolgreich im Einsatz



Seit 1958 wird die Herz-Lungen-Maschine erfolgreich in deutschen
Operationssälen eingesetzt. Als Durchbruch für die Herzchirurgie galt die
vom Herzchirurgen John Gibbon erstmals 1953 durchgeführte Herzoperation,
bei der die HLM 45 Minuten die totale Herz-Kreislauf-Funktion der
Patientin übernahm.




[image: Quelle: Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V.]

Herz-Operation unter Einsatz der Herz-Lungen-Maschine

Quell: Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V. 
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Erstmals 1958 in Deutschland eingesetzt: Die HLM

Quell: Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V.



Jährlich werden bundesweit ca. 100.000 Herzoperationen durchgeführt, davon
allein rund 77.000 unter Einsatz der Herz-Lungen-Maschine", erklärt
Herzchirurg Dr. Andreas Beckmann, Geschäftsführer der Deutschen
Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie. "Dank der
Herz-Lungen-Maschine sind seit nunmehr 65 Jahren Herzoperation möglich, die zuvor
nahezu undenkbar waren. Das komplexe Medizingerät ermöglicht die
Verlagerung der Herz- und Lungenfunktion außerhalb des Körpers."

Dabei ersetzt die Herz-Lungen-Maschine (HLM) sowohl die Pumpfunktion des
Herzens als auch die lebensnotwendige Sauerstoffanreicherung
(=Oxygenierung) des Bluts wie auch die Gasaustauschfunktionen der Lunge,
und ermöglicht so, dass das zuvor stillgelegte Herz operiert wird. Während
der Operation wird die HLM, die in unmittelbarer Nähe zum Operationstisch
steht, von einem speziell qualifizierten Kardiotechniker bedient.
"Abgesehen von den genannten Hauptfunktionen, kann über die HLM auch die
Körpertemperatur des Patienten kontrolliert gesenkt werden, was für einige
Eingriffe am Herzen zwingend notwendig ist, um das Herz, und auch die
übrigen Organe, vor Schäden zu bewahren", erklärt Dr. Beckmann. "Das
Wesentliche ist, dass das eröffnete Herz vollständig aus dem Kreislauf
ausgeschaltet sein muss, um die Operation überhaupt zu ermöglichen."

Der amerikanische Herzchirurg John Gibbon wandte 1937 die erste HLM an,
wobei es ihm gelang, das Blut aus einer ins Herz mündenden Hohlvene in
einen sogenannten Oxygenator umzuleiten, dort das Blut mit Sauerstoff
anzureichern und sauerstoffeiche Blut wieder in den Körper zurück zu
führen. Als Durchbruch für die Herzchirurgie galt seine erstmals 1953
durchgeführte Herzoperation, bei der die HLM 45 Minuten die totale
Herz-Kreislauf-Funktion der Patientin übernahm.

An der ersten offenen, in Deutschland durchgeführten Herzoperation 1958 in
Marburg durch Prof. Rudolf Zenker, war Prof. Hans Georg Borst, einer der
Gründungsväter der Deutschen Gesellschaft für Thorax-, Herz- und
Gefäßchirurgie, maßgeblich beteiligt und bediente u.a. die
Herz-Lungen-Maschine. "Das war ein entscheidender und revolutionärer Durchbruch für
die gesamte Herzchirurgie", so der Träger der Paracelsus-Medaille.

"Heute findet die HLM bei einer Vielzahl von Herzoperationen ihre
Anwendung wie zum Beispiel bei der Reparatur oder dem Ersatz von
Herzklappen, der koronaren Bypass-Operation, der Korrektur angeborener
Herzfehler, dem Ersatz der Hauptschlagader oder bei Herz- und
Lungentransplantationen", erläutert Dr. Beckmann.


Die Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V.
(DGTHG) mit Sitz in Berlin ist eine gemeinnützige, wissenschaftliche,
medizinische Fachgesellschaft, deren Ziele u.a. der Förderung der
Wissenschaft und Weiterentwicklung von Therapien auf dem Gebiet der
Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie sind. Zu den weiteren Hauptaufgaben
zählen die Durchführung von Weiter- und Fortbildungsprogrammen, Erstellung
medizinischer Leitlinien, Förderung von Nachwuchskräften und die
Ausrichtung medizinischer Fachtagungen. Als Vertretung der über 1.000 in
Deutschland tätigen und in der DGTHG organisierten Thorax-, Herz- und
Kardiovaskularchirurgen stehen die Verantwortlichen der Fachgesellschaft
für einen Dialog mit der Öffentlichkeit, Politik und Wirtschaft zur
Verfügung.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://dgthg.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66826

PM_DGTHG_Herz-Lungen-Maschine

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1610
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STUDIE/624: Social Media - Eine Gefahr für unsere Gesundheit? (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 08.10.2018

Social Media: Eine Gefahr für unsere Gesundheit?



Auf Social Media-Plattformen wie Facebook findet sich eine große Fülle an
gesundheitlichen Fehlinformationen. Dies lässt sich etwa am Beispiel von
Neuigkeiten zum Thema "Impfen" beobachten. Gleichzeitig verringert sich
die Zahl von Spezialisten im Gesundheitsjournalismus. Eine solche
Entwicklung kann ernsthafte schädliche Auswirkungen haben.

Menschen wenden sich an soziale Netzwerke, um sich über Gesundheitsthemen
zu informieren. Doch diese Netzwerke sind übersät von Falschmeldungen und
Ungenauigkeiten, wie Forscher in Sydney herausgefunden haben.

"Eine Untersuchung legt nahe, dass bis zu einem Drittel der Videos bei
Youtube über bestimmte Gesundheitsthemen ungenaue oder verzerrte
Informationen wiedergeben.", erläutert die Expertin Maryke Steffens, die
zur Zeit im Rahmen einer großen Studie am Australian Institute of Health
Innovation's Centre for Health Informatics der Macquarie University über
die Verbreitung von klinischen Nachweisen und Fehlinformationen forscht.

"Eine andere Studie, welche sich mit Impf-Seiten bei Facebook beschäftigt,
hat herausgefunden, dass über die Hälfte der Posts nicht mit den
offiziellen Richtlinien für die Immunisierung übereinstimmen und damit
falsche Informationen wiedergeben."

Medizinische Nachweise von fundierter klinischer Forschung sollten die
Grundlage für unsere Entscheidungen in gesundheitlichen Fragen sein. Doch
wenn diese Nachweise außerhalb der Forschung in Umlauf geraten und sich im
öffentlichen Raum mit anderen Glaubenseinstellungen oder Meinungen
vermischen, was sehr oft bei sozialen Netzwerken der Fall ist, sind Mythen
und Fehlinformationen das Resultat.

Wenn es unsere Gesundheit betrifft, kann dies alarmierende Folgen haben.
In manchen Fällen sind die Auswirkungen sogar fatal.

Soziale Netzwerke bieten eine nützliche Quelle an aktuellen Informationen
und sie versorgen uns mit einer ausgezeichneten Plattform, um Fragen
loszuwerden und über Crowdsourcing nützliche Antworten zu allen möglichen
Themengebieten zu erhalten. Gleichzeitig sind sie jedoch auch eine
Brutstätte von versponnenen Theorien, fehlerhaften Angaben und
fragwürdigen Agenden.

Die Forschung von Maryke Steffens widmet sich den Methoden, welche
Gesundheitsorganisationen verwenden, um das Minenfeld der sozialen
Netzwerke nutzbar zu machen mit dem Ziel, das Vertrauen der Öffentlichkeit
in Impfungen zu erhöhen.

Laut Steffens kann die öffentliche Präsenz von Gesundheitsorganisationen
bei Themen rund um die Immunisierung auf sozialen Netzwerken dazu
beitragen, dass sie durch das Vertreten einer wissenschaftlich begründeten
Meinung - besonders auch für alle stillen Mitleser - eine wichtige
Funktion erfüllen.

Sie sagt ferner, dass Gesundheitsorganisationen soziale Netzwerke
verwenden, um Menschen mit Informationen zu versorgen und als verlässliche
Quelle aufzutreten, um Fragen über die Sicherheit bei Impfungen und deren
Inhaltsstoffe zu beantworten.

Laut ihr ist die Zielgebung, auf Fehlinformationen basierende Kontroversen
zu verhindern. Dies geschieht durch das Ermutigen von Kommunikation, wobei
jedoch jegliche Debatte über die Fakten oder den Mehrwert von Impfungen
vermieden wird.

Bedauerlicherweise, so führt Steffens aus, führt die schiere Menge an
Fehlinformationen auf Social Media ingesamt zu einer Minderung des
Vertrauens in Impfstoffe. Solche Informationen von geringer Qualität
hätten verheerende Auswirkungen.

Mittlerweile sind 20 Jahre vergangen, seit eine prestigeträchtige
medizinische Zeitschrift, The Lancet, einen Artikel des ehemaligen
britischen Doktors Andrew Wakefield veröffentlichte. In diesem stellte er
fälschlicherweise einen Zusammenhang zwischen der MMR-Impfung (Mumps,
Masern und Röteln) und Autismus her.

Der Aufsatz wurde von der Zeitschrift und von Wakefields Mitautoren wieder
zurückgezogen. Zusätzlich wurde Wakefield wegen Täuschung und
"kaltherziger Gleichgültigkeit" gegenüber Kindern unter seiner Obhut von
den zuständigen medizinischen Behörden die Lizenz entzogen.

Dennoch hat es fast zwei Dekaden gebraucht, bevor sich die Impfraten im
Vereinigten Königreich wieder erholt haben. Während dieser Zeit erlebten
englische Familien mehr als 12000 Fälle von Masern, Hunderte von
Krankenhauseinweisungen - viele davon mit ernsten Komplikationen - und
mindestens drei Todesfälle.

Ein weiteres großes Problem ist, dass sich die Zahl der spezialisierten
Journalisten sich beständig verringert: Die Anzahl der Neuigkeiten in
Medizin und Forschung, welche von der allgemeinen Presse abgedeckt werden,
nahm über einen Verlauf von zehn Jahren seit 2014 fast ein Drittel ab, so
Steffens.

"Journalisten, die keine Spezialisten in diesem Bereich sind, berichten
neuerdings viel häufiger über Neuigkeiten zur Gesundheit, aber ihnen
fehlen die Fähigkeiten, das Wissen und die Zeit, um die qualitativen
Standards im Gesundheitsjournalismus aufrecht zu erhalten", berichtet
Steffens.

Gleichzeitig, so sagt sie, werden die sozialen Netzwerke viel mehr als
Mittel zur Informationsbeschaffung zu Gesundheitsthemen genutzt.
Statistiken von 2016 zeigen, dass fast die Hälfte aller Australier Social
Media sofort nutzen, wenn sie aufwachen, und dass 35 % Social Media
verwenden, um sich über Neuigkeiten und aktuelle Ereignisse zu
informieren.

Das bedeutet, dass Menschen Zugang zu einer weit gefächerten und
vielfältigen Bandbreite an Quellen haben. Gleichzeitig bedeutet es aber
auch, dass die Nutzer die Qualität und Glaubwürdigkeit dieser
Informationen selbst abschätzen müssen.

Studien in den USA haben gezeigt, dass 80 % der Internet-Nutzer online
nach Informationen zur Gesundheit gesucht haben und dass 42 % der
amerikanischen Erwachsenen angeben, dass Informationen auf Social Media
ihre Entscheidungen bei gesundheitlichen Angelegenheiten, wie etwa Sport
oder Ernährung, beeinflussen würden.

Steffens erläutert, dass die zahlenmäßige Abnahme von Spezialisten im
Gesundheitsjournalismus damit einhergeht, dass ihre breiter aufgestellten
Kollegen dazu tendieren, neue und interessante Funde abzudecken. Dies
kommt viel eher vor, als dass sie nachfolgende Studien präsentieren, die
eine Annahme widerlegen oder mit zusätzlichen Nachweisen versehen.

Eine Studie von 2017 über Veröffentlichungen zur Krebs-Forschung hat
entdeckt, dass der Grad der Aufmerksamkeit in den Medien zu den jeweiligen
Aufsätzen in keinerlei Verhältnis zu deren Qualität steht, sondern sich
viel eher an weniger relevanten Faktoren, wie etwa der Verfügbarkeit des
Aufsatzes durch Open Access oder der Unterstützung durch eine
Medienmitteilung, orientiert.

Steffens führt aus, dass aufgrund von niedrigeren Standards im
Gesundheitsjournalismus die Gefahr besteht, dass sich im öffentlichen Raum
Fehlinformationen verbreiten. Gerade für Journalisten, die nicht auf
diesen Bereich spezialisiert sind, sei es schwierig, eine übertrieben
dargestellte und emotionale Sichtweise zu erkennen, die
Forschungsergebnisse möglicherweise verfälscht oder verzerrt darüber
Bericht erstattet.

Eine Möglichkeit, dies zu verhindern, wären Schulungen von nicht auf
diesen Bereich spezialisierten Journalisten. Eine andere Möglichkeit
findet sich in der Technologie, mit deren Hilfe Tools entwickelt wurden,
die automatisch die Fakten überprüfen: Diese können den Wahrheitsgehalt
von Aussagen zur Gesundheit auf sozialen Netzwerken, in Interviews und in
Reden abwägen, indem sie auf Datenbanken oder zuvor bereits in der
Forschung nachgewiesene Annahmen zurückgreifen.

Ein Beispiel hierfür wäre etwa die Seite "Full Fact" in dem Vereinigten
Königreich, das Tool "ClaimBuster" der University of Texas at Arlington,
oder die Seite "Share the Facts" der Duke University.

Obwohl es verlockend scheint, stellt das Vermeiden von Social Media keine
Lösung dar, so Steffens. Soziale Netzwerke seien für viele Menschen eine
wichtige Quelle, um an Informationen zu gelangen. Dennoch:
"Fehlinformationen haben sehr reale Auswirkungen auf die Gesundheit", sagt
sie.

Fehlinformationen haben etwa in Japan die öffentliche Angst vor der
HPV-Impfung (gegen Gebärmutterhalskrebs) geschürt und in der Folge hat die
Regierung ihre Empfehlung für diese Impfung 2013 zurückgezogen. Diese
Angst hat sich laut Steffens leider weltweit verbreitet und sei teilweise
auf die Reichweite in den sozialen Netzwerken zurückzuführen.

"Um gegen Fehlinformationen und öffentliche Angst vorzugehen, müssen
diejenigen, welche sich für die Notwendigkeit von Impfungen aussprechen,
dort befinden, wo Menschen darüber reden und ihre Fragen über Impfungen
loswerden."

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann 

Das Institut ist die gemeinnützige Einrichtung zur Förderung des
Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen Universitäten
Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von Wissenschaft und
Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es SchülerInnen und
Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch Stipendien und
Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung zur Verfügung.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ranke-heinemann.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution705

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1398: Völlig unsichere Gesundheits-Apps? (idw)


Gesellschaft für Informatik e.V. - 08.10.2018

Völlig unsichere Gesundheits-Apps?



Der Präsidiumsarbeitskreis "Datenschutz und IT-Sicherheit" der
Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) begrüßt im Rahmen der
Digitalisierung ausdrücklich das zunehmende Angebot an Gesundheits-Apps
für die über 80 Millionen Versicherten - warnt aber gleichzeitig vor allzu
unbegründetem Vertrauen in die bisherigen Entwicklungen und die nicht
überprüften Versprechungen hinsichtlich Datenschutz und IT-Sicherheit.

Allein mit der neuen gemeinsamen Gesundheits-App "Vivy" von 13
gesetzlichen und zwei privaten Krankenversicherungen sollen ca. 13,5
Millionen Kunden zukünftig verstärkt Gesundheitsservices übers Handy
abrufen können. Prof. Dr. Hartmut Pohl, Sprecher des
GI-Präsidiumsarbeitskreises "Datenschutz und IT-Sicherheit" weist auf die
Risiken der neuen Apps hin: "Die angebotenen Funktionen mögen tatsächlich
funktionieren. Die entscheidendere Frage bei dem Abruf von
Gesundheitsdaten (elektronische Patientenakte) ist aber, wer liest
Befunde, Blutwerte, Medikationspläne, Impfpässe und Röntgenaufnahmen noch
mit und noch schlimmer, an wen werden Daten versandt und wer kann die
Gesundheitsdaten verändern?"

Eine App steht nämlich nicht allein. Vielmehr hängt das Sicherheitsniveau
von den folgenden Aspekten und Komponenten ab:

- Gesundheits-Apps laufen auf Hardware wie Handys und Tablets und
Betriebssystemen, die erfahrungsgemäß von Angreifern ausnutzbare
Sicherheitslücken enthalten. Ein Handy kann von Angreifern auch dann
erfolgreich genutzt werden, wenn der Versicherte den Ausschalter betätigt
hat: Der Versicherte erkennt dabei nicht, dass sein Handy über das
Mobilfunknetz wieder eingeschaltet und missbraucht wird.

- Angreifer brauchen weder Nachrichtendienste noch organisierte Kriminelle
zu sein - es können auch die Nachbarskinder sein, die einen Angriff im
Internet 'gefunden' haben und an Versicherten ausprobieren. Angriffe
gibt's übrigens fertig und entgeltfrei u.a. bei Metasploit. Man muss die
Angriffe noch nicht einmal verstehen, um andere Nutzer erfolgreich zu
hacken.

- Alle mit der App kommunizierenden Server von Krankenhäusern, Arztpraxen,
Laboren und andere zur Verwaltung der medizinischen Daten (Krankenkassen,
Versicherungen) verwendete Rechner, Service Provider, Clouds stellen ein
Risiko für die Vertraulichkeit und Integrität der gespeicherten und
bearbeiteten Gesundheitsdaten dar. Dazu gehören neben den explizit für die
Verarbeitung dieser Daten eingesetzten Server auch Zwischenknoten.
Weiterhin bietet die von der App zum Schutz der Übermittlung eingesetzte
TLS-Verschlüsselung keinen Schutz gegen einen Missbrauch der Daten auf den
Servern, da sie nur eine Leitungsverschlüsselung unterstützt, so dass die
Daten auf diesen Servern im Klartext vorliegen.

- Gesundheits-Apps können durch andere Apps manipuliert werden! Und über
diese Manipulationen ist auch eine Infektion anderer Apps möglich, die auf
einem von Schadsoftware befallenen Endgeräte des Nutzers laufen (Viren,
Würmer, Trojanische Pferde, ...). Das insgesamt erreichbare
Sicherheitsniveau dürfte sehr gering sein; selbst die zur Verschlüsselung
eingesetzten kryptographischen Schlüssel sind dann nicht sicher!

Zusätzlich gibt es weitere Sicherheitslücken:

- Einige Gesundheits-Apps verbinden sich direkt nach dem Start, vor der
allerersten Benutzereingabe (Versicherten-Nr., Passwort) mit mehreren
Tracking-Diensten auch außerhalb der EU, und übermitteln diverse Daten an
diese Dienste, zu denen u.a. auch die IP-Adresse des Versicherten gehört.
Diese Daten erlauben in der Regel eine Re-Identifikation des Gerätes, so
dass sie mit anderen personenbezogenen Daten verknüpft werden können, die
andere Apps auf demselben Gerät an den betreffenden Tracking-Dienst
übermitteln. Welche Daten übermittelt werden, ist dabei weder ausreichend
dokumentiert noch wegen der teilweise verwendeten Verschlüsselung
vollständig überprüfbar.

- Auch die Datenschutzerklärung hilft an dieser Stelle nicht weiter, wenn
ihr erst zugestimmt werden kann, nachdem schon längst Daten übermittelt
wurden (etwa zum Tracking). Davon abgesehen, wird in der
Datenschutzerklärung meist auch nicht in vollem Umfang beschrieben, an wen
welche Daten übermittelt werden. Es ist deshalb auch nicht ersichtlich,
welche Informationen aus den übermittelten Daten und den damit bei den
Tracking-Diensten aus anderer Quelle bezogenen Daten abgeleitet werden.

- Damit ist es über Profilbildung in vielen Fällen möglich, das Gerät und
oft auch den Nutzer, den Versicherten zu ermitteln und dessen Identität
mit den übertragenen Daten dieser App und auch anderer Apps, zu
verknüpfen. So lassen sich beispielsweise Rückschlüsse auf das
Surf-Verhalten des Versicherten, auf Einkäufe und auch eine Vielzahl anderer
Aktivitäten ziehen.

- Die Übertragung dieser Daten ohne vorherige Einwilligung des
Versicherten stellt einen Verstoß gegen die EU-DSGVO dar (EU-DSGVO, Art. 4
Abs. 1): Sie dürfen erst nach expliziter Freigabe durch den Nutzer
übermittelt werden.

- Wenn so Dritten Zugriff auf Gesundheitsdaten ermöglicht wird, liegen
sogar strafbare Handlungen gemäß § 203 ff. StGB seitens der
Verantwortlichen zu Lasten der Versicherten vor.

- Durch die Gesundheits-Apps entstehen insgesamt für die höchst
schützenswerten medizinischen Daten der Versicherten unkalkulierbare
Risiken weil Handys und Tablets grundsätzlich nur ein geringes
Sicherheitsniveau erlauben.

Stand der Technik zur Sicherheitsprüfung generell von Software und auch
mobiler Apps ist der langjährige internationale Standard ISO/IEC 27034,
der konkrete Vorschläge für die Entwicklung sichererer Software und Apps
macht. Mindestens diese Norm muss zugrunde gelegt werden, und die
zugehörigen Prüfberichte und Zertifikate müssen veröffentlicht werden;
dazu gehört die Angabe des zertifizierten Bereichs (GUI - Bedienoberfläche
oder Security etc).

Über die Gesellschaft für Informatik e.V.

Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) ist mit rund 20.000 persönlichen
und 250 korporativen Mitgliedern die größte und wichtigste
Fachgesellschaft für Informatik im deutschsprachigen Raum und vertritt
seit 1969 die Interessen der Informatikerinnen und Informatiker in
Wissenschaft, Wirtschaft, öffentlicher Verwaltung, Gesellschaft und
Politik. Mit 14 Fachbereichen, über 30 aktiven Regionalgruppen und
unzähligen Fachgruppen ist die GI Plattform und Sprachrohr für alle
Disziplinen in der Informatik. Weitere Informationen finden Sie unter

www.gi.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution484

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Gesellschaft für Informatik e.V. - 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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JAZZ/2167: Hamburg - Ritmo Loco Cuban Jazz zu Gast im Goldbekhaus, 19.10.2018


Goldbekhaus Hamburg

Freitag 19. Oktober um 20:30 Uhr

Ritmo Loco Cuban Jazz | Konzert



Ritmo Loco Cuban Jazz wurde 2005 als Latin Jazz Quintett vom Pianisten
und Komponisten Stephan Pareigis und Musikern der damaligen Salsa Band
Poco Loco gegründet. Die Musik von Ritmo Loco orientiert sich
rhythmisch und harmonisch an cubanischer Salsa, ist jedoch als reine
Instrumentalmusik deutlich im Jazz verwurzelt. Seit 2015 ist Ritmo
Loco ein Sextett: Zusätzlich zum Saxophonisten Michael Kern ist der
Trompeter Karsten Ross fest mit dabei. Die beiden Bläser sind auch in
anderen Latin-Gruppierungen aufeinenander eingespielt wie dem
Salsa-Orchester Piola Rumba Stars. Aus dieser Band entstammt auch der
Vibraphonist und Timbalero Jan Döling, der bei Ritmo Loco Schlagzeug
spielt. Der Percussionist Kai Voigtländer liefert die afro-cubanische
rhythmische Basis der Band und bereichert den Sound der Band durch
sein vielseitiges Klangspektrum. Dimitar Bonev ist für das
Salsa-typische harmonisch-rhythmische Bass-Fundament zuständig, den
sogenannten Tumbao. Die Kompositionen stammen vom Bandleader Stephan
Pareigis. Seit einigen Jahren entwickelt sich der Stil der Band zu
einem coolen Nordic Latin Jazz mit Salsa-, Lounge- und Cool Jazz
Einflüssen. Auch Salsa-Tänzer kommen an diesem Abend auf Ihre Kosten:
Die Musik von Ritmo Loco Cuban Jazz ist durchweg tanzbar.

Bühne zum Hof | AK 16,- / 13,. VVK 13,- / 10,-,- (zzgl. evtl.
anfallender Vorverkaufsgebühren)


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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AUSLAND/8850: Aus aller Welt - 10.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Taiwans Präsidentin: China gefährdet Frieden in der Region

Taiwans Präsidentin Tsai Ing-wen hat China für Spannungen und
Konflikte in der Region verantwortlich gemacht. Chinas einseitige
diplomatische Offensive und Militärmanöver hätten nicht nur den
Beziehungen zwischen beiden Ländern geschadet, sondern den Status quo
von Frieden und Stabilität ernsthaft herausgefordert, sagte Tsai in
einer vom Fernsehen übertragenen Ansprache zum Nationalfeiertag.
Peking betrachtet Taiwan als unabtrennbaren Bestandteil des
chinesischen Territoriums und erhöhte seit 2016 den Druck auf Taipeh,
nachdem sich die Vorsitzende der Fortschrittspartei DPP, die die
Autonomie der Inselrepublik möglichst unumkehrbar bewahren möchte,
weigerte, das Prinzip des "Einen China" zu akzeptieren.

10. Oktober 2018
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JUSTIZ/8850: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Verdächtiger im Mordfall Marinowa in Niedersachsen festgenommen

In Zusammenhang mit dem gewaltsamen Tod der bulgarischen Journalistin
Viktoria Marinov konnte ein Tatverdächtiger in Niedersachsen
ermittelt werden. Wie die Generalstaatsanwaltschaft in Celle und das
Landeskriminalamt in Hannover mitteilten, nahmen Spezialkräfte den
Mann am Dienstagabend in Stade fest. Die Leiche der 30jährigen
Journalistin war am Samstag in der nordbulgarischen Stadt Russe
aufgefunden worden. Marinova war vergewaltigt worden, sie starb durch
Schläge auf den Kopf und Ersticken. Der 21jährige Verdächtige soll
ebenfalls aus Rußland stammen.

10. Oktober 2018
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MILITÄR/8847: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehr verlegt schwere Panzer nach Norwegen

Die Bundeswehr bereitet sich auf ihre Teilnahme an der NATO-Großübung
"Trident Juncture" in Norwegen vor. Dazu wurden am Mittwoch 16
Kampfpanzer vom Typ Leopard 2 am Südkai in Emden auf ein
Transportschiff verladen. Die mehr als 60 Tonnen schweren
Kettenfahrzeuge sollen am Donnerstag im norwegischen Hafen
Frederikstad ankommen. Seit Anfang September werden vom Nordufer des
Dollart aus mehr als 4.000 Fahrzeuge, unter anderem Panzer,
Lastwagen, Anhänger und Kleinfahrzeuge der Bundeswehr, für die Übung
"Trident Juncture" verschifft. Mit dem Großmanöver will die NATO vom
25. Oktober an für den sogenannten Bündnisfall trainieren.

10. Oktober 2018
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POLITIK/8849: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Chefin Nahles will Agendapolitik beenden

Die Sozialdemokraten müssen sich etwas einfallen lassen, wollen sie
den stetigen Abwärtstrend ihrer Partei stoppen. In einem Gespräch mit
der Wochenzeitung Die Zeit verkündete SPD-Chefin Andrea Nahles den
Abschied ihrer Partei von der umstrittenen Agenda 2010 von Gerhard
Schröder, über die viel zu lange rückwärtsgewandt geredet worden sei.
Ein neues, modernes Sozialstaatkonzept für den "Sozialstaat 2025"
solle die sozialdemokratische Antwort auf die Herausforderungen des
digitalen Kapitalismus sein. Skeptisch äußerte sich Nahles zudem über
die Regierungsarbeit der großen Koalition, die durch den
Richtungsstreit innerhalb der Union massiv belastet werde. Sie würde
sich von Regierungs- und CDU-Parteichefin Angela Merkel oft mehr
Führung und Haltung wünschen, sagte Nahles.

10. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8848: Tragisches und Kurioses - 10.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schiffbrüchige trieben tagelang im Südchinesischen Meer

Nach der Attacke eines blauen Marlins sind fünf philippinische
Fischer in Seenot geraten. Der etwa zwei Meter lange Speerfisch hatte
ihr Boot angegriffen und zum Kentern gebracht. Aus Fässern und
Planken bauten sich die Männer notdürftig ein Floß, auf dem sie fünf Tage lang
hilflos im Südchinesischen Meer trieben. Am Montag wurde das Floß
zufällig von einem Schiff der US-amerikanischen Navy entdeckt. Nach
Angaben eines Marinoffiziers hatten die Fischer großes Glück gehabt,
daß man sie gefunden habe.

10. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7933: Aus Forschung und Technik - 10.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



China setzt neue Fernerkundungssatelliten im All aus

China brachte zwei weitere Fernerkundungssatelliten der
Yaogan-32-Familie in eine erdnahe Umlaufbahn. Einem Bericht der
Nachrichtenagentur Xinhua zufolge transportierte ein Nutzlastträger
vom Typ Langer Marsch vom Satellitenstartzentrum Jiuquan in der
nordwestchinesischen Provinz Gansu aus die beiden für
elektromagnetische Umweltuntersuchungen konzipierten Geräte
erfolgreich in den Weltraum. Zur Verbesserung der Tragfähigkeit der
Rakete wurde erstmals eine neue Oberstufe namens Yuanzheng-1S
eingesetzt. Mit den mehrfach zündbaren Triebwerken der neuen
Raketenstufe sei es möglich, unterschiedliche Nutzlasten in
unterschiedlichen Umlaufbahnen auszusetzen, erläuterte Chefdesigner
Cui Zhaoyun.

10. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7946: Aus aller Welt - 10.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Fahrer der verunglückten Stretch-Limousine hatte keine Lizenz

Nach dem schweren Verkehrsunfall mit 20 Toten, der sich am Sonnabend
im US-Ostküstenstaat New York ereignet hat, sind die Ermittlungen der
Polizei noch nicht abgeschlossen. Ein Sprecher gab aber bekannt, daß
der 53jährige Fahrer nicht die für den Bundesstaat vorgeschriebene
Betriebserlaubnis für die Stretch-Limousine hatte. Obendrein sei der
Unfallwagen bei einer früheren Inspektion für entsprechende
verlängerte Serienfahrzeuge durchgefallen, wie Spiegel Online
berichtete.

Bei dem Unfall am Sonnabend war der Chauffeur des mit 17 Freunden
einer Hochzeitsgesellschaft besetzten Mietwagens mit hoher
Geschwindigkeit über eine Straßenkreuzung gejagt und ungebremst auf
ein abgestelltes Auto geprallt. Dabei kamen sämtliche Fahrgäste, der
Fahrer sowie zwei Fußgänger ums Leben.

Ob technische Probleme zu dem furchtbaren Unfall geführt haben, kann
im Augenblick aber noch nicht gesagt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7905: Medizin und Gesundheitswesen - 10.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Rheuma auf dem Vormarsch

Unter dem Begriff Rheuma sind rund 400 verschiedene Krankheitsbilder
zusammengefaßt. Allerdings wird der Begriff allgemein synonym mit der
rheumatischen Gelenksentzündung verwendet. Immerhin ist das die
häufigste rheumatische Erkrankung. Schätzungen zufolge leiden rund
800.000 Bundesbürger an ihr. Und es werden immer mehr. So zeigte laut
Deutschem Ärzteblatt eine aktuelle Auswertung von Versicherungsdaten
der KKH Kaufmännische Krankenkasse anläßlich des Welt-Rheumatages,
daß die Zahl der Betroffenen, die ärztliche Behandlung suchen, von
2007 bis 2017 bundesweit um 30 Prozent gestiegen ist. Dabei war die
Steigerungsrate in Mecklenburg-Vorpommern mit einem Plus von 62
Prozent am stärksten. Im Saarland (plus 18 Prozent) war sie hingegen
am niedrigsten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7934: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Stadion putzen als Buße für Pyros

Nachdem gegen acht Fußballfans des Bundesligisten FSV Mainz 05 
strafrechtliche Ermittlungen angestrengt worden waren, weil sie sich 
am Abbrennen von Pyrotechnik im Rahmen des Auswärtsspiels der Mainzer 
beim SV Darmstadt 98 im März 2017 beteiligt hatten, müssen die 
betroffenen Fans nun ungewöhnliche Buße tun. Für den Verzicht des 
Vereins, zivilrechtliche Schritte gegen die Missetäter einzuleiten, 
sollen diese nun Arbeitsleistungen erbringen. Dazu gehören 
beispielsweise Reinigungsmaßnahmen in der Opel Arena und im 
Bruchwegstadion. Der Verein hatte sich auf außergerichtlichem Wege auf 
die Zahlung einer Barsumme sowie auf eben diese Arbeitseinsätze, die 
teilweise schon geleistet wurden, geeinigt. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7857: Sprache, Kunst und Medium - 10.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Frankfurter Buchmesse für das Fachpublikum angelaufen

In Frankfurt am Main ist die 70. Buchmesse angelaufen. Bis Sonntag
präsentieren rund 7.300 Aussteller aus 105 Ländern ihre Erzeugnisse.
Im vergangenen Jahr besuchten fast 280.000 die Bücherschau, die zu den
weltgrößten zählt, und die zahlreichen Nebenveranstaltungen in der
Stadt.

Wie üblich sind die ersten drei Tage dem Fachpublikum vorbehalten.
Danach stehen die Hallen auch interessierten Besuchern offen. Der
Eintritt beträgt dann 20 Euro für das Tagesbillett und 30 Euro für
beide Tage.

Ein zentrales Thema für die Branche ist erneut die um sich greifende
Digitalisierung. Auf der Messe werden zudem Hunderte mehr oder minder
bekannte Schriftsteller erwartet.

Gastland der Buchmesse ist diesmal Georgien, das trotz seiner nur etwa
3,7 Millionen Einwohner eine ganze Reihe bemerkenswerter Autoren
hervorgebracht hat. In deutscher Sprache sind seit 2012 fast 160
Romane erschienen, dazu Lyrik, Sach-, Kunst-, Kinder- und Kochbücher,
wie der Börsenverein des Deutschen Buchhandels berichtete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7924: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Rebellen schließen Abzug schwerer Waffen aus Pufferzone ab

Der Waffenabzug aus der vereinbarten entmilitarisierten Zone in
der syrischen Provinz Idlib ist nach Informationen der türkischen
Nachrichtenagentur Anadolu abgeschlossen. Idlib ist die letzte
syrische Provinz unter Kontrolle der Rebellen. Die Präsidenten
Rußlands und der Türkei, Wladimir Putin und Recep Tayyip Erdogan,
hatten die Schaffung einer bis zu 20 Kilometer breiten Pufferzone
vereinbart, um eine Offensive der syrischen Regierungstruppen auf
Idlib abzuwenden. Bis zum 15. Oktober sollte die bewaffnete
Opposition ihre schweren Waffen aus dem Gebiet abziehen. Neben
der protürkischen Rebellenallianz Nationale Befreiungsfront (NFL)
hielt sich offenbar auch die Dchihadistengruppe Hayat Tahrir
al-Scham (HTS) an das russisch-türkische Abkommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7938: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.10.2018 (SB)




VOM TAGE



SPD-Linke wollen über Zukunft der Partei beraten

Vor dem Hintergrund der anhaltenden Reibereien innerhalb der Union,
die die Handlungsfähigkeit der Regierung teilweise massiv
behindern, wollen führende SPD-Politiker des linken Parteiflügels
sich am Wochenende in Berlin treffen, um über Alternativen zur
Großen Koalition zu beraten. "Wir sind nicht zum Vergnügen in der
Groko und halten sie auch nicht für eine wünschenswerte Option
für unser Land", schreiben unter anderem SPD-Vize Ralf Stegner,
Juso-Chef Kevin Kühnert, der Sprecher der parlamentarischen
Linken im Bundestag, Matthias Miersch, und der Berliner
Bürgermeister Michael Müller in einem Beitrag, der auf der
Webseite des Parteiflügels veröffentlicht ist. Darin fordern die
Vertreter der Parteilinken eine echte Politikalternative: eine
Regierung diesseits der Union und im Bündnis mit den vielen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7907: Tragisches und Kurioses - 10.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Schwedens höchster Berg schrumpft mit beängstigendem Tempo

In Schweden galt bisher der Südgipfel des Kebnekaise mit knapp unter
2100 Metern als der höchster Berg des Landes. Doch da er in den
letzten 20 Jahren jeweils rund einen Meter von seiner Schneekappe
einbüßte und in diesem Jahr allein im Juli vier Meter verlor, wird er
nach Vermessungen der Geographen der Universität in Stockholm
inzwischen wohl vom benachbarten kahlen nördlichen Gipfel leicht
überragt. Die Messungen sollen dieser Tage bekanntgegeben werden, wie
Spiegel Online berichtete.

Anhand dieses Beispiels zeigt sich, daß auch Skandinaviens alte
Gebirge vom Klimawandel erfaßt wurden. Vor allem sind es die
Gletscher, die dramatisch schnell an Substanz verlieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7935: Arbeit, Soziales und Familie - 10.10.2018 (SB)




VOM TAGE



AfD-Wähler können doch ins Weser-Stadion

Im vermeintlich unpolitischen Sport haben Medienberichte, wonach der 
Fußball-Bundesligist SV Werder Bremen AfD-Anhängern mit dem Entzug 
der Dauerkarte drohe (Die Welt), hohe Wellen geschlagen. Inzwischen 
hat Werder jedoch entsprechende Meldungen zurückgewiesen. "Die 
zitierten Aussagen wurden aus dem Zusammenhang gerissen und 
beziehen sich auf diesen ganz konkreten Einzelfall, zu dessen Details 
ich nichts weiter sagen möchte", wird Präsident Hubertus 
Hess-Grunewald in einer Mitteilung zitiert. Der SV Werder Bremen 
werde auch künftig offen für alle Menschen sein, gleich welcher 
politischen oder religiösen Einstellung, heißt es weiter. Das 
Weser-Stadion werde weiterhin ein Platz für alle sein.

Nach Auskunft Der Welt soll der Klubpräsident in einer E-Mail an einen 
bekennenden AfD-Sympathisanten zuvor gedroht haben, daß man sich mit 
seinem Wunsch, die Dauerkarte behalten zu wollen, noch intensiv 
beschäftigen wolle. 

Ähnlich wie Eintracht Frankfurts Präsident Peter Fischer, der 
AfD-Wähler als Mitglieder des Klubs ausschloß, hatte auch Hubertus 
Hess-Grunewald in früheren Statements kein Hehl aus seiner kritischen 
Haltung gegenüber der AfD gemacht. In einem Interview mit dem 
Weserkurier sagte er: "Jeder AfD-Wähler sollte schon wissen, dass es 
ein Widerspruch ist, Werder gut zu finden und die AfD zu wählen." In 
dem Interview schloß er jedoch nicht aus, daß diese Menschen dennoch 
ins Stadion kommen könnten. 

Werder kann laut Satzung Mitglieder ausschließen, die sich nicht an 
die Statuten halten. Die Neutralitätspflicht des Vereins, der sich 
als verbindendes Element "zwischen Nationalitäten, Kulturen, 
Religionen und sozialen Schichten" versteht, kann dieser 
nutzen, um beispielsweise Mitglieder, die bei Spielen oder 
Vereinsveranstaltungen für eine Partei, Kirche oder Religion werben, 
auszuschließen. Zudem kann der Weserklub als Hausherr bestimmen, an 
wen er Karten verkauft und welche Einlaßbeschränkungen es gibt - 
"politisch extreme Symbole" sind zum Beispiel verboten. 

10. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7916: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 10.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Hurrikan Michael wird immer gefährlicher

Wie erwartet, wird Hurrikan Michael immer stärker. Inzwischen soll er
laut dpa fast ein gefährlicher Hurrikan der Stufe vier sein. Das
Nationale Hurrikan-Zentrum (NHC) warnt vor lebensbedrohlichen
Sturmfluten und extremem Wind mit Geschwindigkeiten von mehr als 200
Kilometern pro Stunde. Für die Stadt Panama City Beach und in anderen
tiefer gelegenen Gebieten am nordwestlichen Zipfel des Bundesstaates
Florida gelten Zwangsevakuierungen. Für Teile Georgias, North und
South Carolinas und im Südosten Virginias werden heftige Regenfälle
erwartet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7923: Märkte und Finanzen - 10.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Kooperation zwischen Google Pay und PayPal

Experten hatten es schon länger angekündigt, jetzt scheint es kurz
bevorzustehen. Künftig soll jeder mit dem Smartphone überall
bezahlen können. Eine entsprechende Kooperation haben Google Pay und
PayPal geschlossen. Wie giga.de meldete, kann ab sofort jeder sein
PayPal-Konto mit Google Pay verbinden und überall mit dem Smartphone
zahlen, wo es bereits unterstützt wird. Google Pay versucht schon
länger zum Standard für das Bezahlen per Smartphone zu werden. Doch
hatten dies nur wenige Banken wie Comdirect, Commerzbank und einige
wenige andere unterstützt. Durch die Kooperation mit PayPal kann
im Grunde mit jedem normalen Bankkonto bezahlt werden. Damit hat
Google eine All-in-One-Lösung geschaffen, die es sonst bei keinem
anderen Anbieter gibt.

10. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7939: Aus Forschung und Technik - 10.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Weltraumteleskop Hubble mit Problemen

Mit dem Weltraumteleskop Hubble wurden seit seiner Inbetriebnahme im
Jahr 1990 unzählige Aufnahmen von Sternen, Galaxien und etlichem mehr
gemacht. Fraglos haben diese unser Bild vom All grundlegend verändert
und geprägt. Doch jetzt könnte ein technischer Fehler dem Unternehmen
einen Strich durch die Rechnung machen. Wie dpa meldete, hat die
US-Raumfahrtbehörde NASA Hubble in den Sicherheitsmodus versetzt, um
herauszufinden, warum der Stabilisator nicht mehr funktioniert.
Eigentlich sorgt er dafür, daß das Teleskop über längere Zeiträume in
eine bestimmte Richtung ausgerichtet bleibt. Doch obgleich 2009 sechs
neue Stabilisatoren eingebaut worden sind, treten Störungen auf. Zwar
sind zwei von den sechs neu eingebauten Stabilisatoren inzwischen
kaputt und ein weiterer soll in jüngster Vergangenheit wiederholt
Störungen gezeigt haben, aber selbst mit nur einem Stabilisator soll
Hubble noch funktionsfähig sein.

10. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/661: Der Zusammensetzung von Planeten auf der Spur (idw)


Universität Zürich - 09.10.2018

Der Zusammensetzung von Planeten auf der Spur



UZH-Forschende haben statistisch die Zusammensetzung und Struktur von
weit entfernten Exoplaneten samt ihrer Atmosphären analysiert. Sie zeigen
auf, ob ein Himmelskörper erdähnlich ist, aus reinem Gestein oder aus einer
Welt aus Wasser besteht. Je grösser der Planet, desto mehr Wasserstoff und
Helium umgibt ihn.




[image: Bild: © UZH]

Model von einer möglichen Struktur eines Exoplaneten mit einem Kern
aus Gestein und einer Atmosphäre aus Gas (Künstlerische Impression)

Bild: © UZH



Gibt es eine zweite Erde im All? Das Wissen über unser Planetensystem
steigt ständig, neue Technologien ermöglichen einen immer genaueren Blick
ins Weltall: Bis heute hat man bereits 3700 Himmelskörper ausserhalb des
Sonnensystems entdeckt. Aus den planetarischen Massen und Radien dieser
Exoplaneten kann man auf deren mittlere Dichte schliessen. Woraus jedoch
ihre Struktur besteht und wie sie chemisch zusammengesetzt sind, ist
weiterhin unklar - und damit auch die faszinierende Frage, wie diese
Planeten aussehen könnten.

«Theoretisch sind verschiedene Szenarien denkbar: zum Beispiel eine Welt
aus reinem Wasser oder reinem Gestein oder Planeten mit einer
Wasserstoff-Helium-Atmosphäre, von denen wir den wahrscheinlichen Radius
erkunden können», erklärt Michael Lozovsky. Der Doktorant arbeitet in der
Gruppe von Prof. Ravit Helled am Institut für Computational Science der
Universität Zürich.

Schwellenwerte für die Zusammensetzung der Planeten

Das Forscherteam hat nun mithilfe von Datenbanken und statistischer
Verfahren Exoplaneten mit ihrer Atmosphäre untersucht. Diese sind ziemlich
häufig und sind von einer volatilen Wasserstoff-Helium-Hülle umgeben.
Allerdings erlaubten die bisher direkt gemessenen Daten keine Rückschlüsse
auf ihre eindeutige Struktur, denn unterschiedliche Zusammensetzungen der
Materie können zu derselben Masse und demselben Radius führen. Folglich
ging das Forscherteam neben der Genauigkeit der Daten auch der
angenommenen inneren Struktur, der planetarischen Temperatur und der
Reflexionsstrahlung der Himmelskörper nach. Auf diese Weise untersuchten
sie 83 der insgesamt 3700 bekannten Himmelskörper, deren Massen und Radien
bereits klar definiert sind.

«Wir konnten erstmals statistisch nachweisen, dass es für die sehr häufig
vorkommenden Exoplaneten mit einer volatilen Atmosphäre statistische
Schwellenwerte gibt, die auf ihre Zusammensetzung hinweisen. Es gibt also
einen Radius, oberhalb dessen keine Planeten mit der gleichen Struktur
existieren», erklärt Michael Lozovsky. Eine wichtige Rolle bei der
Bestimmung des Schwellenradius spielen die Zahl der Elemente in der
Gashülle, die schwerer als Helium sind, der Prozentsatz von Wasserstoff
und Helium sowie die Verteilung der Elemente in der Atmosphäre.

«Super-Erden» und «Mini-Neptune»

Die Forschenden des Instituts für Computational Science stellten zum
Beispiel fest, dass Planeten mit einem Radius bis 1,4 mal grösser als
derjenige der Erde (6'371 Kilometer) eine ähnliche Struktur wie die
terrestrischen Planeten aufweisen. Oberhalb dieses Schwellenwertes steigt
der Anteil an Silikaten oder anderen leichteren Materialien. Die meisten
Planeten mit einem Radius grösser als 1,6 Erdradien müssen neben einem
felsigen Kern auch eine Wasser- oder eine Wasserstoff-Helium-Hülle
aufweisen. Ab 2,6 Erdradien besitzen die Planeten keine Wasserwelten mehr
und haben möglicherweise eine Atmosphäre aus Wasserstoff und Helium um sich
herum. Planeten mit 4 Erdradien und grösser sind erwartungsgemäss sehr
gasreich und bestehen - ähnlich wie Uranus und Neptun - aus mindestens 10%
Wasserstoff und Helium.

Die Erkenntnisse dieser Studie ermöglichen es, mehr über die Entstehung
und die Diversität dieser Planeten zu verstehen. Besonders interessant ist
der Schwellenwert zwischen grossen terrestrischen Planeten - sogenannten
«Super-Erden» - und kleinen gasförmigen Planeten, die auch als
«Mini-Neptune» bezeichnet werden. Dieser liegt gemäss den Forschenden bei 3
Erdradien. Unterhalb dieser Grenze könnte man also erdähnliche Planeten in
den Weiten des Weltalls finden.


Originalpublikation:

M. Lozovsky, R. Helled, C. Dorn, and J. Venturini.

Threshold Radii of Volatile-Rich Planets.

Astro-physics.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1577: Reinigung, aber sicher! Kokon schützt sensible Ameisenbrut vor giftiger Desinfektion (idw)


Institute of Science and Technology Austria - 09.10.2018

Reinigung, aber sicher! Kokon schützt sensible Ameisenbrut vor giftiger
Desinfektion



Ameisen sind reinliche Tiere: Wenn sie eine neue Nestbox beziehen,
verbringen sie die ersten Tage damit, sie gründlich zu reinigen. Die
Ameisensäure hält dabei zwar das Nest sauber, ihre Verwendung im Nest ist
aber gefährlich und kann ungeschützte Brut töten. Allerdings schützt der
Seidenkokon die empfindlichen Puppen vor negativen Auswirkungen, wie
Sylvia Cremer vom Institute of Science and Technology Austria (IST
Austria) und ihr Team, darunter Erstautor und Doktoratsstudent Christopher
Pull - jetzt Postdoc an der Royal Holloway University London (RHUL) - in
der heutigen Ausgabe von Current Biology zeigen.




[image: Bild: © Christopher Pull]

Ameisen reinigen ihre Nestbox mit Ameisensäure. Spezielles Papier,
das sich bei Kontakt mit Säuren rosa färbt, wurde verwendet um zu
beobachten, wann und wieviel Ameisensäure die Ameisen versprühen.

Bild: © Christopher Pull



Viele Ameisen erzeugen in speziellen Drüsen äußerst saure Chemikalien.
Lange Zeit nahmen Forscher an, dass Ameisen dieses Gift, das hauptsächlich
aus Ameisensäure besteht, nur versprühen, um andere Ameisen und mögliche
Raubtiere abzuwehren. Doch Sylvia Cremer und ihr Team zeigten in zwei
Studien, die 2013 und 2018 erschienen, dass Ameisen die saure Flüssigkeit
verwenden, um Nestgenossen zu desinfizieren, die mit Krankheitserregern
kontaminiert und infiziert sind. In der jetzt erschienenen Studie von Pull
et al. findet das Team um Cremer einen neuen Nutzen für Ameisensäure:
Lasius neglectus Ameisen reinigen mittels Ameisensäure ihr Nest
prophylaktisch, vermutlich um sicherzugehen, dass das Nest vor Erstbezug
sauber ist. Doch da Ameisen ihr Gift auch als chemische Waffe einsetzen,
wirft die Verwendung im Nest weitere Fragen auf, wie Sylvia Cremer
erklärt: "Wie können Ameisen diese aggressive Säure in ihrem Nest
versprühen und ihre sensible Brut damit einnebeln?" Denn während eine
dicke Haut, die Cuticula, die erwachsenen Ameisen und eine harte Hülle,
das Chorion, die Eier schützen, ist die Cuticula von Puppen dünn und
durchlässig. Allerdings sind die Puppen der Ameisenart Lasius neglectus in
einen Seidenkokon gehüllt, von dem Pull et al. annehmen, dass er den
Puppen einen gewissen Schutz bieten könnte.

Durch eine Reihe an Experimenten suchte das Forscherteam nach der Antwort.
Erst entfernten sie den schützenden Seidenkokon von manchen Puppen und
fanden, dass diese nackten Puppen alleine genauso gut überlebten wie in
Kokon gehüllte Puppen. Doch wenn sie die nackten Puppen und Arbeiterinnen
gemeinsam in ein Nest gaben, starben mehr nackte als eingehüllte Puppen.
Ist das erhöhte Sterben eine Folge der Ameisensäure? Um das zu testen,
klebten die ForscherInnen die Giftdrüsen der Arbeiterinnen mit
Sekundenkleber zu. "Wir kreierten ein 'funktionelles knock-out', indem wir
Tiere erzeugten, die keine Ameisensäure versprühen können", erläutert
Cremer. In einem Nest mit Arbeiterinnen, die keine Ameisensäure mehr
versprühen können, hatten nackte und eingehüllte Puppen dieselbe
Überlebenschance. "Es ist also die Ameisensäure, die nackte Puppen
umbringt, und vor dem Puppen im Kokon geschützt sind", folgert Cremer -
und wir verhalten uns ähnlich: "Beim Putzen mit aggressiven Mitteln
verwenden wir auch Handschuhe, um uns zu schützen. Der Kokon hat also eine
ähnliche Funktion wie Schutzhandschuhe."

Die aktuelle Studie liefert das erste Beispiel auf Kolonieebene für
sogenannte Immunpathologie, ein Phänomen, das auch vom menschlichen
Immunsystem bekannt ist. Das Immunsystem bekämpft Krankheitserreger oft
mit toxischen Substanzen, gleichzeitig muss es den Schaden für eigene
Körperzellen möglichst gering halten. Das Immunsystem steht also vor der
Crux, Pathogene so aggressiv wie möglich zu bekämpfen, und die
körpereigenen Zellen und Organe dabei vor Kollateralschäden zu schützen.
Ähnliches geschieht bei Ameisen auf der Ebene der Kolonie: Sie schützen
die empfindlichsten Teile ihrer Kolonie vor schädlichen Nebeneffekten der
Reinigung mit ihrem aggressiven Gift.

Die Studie könnte auch eine Erklärung dafür liefern, weshalb manche
Ameisenarten den ursprünglichen Kokon verloren und andere Arten in
beibehalten haben, erklärt Christopher Pull: "Einen Kokon zu bauen ist für
Ameisen mit Kosten verbunden, es kann etwa zu einer längeren
Entwicklungszeit der Puppen führen. Weshalb manche Ameisenarten einen
Kokon haben, während andere ihn verloren haben, ist bisher ungeklärt. Hier
zeigen wir, dass der Kokon Ameisen in einer sensiblen Phase ihrer
Entwicklung schützt. Zu klären bleibt, ob etwa Ameisenarten ohne Kokon
ihre Nester mit weniger aggressiven Chemikalien reinigen."


Über das IST Austria

Das Institute of Science and Technology (IST Austria) in Klosterneuburg
ist ein Forschungsinstitut mit eigenem Promotionsrecht. Das 2009 eröffnete
Institut widmet sich der Grundlagenforschung in den Naturwissenschaften,
Mathematik und Informatik. Das Institut beschäftigt ProfessorInnen nach
einem Tenure-Track-Modell und Post-DoktorandInnen sowie PhD StudentInnen
in einer internationalen Graduate School. Neben dem Bekenntnis zum Prinzip
der Grundlagenforschung, die rein durch wissenschaftliche Neugier
getrieben wird, hält das Institut die Rechte an allen resultierenden
Entdeckungen und fördert deren Verwertung. Der erste Präsident ist Thomas
Henzinger, ein renommierter Computerwissenschaftler und vormals Professor
an der University of California in Berkeley, USA, und der EPFL in
Lausanne.

http://www.ist.ac.at

Originalpublikation:

Protection against the lethal side effects of social immunity in ants,

Christopher D. Pull, Sina Metzler, Elisabeth Naderlinger, Sylvia Cremer,

Current Biology Vol 28, Issue 19, PR1139-R1140, Oct 08, 2018

https://www.cell.com/current-biology/fulltext/S0960-9822(18)31147-3
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https://ist.ac.at/research-groups-pages/cremer-group/
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MELDUNG/298: Dynamik einzelner Proteine (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 09.10.2018

Dynamik einzelner Proteine

Neue Messmethode erlaubt es Forschenden, die Bewegung von Molekülen lange
und genau zu verfolgen



Das Zusammenspiel aus Struktur und Dynamik bestimmt die Funktion von
Proteinen, den molekularen Werkzeugen der Zelle. Durch Fortschritte in der
Elektronenmikroskopie können Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die
Strukturinformationen inzwischen gut erfassen, jedoch ist es bisher
schwer, die Proteindynamik für eine Analyse über lange Zeiträume hinweg zu
messen. Ein Team um Prof. Dr. Thorsten Hugel vom Institut für
Physikalische Chemie und dem Exzellenzcluster BIOSS Centre for Biological
Signalling Studies der Universität Freiburg und Prof. Dr. Carsten
Sönnichsen von der Johannes Gutenberg-Universität Mainz konnte nun mit
einer neuen Methode über 24 Stunden hinweg die Dynamik einzelner
funktionaler Proteine aufzeichnen. Vergleichbare Messungen waren vorher
nur für wenige Sekunden möglich. Vorgehen und Ergebnisse beschreiben sie
in einem Artikel in der Fachzeitschrift "Nano Letters".




[image: Foto: © Universität Freiburg / Universität Mainz]

Die Abbildung zeigt ein sogennantes 'Plasmonisches Lineal'. Dieses
besteht aus zwei Goldnanopartikeln, die über ein Protein (hier Hsp90)
verbunden sind. Damit kann die Dynamik des Proteins über viele
Stunden mit Videorate beobachtet werden.

Foto: © Universität Freiburg / Universität Mainz



Die Forscherinnen und Forscher verbinden dazu zwei Gold-Nanopartikel mit
dem zu untersuchenden Protein und beobachten die abstandsabhängige
Wechselwirkung der Gold-Kugeln mit Hilfe von Laserstrahlen. Die Stabilität
dieses molekularen Ensembles erlaubt es, ein Video der Bewegung des
Proteins über einen ganzen Tag hinweg zu erstellen. Damit erweitert es den
bisher erreichbaren Messbereich von anderen Einzelmolekül-Messungen um
mehrere Größenordnungen und ermöglicht neue Fragestellungen: So könnte in
Zukunft getestet werden, ob einzelne Moleküle ein Gedächtnis haben oder ob
sich Proteine mit einem identischen chemischen Aufbau auch über lange
Zeiten identisch verhalten.

Der Biochemiker und Physiker Dr. Markus Götz aus der Gruppe um Hugel an
der Albert-Ludwigs-Universität ist Experte für das Hitzeschockprotein
Hsp90. Dieses kommt in menschlichen Zellen oft vor und steuert viele
grundlegende Prozesse entscheidend - es ist etwa maßgeblich daran
beteiligt, dass einfache Aminosäureketten zu funktionierenden Proteinen
mit einer genau definierten Struktur gefaltet werden. "Wir konnten zum
ersten Mal erstaunlich langsamen Bewegungen in Hsp90 beobachten, deren
Bedeutung uns noch nicht vollständig klar ist", erklärt Hugel.

Elektronik-Ingenieur Weixiang Ye aus der Mainzer Gruppe um Sönnichsen hat
einen stark verbesserten Messaufbau für dieses Projekt entwickelt. Wichtig
war zum Beispiel, die riesige Datenmenge während der 24-Stunden-Aufzeichnung
so stark zu reduzieren, dass die Aufnahmen auf normalen
Computern abspielbar sind. Die biomedizinischen Chemiker Sirin Celiksoy
und Laura Tüting von der Universität Mainz führten die komplexe chemische
Prozedur durch, die erforderlich ist, um ein einzelnes Protein gezielt
zwischen zwei winzige Gold-Nanokugeln zu bringen und dafür zu sorgen, dass
die Goldkugeln nicht zusammenkleben.

Für ihr Projekt wird Arbeitsgruppenleiter Hugel, genau wie bereits sein
Kollege Sönnichsen jeweils mit einem Grant des European Research Council
(ERC) gefördert. "Die ERC-Finanzierung hat es uns ermöglicht, über viele
Jahre dieses Projekt zu verfolgen - obwohl es uns fast zehn Jahre lang
nicht gelang, diese Messungen zu machen und zu analysieren", sagt
Sönnichsen. "Keiner von uns hätte so ein komplexes Projekt alleine
geschafft. Entscheidend war, dass wir unsere jeweiligen Expertisen in
Mainz und Freiburg verbunden haben." Aufgrund der aktuellen Ergebnisse
sind sich Hugel und Sönnichsen sicher: "Wir wollen unsere Kooperation
fortsetzen und vertiefen."

Originalpublikation:

Weixiang Ye, Markus Götz, Sirin Celiksoy, Laura Tüting, Christoph Ratzke,
Janak Prasad, Julia Ricken, Seraphine V. Wegner, Rubén Ahijado-Guzmán,
Thorsten Hugel und Carsten Sönnichsen (2018):

Conformational dynamics of a single protein monitored for 24 hours at
video rate.

In: Nano Letters.

DOI: 10.1021/acs.nanolett.8b03342
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https://arxiv.org/abs/1806.07156
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MELDUNG/297: Reaktiver Zucker nach mehr als 100 Jahren Suche nachgewiesen (idw)


Max-Planck-Institut für Kolloid- und Grenzflächenforschung - 09.10.2018

Reaktiver Zucker nach mehr als 100 Jahren Suche nachgewiesen

• Berliner und Potsdamer Forscher beobachten erstmals Spezies die der
Nobelpreisträger Emil Fischer 1893 vorhersagte

• Veröffentlichung der Ergebnisse in Nature Communications



Komplexe Zucker sind allgegenwärtig. Sie machen 80% der Biomasse aus und
sind essenzielle Bestandteile von lebenden Organismen. Die chemische
Herstellung von komplexen Zuckern ist jedoch nach wie vor sehr schwierig.
Einem Team von Forschern um Prof. Dr. Kevin Pagel von der Freien
Universität Berlin und Kollegen vom Max-Planck-Institut für Kolloid- und
Grenzflächenforschung (MPIKG) in Potsdam sowie dem Fritz-Haber-Institut
(FHI) Berlin ist es nun gelungen, die bereits 1893 vom späteren
Nobelpreisträger Emil Fischer (1902) vorausgesagte Schlüsselkomponente bei
der Reaktion von Zuckern experimentell nachzuweisen und die atomare
Struktur der Schlüsselkomponente aufzuklären. Die Erkenntnisse werden nach
Einschätzung der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler helfen, die
Reaktionen von Zuckerbausteinen besser vorherzusagen und deren Herstellung
zu vereinfachen (Nature Communications, 09. Oktober 2018,

doi 10.1038/s41467-018-06764-3).

Der Berliner Chemiker und Nobelpreisträger von 1902, Emil Fischer
(1852-1919), beschrieb 1893 erstmals eine Reaktion, mit der zwei
Zuckerbausteine zu einem größeren Molekül verknüpft werden können. Diese
Reaktion wird seitdem genutzt, um größere Zuckerketten herzustellen, die
heute unter anderem als Impfstoffe dienen.

Schon zu Fischers Zeiten war bekannt, dass bei der Reaktion zum Teil
unerwünschte Nebenprodukte auftreten. Spätere Untersuchungen zeigten, dass
die Kupplung über ein hochreaktives Zwischenprodukt, ein Oxoniumion,
erfolgt, an das von zwei verschiedenen Seiten ein weiterer Baustein
geknüpft werden kann. Welches der beiden möglichen Produkte bei der
Reaktion entsteht, wird bis heute anhand von empirischen Beobachtungen
gesteuert. Die Oxoniumionen wurden aufgrund ihrer Reaktivität bisher
jedoch nie direkt beobachtet. Der Forschergruppe um Prof. Kevin Pagel
(Freie Universität), Prof. Peter H. Seeberger (Max-Planck-Institut für
Kolloid- und Grenzflächenforschung) und Prof. Gert von Helden
(Fritz-Haber-Institut) gelang es nun erstmals, Oxoniumionen in der Gasphase
des Vakuums einzufangen und dort genau zu untersuchen.

Im Vakuum liegen Oxoniumionen in völliger Isolation vor. Ohne potenzielle
Reaktionspartner sind sie so über mehrere Sekunden stabil und können
charakterisiert werden. Um in dieser kurzen Zeit möglichst viele
Informationen zu erlangen, wurden die reaktiven Zwischenprodukte in
superflüssigem Helium schockgefroren und anschließend direkt durch Beschuss
mit Laserlicht aus dem Freie-Elektronen-Laser des Fritz-Haber-Instituts
untersucht. So wurde es erstmals möglich, die genaue atomare
Struktur der Oxoniumionen zweifelsfrei zu entschlüsseln. "Damit gelang uns
der direkte Nachweis der von Fischer vor über 100 Jahren vorgeschlagenen
Schlüsselkomponente bei der Reaktion von Zuckern", berichtet Kevin Pagel.

Die Ergebnisse haben eine Bedeutung, die weit über die Grundlagenforschung
hinausgeht: Synthetische Zucker werden häufig pharmazeutisch genutzt. Sie
dienen zum Beispiel als effektive Impfstoffe gegen eine Reihe von
Infektionskrankheiten. Auch in alltäglichen Anwendungen sind sie von
großer Bedeutung. Moderne Ersatzstoffe für Muttermilch enthalten
beispielsweise eine Reihe von aktiven Zuckern, die essenziell für die
Entwicklung des Immunsystems von Neugeborenen sind. "Für die Zuckerchemie
sind die Ergebnisse ein wichtiger Durchbruch, da wir nun erstmals ohne
aufwändiges Probieren Reaktionen vorhersagen können", erklärt Peter H.
Seeberger. So wird es in Zukunft möglich, sehr komplexe Zucker einfacher
und sehr viel kostengünstiger herzustellen.

Dies ist eine gemeinsame Pressemitteilung von: Freie Universität Berlin,
Fritz-Haber-Institut der Max-Planck-Gesellschaft, Max-Planck-Institut für
Kolloid- und Grenzflächenforschung
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Unravelling the structure of glycosyl cations via cold-ion infrared
spectroscopy.
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MELDUNG/203: Paläothermometer verbessert - Schweizer Seen als Modellsystem (idw)


Universität Basel - 08.10.2018

Paläothermometer verbessert: Schweizer Seen als Modellsystem



Seit Jahren versuchen Wissenschaftler das Klima der Vergangenheit zu
ermitteln, um Vorhersagen zu zukünftigen Klimabedingungen treffen zu
können. Nun ist es gelungen, die Methodik zur Klimarekonstruktion mithilfe
fossiler Mikroben zu verbessern. Dazu analysierten Wissenschaftler unter
Leitung der Universität Basel Sedimente in über 30 Schweizer Seen. Die
Ergebnisse lassen sich auf Seen weltweit anwenden, wie die Wissenschaftler
in PNAS berichten.

Einen wichtigen Beitrag bei der Rekonstruktion vergangener
Umweltbedingungen leisten Überreste von Bakterien in den Sedimenten von
Seen. Spezielle Zellfragmente, sogenannte Membranlipide, lassen
Rückschlüsse auf die Temperaturgeschichte zu. Ein Team um Prof. Moritz
Lehmann und Dr. Helge Niemann vom Departement Umweltwissenschaften der
Universität Basel hat nun eine ganz bestimmte Klasse von klimasensitiven
Lipiden in 36 alpinen Seen untersucht.

Ihr Nutzen für die Klimarekonstruktion ist schon länger bekannt, doch war
ihr biologischer Ursprung noch ungeklärt. Die Verwendung der Lipide als
Temperaturanzeiger blieb daher problematisch. «Zuerst nahmen wir an, dass
diese bakteriellen Lipide hauptsächlich aus Böden stammen und über Flüsse
in die Seesedimente gelangen. Doch dann gab es immer mehr Hinweise, dass
sie auch im Seewasser gebildet werden», erklärt Lehmann. Das
Forschungsprojekt hatte deshalb zum Ziel, die Ökologie der unbekannten
Bakterien zu charakterisieren.

Methanspur deutet auf See hin

Im Zentrum der Untersuchungen stand der Luganersee, der aufgrund seiner
speziellen Schichtung und der grossen Tiefe ein ausgezeichnetes
Modellsystem bietet. «Anhand von Isotopenanalysen konnten wir aufzeigen,
dass diese bakteriellen Lipide hauptsächlich im kalten Tiefenwasser des
Sees gebildet werden - nämlich dort, wo es kaum mehr Sauerstoff hat, dafür
aber jede Menge des Treibhausgases Methan», so Dr. Yuki Weber, Erstautor
der Studie. Die Resultate aus dem Luganersee konnten die Wissenschaftler
sodann mit ähnlichen Messungen aus 35 anderen alpinen Seen bestätigen.

Neben Lipidanalysen setzten die Forscher auch molekularbiologische
Methoden ein. Diese erlaubten es, die bakterielle Diversität in den
verschiedenen Wassertiefen des Luganersees zu erfassen. Das Forscherteam
hat damit erstmals nachgewiesen, dass die für die Klimaforschung wichtigen
Lipide von unterschiedlichen Bakterien, in unterschiedlichen Wassertiefen
und unter stark unterschiedlichen Umweltbedingungen produziert werden.

Paläothermometer präzisiert

Trotz der vielen Umweltfaktoren, die die überlieferte Lipidzusammensetzung
möglicherweise beeinflussen, konnten die Forscher bestimmen, unter welchen
Vorrausetzungen das Lipidthermometer zuverlässig funktioniert. «Mit Hilfe
von Kohlenstoffisotopen-Analysen können wir nun sehr gut eingrenzen, ob
die Lipide in Böden oder im Seewasser gebildet wurden. Wir sind deshalb
zuversichtlich, dass unsere Studie weltweit einen wichtigen Beitrag zur
Verbesserung von Paläoklimadaten leisten wird», fasst Yuki Weber zusammen.

Die Studie ist in Zusammenarbeit mit dem Royal Netherlands Institute for
Sea Research, der ETH Zürich, der Fachhochschule Lugano, sowie der Eawag
entstanden.


Originalpublikation:
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Redox-dependent niche differentiation provides evidence for multiple
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MELDUNG/216: Bio-Ethanol im Dieselmotor - ein Beitrag zur Nachhaltigkeit (idw)


Technische Universität Wien - 09.10.2018

Bio-Ethanol im Dieselmotor: ein Beitrag zur Nachhaltigkeit



Ethanol kann einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz leisten: An der TU
Wien wurde ein Dieselmotor entwickelt, der mit über 70 % Bio-Ethanol
betrieben werden kann.

Ein Motor, der zwei verschiedene Treibstoffe gleichzeitig verwendet, wurde
von der TU Wien konzipiert: Er verwendet sowohl Bio-Ethanol als auch
Diesel, der zum Zünden verwendet wird. Dafür wurde ein spezielles
Dual-Fuel-Brennverfahren entwickelt, das nun erstmals in Dieselmotoren die
Verwendung eines großen Bio-Ethanol-Anteils ermöglicht. Messungen zeigen,
dass diese neue Technologie die Motoreffizienz steigert - die
Gesamt-CO2-Emissionen konnten um bis zu 39 % verringert werden.

Weniger fossile Brennstoffe, mehr Natur

Neben der Entwicklung neuer und effizienterer Verbrennungsmotoren kommt im
Zuge der Bestrebungen die Schadstoff- und Treibhausgasemissionen des
Verkehrssektors zu reduzieren auch dem Kraftstoff eine wichtige Rolle zu.
An der TU Wien wurde nun der Einsatz von Bio-Ethanol als zusätzlicher
Treibstoff in einem Dieselmotor untersucht. "In manchen Ländern ist es
schon lange üblich, dem Benzin größere Mengen von Ethanol beizumengen. In
Dieselmotoren war das bisher aber nur in minimalem Ausmaß möglich", sagt
Prof. Bernhard Geringer vom Institut für Fahrzeugantriebe und
Automobiltechnik der TU Wien.

Würde man das Bio-Ethanol einfach in den Diesel-Tank mischen, käme es zu
Problemen mit der Zündung. Bernhard Geringer und sein Team entwickelten
daher ein so genanntes Dual-Fuel- Brennverfahren. "Gezündet wird wie bei
gewöhnlichen Dieselmotoren durch einen direkteingespritzten Dieselstrahl",
erklärt Geringer. "Zusätzlich wird bei unserem Modell aber zur Ansaugluft
noch vor dem Motor der alkoholische Kraftstoff beigemischt. Er wird dann
von der Diesel-Zündung mitgezündet. Gewissermaßen wirkt der Diesel wie
eine Zündkerze für das Bio-Ethanol."

Weniger CO2, weniger Ruß, weniger Feinstaub

Bei den durchgeführten Untersuchungen wurde die Substitution von Diesel
durch den Alkoholkraftstoff sukzessive erhöht. Dabei zeigte sich, dass bis
zu 70% des Dieselkraftstoffs durch Bio-Ethanol ersetzt werden können - und
diese Maßnahme hat sogar positive Auswirkungen auf die Effizienz des
Motors: "Wir haben eine Effizienzsteigerung von bis zu 6,1% gemessen,
alleine dadurch verbessert sich bereits die Umweltbilanz des Motors", sagt
Aleksandar Damyanov (TU Wien). "Zusätzlich muss man natürlich
miteinbeziehen, dass Bio-Ethanol eine sehr gute CO2-Bilanz hat, weil es
aus nachwachsenden Rohstoffen hergestellt wird. Wenn man das
mitberücksichtigt, kommt man auf eine Gesamtminderung der CO2-Emissionen
von bis zu 39%."

An einem Motoren-Prüfstand der TU Wien wurden unterschiedliche
Betriebspunkte getestet - von niedriger Motorenlast bis zum
Hochlastbetrieb, im Drehzahlbereich von 1500 U/min bis 3000 U/min. In
allen Fällen war auch eine signifikante Reduktion der Rußmasse und der
gefährlichen Feinstaub-Partikelanzahl festzustellen (Siehe Tabelle).

"Unsere Ergebnisse zeigen deutlich, dass Bio-Ethanol erfolgreich als
Ersatzkraftstoff in einem Dual-Fuel-Dieselmotor eingesetzt werden kann,
und dass dieses Konzept der Umwelt erhebliche Vorteile bringt", sagt
Bernhard Geringer. "Auf Diesel-Motoren kann man in vielen Einsatzbereichen
mittel- bis langfristig nicht verzichten, denken wir etwa an den
LKW-Verkehr, oder an Traktoren. Dort hat die Elektromobilität ihre Grenzen.
Mit unserer Dual-Fuel-Technologie könnte man gerade in diesen Bereichen
hervorragend die Nachhaltigkeit und das Emissionsverhalten deutlich
verbessern."


Ergebnistabelle:

http://idw-online.de/de/image306966

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution88

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Wien, 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





WERKSTOFFE/1075: Klebstoff - mit Bio noch besser (idw)


Westfälische Hochschule - 09.10.2018

Klebstoff: mit Bio noch besser



An der Westfälischen Hochschule in Recklinghausen hat Prof. Dr.
Klaus-Uwe Koch gemeinsam mit dem Fraunhofer-Institut für Umwelt-,
Sicherheits- und Energietechnik sowie mit namhaften Industriepartnern auf
der Basis eines speziellen Polymers, für das bereits ein Patent angemeldet
ist, einen weltweit neuartigen, biobasierten Haftschmelzklebstoff
entwickelt. Sein Name: Juwenol. Das Projekt wurde gefördert vom
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft.

Recklinghausen. Klebstoffe sind aus dem Alltag nicht wegzudenken. Auch
nicht die Haftschmelzklebstoffe, die sich dadurch auszeichnen, dass sie
nicht vollständig abbinden, sondern dauerhaft klebrig bleiben und ohne
Lösungsmittel auskommen. Ein fast jedem geläufiges Beispiel sind die
Haftnotizzettel, die in Büros und Haushalten dazu dienen, mal eben eine
Nachricht an etwas anzukleben und den Zettel später wieder rückstandsfrei
zu entfernen. Chemie-Professor Dr. Klaus-Uwe Koch von der Westfälischen
Hochschule in Recklinghausen hat jetzt gemeinsam mit dem Oberhausener
Fraunhofer-Institut und den Industrie-Partnern Jowat in Detmold, Henkel in
Düsseldorf und Logotape in Harrislee einen neuartigen, biobasierten
Haftschmelzklebstoff entwickelt. Das Besondere daran: Das verwendete
Basispolymer wird überwiegend nicht aus fossilen, sondern aus
nachwachsenden Rohstoffen hergestellt. "Wir benutzen dazu eine Milchsäure,
die aus pflanzlichen Stärkemolekülen gewonnen wird", so Koch, "ohne dabei
die Erzeugung von Lebensmitteln in der Agrarwirtschaft zu stören."

In einer Versuchsanlage, die speziell für dieses Forschungsvorhaben von
der hochschuleigenen Werkstatt hergestellt wurde, haben Koch und sein Team
rund 300 verschiedene Klebstoffrezepturen angemischt und anschließend auf
ihre Klebeigenschaften getestet. Am Ende stand ein Favorit fest, der unter
dem Namen Juwenol-HM 13 bei den Industriepartnern auf seine industrielle
Produktionsfähigkeit überprüft wurde.

Im Laufe des Projekts hatte Koch Kontakt zu über 60 deutschen
Klebstoffherstellern und Dienstleistern im Klebstoffbereich, sodass die
Erfolgsaussichten für die spätere wirtschaftliche Nutzung wahrscheinlich
gesichert sind. Außerdem haben drei Projektmitarbeiter, allesamt
Absolventen der Westfälischen Hochschule, Arbeitsplätze in der
klebrohstoffproduzierenden Industrie gefunden. Koch: "Neben der Freude an
der Forschung ist mir ein solcher Technologietransfer über Verfahren und
über Köpfe eine besondere Freude."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution287

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Westfälische Hochschule, 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/661: Kassel - Infos "Betreuungsrecht, Vorsorgevollmachten und Patientenverfügung", 16.10.


Informationsveranstaltung der Betreuungsbehörde



Über das Thema "Betreuungsrecht, Vorsorgevollmachten und
Patientenverfügung" informiert die Betreuungsbehörde der Stadt Kassel
am Dienstag, 16. Oktober, ab 10 Uhr im Magistratssaal des Rathauses.
Alle Interessierten sind eingeladen, an der kostenfreien Veranstaltung
teilzunehmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





BILDUNG/912: Weltmädchentag - Bildung für Mädchen in Konfliktregionen ist der Schlüssel für eine friedlichere Zukunft


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Oktober 2018

Weltmädchentag: Bildung für Mädchen in Konfliktregionen ist der Schlüssel für eine friedlichere Zukunft



Zum morgigen internationalen Mädchentag erklärt Ottmar von Holtz, Sprecher für Zivile Krisenprävention:

Die Bundesregierung sollte den heutigen Weltmädchentag zum Anlass nehmen, mehr für bessere Bildung und Gesundheitsversorgung von Mädchen in Konfliktregionen zu tun. Denn hier liegt der Schlüssel für eine friedlichere und humanere Zukunft. Der G7-Gipfel in Kanada im Juni gab einen wichtigen Impuls für mehr Geschlechtergerechtigkeit und den verbesserten Zugang zu hochwertiger Bildung für Mädchen. Auch Deutschland verpflichtete sich zu mehr Engagement. Doch Resolutionen bleiben wohlfeil, wenn die Regierung sie abheftet, statt sie umzusetzen. Dabei ist ein stärkerer Einsatz dringend gefragt: Derzeit werden weniger als drei Prozent der Humanitären Hilfe für Bildung ausgegeben, so dass weltweit knapp 8,5 Milliarden Euro im Bildungsbereich der Humanitären Hilfe fehlen.

Nicht nur die betroffenen Mädchen profitieren in vielerlei Hinsicht vom Zugang zu Bildung, sondern alle. Das UN-Kinderhilfswerk Unicef hat in einer Langzeitanalyse ausgewertet, dass mehr Bildungsgerechtigkeit zwischen Mädchen und Jungen die Wahrscheinlichkeit von gewaltsamen Konflikten um 37 Prozent verringert. Bildung liefert also eine ungemein hohe Friedensdividende.

Mädchen sind in Konfliktregionen die ersten, bei denen Bildung und Gesundheitsversorgung zu kurz kommen. 75 Millionen Kinder zwischen drei und 18 Jahren gehen weltweit aufgrund von Konflikten und Instabilität nicht zur Schule, davon ist die große Mehrheit weiblich. Ihnen fehlt dadurch der Grundstein für ein Leben jenseits von Armut, Gewalt, Unsicherheit und Perspektivlosigkeit. Wir sollten uns mehr anstrengen, damit Mädchen weltweit zu gebildeten Frauen heranwachsen, die ihre Rechte einfordern und eine nachhaltige Entwicklung in ihren Ländern fördern können.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





FINANZEN/1498: Anton Hofreiter zur Warnung des Internationalen Währungsfonds 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Oktober 2018



Anton Hofreiter zur Warnung des Internationalen Währungsfonds / Finanzmarktregulierung

Zur Warnung des Internationalen Währungsfonds bei der internationalen Finanzmarktregulierung nachzulassen erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Es muss ein Weckruf für Finanzminister Scholz sein, wenn inzwischen selbst der Internationale Währungsfond Staaten wie Deutschland dazu auffordert, bei der Regulierung der Finanzmärkte nicht zurückzufallen. Und zu Recht. Im Gegensatz zu anderen Staaten hat sich die Bundesregierung nie an eine effektive Regulierung des Finanzsektors herangetraut. Es braucht endlich klare Regeln, mit denen die Banken und Spekulanten auch vor sich selbst, vor allem aber die Steuerzahler vor den Kosten der Zockereien geschützt werden. Statt aber zu regulieren wurden die Probleme immer wieder unter den Teppich gekehrt.

Doch die nächste Krise kommt bestimmt, weil zu wenig investiert wird, weil es immer noch keine gemeinsamen europäischen Sicherungssysteme gibt und weil langfristige Risiken wie die Klimakrise noch viel zu wenig bei Finanzmarktentscheidungen berücksichtigt werden. Die Bundesregierung muss mit klarer und kluger Regulierung durchgreifen und der Finanzindustrie endlich die Stirn bieten."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





VERKEHR/792: Anton Hofreiter zur CO2-Grenzwerten bei Pkw


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Oktober 2018

Anton Hofreiter zur CO2-Grenzwerten bei Pkw



Zur Einigung der Umweltminister bei CO2-Grenzwerten für Pkw erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Das Verhandlungsergebnis im Umweltministerrat ist die nächste Klatsche für die Bundesregierung. Die Große Koalition hat sich erneut im Gestern verschanzt. Angela Merkel und Andreas Scheuer sollten zur Vernunft kommen und ihren Kuschelkurs mit der Autoindustrie aufgeben. Damit isolieren sie Deutschland in der Klimapolitik. Dennoch kann der Kompromiss noch nicht das Ende der Fahnenstange sein. Eine 35-Prozent-Reduktion wäre vollkommen unzureichend für die Herausforderungen von morgen. Wir fordern alle Verhandlungspartner auf, sich im Rahmen der Trilogverhandlungen für ambitioniertere Grenzwerte einzusetzen. Die Mahnungen des IPCC-Berichtes müssen ernst genommen werden und zu konkreten politischen Handlungen führen. Und auch die Bundesregierung darf beim Klimaschutz im Verkehr nicht länger auf der Bremse stehen. Das ist unverantwortlich."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





VERKEHR/791: Katrin Göring-Eckardt zum heutigen Fahrverbot-Urteil in Berlin


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Oktober 2018

Katrin Göring-Eckardt zum heutigen Fahrverbot-Urteil in Berlin



Zu dem heutigen Fahrverbot-Urteil in Berlin erklärt Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende:

"Das Urteil zeigt, dass die Bundesregierung nicht handelt. Sie hat nicht getan, was notwendig wäre. Für diese Fahrverbote trägt Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer die Verantwortung. Die Kompromisse der Großen Koalition werden weitere Fahrverbote nicht verhindern. Sie sind nur ein weiterer Flickenteppich. Kein Problem ist gelöst. Es braucht jetzt die Blaue Plakette, damit klar ist, wer in die Stadt fahren kann und wer nicht. Und wir brauchen endlich die verbindliche Hardware-Nachrüstung auf Kosten der Hersteller. Diejenigen, die dachten, dass sie mit ihrem Diesel ein umweltfreundlicheres Auto kaufen, müssen doch auch tatsächlich damit fahren können. Wir erleben aber eine Bundesregierung, die das Wohl der Bürgerinnen und Bürger in keiner Weise im Blick hat. Es ist absurd, dass wir eine Bundesregierung haben, die gleichzeitig zur Entwertung der Autos beiträgt und zu dreckiger Luft. Möglicherweise führt das jetzt ja zu einem aktiven Umdenken. Denn manchmal braucht man ja noch mehr als die Erkenntnis, manchmal braucht es auch einen echten Anstoß."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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MILITÄR/657: Deutschland muss Kampf gegen IS-Terror weiterhin unterstützen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Oktober 2018

Deutschland muss Kampf gegen IS-Terror weiterhin unterstützen

Bereitschaft zu mehr internationaler Verantwortung gefordert



Der Bundestag debattiert am morgigen Donnerstag in erster Lesung das
Mandat zur fortgesetzten Beteiligung der Bundeswehr an der Bekämpfung
des IS-Terrors und zur Stabilisierung des Iraks. Dazu erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann
David Wadephul:

"Die IS-Terrorgruppe ist in Syrien und Irak militärisch geschlagen.
Sie hat ihre Herrschaft über weite Gebiete dieser Staaten verloren.
Doch verschwunden ist der IS damit nicht, er hat sich lediglich in
den Untergrund zurückgezogen. Damit bleibt er weiterhin eine Gefahr
für die Region sowie für Deutschland und Europa. Deswegen ist es
wichtig, dass die internationale Koalition aus über 70 Staaten ihren
Kampf gegen den IS-Terror fortsetzt. Daran wird sich auch Deutschland
weiter beteiligen.

So werden wir unsere Luftaufklärung und Luftbetankung der
internationalen Koalition für ein weiteres Jahr zur Verfügung
stellen, planen jedoch den Abzug der Luftwaffenverbände zum
Mandatsende. Außerdem setzen wir unsere Beratung und Ausbildung
irakischer Sicherheitskräfte im ganzen Land fort. Das ist von
zentraler Bedeutung, da die Stabilisierung des Irak der Schlüssel für
die Zukunft der ganzen Region ist.

Die Fortsetzung des Irak-Mandats ist ein notwendiger Schritt auf dem
Weg zu einer Strategie für den Nahen und Mittleren Osten. Diese
Region braucht neben Diplomatie und humanitärer Hilfe auch den
Einsatz militärischer Mittel. Uns erscheint es befremdlich, dass
unser Koalitionspartner sich gegen eine Beteiligung Deutschlands an
einer zukünftigen NATO-Mission zur Stabilisierung des Irak
ausgesprochen hat, wie sie beim Juli-Gipfel auch mit deutscher Stimme
beschlossen wurde. Die Aufgaben der NATO-Mission und unserer
bilateralen Mission sind deckungsgleich. Insofern wäre eine
Beteiligung Deutschlands ein wichtiges Signal an unsere Verbündeten
gewesen.

Diese Ablehnung unseres Koalitionspartners ist umso unverständlicher,
als immer wieder Stimmen aus der SPD zu vernehmen sind, die fordern,
dass Deutschland im Rahmen von Koalitionen und Bündnissen weltweit
Verantwortung übernehmen und sich solidarisch zeigen müsse. Die
CDU/CSU-Fraktion steht auf dem Standpunkt: Wer internationale
Verantwortung übernehmen will, wer die internationale Zusammenarbeit
stärken will, der muss auch bereit sein, konkret zu handeln."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





UMWELT/784: CO2-Grenzwerte müssen streng, aber erreichbar sein


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. Oktober 2018

CO2-Grenzwerte müssen streng, aber erreichbar sein



Zur Vereinbarung der EU-Umweltminister, die CO2-Grenzwerte für
Pkw-Neuzulassungen von 2020 bis 2030 um 35 Prozent zu reduzieren,
können Sie die Beauftragte der CDU/CSU-Bundestagsfraktion für
Klimaschutz, Anja Weisgerber, mit folgenden Worten zitieren:

"Wir brauchen in Europa ambitionierte, aber auch realisierbare
Vorgaben für den CO2-Ausstoß von Pkw und leichten Nutzfahrzeugen. Wir
müssen einerseits die Daumenschrauben für die Automobilindustrie
soweit anziehen, dass diese sich auch tatsächlich anstrengen muss,
ihren Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Andererseits dürfen die
Grenzwerte aber auch nicht so streng sein, dass sie unerreichbar
sind. Denn damit würden am Industriestandort Deutschland
Arbeitsplätze gefährdet. Ziel muss sein, dass die Automobilindustrie
in die weitere Entwicklung von Umweltinnovationen investiert. Das
Geld darf nicht in Strafzahlungen fließen, die sie bei
Nichteinhaltung unrealistischer Grenzwerte bezahlen müsste.

Die vom EU-Umweltrat beschlossenen Grenzwerte sind in der Tat
ambitioniert. Die Automobilindustrie ist jetzt gefragt, schnell und
noch intensiver als bisher auf alternative Antriebsarten und
effizientere Technologien umzuschwenken, die den CO2-Ausstoß
reduzieren - zum Beispiel auf die Leichtbauweise. Anreize werden auch
dadurch gesetzt, dass Investitionen in Umweltinnovationen und der
Einsatz von alternativen Antriebsarten besonders auf den Flottenwert
angerechnet werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1794: Bundesregierung muss Position zum Fall Khashoggi beziehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Oktober 2018

Bundesregierung muss Position zum Fall Khashoggi beziehen



"Die Bundesregierung darf die Affäre um den verschwundenen saudischen Journalisten Jamal Khashoggi nicht einfach aussitzen. Mit Blick auf die gnadenlose Verfolgung von Kritikern des Herrscherhauses und des verbrecherischen Krieges gegen Jemen muss die Bundesregierung endlich ihre schauderhafte Nähe zur Kopf-ab-Diktatur beenden und die Rüstungsexporte an Riad stoppen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Nach dem Hofieren Saudi-Arabiens als Hort der Stabilität und des Friedens durch Bundesaußenminister Heiko Maas muss die Bundesregierung darlegen, inwieweit sie mit der Einschätzung türkischer Behörden übereinstimmt, dass die Verantwortung Saudi-Arabiens für das Verschwinden bzw. die Tötung des vermissten Journalisten sehr wahrscheinlich ist und es keine andere plausible Alternative gibt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 10. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1793: Islamisten in Syrien umfassend entwaffnen, politischen Prozess vorantreiben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Oktober 2018

Islamisten in Syrien umfassend entwaffnen, politischen Prozess vorantreiben



"Der Abzug schwerer Waffen aus einer geplanten entmilitarisierten Zone in der syrischen Provinz Idlib ist ein wichtiger Schritt hin zu einem Ende der Gewalt und zur Fortsetzung von Verhandlungen für eine politische Lösung in Syrien. Die Bundesregierung muss diesen Prozess unterstützen, in dem nun schnell finanzielle Mittel für den Wiederaufbau Syriens beschlossen werden. Die humanitäre Hilfe von Seiten Deutschlands muss den Menschen in ganz Syrien, auch den in den kurdischen Gebieten im Norden, zugutekommen und nicht nur islamistischen Gruppierungen in Idlib", sagt Heike Hänsel stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der heute ablaufenden Frist zur Abgabe schwerer Waffen in Idlib. Die Außenpolitikerin weiter:

"Die Rolle der Türkei, die sich völkerrechtswidrig in Syrien befindet, darf sich nicht zu einer Dauer-Besatzungsmacht ausweiten, denn das Erdogan-Regime treibt in Syrien ein doppeltes Spiel: Auf der einen Seite beteiligt sich Ankara an der Räumung der demilitarisierten Zone, zugleich unterstützt Erdogan in Syrien islamistische Gruppierungen und hält mehrheitlich kurdisch bewohnte Gebiete in Syrien besetzt.

Wenn nun Kämpfer der von Ankara unterstützten Nationalen Befreiungsfront (NFL) allerdings neue Angriffe aus Idlib auf die syrische Armee planen, so zeigt dies, dass die auch von der Bundesregierung vertretene Aufteilung in gemäßigte Rebellen und radikale Islamisten in der Realität nicht existiert. Alle in Syrien befindlichen Milizen müssen entwaffnet werden oder abziehen, um einen Friedensprozess in Syrien zu ermöglichen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 10. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/1051: Höhere Pflegebeiträge für bessere Renditen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Oktober 2018

Höhere Pflegebeiträge für bessere Renditen



"Die private Pflegewirtschaft steht in den Startlöchern, um die erhöhten Pflegebeiträge einzustreichen", empört sich Pia Zimmermann, Sprecherin für Pflegepolitik der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den Beschluss des Bundeskabinetts, die Beträge zur Pflegeversicherung um 0,5 Prozentpunkte anzuheben. Zimmermann weiter:

"Ohne einen Paradigmenwechsel in der Pflegepolitik kann das zusätzliche Geld gar nicht da ankommen, wo es dringend gebraucht wird. Die privaten Anbieter haben im Pflegemarkt längst rentable Investitionsobjekte gefunden. Sie werben mit zweistelligen Renditen. Für sie gibt es überhaupt keine Notwendigkeit, das zusätzliche Geld in gute Pflege zu investieren.

So lange es keine verbindlichen Personalschlüssel für die Pflegeheime gibt, werden Pflegekräfte als billige Arbeitskräfte verheizt. Die Arbeitsbedingungen von Pflegekräften verbessert man nicht, indem man den Arbeitgebern mehr Geld gibt. DIE LINKE fordert daher eine konsequente Rückführung der Pflegeeinrichtungen in die kommunale Hand und verbindliche Personalschlüssel für alle Bereiche der Pflege. Die Gewinne der Pflegeheimbetreiber auf Kosten der Beitragszahler müssen ein Ende haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 10. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/1050: Erfolgreiches Volksbegehren gegen Pflegenotstand an Bayerns Krankenhäusern


DIE LINKE - Presseerklärung vom 9. Oktober 2018

Erfolgreiches Volksbegehren gegen Pflegenotstand an Bayerns 
Krankenhäusern



Auch in Bayerns Krankenhäusern herrscht Pflegnotstand, es fehlen ca. 12.000 Pflegestellen. Das hat dramatische Folgen für Patientinnen und Pflegekräfte. Das Volksbegehren "Stoppt den Pflegenotstand an Bayerns Krankenhäusern" fordert deshalb verbindliche Personalvorgaben und verbesserte Hygienevorschriften. DIE LINKE. Bayern unterstützte das Volksbegehren und gehört zu den Initiatorinnen. Heute wurden 102.137 Unterschriften für die Zulassung des Volksbegehrens vor dem bayerischen Innenministerium übergeben. Erforderlich wären nur 25.000 Unterschriften gewesen. Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, erklärt:

Der Personalmangel in der Pflege ist bekanntermaßen riesig. Es fehlen 100.000 Pflegekräfte in den Krankenhäusern und 40.000 in der Altenpflege. DIE LINKE fordert mit ihrer Kampagne "Menschen vor Profite: Pflegentstand stoppen" mehr Personal, eine bedarfsgerechte Personalausstattung, endlich eine höhere Ausbildungsquote und vor allem Löhne, die diese gesellschaftlich unersetzliche Arbeit entsprechend würdigen.

Eine aktuelle Studie der Hans Böckler Stiftung hat unsere Forderungen bestätigt, im Pflegedienst der Krankenhäuser fehlen der Untersuchung zufolge gut 100.000 Vollzeitstellen. Daran werden auch die geplanten Gesetze von Gesundheitsminister Jens Spahn nach Auffassung der Böckler Stiftung nichts Wesentliches ändern.

Das überragende Ergebnis des Volksbegehrens "Stoppt den Pflegenotstand an Bayerns Krankenhäusern" zeigt, dass sich die Menschen in Bayern den massiven Pflegenotstand nicht mehr bieten lassen wollen. Es muss endlich etwas passieren.

Ich begrüße es sehr, dass DIE LINKE in Bayern das erfolgreiche Volksbegehren unterstützt und mitinitiiert hat. Die Landtagswahl am kommenden Sonntag sollte auch zu einer Abstimmung für bessere Pflege werden.

Ates Gürpinar, Spitzenkandidat DIE LINKE. Bayern, erklärt:

102.137 Unterschriften in knapp acht Wochen sind eine überwältigende Zahl. Es freut mich, dass das Volksbegehren mit unserem Abgeordneten Harald Weinberg als Hauptinitiator eine so breite Unterstützung erhalten hat. Ich möchte den vielen Sammlerinnen und Sammlern und insbesondere den Kolleginnen und Kollegen in den Kliniken meinen Dank für ihre regelrechte Sammelwut aussprechen. Diese Wut ist aufgrund der Untätigkeit der Regierungen entstanden - und zeigt schon jetzt Wirkung. Langsam erkennen selbst Hardliner anderer Parteien, dass sich etwas ändern muss.
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INNEN/4991: DIE LINKE unterstützt Großdemonstration #unteilbar am 13.10. in Berlin


DIE LINKE - Presseerklärung vom 10. Oktober 2018

DIE LINKE unterstützt die Großdemonstration #unteilbar am 13. Oktober in Berlin



Die Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger erklären:

Rassismus und soziale Kälte sind Brüder im Geiste. Für eine freie und vielfältige Gesellschaft, für soziale Gerechtigkeit und Sicherheit gehen wir am Samstag gemeinsam mit Tausenden auf die Straße!

DIE LINKE hat sich an der Vorbereitung und Durchführung der Großdemonstration #unteilbar am 13. Oktober in Berlin beteiligt. Deutschlandweit kommen unsere Mitglieder nach Berlin, um gemeinsam mit vielen anderen für eine offene und freie Gesellschaft einzutreten. DIE LINKE ist Partei in Bewegung und Bündnispartnerin aller, die Sozialstaat, Flucht und Migration nicht gegeneinander ausspielen lassen. Wir halten dagegen, wenn Grund- und Freiheitsrechte weiter eingeschränkt werden sollen.

Die solidarische Gesellschaft ist eine, in der sich Menschen die Hände reichen statt nach unten zu treten, in der alle aufeinander aufpassen und gemeinsam stark sind. Das riecht nach Klassenkampf - und genau den führen wir. Wir können Gerechtigkeit nur gemeinsam erkämpfen, wenn Menschen mit unterschiedlichen Berufen, Biografien, prekär und nicht prekär Beschäftigte, Menschen unterschiedlicher Herkunft und Hautfarbe zueinanderfinden und gemeinsam ihre Interessen vertreten.

Das ist unser Land, und nicht das Land der Söders und Seehofers, die die Menschen gegeneinander aufhetzen, um davon abzulenken, dass sie sich nicht um die Interessen der Mehrheit scheren. Sozialverbände, Gewerkschaften, Sportverbände, Künstlerinnen und Künstler, Religionsgemeinschaften und Flüchtlingsorganisationen - wir alle ziehen an einem Strang, denn Menschenrechte, Freiheit und Solidarität sind unteilbar.

 * 
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SOZIALES/2552: 449.550 Hartz-IV-Sanktionen in 180 Tagen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 10. Oktober 2018

449.550 Hartz-IV-Sanktionen in 180 Tagen



Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE und sozialpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE im Bundestag:

"Die Bestrafungswut gegenüber Menschen in Hartz-IV-Bezug ist weiterhin ungebrochen. Rund 2.500 Sanktionen pro Tag wurden im ersten Halbjahr gegen Erwerbslose verhängt. Sanktionen bringen Menschen in existenzielle Bedrängnis. Sie streichen ihre Arztbesuche, ihnen droht der Verlust der Wohnung oder der Krankenversicherung. Kurzum, diese Menschen stehen mit dem Rücken zur Wand. Allein im ersten Halbjahr wurde rund eine halbe Millionen Menschen "bestraft". Die Sanktionsquote - also das Verhältnis von verhängten Sanktionen zu allen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten - liegt unverändert bei 3,1 Prozent. Im vergangenen Jahr waren bundesweit knapp 953 000 Bezieher mit einer Kürzung oder Streichung des Arbeitslosengeldes II bestraft worden. Jede Sanktion ist eine Sanktion zu viel, denn betroffen von Sanktionen sind nicht nur die Direktsanktionierten, sondern auch jene, über denen die Androhung einer Sanktion wie ein Damoklesschwert hängt. Sanktionen sollen disziplinieren und schwächen deshalb die Wehrhaftigkeit von Erwerbslosen und Beschäftigten. Deshalb wird DIE LINKE und werde auch ich persönlich nicht ruhen, bevor das Hartz IV Sanktionsregime abgeschafft ist und Sanktionsfreiheit durchgesetzt wird."

DIE LINKE fordert gute Arbeit, eine sanktionsfreie, individuelle Mindestsicherung in Höhe von derzeit 1050 Euro netto sowie eine eigenständige Kindergrundsicherung von etwa 600 Euro monatlich.

 * 
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SOZIALES/2551: Hartz IV - Sanktions-Regime endlich abschaffen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Oktober 2018

Sanktions-Regime endlich abschaffen



"Hartz IV gehört endlich abgeschafft. Statt Jahr für Jahr Menschen zu sanktionieren, brauchen wir endlich eine Offensive für gute Arbeit und gute Löhne sowie eine sanktionsfreie Mindestsicherung für bedürftige Menschen", kommentiert Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, die heute veröffentlichte Sanktionsstatistik der Bundesagentur für Arbeit. Ferschl weiter:

"Seit mehr als 13 Jahren werden Menschen von den Jobcentern in prekäre Jobs oder sinnlose Maßnahmen gesteckt. Wer sich dagegen wehrt, wird sanktioniert. Dieses unwürdige Schauspiel läuft auf dem Rücken der Betroffenen, die so um ihr Grundrecht auf eine menschenwürdige Existenz gebracht werden. Die Sanktionen haben aber noch einen Nebeneffekt, der von den Arbeitgebern genau so gewollt ist: Sie wirken als Drohpotential disziplinierend auf Beschäftigte. Das war und ist noch immer das Ziel der gesamten Agenda-2010-Politik: Beschäftigte gefügig machen und den Arbeitsmarkt deregulieren. Wer hier noch vom 'Fordern und Fördern' als Erfolgsfaktor am Arbeitsmarkt spricht, hat den Bezug zur Realität vollends verloren."

 * 
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VERKEHR/501: Fahrverbote - Kein Ende in Sicht


DIE LINKE - Presseerklärung vom 9. Oktober 2018

Fahrverbote - Kein Ende in Sicht



"Der Diesel-Plan der Bundesregierung ist im Rekordtempo gescheitert. Wie wirkungslos das Maßnahmenpaket der Bundesregierung ist, zeigen uns nun eindrücklich die erlassenen Fahrverbote in Berlin. Statt Umtauschprämien für Dieselfahrzeuge bedarf es dringend eines Umtauschs des Verkehrsministers", erklärt Ingrid Remmers, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Remmers weiter:

"Wie oft müssen die Gerichte noch Fahrverbote verhängen, bis sich die Bundesregierung endlich für flächendeckende Hardware-Nachrüstungen auf Kosten der Hersteller durchringt? Nach Hamburg, Stuttgart, Aachen, Frankfurt und Berlin könnten allein in diesem Jahr noch in sieben weiteren Städten Fahrverbote folgen. Die Zeit der freundlichen Appelle an die Autoindustrie muss ein Ende haben. Warum gibt es im dritten Jahr des Abgasskandals immer noch keine Strafzahlungen für die betrügenden Konzerne? Das wäre im Gegensatz zu freundlichen Appellen eine konsequente Alternative. Fest steht: Das Dilemma der Fahrverbote haben die Autobauer und die Bundesregierung gemeinsam zu verantworten."
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WIRTSCHAFT/2097: Wirtschaftspolitik der GroKo - sehenden Auges in die Krise


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Wirtschaftspolitik der GroKo - sehenden Auges in die Krise



Der Internationale Währungsfonds korrigiert seine Wachstumsprognose für die Weltwirtschaft um 0,2 Prozentpunkte nach unten. Auch der Produktionsindex in Deutschland ist im Vergleich zu den Vormonaten leicht gesunken. Dazu der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger:

Von der weltweiten Eintrübung ist Deutschland aufgrund der einseitigen Wirtschaftspolitik der Großen Koalition besonders betroffen. Bundeswirtschaftsminister Altmaier hält an einer Exportstrategie fest, die vielleicht in der Ära Adenauers funktioniert haben mag. Im 21. Jahrhundert Arbeitsplätze und Wirtschaft der Willkür Donald Trumps auszusetzen, indem man stumpf weiter auf Export setzt statt durch Lohnerhöhungen und Investitionen die Binnennachfrage anzukurbeln und die Handelsbilanz ins Gleichgewicht zu bringen, ist schlicht fahrlässig. Die schwarz-rote Bundesregierung hält es bei der Wirtschaftspolitik wie bei den Renten und dem Wohnungsbau: sehenden Auges in die Krise. Die Weltwirtschaft muss schleunigst umgebaut werden, sonst droht neben einer Wirtschaftskrise auch der ökologische Kollaps. Eine verantwortungsbewusste Wirtschaftspolitik hingegen investiert in die Zukunft. Ein 100-Milliarden-Investitionsprogramm, mehr öffentliche Beschäftigung und starke Löhne sind der Schlüssel, um die Binnenwirtschaft zu stabilisieren. Eine Bundesregierung, die auch künftig den Tanz auf dem Drahtseil zugunsten unternehmerischer Profite einer demokratischen Wirtschaftsweise zum Wohle Aller vorzieht, wäre fatal für die Menschen und für die Umwelt.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7597: Heute im Bundestag Nr. 749 - 10.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 749

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 14.18 Uhr

1. Zoll-Einheit hat Altfälle abgearbeitet

2. Änderung bei Akkreditierungsstellengesetz

3. FDP-Antrag zur Reproduktion abgelehnt

4. Kritik an geplanter Lkw-Mautänderung

5. Vermögensverteilung in Deutschland

6. Ungleichheit bei Einkommen



1. Zoll-Einheit hat Altfälle abgearbeitet

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Die mit Startschwierigkeiten zu kämpfende "Financial
Intelligence Unit" (FIU) des Zolls, die Verdachtsmeldungen auf
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung auswertet, hat alle sogenannten
Altfälle, die bislang nicht bearbeitet werden konnten, inzwischen
abgearbeitet. Dies berichtete die Bundesregierung am Mittwoch in der
von der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) geleiteten Sitzung
des Finanzausschusses. Kritische und eilbedürftige Meldungen würden
spätestens am nächsten Tag an die Strafverfolgungsbehörden
übermittelt. Derzeit seien 130 Planstellen besetzt; 230 Mitarbeiter
aus der Zollverwaltung würden die FIU verstärken. Es sei ein Aufwuchs
auf insgesamt 475 Stellen beabsichtigt. Man sei "auf einem guten Weg",
so die Regierung.

Die CDU/CSU-Fraktion begrüßte, dass der anfängliche Rückstau bei den
Verdachtsmeldungen beseitigt werden konnte. Die zeitnahe Bearbeitung
der Meldungen werde jetzt möglich. Die SPD-Fraktion schloss sich der
Beurteilung der Union an und sprach sich dafür aus, die
Personalgewinnung attraktiver zu gestalten.

Die Urteile der Oppositionsfraktionen fielen wesentlich kritischer
aus. Die AfD-Fraktion bezweifelte, dass die Fälle wirklich
abgearbeitet worden seien und fragte, ob da nicht einfach nur Stempel
draufgedrückt worden seien. Für die FDP-Fraktion war der Bericht der
Bundesregierung "zu positiv gezeichnet". Auch die Fraktion Die Linke
hatte unter Berufung auf Angaben von Experten nicht den Eindruck, dass
die strukturellen Probleme abgestellt seien. Die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen verwies auf nach wie vor bestehende Probleme mit der von
der FIU genutzten Software. Sie sprach sich für attraktive Angebote an
Stellenbewerber aus.

Ein Antrag der Fraktion Die Linke (19/2592) für eine effektivere
Bekämpfung der Geldwäsche in Deutschland fand nur die Zustimmung von
Linksfraktion, Bündnis 90/Die Grünen und AfD. Die FDP-Fraktion
enthielt sich. Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD setzten mit
ihrer Mehrheit die Ablehnung des Antrages durch. In dem Antrag
verlangt die Linksfraktion von der Bundesregierung Sofortmaßnahmen, um
den reibungslosen Ablauf der Bearbeitung und Weiterleitung von
Geldwäscheverdachtsmeldungen zu gewährleisten. Der Rückstau bei der
Bearbeitung von Geldwäscheverdachtsmeldungen in der "Financial
Intelligence Unit" müsse abgebaut werden, allerdings unter Einhaltung
der erforderlichen Analysestandards.

Wie die Fraktion in ihrem Antrag weiter schreibt, waren die Aufgaben
der FIU vor der Verlagerung zum Zoll auf Landeskriminalämter und
Bundeskriminalamt verteilt. Mit der Verlagerung zum Zoll sei aber der
Personalstock trotz zunehmender Zahl von Meldungen verringert worden.
Eine Folge sei ein Rückstau bei der Bearbeitung von
Geldwäscheverdachtsmeldungen. Ende März 2018 habe es immer noch 29.173
unbearbeitete Geldwäscheverdachtsmeldungen gegeben.

 * 

2. Änderung bei Akkreditierungsstellengesetz

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hat gesetzliche
Neuregelungen zur Akkreditierungsstelle beschlossen. Mit den Stimmen
der Koalitionsfraktionen und gegen die Stimmen der Fraktionen AfD und
FDP stimmte das Gremium in seiner Sitzung am Mittwoch für die Annahme
eines Gesetzentwurfs in geänderter Fassung (19/3373). Die Abgeordneten
der Grünen und Linken enthielten sich. Der Gesetzentwurf soll noch in
dieser Woche den Bundestag in zweiter und dritter Lesung passieren.
Der Ausschuss sprach sich dafür aus, im Nachgang in einem Fachgespräch
Details zu den Auswirkungen zu diskutieren. Mit der Novelle setze die
Bundesregierung EU-Vorgaben um, erklärte der Parlamentarische
Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministerium, Christian Hirte (CDU).
Es laufe ein Vertragsverletzungsverfahren, man müsse aktiv werden.

Die Deutsche Akkreditierungsstelle GmbH (DAkkS) soll in die Lage
versetzt werden, ihre Alleinstellung zu verteidigen - also Tätigkeiten
zu untersagen, die ihren Vorbehaltsbereich beschneiden. Außerdem wird
die Gewerbeordnung so geändert, dass Industrie- und Handelskammern
bundesweit einheitliche Sachkundeprüfungen für bestimmte Berufe
durchführen dürfen. In der Gewerbeordnung wird außerdem eine
Ermächtigungsgrundlage mit Blick auf Vorgaben der
Finanzmarktrichtlinie erweitert.

Die Unionsfraktion pflichtete dem Staatssekretär in Bezug auf die
Notwendigkeit des Handelns bei. Es gehe darum,
Schattenakkreditierungsstellen zu schließen. Gütezeichen und
Nachhaltigkeitssiegel seien nicht betroffen. Ein Abgeordneter der
SPD-Fraktion betonte, der Aufgabenumfang der DAkkS werde nicht
erweitert, sondern lediglich an EU-Recht ausgerichtet.

Die Opposition folgte diesen Argumentationen nur zum Teil. Ein
AfD-Abgeordneter warf auf, ob mehr Wettbewerb in dem Bereich gar
wünschenswert sein könnte. Die FDP-Fraktion fürchtete, dass letztlich
doch der Aufgabenbereich der Akkreditierungsstelle erweitert werde und
dies zu Lasten der Privatwirtschaft gehe. Außerdem sei fraglich, wer
denn die DAkkS kontrolliere.

Die Linksfraktion begrüßte das Ziel, Einheitlichkeit herzustellen. Ein
Abgeordneter wies darauf hin, dass es sich bei der Stelle um eine
Institution mit hoheitlichen Aufgaben handele - es stelle sich die
Frage, warum die DAkkS dann privatwirtschaftlich organisiert sei. Die
Grünen-Fraktion begründete ihre Enthaltung damit, dass es offene
Fragen zu Umsetzung und internationaler Ausrichtung gebe.

 * 

3. FDP-Antrag zur Reproduktion abgelehnt

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Die FDP ist mit ihrem Vorstoß für eine Reform der
Richtlinie des Bundesfamilienministeriums zur assistierten
Reproduktion im Familienausschuss gescheitert. Der Ausschuss lehnte
den entsprechenden Antrag (19/585) am Mittwoch mit den Stimmen der
CDU/CSU, SPD und AfD bei Stimmenthaltung von Bündnis 90/Die Grünen ab.

Die Liberalen fordern in ihrem Antrag unter anderem, dass der Bund im
gesamten Bundesgebiet unabhängig von einer Kofinanzierung der Länder
25 Prozent der Kosten für die ersten vier Versuche einer
Kinderwunschbehandlung übernimmt. Es gebe zwar kein Recht auf Kinder,
aber ein Recht auf die Chance auf Kinder, begründete die Fraktion im
Ausschuss ihre Forderungen. Deshalb müsse der Bund kinderlose Paare
und Alleinerziehende bei der Realisierung eines Kinderwunsches
unterstützen.

Dem prinzipiellen Ansinnen des FDP-Antrags stimmten alle anderen
Fraktionen im Ausschuss zu. Kritisch bewertet wurde jedoch die
Forderung, die finanzielle Unterstützung der Kinderwunschbehandlung
auch auf Alleinstehende auszuweiten und die Altersgrenze von 40 Jahren
bei Frauen aufzuheben. Mehrheitlich auf Ablehnung stieß auch eine
Förderung der Nutzung von Samenzellspenden sowie der Nutzung von
kryokonservierten Ei- und Samenzellen. Es dürfe zu keiner staatliche
Alimentierung einer "Reproduktionsindustrie" kommen.

Vertreter von CDU/CSU und SPD kündigten an, dass die Koalition gemäß
ihres Koalitionsvertrages einen Gesetzentwurf zur Reform
Reproduktionsrichtlinie vorlegen werde. Die unterschiedlichen
Regelungen über die Kofinanzierung in den Bundesländern sei ungerecht.
Die Realisierung eines Kinderwunsches dürfe nicht vom Wohnort abhängig
sein.

 * 

4. Kritik an geplanter Lkw-Mautänderung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Die sich aus dem von der Bundesregierung vorgelegten
"Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des
Bundesfernstraßenmautgesetzes" (19/3930) ergebende "eklatante
Mautsteigerung" wird nach Ansicht von Dirk Engelhardt vom
Bundesverband für Güterkraftverkehr, Logistik und Entsorgung (BGL) die
Verbraucherpreise beeinflussen. Das sagte der BGL-Hauptgeschäftsführer
während einer öffentlichen Anhörung des Verkehrsausschusses am
Mittwoch. Von Mehrkosten in Höhe von drei Milliarden Euro durch die
schon erfolgte Ausweitung der Maut und die geplante Mautänderung ging
Jürgen Hasler, Abteilungsleiter Mobilität und Logistik beim
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), aus. Der Wettbewerb in
der Speditionsbranche werde sich verschärfen, möglicherweise auch zu
Lasten sozialer Standards, sagte er.

Ziel des Gesetzes ist es laut Bundesregierung, die Mautsätze auf der
Basis des Wegekostengutachtens 2018 bis 2022 zu aktualisieren und eine
rechtliche Grundlage für die Anlastung der Kosten der Lärmbelastung zu
schaffen. Mit der Neuregelung sollen der Vorlage zufolge in den Jahren
2019 bis 2022 Mehreinnahmen in Höhe von 4,16 Milliarden Euro erzielt
werden. Durch die Einführung von Gewichtsklassen will die
Bundesregierung die Verursachergerechtigkeit im Vergleich zu den
bisherigen Achsklassen weiter erhöhen. Außerdem ist geplant,
Elektro-Lkw von der Lkw-Maut zu befreien.

Kritik übte BGL-Vertreter Engelhardt auch am Vorhaben der
Bundesregierung, land- und forstwirtschaftliche Lkw mit einer
Geschwindigkeit bis zu 60 km/h von der Bemautung auszunehmen. Dies
stelle eine erhebliche Wettbewerbsverzerrung dar und habe zu einem
Riesenaufschrei der Unternehmen aus dem Güterkraftverkehr geführt,
sagte Engelhardt. Wenn es eine Ausnahme für derartige Fahrzeuge geben
solle, müsse die auf eine Höchstgeschwindigkeit von 40 km/h beschränkt
werden, forderte er.

Eine zeitliche Begrenzung der Mautbefreiung für Elektro-Lkw verlangte
Dirk Flege von der Allianz pro Schiene. Grundsätzlich aber begrüßte er
die Mautänderung. Die in den vergangenen Jahren immer weiter
auseinandergegangene Kostenschere zwischen der Lkw-Maut und den
Trassenpreisen zu Ungunsten der Schiene werde so zumindest ein
stückweit geschlossen. Kritisch äußerte sich Flege zur weiter
geltenden Mautbefreiung für Fernbusse und dem Verzicht der
Bundesregierung, die Mautlücke zwischen Lkw mit einem Gesamtgewicht
von bis 3,5 Tonnen, die keine Lkw-Maut zahlen müssten und Lkw ab 7,5
Tonnen zu schließen.

Aus Sicht von Kurt-Christian Scheel vom Verband der Automobilindustrie
sollte die Mautbefreiung für Fernbusse jedoch weiterhin gelten.
Fernbusse würden ihre Kosten weitgehend selbst tragen, argumentierte
er. Anders als sein Vorredner, der die Einnahmen aus der Lkw-Maut, die
deutlich über den Kosten lägen, auf alle Verkehrsträger, inklusive die
Schienen verteilen möchte, lehnte Scheel dies ab. Der
Finanzierungskreislauf Straße sei sachgerecht, zumal sich die Höhe der
Mautsätze an den Wegekosten für Bau und Erhalt der Fernstraßen
orientiere.

Für eine Einbeziehung der Fernbusse in die Maut sprach sich wiederum
Gerd Lottsiepen vom Verkehrsclub Deutschland (VCD) aus. Alles andere
stelle einen klaren Nachteil für den Schienenverkehr dar, befand er.
Lottsiepen lehnte zugleich auch die Zweckbindung der Mautmittel an die
Straßen ab. Es müsse der Grundsatz gelten: Verkehr finanziert Verkehr.
Schließlich forderte der VCD-Vertreter, die Maut auf allen Straßen und
für alle Lkw zu erheben.

Thomas Kiel, Vertreter des Deutschen Städtetages, forderte Ausnahmen
für Kommunalfahrzeuge, wie Müllautos und anderen Entsorgungsfahrzeuge.
Dabei dürfe es keine Rolle spielen, ob die Fahrzeuge in kommunaler
Hand sind oder privaten Unternehmen gehören, die im Auftrag der
Kommunen Dienstleistungen erbringen.

Michael Korn von der Alfen Consult GmbH, die das Wegekostengutachten
erstellt hat, verwies darauf, dass mit dem neuen Gutachten eine höhere
Kostenabdeckung erreicht werde. An der Systematik, wie die Wegekosten
verteilt würden, habe sich jedoch nichts geändert.

 * 

5. Vermögensverteilung in Deutschland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/4682) zur Entwicklung der Vermögensungleichheit in Deutschland
gestellt. Sie will von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie
sich das private Nettovermögen pro Zehntel der Bevölkerung und wie
sich die Summe des Nettovermögens aller Netto-Vermögensmillionäre in
Deutschland in den Jahren 2000 bis 2017 entwickelt hat.

 * 

6. Ungleichheit bei Einkommen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Zur Entwicklung der Einkommensungleichheit hat die
Fraktion Die Linke eine Kleine Anfrage (19/4684) gestellt. Die
Bundesregierung soll unter anderem beantworten, wie sich der
Gini-Koeffizient in Deutschland seit dem Jahr 2000 entwickelt hat und
wie viele Personen im vergangenen Jahr ein zu versteuerndes Einkommen
von 65.000 Euro im Jahr hatten.

 * 
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BUNDESTAG/7596: Heute im Bundestag Nr. 748 - 10.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 748

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 13.49 Uhr

1. Friedensprozess in Nordost-Afrika

2. EU-Ausstiegsszenarien Großbritanniens

3. Visavergabe der Vertretungen in Indien

4. Ausgaben für US-Militär in Deutschland

5. Personalstärke des Auswärtigen Amtes

6. Menschenrechtslage in Venezuela

7. Lieferung von Bahngütern an die Türkei



1. Friedensprozess in Nordost-Afrika

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD machen sich
dafür stark, den Friedensprozess zwischen Äthiopien und Eritrea zu
unterstützen und die Zusammenarbeit auszubauen. Mit einem Friedens-
und Freundschaftsvertrag hätten beide Länder im Juli dieses Jahres
einen der virulentesten Grenzkonflikte Afrikas potentiell beendet,
heißt es in einem Antrag (19/4847), der am Freitag auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. "Dieser historische und
mutige Schritt bietet beiden Staaten neue weitreichende
Entwicklungsmöglichkeiten."

Die Bundesregierung wird aufgefordert, beide Seiten dabei zu
unterstützen, "baldmöglichst weitere Schritte zur vollständigen
Normalisierung ihres bilateralen Verhältnisses zu unternehmen".
Außerdem solle sie beiden Regierungen gegenüber dafür eintreten, den
Friedensprozess auch dafür zu nutzen, "politische Öffnung und
ökonomische Transformation voranzutreiben und diese institutionell zu
verankern, damit jungen Menschen in der Region Perspektiven auf
politische und soziale Teilhabe geboten werden". Weitere Forderungen
zielen - "im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel" - auf
eine stärkere finanzielle Unterstützung für den Aufbau des
Bildungssystems in Äthiopien sowie eine möglichen Wiederaufnahme der
Entwicklungszusammenarbeit mit Eritrea, "sobald die innenpolitischen
und innergesellschaftlichen Voraussetzungen in Eritrea dafür erfüllt
sind".

 * 

2. EU-Ausstiegsszenarien Großbritanniens

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Austritt Großbritanniens aus der
Europäischen Union erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/4409). Die Bundesregierung soll unter anderem darlegen,
welche Auswirkungen auf den Waren-, Dienstleistungs- und
Kapitalverkehr nach einem "Brexit" zu erwarten seien. Außerdem fragen
die Abgeordneten, welches Austrittszenario aus Sicht der
Bundesregierung am vorteilhaftesten sein werde und auf welcher
Rechtsform die Beziehungen der EU zum Vereinigten Königreich künftig
basieren sollen.

 * 

3. Visavergabe der Vertretungen in Indien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Visa-Vergabe an indische Fachkräfte und
Studenten erkundigt sich die Fraktion der FDP in einer Kleinen Anfrage
(19/4223). Die Abgeordneten berichten darin unter anderem von
Verzögerungen in den deutschen Auslandsvertretungen in Indien und
erfragen nun die Bearbeitungszeiten für die Visa-Ausstellung sowie die
jeweilige Zahl ausgestellter Visa in den Jahren 2013 bis 2017.

 * 

4. Ausgaben für US-Militär in Deutschland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den Ausgaben des Bundes für das in Deutschland
stationierte US-Militär erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/4322). Konkret wollen die Abgeordneten wissen, ob
Kostenübernahmeansprüche seitens der US-Streitkräfte für
Betankungskosten zulasten der Bundesregierung bestehen, und falls das
zu bejahten ist, in welchen Fällen und auf welcher Grundlage.

 * 

5. Personalstärke des Auswärtigen Amtes

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Personalentwicklung des Auswärtigen Amtes
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4435).
Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wie sich der
Personalbestand seit 1990 entwickelt hat und die Zahlen nach
Besoldungsgruppe und Einsatz im In- und Ausland aufschlüsseln.

 * 

6. Menschenrechtslage in Venezuela

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Lage von Flüchtlingen in und aus Venezuela
thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4275). Die
Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben, wie sie die
Sicherheits- und Menschenrechtslage in dem südamerikanischen Land
beurteilt, welche Entwicklungs- und sonstige Fördermittel seit 1992
aus Deutschland nach Venezuela gingen und welche Organisationen dabei
unterstützt wurden.

 * 

7. Lieferung von Bahngütern an die Türkei

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Unter Berufung auf Medienberichte erkundigt sich die
AfD-Fraktion nach einer geplanten Lieferung von Bahngütern an die
Türkei. Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung nach der
Richtigkeit von Berichten, nach denen sich ein Industriekonsortium
unter Führung des Siemens-Konzerns um einen Auftrag zur Modernisierung
des türkischen Eisenbahnwesens bemüht. Der Auftragswert soll bei etwa
35 Milliarden Euro liegen. In der Kleinen Anfrage (19/4679) geht es
auch um eventuelle Exportbürgschaften und Zinsabsicherungen.

 * 
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BUNDESTAG/7595: Heute im Bundestag Nr. 747 - 10.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 747

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 12.56 Uhr

1. Rechtsausschuss terminiert Anhörungen

2. Berufliche Bidlung soll gefördert werden

3. Anträge zum Soli erneut abgesetzt

4. Steuerabkommen mit Tunesien gebilligt

5. Förderung der Medienmacher

6. Nachhaltige Investitionen

7. Investitionsinitiative für Afrika



1. Rechtsausschuss terminiert Anhörungen

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat
auf seiner 22. Sitzung unter Leitung seines Vorsitzenden Stephan
Brandner (AfD) Termine für Anhörungen zu den Themen Mieterschutz und
Straffreiheit für Fahren ohne Führerschein beschlossen. Die Anhörung
von neun Sachverständigen und zwei Vertretern der Mieter- und
Immobilienverbände zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein
Mietrechtsanpassungsgesetz (19/4672) und mietpolitischen Anträgen der
Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen soll am 7. November
2018 stattfinden und zweieinhalb Stunden dauern. Als Termin für die
vom Ausschuss bereits beschlossene Anhörung zu Gesetzentwürfen der
Fraktion Die Linke (19/1115) und Bündnis 90/Die Grünen (19/1690) zur
Änderung des Strafgesetzbuches bezüglich des Fahrens ohne Fahrschein
wurde ebenfalls der 7. November 2018 festgelegt.

Die Beratung der Gesetzentwürfe der FDP, der Linken und der Grünen zur
Änderung des Strafgesetzbuches im Hinblick auf das Werbeverbot für
Schwangerschaftsabbrüche in Paragraf 219a (19/820, 19/93, 19/630)
wurde mit Beschluss der Koalitionsmehrheit von der Tagesordnung
gestrichen. Die Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung zur
Umsetzung der Marrakesch-Richtlinie über einen verbesserten Zugang zu
urheberrechtlich geschützten Werken zugunsten von Menschen mit einer
Seh- oder Lesebehinderung (19/3071) war bereits zuvor von der
Tagesordnung abgesetzt worden.

Weiter beschloss der Ausschuss, dem Bundestag die Abgabe einer
Stellungnahme und die Bestellung eines Prozessbevollmächtigten zu den
Verfassungsbeschwerden 2 BvR 1685/14 und 2 BvR 2631/14 vor dem
Bundesverfassungsgericht zu empfehlen. Dabei geht es um die
Verfassungsbeschwerden von Ökonomen gegen die europäische Bankenunion.
Ausführlich diskutierten die Abgeordneten den Vorschlag für eine
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz von
Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden, zu dem der
Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium der Justiz und
für Verbraucherschutz, Christian Lange (SPD), einen Bericht abgab. Die
Bundesregierung begrüße das Ziel der Richtlinie zum
Whistleblower-Schutz, es gebe aber noch viele offene Fragen und großen
Abstimmungsbedarf, und die Meinungsbildung innerhalb der
Bundesregierung sei noch nicht abgeschlossen.

Lange gab ebenfalls eine Vorschau auf den Rat "Justiz und Inneres" der
Ressortchefs der EU-Mitgliedstaaten am 11. Oktober 2018, bei dem es um
eine Richtlinie zum Insolvenzrecht, die grenzüberschreitende
Datenherausgabe und -speicherung bei der Strafverfolgung, die
europäischen Staatsanwaltschaft und das Prinzip der gegenseitigen
Anerkennung bei der strafrechtlichen Zusammenarbeit gehen werde. Der
Ausschuss befasste sich weiterhin mit einer Reihe von Gesetzentwürfen
der Bundesregierung, Anträgen der Fraktionen und weiteren Themen, bei
denen das Gremium nicht federführend ist.

 * 

2. Berufliche Bidlung soll gefördert werden

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Die berufliche Bildung muss gestärkt werden. Das war
der einhellige Tenor fast aller Fraktionen in der Aussprache zur
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2019
(19/3400) im Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung. Die Sitzung hat am Mittwochvormittag in
Berlin stattgefunden.

Der Vertreter der CDU/CSU betonte, dass die erneuten Aufwüchse von
17,6 Milliarden auf nunmehr 18,1 Milliarden Euro des Etats für Bildung
Forschung deutlich machen würden, welch ein großer Stellenwert dieses
Ressort habe. Beim Bereich berufliche Bildung warb er für den Antrag
der CDU/CSU und der SPD, die Innovationen und Strukturentwicklungen in
der beruflichen Bildung mit weiteren zwei Millionen Euro zu stärken.
Es müsse endlich der Gleichwertigkeit von dualer und akademischer
Bildung Rechnung getragen werden.

Die Vertreter der Oppositionsparteien kritisierten diesen Betrag als
viel zu gering. Der Vertreter der AfD sagte, auch die Initiativen im
Bereich berufliche Bildung seien bislang viel zu wenig engagiert. Man
bräuchte eine regelrechte Imagekampagne, um den Stellenwert des
Handwerks gegenüber der akademischen Ausbildung wieder zu erhöhen. Die
Vertreterin der FDP forderte die Bereitstellung von weiteren 100
Millionen Euro für eine Exzellenzinitiative in der beruflichen
Bildung. Diese solle analog zur Exzellenzinitiative für Hochschulen
einen bundesweiten Wettbewerb um die besten Ideen zur Zukunft der
beruflichen Bildung anregen. Und auch der Vertreter von Bündnis 90/Die
Grünen mahnte, dass die Gleichwertigkeit von beruflicher und
akademischer Bildung kein Lippenbekenntnis bleiben dürfe. Zudem wollen
die Grünen mit einem Modernisierungsprogramm von über 300 Millionen
Euro die beruflichen Schulen modernisieren. Die Sicherung qualitativ
hochwertiger, integrationsfördernder und zukunftsfähiger Schulen im
Rahmen der dualen Ausbildung sei eine gesamt
staatliche Aufgabe. Deshalb müsse sich daran auch die Bundesebene
beteiligen.

Der Vertreter der CDU/CSU bezeichnete insbesondere Anträge von Bündnis
90/Die Grünen etwa zur "Genderforschung" wie auch der Fraktion der
Linken zur "Frauenförderung" als "ideologische" Anträge. Diese
Argumentation griff auch der Vertreter der AfD auf und wandte sich
gegen weitere wissenschaftliche Untersuchungen zur
Chancengerechtigkeit von Frauen und ganz grundsätzlich gegen Quoten
insgesamt. Auf diese Weise würden Frauen und Männer nur gegeneinander
aufgehetzt, es würde Unfrieden in die Gesellschaft getragen werden,
argumentierte der AfD-Abgeordnete.

Der Vertreter der SPD warf der AfD vor, die Freiheit der Forschung
einschränken und die Klimaforschung gleich ganz aushebelnd zu wollen.
Zudem kritisierte er die ideologische Herangehensweise der AfD in
Fragen der Genderforschung. Der Sozialdemokrat bezeichnete den
Haushaltsentwurf 2019 als solide. Im Ausbildungsbildungsbereich warb
er für regionalisierte Leistungen. Die Ausbildungsmärkte in den
verschiedenen Bundesländern und Regionen Deutschlands seien sehr
unterschiedlich und deshalb müsse man differenzierte Lösungen
anbieten.

Die Vertreterin der Linken warb erneut für die Aufstockung des BAföG
sowohl für Schüler wie auch für Studenten. Die von der Koalition aus
CDU/CSU und SPD geplante Erhöhung im Laufe der Legislaturperiode
greife zu kurz. Zudem setzte sie sich auch für die Aufstockung des
Hochschulpaktes 2020 ein, da es zu wenige Lehrkräfte und Professoren
und vor allem Professorinnen gebe. Dafür soll nach Ansicht der Linken
die Exzellenzstrategie zur Förderung von Spitzenforschung an
Universitäten gestrichen werden. Nach Auffassung der Linken schaffe
die Exzellenzstrategie wie auch die Exzellenzinitiative eine
Klassengesellschaft an den Hochschulen.

 * 

3. Anträge zum Soli erneut abgesetzt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Ein Antrag und ein Gesetzentwurf von
Oppositionsfraktionen zur Abschaffung des steuerlichen
Solidaritätszuschlags sind im Finanzausschuss am Mittwoch mit Mehrheit
der Koalitionsfraktionen Union und SPD erneut von der Tagesordnung
abgesetzt worden. Damit entfällt in dieser Woche auch die
abschließende Beratung im Deutschen Bundestag.

Abgesetzt wurde ein Antrag der AfD-Fraktion (19/1179), die eine
"sofortige und uneingeschränkte" Abschaffung des Solidaritätszuschlags
fordert, weil dieser verfassungswidrig sei. Der vor 23 Jahren
angegebene Zweck der Sicherung des einigungsbedingten Mehrbedarfs des
Bundes sei inzwischen weggefallen. Die FDP-Fraktion erklärt in ihrem
ebenfalls von der Tagesordnung abgesetzten Gesetzentwurf (19/1038),
dass der zur Vollendung der Einheit aufgelegte Solidarpakt II 2019
auslaufe, "so dass auch die Legitimation des
Solidaritätszuschlagsgesetzes 1995 spätestens zu diesem Zeitpunkt
wegfällt". Ein Fortbestand des Solidaritätszuschlags sei
verfassungswidrig. Die Initiativen waren bereits am 26. September von
der Tagesordnung abgesetzt worden.

In der Sitzung protestierten Vertreter beider Fraktionen gegen die
erneute Vertagung. Die AfD-Fraktion führte das Verhalten der Koalition
auf die bevorstehende Landtagswahl in Bayern zurück. Beide Fraktionen
verlangten gemäß Paragraf 62 Absatz 2 der Geschäftsordnung einen
Bericht im Bundestag über den Stand der Beratungen. Dieser Bericht
kann zehn Wochen nach Überweisung einer Vorlage verlangt werden. Nach
der Geschäftsordnung sind die Ausschüsse zur baldigen Erledigung der
ihnen überwiesenen Aufgaben verpflichtet. Den Bericht wird die
Vorsitzende des Finanzausschusses, Bettina Stark-Watzinger (FDP), im
Plenum abgeben.

 * 

4. Steuerabkommen mit Tunesien gebilligt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch ein neues
Steuerabkommen mit Tunesien gebilligt. Bis auf die Fraktion Die Linke,
die sich enthielt, stimmten alle anderen Fraktionen dem von der
Bundesregierung eingebrachten den Entwurf eines Gesetzes zu dem
Abkommen vom 8. Februar 2018 zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Tunesischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen (19/4464) zu.
Doppelbesteuerungen würden bei grenzüberschreitender wirtschaftlicher
Betätigung ein erhebliches Hindernis darstellen, heißt es in dem
Entwurf. Vorgesehen ist unter anderem eine Reduzierung der
Quellensteuer bei Dividenden und Schachtelbeteiligungen in bestimmten
Fällen.

 * 

5. Förderung der Medienmacher

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Aus welchen Gründen die Bundesregierung den Verein
"Neue deutsche Medienmacher" (NDM) fördert, will die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/4707) erfahren. Die Regierung soll angeben,
wie hoch die Zahlungen aus dem Bundesetat an den Verein seit dessen
Gründung im Jahr 2009 waren. Außerdem soll die Regierung darlegen, ob
sie wie der Verein "Neue deutsche Medienmacher" der Ansicht ist, dass
"das Grundverständnis" journalistischer Objektivität und Neutralität
"überdacht werden" müsse und wie sie die Gefahr einschätzt, "dass hier
im Sinne parteipolitischer Interessen einem wertenden und parteiischen
Journalismus das Wort geredet werden soll". Gefragt wird auch, warum
das Bundesfamilienministerium den Verein mit der Koordination der
nationalen Umsetzung des "No Hate Speech Movement" beauftragt und
entsprechend gefördert habe.

 * 

6. Nachhaltige Investitionen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie die Bundesregierung die Vorschläge der
EU-Kommission hinsichtlich der Errichtung eines Rahmens zur
Erleichterung nachhaltiger Investitionen beurteilt, will die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4737) von der
Bundesregierung wissen. Gefragt wird außerdem nach dem Zeitplan für
die Verordnung. Die Abgeordneten wollen wissen, wie viele
Finanzmarktteilnehmer in Deutschland und in der EU bereits heute die
Nachhaltigkeitskriterien der EU-Kommission erfüllen.

 * 

7. Investitionsinitiative für Afrika

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für die Resultate der 2017 unter deutscher
Präsidentschaft gegründeten Investitionsinitiative "Compact with
Africa" der G 20 interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
in einer Kleinen Anfrage (19/4741). Die Bundesregierung soll die
konkreten Entwicklungserfolge nach Partnerländern und beteiligten
G 20-Staaten aufschlüsseln. Außerdem wollen die Abgeordneten erfahren,
wie Umwelt- und Sozialstandards sowie Menschenrechte bei
Infrastruktur-Großprojekten eingehalten werden.

 * 
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BUNDESTAG/7594: Heute im Bundestag Nr. 746 - 10.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 746

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 12.23 Uhr

1. Freiwillige Rückkehr nach Afghanistan

2. Unabhängigkeit der britischen Justiz

3. Sicherheitslage in Afghanistan

4. Iranisches Vermögen in Deutschland

5. Kosten der Afghanistan-Einsätze

6. EU-Zentralasienstrategie in Vorbereitung



1. Freiwillige Rückkehr nach Afghanistan

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung unterstützt die freiwillige
Rückkehr afghanischer Staatsbürger in ihr Heimatland. Wie sie in der
Antwort (19/4356) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4114)
schreibt, bestünden dafür verschiedene Programme wie etwa das
"Reintegration and Emigration Programme for Asylum Seekers in Germany"
(REAG), das "Government Assisted Repatriation Programme" (GARP) oder
das Programm "StarthilfePlus". Die Unterstützung für Rückkehrer
entspreche auch dem "ausdrücklichen Anliegen der afghanischen
Regierung unter Staatspräsident Aschraf Ghani, welcher sich dafür
einsetzt, dass afghanische Bürgerinnen und Bürger in ihrem eigenen
Land leben und dort zur Entwicklung beitragen können".

 * 

2. Unabhängigkeit der britischen Justiz

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung sieht sich nicht zu konkreten
Schritten veranlasst, die aus dem Fall des britischen Bürgers Stephen
Yaxley-Lennon erwachsen. Das schreibt sie in der Antwort (19/4294) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4008). Die Fragesteller
hatten sich nach der Aufhebung eines Gerichtsurteils und die folgende
Haftentlassung Yaxley-Lennons durch den Obersten Richter von England
und Wales erkundigt. In der Antwort heißt es dazu: "Die
Bundesregierung hat Vertrauen in den britischen Rechtsstaat und in die
Unabhängigkeit der britischen Justiz. Die rechtsstaatliche Praxis wird
auch dadurch unter Beweis gestellt, dass verschiedene Instanzen zu
unterschiedlichen Bewertungen kommen."

 * 

3. Sicherheitslage in Afghanistan

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Sicherheitslage in Afghanistan wird nach
Auskunft der Bundesregierung derzeit in den meisten urbanen Zentren
als ausreichend kontrollierbar beurteilt. Das geht aus der Antwort
(19/4276) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3604)
hervor, die darin unter anderem Abschiebungen nach Afghanistan
thematisiert hatte. Die Sicherheitslage in Afghanistan unterscheide
sich regional und unterliege temporären Schwankungen, heißt es in der
Antwort. Schätzungsweise zwei Drittel der Gesamtbevölkerung lebten in
den als ausreichend kontrollierbar zu beurteilenden urbanen Zentren
des Landes.

 * 

4. Iranisches Vermögen in Deutschland

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Vorfeld einer ursprünglichen Transaktion von
iranischen Geldvermögen aus Deutschland hat sich die Bundesregierung
nicht in diplomatischer Abstimmung mit China und Russland befunden.
Das geht aus einer Antwort (19/4245) auf eine Kleine Anfrage der 
FDP-Fraktion hervor (19/3769). Laut Medienberichten hat die iranische
Seite Anfang September bekanntgegeben, Abstand von dem Plan zu nehmen,
ein Bargeldvermögen in Höhe von rund 300 Millionen Euro von einer Bank
in Deutschland in den Iran zu transferieren. Davor, zum Zeitpunkt der
Beantwortung der Kleinen Anfrage, habe man in dieser Frage in "engen
Austausch mit den amerikanischen und israelischen Partnern" gestanden,
schreibt die Bundesregierung. Die Prüfung des Transfers durch deutsche
Behörden unterliege deutschem Recht und habe zu diesem Zeitpunkt noch
angedauert.

 * 

5. Kosten der Afghanistan-Einsätze

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Deutschland hat in den Jahren 2001 bis 2018
insgesamt Mittel in Höhe von rund 11,2 Milliarden Euro für das
militärische Engagement in Afghanistan aufgebracht. In der Antwort
(19/4231) auf eine Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (18/3849) zählt
die Bundesregierung zu dieser Summe lediglich die einsatzbedingten
Zusatzausgaben bei den Bundeswehreinsätzen im Rahmen der Missionen
"International Security Assistance Force" (ISAF), "Operation Enduring
Freedom" (OEF), "United Nations Assistance Mission in Afghanistan"
(UNAMA) und der "Resolute Support Mission" (RSM) in Afghanistan. Hinzu
kämen nochmals Beiträge zum Aufbau afghanischer Sicherheitskräfte
durch die Nato in Höhe von 481 Millionen Euro zwischen 2001 und 2018.
Im gleichen Zeitraum gab es demnach weitere Hilfen in beträchtlicher
Höhe, darunter Zuschüsse für den "Stabilitätspakt Afghanistan" in Höhe
von rund 1,93 Milliarden Euro und Mittel für die
Entwicklungszusammenarbeit in Höhe von 2,13 Milliarden Euro.

 * 

6. EU-Zentralasienstrategie in Vorbereitung

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung rechnet mit einer Verabschiedung
der neuen EU-Zentralasienstrategie im ersten Halbjahr 2019. Wie sie in
der Antwort (19/4277) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/3622) schreibt, dürfte sich die neue Strategie eng an die
bestehende anlehnen. "Die Themen Sicherheit und Stabilität,
nachhaltige Wirtschaft und Bildung, die Förderung der
Rechtsstaatlichkeit und der Zivilgesellschaft, regelmäßige
Menschenrechtsdialoge und intra-regionale Zusammenarbeit spielen in
der Diskussion eine wichtige Rolle." Für die Programmperiode 2014 bis
2020 des laufenden Mehrjährigen Finanzrahmens seien als globale
Mittelausstattung für die bilaterale und regionale Zusammenarbeit der
EU mit Zentralasien Mittel in Höhe von knapp mehr als einer Milliarde
Euro vorgesehen. Zum kommenden Mehrjährigen Finanzrahmen (2021 bis
2027) seien noch keine Mittelfestlegungen erfolgt.

 * 
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BUNDESTAG/7593: Heute im Bundestag Nr. 745 - 10.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 745

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 11.46 Uhr

1. Beratung über Betriebsrenten abgesetzt

2. Einsatz für Religionsfreiheit

3. Korruption im Gesundheitswesen

4. Zwischenfall mit Ruthenium-106

5. Störfallbeherrschung in Gundremmingen

6. EU-Klimaziele außerhalb des ETS



1. Beratung über Betriebsrenten abgesetzt

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Die geplante abschließende Beratung im
Gesundheitsausschuss des Bundestages über einen Antrag (19/242) der
Linksfraktion zur sogenannten Doppelverbeitragung von Betriebsrenten
ist kurzfristig abgesetzt worden. Die SPD-Fraktion machte am Mittwoch
im Ausschuss erneut Beratungsbedarf geltend. Mit den Stimmen von Union
und SPD und gegen das Votum der Opposition wurde der Punkt von der
Tagesordnung genommen. Somit gibt es keine Beschlussempfehlung des
Ausschusses.

Über den Antrag soll jedoch am Donnerstag im Plenum des Bundestages
beraten werden. Die Linksfraktion hat die Beratung gemäß Paragraf 62
Absatz 2 der Geschäftsordnung des Bundestages eingefordert.

Demzufolge kann eine Fraktion zehn Sitzungswochen nach Überweisung
einer Vorlage eine Beratung darüber im Plenum verlangen. Der Ausschuss
erstellte zugleich einen Bericht (19/4718) über den Stand der
Beratung, wie es in Paragraf 62 Absatz 2 GO-BT vorgesehen ist.

In dem schon länger vorliegenden Antrag fordert die Fraktion Die
Linke, "die doppelte Beitragszahlung auf Direktversicherungen und
Betriebsrenten in der Anspar- und Auszahlungsphase" abzuschaffen.

 * 

2. Einsatz für Religionsfreiheit

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung zu mehr Engagement für die Religions- und
Weltanschauungsfreiheit auf. Die Regierung solle sich "aktiv gegen
jede Diskriminierung und Verfolgung von Gläubigen,
Glaubensgemeinschaften, religiösen Minderheiten und Konfessionslosen
zu wenden" schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/4559). Bei
der künftigen Berichterstattung zur Religions- und
Weltanschauungsfreiheit solle neben der weltweiten Lage auch die
Situation im Inland systematisch berücksichtigt werden. Außerdem soll
die Bundesregierung ein Konzept entwickeln und vorlegen, "wie in
Deutschland jede Form von gruppenbezogener Menschen- oder
Minderheitenfeindlichkeit, und somit auch Diskriminierungen und
Straftaten aufgrund religiöser beziehungsweise religions- oder
glaubensfeindlicher Motivation besser erfasst, geahndet und in Zukunft
besser verhindert werden" können.

 * 

3. Korruption im Gesundheitswesen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über
Ermittlungsverfahren und Strafverfahren gegen Angehörige eines
Heilberufes wegen Bestechlichkeit oder Bestechung im Gesundheitswesen
vor und nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Bekämpfung von Korruption
im Gesundheitswesen vor. Das schreibt das Bundesjustizministerium
namens der Bundesregierung in der Antwort (19/4695) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4315). In der
aktuellsten vom Statistischen Bundesamt herausgegebenen
Strafverfolgungsstatistik seien die neuen Straftatbestände noch nicht
ausgewiesen. Die Statistik der Staatsanwaltschaften enthalte keine
nach den einzelnen Straftatbeständen differenzierte Darstellung.

Wie es weiter heißt, hat die Bundesregierung keine Anhaltspunkte
dafür, dass die gezielt zur Bekämpfung von Korruption im
Gesundheitswesen geschaffenen Straftatbestände nicht ausreichend sind,
um erfolgreich gegen strafwürdiges Verhalten in diesem Bereich
vorzugehen. Der von den forschenden Pharmaunternehmen gegründete
Verein Freiwillige Selbstkontrolle für die Arzneimittelindustrie (FSA)
sei grundsätzlich zur Förderung der Transparenz geeignet. Neben den
Regelungen der freiwilligen Selbstkontrolle der Industrie bestünden im
Arzneimittelgesetz, Heilmittelwerbegesetz und Strafgesetzbuch
verschiedene gesetzliche Regelungen, die der Transparenz, der
Vermeidung von Interessenkonflikten und der Korruptionsbekämpfung
dienen. Die Fraktion wollte mit der Kleinen Anfrage Aufschluss über
die Wirksamkeit des Anfang Juni 2016 in Kraft getretenen Gesetzes
erhalten. Nach Auffassung der Fraktion hat es die Bundesregierung
versäumt, außerhalb des Strafrechts durch mehr Transparenz von
wirtschaftlichen Verflechtungen wirksame Instrumente zu schaffen, um
Korruption zu verhindern.

 * 

4. Zwischenfall mit Ruthenium-106

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Details zu der Untersuchung der Ruthenium-106-
Freisetzung im September 2017 sind Gegenstand einer Antwort der
Bundesregierung (19/4496) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/4159). Die Bundesregierung gibt darin unter anderem
Auskunft über die Vollständigkeit von Daten, die der sogenannten IBRAE-
Untersuchungskommission vorlagen. Die Bundesregierung beruft sich
dabei auf die deutschen Mitglieder der Kommission, denen keine
Hinweise vorgelegen hätten, dass der Kommission relevante Messdaten
vorenthalten worden sein. "Ausgeschlossen werden kann dies naturgemäß
nicht", schreibt die Bundesregierung einschränkend. Für die
Freisetzung gilt laut Darstellung der Grünen die Region Süd-Ural als
wahrscheinlicher Ursprung.

 * 

5. Störfallbeherrschung in Gundremmingen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Technische Hintergründe zur Störfallbeherrschung im
Atomkraftwerk Gundremmingen führt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/4533) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/4160) aus. Die Grünen hatten sich unter anderem nach der
Handhabung von Störfällen nach bestimmten Erdbeben unter der Annahme
des Ausfalls bestimmter Kühlsysteme erkundigt.

 * 

6. EU-Klimaziele außerhalb des ETS

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat noch keine Position, wie sie
mit einer möglichen Zielverfehlung der EU-Klimaziele für 2020 umgehen
will. Sie wolle sich "zu gegebener Zeit zu diesen Fragen
positionieren", schreibt sie in einer Antwort (19/4659) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4224). Die Fraktion hatte darin
gefragt, ob die Bundesregierung beispielsweise die Flexibilitäten des
Effort Sharing in Anspruch nehmen wolle. Hintergrund sind Prognosen,
nach denen Deutschland die eigenen Ziele für nicht vom
EU-Emissionshandel (ETS) umfasste Sektoren verfehlen wird. Gegenüber
2005 sollen in diesen Bereichen die Emissionen EU-weit bis 2020 um
zehn Prozent sinken, in Deutschland um 14 Prozent.

 * 
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BUNDESTAG/7592: Heute im Bundestag Nr. 744 - 10.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 744

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 11.19 Uhr

1. Scheuer hält an Flottenerneuerung fest

2. Debatte über sozialen Wohnungsbau

3. FDP-Antrag zu Kamerun-Krise abgelehnt

4. Bestellungsverfahren von Nachlasspflegern

5. Mehr Geld für Zentralrat der Juden

6. Notleidende Kredite in Italien



1. Scheuer hält an Flottenerneuerung fest

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) hält an
den im Dieselkonzept der Bundesregierung enthaltenen Plänen für eine
Flottenerneuerung fest. Das wurde während der Sitzung des
Verkehrsausschusses am Mittwochmorgen deutlich. Es seien mit den
Herstellern "lukrative Umstiegsmöglichkeiten" geschaffen worden, sagte
der Minister. Eine weitere Option zur Verhinderung von Fahrverboten
seien Hardware-Nachrüstungen. Momentan läge jedoch dem
Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) nicht ein einziges System zur Genehmigung
vor.

Aus Sicht der Unionsfraktion kann sich das Dieselkonzept der
Bundesregierung "durchaus sehen lassen". Es sei richtig, gemeinsam mit
den Herstellern nach Lösungen zu suchen, sagte der Unions-Vertreter.
Den Flottenaustausch bezeichnete er als sinnvoller als
Hardware-Nachrüstungen. Von Seiten der AfD-Fraktion wurde begrüßt,
dass es nun eine "vorübergehende Lösung" gebe. Die Hoffnung, dass
Hardware-Lösungen nun "endgültig vom Tisch sind", weil sie kurz- und
mittelfristig nicht durchführbar seien, habe sich jedoch nicht
erfüllt, weil sie sich als "Placebo-Lösungen" doch in dem Konzept
wiederfänden.

Gut an dem Konzept sei die Hardware-Nachrüstung bei schweren
kommunalen Fahrzeugen wie Bussen oder Müllautos, sagte der Vertreter
der SPD-Fraktion. Skeptisch zeigte er sich hinsichtlich der geplanten
Umtauschaktion, da die einzig wirklich sauberen EURO 6d Temp Fahrzeuge
etwa beim Hersteller VW nicht lieferbar seien. Anders als seine
Vorredner sprach sich der SPD-Vertreter für Hardware-Nachrüstungen
aus. Dies sei möglich, betonte er. Beleg dafür sei unter anderen, dass
die in die USA exportieren Fahrzeuge mit einem SCR-Katalysator
ausgerüstet seien.

Aus Sicht der FDP-Fraktion ist das Dieselkonzept und die darin
enthaltene Umtauschoption eine "Mogelpackung". Die avisierten Prämien
der Hersteller würden bei weitem nicht den Wertverlust ausgleichen.
Zudem sei festzustellen, dass der Umtausch von EURO 4 oder EURO 5
Dieselfahrzeugen gegen EURO 6 Fahrzeuge im Bemühen um eine
Verhinderung von Fahrverboten nichts bringe, weil diese ähnlich viele
Stickoxide ausstoßen würden. Lediglich EURO 6d Temp Fahrzeuge würden
derzeit die Norm erfüllen.

Der Bundesregierung gehe es ausschließlich um die Verhinderung von
Fahrverboten, während der Gesundheitsschutz der Bevölkerung keine
Rolle spiele, kritisierte die Linksfraktion. Auch deren Vertreterin
kam mit Blick auf den geplanten Flottenaustausch zu der Einschätzung,
dass saubere Diesel nicht zur Verfügung stünden. Ohnehin sei dies
lediglich ein "Konjunkturprogramm für die Hersteller".

Mit dem Konzept werde ein Flickenteppich geschaffen, hieß es von
Seiten der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Auch deren
Fraktionsvertreter verwies darauf, dass es EURO 6d Temp Fahrzeuge
derzeit nur bei wenigen Herstellern und dort nur im Oberklassebereich
gebe. Unklar sei zudem, was mit den ausgetauschten Fahrzeugen
passiere.

Der Minister ging im Anschluss auch auf das Urteil des Berliner
Verwaltungsgerichts ein, als dessen Folge der Berliner Senat prüfen
will, ob auch EURO 6 Diesel von den Fahrverboten betroffen sind.
Berlin - ebenso wie Frankfurt - hätten veraltete Luftreinhaltepläne,
kritisierte Scheuer. Die Verantwortung dafür könne nicht auf den Bund
geschoben werden. Der Verkehrsminister machte in diesem Zusammenhang
auf die in Berlin als Sightseeing-Busse verkehrenden alten
ausrangierten BVG-Busse aus den 1980-er Jahren aufmerksam, die einen
hohen Schadstoffausstoß hätten. Der Bund, so Scheuer, stelle mit dem
"Sofortprogramm Saubere Luft" Fördermöglichkeiten zur Verfügung. Diese
würden von einigen Städten sehr gut genutzt, von anderen weniger gut.

 * 

2. Debatte über sozialen Wohnungsbau

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Anhörung

Berlin: (hib/suk) Soziale Wohnraumförderung ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe: In diesem Befund sind sich Experten
und Abgeordnete aller Bundestagsfraktionen einig. Dies wurde in einem
öffentlichen Fachgespräch des Bauausschusses unter Leitung von
Mechthild Heil (SPD) am Mittwochvormittag deutlich. Die von der
Bundesregierung geplante Grundgesetzänderung, die eine stärkere
Beteiligung des Bundes an der Wohnraumförderung ermöglichen soll,
wurde von den Experten einhellig begrüßt.

So sagte Oliver Arentz vom Institut für Wirtschaftspolitik an der
Universität zu Köln, man habe es derzeit vor allem in den
Ballungsräumen mit zunehmender Wohnungsknappheit und steigenden
Preisen zu tun. Dies mache es vor allem Haushalten mit niedrigen und
mittleren Einkommen schwer, sich mit bezahlbarem Wohnraum zu
versorgen. Das größte Problem der bisherigen sozialen
Wohnraumförderung sei, dass sie nur "wenig treffsicher" sei: Bis zu
jede zweite gebundene Wohnung werden von Haushalten genutzt, die nicht
mehr anspruchsberechtigt seien. Die Zahl der bestehenden
Sozialwohnungen sei mit etwa 1,3 Millionen angesichts des hohen
Bedarfs viel zu gering, daher gebe es in diesem Bereich allenfalls
eine "Förderlotterie".

Andrej Holm, Humboldt-Universität zu Berlin, betonte, noch in den
1950er und 1960er Jahren habe es rund 4 Millionen geförderte
Mietwohnungen gegeben, heute seien es nur noch 1,2 bis 1,3 Millionen.
Bestand und Neubau dieser Wohnungen und Mietentwicklung hätten sich
etwa in Berlin seit dem Jahr 2009 entkoppelt, das stelle Haushalte mit
niedrigem Einkommen vor "dramatische Probleme". Die soziale
Wohnraumförderung müsse "aus der Marktlogik raus", weil sie eine
wichtige soziale Funktion erfülle. Schwierig sei vor allem die
auslaufende Bindung der Wohnungen, diese müsse langfristig und
dauerhaft garantiert werden.

Andreas Ibel, der Präsident des Bundesverband Freier Immobilien- und
Wohnungsunternehmen e. V., wies darauf hin, dass die Situation in den
einzelnen Bundesländern sehr unterschiedlich sei - ebenso wie die
Nutzung der finanziellen Mittel. Einige Bundesländern würden diese
aufstocken, andere nutzten sie als "Reserve für zukünftige
Investitionen". Auch Ibel bemängelte eine "fehlende Zielgenauigkeit":
Nur sechs Prozent des Wohnraums seien sozial gebunden, gleichzeitig
hätten 30 bis 50 Prozent der Bevölkerung einen Anspruch auf einen
Wohnberechtigungsschein. Gleichzeitig stehe man vor dem Problem, das
viele Berechtigte diesen Anspruch nur zeitweilig hätten; hier müsse es
eine "effektivere Fehlbelegungsüberprüfung" geben. Zudem seien im Jahr
2016 nur 26.000 gebundene Wohnungen fertiggestellt worden, während
gleichzeitig 89.000 aus der Bindung herausgefallen seien.

Für den Deutschen Städtetag sagte Sebastian Klöppel, es sei besonders
wichtig, dass die geplante Grundgesetzänderung den Bund in eine
finanzielle Mitverantwortung nehme. Die Wohnraumförderung sei eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die Bund, Länder und Kommunen
erfüllen müssten. Zum Problem der Fehlbelegungsabgabe müsse
festgestellt werden, dass nach Untersuchungen etwa in Frankfurt am
Main und Wiesbaden nur zehn Prozent der Wohnungen fehlbelegt seien.
Dies sei zwar eine "nennenswerte" Zahl, aber nicht so viel wie
gemeinhin gedacht.

Lukas Siebenkotten, Bundesdirektor des Deutschen Mieterbunds, forderte
eine "Wohnbau-Offensive": Nötig seien nicht 5 Milliarden Euro für die
gesamte Zeit, sondern pro Jahr. Allein um den jetzigen Stand
gebundener Wohnungen zu halten, müssten jährlich 40.000 Wohnungen
gefördert werden. Es sei falsch gewesen, 1990 die Gemeinnützigkeit im
Wohnungsbau aufzuheben. Nötig seien auf Dauer geförderte Wohnungen.

Die Unionsfraktion wies im Fachgespräch darauf hin, dass die Länder
ihren Aufgaben in der sozialen Wohnraumförderung höchst
unterschiedlich nachkommen würden und häufig zu stark auf kommunale
Gesellschaften setzen würden. Gebraucht würden auch private
Investoren.

Die SPD zog in Betracht, Städtebauförderung und Wohnungsbau "in die
gleiche Verantwortungslinie" zu setzen, während die AfD-Fraktion eine
Fehlbelegungsabgabe forderte, die betroffene Haushalte "zum Wohle
aller" zahlen sollten.

Die Liberalen wiesen darauf hin, dass die Bedarfe hinsichtlich der
Angemessenheit einer Wohnung sich in den vergangenen Jahren deutlich
verändert hätten: Noch in den 1990er Jahren habe man von 30
Quadratmeter pro Person gesprochen, heute seien es rund 50 Prozent
mehr.

Die Linke plädierte für eine dauerhafte Bindung der Wohnungen, hier
müsse über die rechtliche Ausgestaltung nachgedacht werden. Die Grünen
thematisierten das Verhältnis von Subjekt- und Objektförderung bei der
sozialen Wohnraumförderung.

 * 

3. FDP-Antrag zu Kamerun-Krise abgelehnt

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Die FDP-Fraktion ist am Mittwochmorgen im Ausschuss
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung mit einem Antrag
(19/2997) gescheitert, in dem sie von der Bundesregierung mehr
Engagement bei der Eindämmung der Krise in Kamerun gefordert hat. Für
die Initiative stimmten nur die Antragsteller, Union, SPD und AfD
votierten dagegen. Bündnis 90/Die Grünen hatten einen eigenen Antrag
eingebracht (19/4555), der morgen zusammen mit der FDP-Vorlage
erstmals auf der Tagesordnung des Bundestages steht. Die AfD legte
kurzfristig einen Änderungsantrag vor, in dem sie ein Aussetzen der
Entwicklungszusammenarbeit forderte. Der Vorsitzende des
Entwicklungsausschusses, Peter Ramsauer (CSU), erklärte dazu, er halte
den Antrag für unzulässig, weil er inhaltlich von der FDP-Vorlage
abweiche und daher nicht mehr als Änderungsantrag angesehen werden
könne.

In Kamerun eskaliert seit Herbst 2017 der Konflikt zwischen der
Zentralregierung und dem englischsprachigen Landesteil, der sich von
der frankophonen Mehrheit benachteiligt fühlt. Auch bei den jüngsten
Präsidentschaftswahlen am 8. Oktober kam es zu Unruhen.

Ein Vertreter der FDP appellierte an die Bundesregierung, sich als
Mediator anzubieten, da es nur eine politische Lösung für den Konflikt
geben könne. Sanktionen, wie die AfD sie fordere, seien nicht
zielführend. Auch die Union wandte sich gegen ein Aussetzen der
Entwicklungshilfe für Kamerun. Deutschland und die EU müssten sich für
einen Prozess der Verständigung zwischen den Landesteilen bemühen. Die
Grünen wiesen darauf hin, dass Sanktionen nicht die Konfliktparteien
träfen, sondern Zivilisten, die dann beispielsweise nicht mehr mit
Medikamenten versorgt werden könnten.

Eine Vertreterin der SPD merkte an, dass vor allem die Afrikanische
Union gefragt sei, im Kamerun-Konflikt zu vermitteln. Die
Linksfraktion wies darauf hin, dass Deutschland als einstige
Kolonialmacht besonders als Vermittler gefragt sei. Wie die FDP-
Fraktion kritisierte sie die deutsche Beteiligung am
Ausstattungshilfeprogramm, bei dem die Bundeswehr eng mit dem Militär
vor Ort zusammen arbeitet. Die militärische Zusammenarbeit mit Kamerun
müsse angesichts der Gewalt im Land sofort beendet werden, forderte
eine Vertreterin der Fraktion.

 * 

4. Bestellungsverfahren von Nachlasspflegern

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss unterstützt die geplante
Reform des Vormundschaftsrechts und setzt sich für ein zeitgemäßes
Bestellungsverfahren unter anderem für Nachlasspfleger ein. In der
Sitzung am Mittwochmorgen beschlossen die Abgeordneten daher
einstimmig, eine Petition mit der Forderung nach Änderungen im
Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) hinsichtlich der Bestellung von
Nachlasspflegern dem Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz als Material zu überweisen und sie den Fraktionen
zur Kenntnis zu geben.

In der Petition wird gefordert, auf die in Paragraf 1789 BGB
enthaltene Regelung zu verzichten, wonach der Vormund "von dem
Familiengericht durch Verpflichtung zu treuer und gewissenhafter
Führung der Vormundschaft bestellt" wird und die Verpflichtung
"mittels Handschlags an Eides statt" erfolgen soll. In der Praxis sei
es so, dass bei einer Nachlasspflegschaft, bei der es um eine
Vermögensverwaltung für Unbekannte gehe, oft einige Tage nach der
eigentlichen Bestellung gewartet werden müsse, bis sowohl der
zuständige Rechtspfleger als auch der Nachlasspfleger Zeit für eine
persönliche Verpflichtung - den Handschlag an Eides statt - hätten.
Der Sicherungszweck der Nachlasspflegschaft kann aber aus Sicht der
Petenten besser wahrgenommen werden, wenn dem Nachlasspfleger der
Bestellungsbeschluss per Telefax übermittelt wird, damit sein Amt
beginnt und er sofort Sicherungsmaßnahmen - wie etwa
Wohnungsdurchsuchungen - ergreifen kann.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung verweist der
Petitionsausschuss auf eine Stellungnahme des Bundesministeriums der
Justiz und für Verbraucherschutz, wonach das Nachlassgericht einen
Nachlasspfleger gemäß Paragraf 1960 BGB bestellen kann, wenn ein Erbe
unbekannt ist oder ungewiss ist, ob dieser die Erbschaft angenommen
hat. In der Regel umfasse der Wirkungsbereich des Nachlasspflegers die
Sicherung und Erhaltung des Nachlasses und die Erbenermittlung.
Paragraf 1789 BGB bestimme, dass der Nachlasspfleger vom zuständigen
Gericht bestellt werde und mittels Handschlag an Eides statt zu treuer
und gewissenhafter Führung seines Amtes zu verpflichten sei. "Mit
dieser Vorschrift wollte der Gesetzgeber die Bedeutung des
Bestellungsaktes unterstreichen", heißt es in der Vorlage.

Nach Auffassung des Petitionsausschusses ist das noch aus der
Entstehungszeit des BGB stammende Vormundschaftsrecht "insgesamt
modernisierungsbedürftig". Das gelte auch für die Form der Bestellung
eines Vormundes oder Pflegers. Die Bundesregierung habe mitgeteilt,
dass sie derzeit Vorschläge zu einer umfassenden Modernisierung des
Vormundschaftsrechts erarbeite, heißt es in der Beschlussempfehlung
weiter. Vorgesehen sei die Neufassung der Paragrafen 1773 bis 1895
BGB. "Nach den derzeitigen Planungen wird dabei auch die vom Petenten
kritisierte Regelung jedenfalls für beruflich tätige Vormünder und
Pfleger durch ein zeitgemäßes Bestellungsverfahren ersetzt", schreiben
die Abgeordneten und begründen die Materialüberweisung damit, dass die
Petition aus ihrer Sicht geeignet ist, um auf die Problematik
aufmerksam zu machen. Zudem solle sie den Fraktionen des Bundestages
zur Kenntnis gegeben werden, da sie "als Anregung für eine
parlamentarische Initiative geeignet erscheint".

 * 

5. Mehr Geld für Zentralrat der Juden

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss hat grünes Licht für eine
Anhebung der jährlichen Staatsleistung für den Zentralrat der Juden in
Deutschland gegeben. Mit den Stimmen aller Fraktionen billigte der
Ausschuss am Mittwochvormittag einen entsprechenden Gesetzentwurf der
Bundesregierung (19/4457) zum Vertrag zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und dem Zentralrat vom 6. Juli dieses Jahres. Danach soll
die jährliche Staatsleistung für den Zentralrat ab dem Haushaltsjahr
2018 um drei auf insgesamt 13 Millionen Euro erhöht werden. Die
Erhöhung wird mit den wachsenden Aufgaben und den neuen Anforderungen
der jüdischen Gemeinschaft in Deutschland begründet. Der Vertrag wurde
erstmals 2003 ausgehandelt und regelt die Beziehungen zwischen der
Bundesrepublik und dem Zentralrat.

 * 

6. Notleidende Kredite in Italien

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Von den 1,7 Billionen Euro an Krediten, die
italienische Banken vergeben haben, waren im zweiten Quartal 2017
insgesamt 199,7 Milliarden Euro notleidend. Das entspreche einer
NPE-Quote (Non performing Exposures) von rund zwölf Prozent, heißt es
in einer Unterrichtung durch den Präsidenten des Deutschen Bundestages
(19/4700). Die Unterrichtung enthält die Antworten der Europäischen
Zentralbank und des Einheitlichen Abwicklungsausschusses auf Fragen
des Abgeordneten Frank Schäffler (FDP). Wie es dazu heißt, verfügen
die nationalen Parlamente über ein Fragerecht gegenüber der
Europäischen Zentralbank und dem Einheitlichen Abwicklungsausschuss.
Die Zuleitung erfolgt über den Präsidenten des Deutschen Bundestages.

Wie aus der Unterrichtung hervorgeht, betrug das gesamte Engagement
italienischer Banken in italienischen Staatsanleihen im zweiten
Halbjahr 2017 auf 142,6 Milliarden Euro. Diese Risikopositionen hätten
ungefähr 119 Prozent des Harten Kernkapitals (CET1) der Banken
ausgemacht. Andere Banken außerhalb Italiens hätten nach einer
Untersuchung der europäischen Bankenaufsicht italienische
Staatsanleihen mit einem Volumen von 150,4 Milliarden Euro gehalten.
Das entspreche etwa 10,1 Prozent des CET1-Kapitals.

 * 
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BUNDESTAG/7591: Heute im Bundestag Nr. 743 - 10.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 743

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 09.02 Uhr

1. Öffentlich geförderter Arbeitsmarkt

2. Dynamische Verdienstgrenzen bei Minijobs

3. Ausmaß geringfügiger Beschäftigung

4. Wiedereinführen der Meisterpflicht

5. Rahmenbedingungen für Luftfrachtfirmen

6. Landstrom in der Schifffahrt

7. Investitionsfonds des Bundes



1. Öffentlich geförderter Arbeitsmarkt

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung will Langzeitarbeitslosen durch
einen öffentlich geförderten Arbeitsmarkt den Wiedereinstieg ins
Berufsleben ermöglichen. Das ist das Ziel eines Gesetzentwurfes
(19/4725), mit dem verschiedene Unterstützungs- und Betreuungsangebote
für langzeitarbeitslose Menschen auf den Weg gebracht werden sollen.

Zum einen soll für "sehr arbeitsmarktferne" Personen, die in den
vergangenen acht Jahren mindestens sieben Jahre Arbeitslosengeld II
bezogen haben, ein neues Instrument "Teilhabe am Arbeitsmarkt" in das
SGB II (Zweites Buch Sozialgesetzbuch) eingeführt werden. Das
beinhaltet einen Lohnkostenzuschuss von 100 Prozent zum Mindestlohn in
den ersten beiden Jahren. In jedem weiteren Jahr wird dieser Zuschuss
um 10 Prozentpunkte gekürzt. Ferner ist ein begleitendes Coaching für
Beschäftigte und Arbeitgeber vorgesehen. Die Förderdauer soll maximal
fünf Jahre betragen.

Das zweite, neu gefasste Instrument im SGB II mit dem Titel
"Eingliederung von Langzeitarbeitslosen" soll eine Rechtsgrundlage für
einen neuen Lohnkostenzuschuss schaffen. Es richtet sich an ALG-II-
Bezieher, die seit mindestens zwei Jahren arbeitslos sind. Gefördert
werden soll auch hier sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, für
die es im ersten Jahr einen Lohnkostenzuschuss in Höhe von 75 Prozent
und im zweiten Jahr mit der Hälfte des gezahlten Lohnes geben soll. Es
soll ferner eine Nachbeschäftigungspflicht des Arbeitgebers von sechs
Monaten nach Ende der Förderung, ein begleitendes Coaching und
Qualifizierungsmaßnahmen geben.

 * 

2. Dynamische Verdienstgrenzen bei Minijobs

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Höchstgrenzen für geringfügig entlohnte
Beschäftigung (Mini-Jobs) und Beschäftigung in der Gleitzone
(Midi-Jobs) sollen nach dem Willen der FDP-Fraktion dynamisch erhöht
werden können. Dazu haben die Liberalen einen Gesetzentwurf (19/4764)
vorgelegt, in dem sie kritisieren, dass diese Verdienstgrenzen seit
2013 nicht angehoben worden seien, weil die derzeit starren Regelungen
keine automatische Anpassung an die allgemeine Lohnentwicklung
zulassen würden. Mit jeder Erhöhung des Mindestlohns würden sich
deshalb die Stunden, die Beschäftigte im Rahmen von Mini- oder
Midi-Jobs arbeiten dürften, reduzieren. Sie könnten damit auch nicht
von den Erhöhungen des allgemeinen Mindestlohns oder der
Lohnentwicklung insgesamt profitieren, schreibt die Fraktion.

Sie schlägt deshalb vor, die Verdienstgrenzen an die Entwicklung des
Mindestlohns zu koppeln. Im kommenden Jahr soll die Verdienstgrenze
bei geringfügiger Beschäftigung auf das 60-fache des allgemeinen
gesetzlichen Mindestlohns festgelegt werden und bei Beschäftigung in
der Gleitzone auf das 145-fache des Mindestlohns. Durch diese Änderung
werde ein Automatismus eingeführt, der eine Anpassung der bisher
starren Grenzen bei jeder Anpassung des Mindestlohns zulasse, heißt es
im Entwurf der Liberalen.

 * 

3. Ausmaß geringfügiger Beschäftigung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/4681) zum Ausmaß und zur Struktur der geringfügigen Beschäftigung
in Deutschland gestellt. Sie möchte von der Bundesregierung unter
anderem wissen, wie hoch die Zahl der Mini-Jobs ist, wie hoch der
Anteil jener ist, die mehrere Mini-Jobs haben und wie viele Kontrollen
zur Einhaltung des Mindestlohns bei geringfügiger Beschäftigung
durchgeführt wurden.

 * 

4. Wiedereinführen der Meisterpflicht

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion fordert ein Wiedereinführen der
Meisterpflicht im Handwerk. In einem Antrag (19/4633) erklären die
Abgeordneten, die Abschaffung der Meisterpflicht in zahlreichen
Berufen habe zu Nachteilen für das deutsche Handwerk und die
Volkswirtschaft geführt. Statt der beabsichtigten erhöhten
Beschäftigungsquote sei es zu gravierenden Fehlentwicklungen gekommen,
die einer Revision bedürften.

 * 

5. Rahmenbedingungen für Luftfrachtfirmen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Rahmenbedingungen für Unternehmen der
Luftfrachtindustrie stehen im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/4650) der FDP-Fraktion. Die Nachfrage in der Sparte sei enorm, um
so wichtiger seien reibungslose Vorgänge und die dahinter stehenden
gesetzlichen Rahmenbedingungen, erklären die Abgeordneten. Es brauche
"Schritte in die Zukunft", um international konkurrenzfähig zu sein.
Von der Bundesregierung wollen die Abgeordneten unter anderem wissen,
ob ein spezielles Förderprogramm zum Anwerben von Fachkräften geplant
sei.

 * 

6. Landstrom in der Schifffahrt

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fragt nach Möglichkeiten und
Plänen, Landstrom in der Schifffahrt zu fördern. In einer Kleinen
Anfrage (19/4740) weisen die Abgeordneten darauf hin, dass bisher
Hindernisse bestünden, die eine Nutzung für Reeder unattraktiv
machten. Nun möchten sie wissen, ob die Bundesregierung eine
flächendeckende Versorgung mit Landstrom für die Schifffahrt
ermöglichen möchte. Sie erkundigt sich auch nach den Preisen für eine
Kilowattstunde Landstrom und mit Hilfe von Generatoren und Hilfsdiesel
erzeugtem Strom im Vergleich.

 * 

7. Investitionsfonds des Bundes

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Maßnahmen zur Abwehr unerwünschter ausländischer
Beteiligungen an deutschen Unternehmen beschäftigen die FDP-Fraktion.
In einer Kleinen Anfrage (19/4717) möchten die Abgeordneten wissen,
wann ein Investitionsfonds, mit dessen Mitteln solche Beteiligungen
oder Übernahmen verhindert werden sollen, die Arbeit aufnimmt. Sie
fragen auch nach der geplanten Mittelausstattung, nach den konkreten
Aufgaben des Fonds und nach Branchen, in denen er aktiv werden könnte.

 * 
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BUNDESTAG/7590: Heute im Bundestag Nr. 742 - 09.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 742

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 16.20 Uhr

1. Anpassung von Datenschutz-Regelungen

2. Bundesrat fordert flexiblere GAK

3. Sondervermögen für Digitalisierung

4. Ultranet-Trasse durch Hessen

5. Entwicklung von 3D-Druck-Industrie

6. Stand beim Bündnis Zukunft der Industrie



1. Anpassung von Datenschutz-Regelungen

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Nach der 2017 beschlossenen Novellierung des
Bundesdatenschutzgesetzes soll nun auch das bereichsspezifische
Datenschutzrecht des Bundes an die seit Mai dieses Jahres geltende
EU-Datenschutz-Grundverordnung angepasst werden. Dies geht aus einem
Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/4674) hervor, der am Freitag
erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Er soll
zugleich der Umsetzung einer EU-Datenschutz-Richtlinie im Bereich von
Justiz und Inneres dienen.

Der Gesetzentwurf sieht laut Bundesinnenministerium in 154
Fachgesetzen fast aller Ressorts Änderungen vor. Zu den
Regelungsschwerpunkten zählen dabei der Vorlage zufolge etwa
Anpassungen von Begriffsbestimmungen und von Rechtsgrundlagen für die
Datenverarbeitung sowie Regelungen zu den Betroffenenrechten. Ferner
sollen durch Änderungen im Bundesdatenschutzgesetz unter anderem die
Voraussetzungen dafür geschaffen werden, "dass sensible Informationen
durch zivilgesellschaftliche Träger im Rahmen von
Deradikalisierungsprogrammen verarbeitet und im Einzelfall an die
Sicherheitsbehörden weitergegeben werden können.

 * 

2. Bundesrat fordert flexiblere GAK

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesrat hat die Regierung zu einem flexibleren
Umgang im Bereich der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (GAK) aufgefordert. Dies
betreffe insbesondere "die Übertragbarkeit der Bundesmittel, die
Erforderlichkeit der Zweckbindungen, die Angleichung der Höhe der
Verpflichtungsermächtigungen an das Niveau der GRW
[Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur]
und die Einbettung des Sonderrahmenplans in das Gesamtkonzept der
Gemeinschaftsaufgabe", schreibt der Bundesrat in seiner Stellungnahme
(19/3402) zum Bundeshaushaltsentwurf der Bundesregierung (19/3400) und
dem Finanzplan 2018 bis 2022 (19/3401). Die Bundesregierung plant, im
kommenden Jahr die GAK um einen Sonderrahmenplan "Förderung der
ländlichen Entwicklung" mit einem Volumen von 150 Millionen Euro zu
ergänzen. Die geplante Aufstockung GAK scheine ein geeignetes
Instrument zu sein, um etwa die ländliche Entwicklung zu fördern,
schreibt der Bundesrat. Allerdings bestünden weiterhin Bedenken, dass
"die Flexibilität zum Einsatz der Mittel für die Länder gegeben ist".

In ihrer Gegenäußerung zu der Stellungnahme des Bundesrates schreibt
die Bundesregierung, dass sie die Prüfbitte zur Kenntnis nehme. "Ob
und in welchen Umfang die Vorschläge der Länder aus Sicht der
Bundesregierung als zielführend betrachtet werden können, bedarf in
diesem Zusammenhang insbesondere im Hinblick auf die Wahrung
angemessener Gestaltungsspielräume auch des Bundes sowie des
parlamentarischen Budgetrechts der sorgfältigen Prüfung", heißt es in
der Gegenäußerung.

Weitere Themen der Stellungnahme sind unter anderem die
wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands und die damit verbundenen
Auswirkungen auf den Haushalt und die Finanzplanung. Zudem
thematisiert der Bundesrat unter anderem die Unterstützung des Bundes
bei den Kosten im Zusammenhang mit der Integration von Flüchtlingen.

 * 

3. Sondervermögen für Digitalisierung

Haushalt/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Mit einem neuen Sondervermögen "Digitale
Infrastruktur" will die Bundesregierung den Breitbandausbau sowie die
digitale Infrastrukturen an Schulen fördern. Dazu sollen die Erlöse
der geplanten Versteigerung von 5G-Lizenzen in das Vermögen fließen.
Zunächst ist eine bereits etatisiert Anschubfinanzierung in Höhe von
2,4 Milliarden Euro aus dem Bundeshaushalt geplant. Dies sieht ein
Entwurf der Bundesregierung (19/4720) für ein Gesetz zur Einrichtung
des Sondervermögens "Digitale Infrastruktur"
(Digitalinfrastrukturgesetz - DIFG) vor. Der Entwurf soll am
Donnerstag im vereinfachten Verfahren zur federführenden Beratung an
den Haushaltsausschuss überwiesen werden.

Laut DIFG-Entwurf sollen 70 Prozent der Einnahmen des Vermögens für
die "Förderung von Investitionen zur unmittelbaren Unterstützung des
Ausbaus von Gigabitnetzen" verwendet werden. Schwerpunkt ist demnach
vor allem der ländliche Raum. Dort sei ein "privatwirtschaftlicher
Ausbau von Gigabitnetzen nicht zu erwarten", führt die Bundesregierung
zur Begründung aus. Die übrigen 30 Prozent sollen laut Entwurf
grundsätzlich als Finanzhilfe des Bundes den Ländern zur Verfügung
gestellt werden. Damit soll der "Aufbau und die Verbesserung der
digitalen Infrastruktur für Schulen" unterstützt werden. Die
Einrichtung des Sondervermögens ist laut Bundesregierung notwendig, da
die geplanten Maßnahmen mit den "gegenwärtig verfügbaren
Haushaltsmitteln" nicht finanziert werden könnten.

Forderungen des Bundesrates in seiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf,
auch den 5G-Ausbau in die Förderung aufzunehmen sowie über den Fonds
Mittel für Breitband-Programme der Länder zur Verfügung zu stellen,
lehnt die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung ab. So argumentiert
die Bundesregierung, dass sich die bisherigen Verfahren zur Förderung
des Breitbandausbaus bewährt hätten. "Zur praktischen Umsetzung der
Förderung durch die Telekommunikationsunternehmen bedarf es eines
bundeseinheitlichen Förderprogrammes und nicht 16 verschiedener
Länderprogramme", heißt es in der Gegenäußerung. Mit Bezug auf den
5G-Ausbau betonte die Bundesregierung, dass im Rahmen der
Lizenzvergabe "Versorgungsauflagen für den öffentlichen Mobilfunk"
vereinbart werden sollen.

Zudem hatte die Länderkammer gefordert, den Finanzierungsanteil des
Bundes bei der Förderung zu erhöhen. Dies sei aufgrund der
"Refinanzierungsmöglichkeit für den Bund aus den Einnahmen der Vergabe
von Frequenzen darstellbar". Die Bundesregierung spricht sich hingegen
dagegen aus. Der Bund halte an dem Finanzierungsmodus samt notwendiger
Eigenbeteiligung der Zuwendungsempfänger fest, schreibt die
Bundesregierung.

 * 

4. Ultranet-Trasse durch Hessen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Eine geplante Ultranet-Übertragungsleitung
beschäftigt die Abgeordneten der FDP-Fraktion. Die Trasse solle unter
anderem durch hessische Regionen führen und rufe dort Widerstand
hervor, begründen die Abgeordneten eine Kleine Anfrage (19/4587). Sie
fragen die Bundesregierung nach Gründen für die geplante oberirdische
Verlegung der Leitungen und nach Erkenntnissen zu eventuellen
Gesundheitsgefährdungen.

 * 

5. Entwicklung von 3D-Druck-Industrie

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion sorgt sich um die
Konkurrenzfähigkeit der 3D-Druck-Industrie in Deutschland. Viele
Unternehmen des Branchenzweigs gälten als weltweit führend, schreiben
die Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage (19/4629). Allerdings
drängten Länder wie die Volksrepublik China oder die USA auf den
Markt. Nun fragen die Abgeordneten die Bundesregierung nach der
Entwicklung des 3D-Drucks in Deutschland. Sie erkundigen sich auch
nach rechtlichen Rahmenbedingungen und steuerlicher Förderung.

 * 

6. Stand beim Bündnis Zukunft der Industrie

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um den Stand beim Bündnis Zukunft der Industrie geht
es in einer Kleinen Anfrage (19/4631) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten erkundigen sich nach aktiven und ehemaligen Mitgliedern
des Gremiums, das das Bundeswirtschaftsministerium vor vier Jahren
gemeinsam mit Gewerkschaften und Unternehmensverbänden gegründet
hatte. Sie fragen auch nach erreichten Ergebnissen und anstehenden
Strategien und Zielen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1767: Regierungspressekonferenz vom 8. Oktober 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 8. Oktober 2018

Regierungspressekonferenz vom 8. Oktober 2018

Themen: Ermordung der Journalistin Victoria Marinova, Schicksal des
vermissten Journalisten Jamal Khashoggi, COenzwerte für Pkw, Sonderbericht
des Weltklimarates IPCC zum Klimawandel, Präsidentschaftswahl in Brasilien,
betäubungslose Ferkelkastration, Cyberspionagekampagne APT28, Initiative
zur Gründung eines europäischen Sicherheitsrats, Zahl der Abschiebungen aus
Deutschland in die Maghreb-Staaten, Rückführungsabkommen mit Italien,
Äußerungen des Bundesaußenministers zur Rolle der USA hinsichtlich der
Ermöglichung der deutschen Einheit, Hardwarenachrüstungen für Diesel-Pkw,
Festnahme des Präsidenten von Interpol in China, Moorbrand auf einem
Bundeswehrgelände bei Meppen


Sprecher: SRS'in Fietz, Burger (AA), Fichtner (BMU), Wagner (BMWi),
Bürgelt (BMEL), Fähnrich (BMVg), Schmidt (BMI), Friedrich (BMVI)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Fietz
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Burger: Guten Tag! Ich habe heute eine Erklärung zum Thema Pressefreiheit
vorzutragen.

Pressefreiheit ist ein elementares Bürgerrecht und ein fundamentales
Grundrecht jeder demokratischen Gesellschaft. Die Bundesregierung setzt
sich weltweit für die Freiheit der Presse und für den Schutz und die
Sicherheit von Journalisten ein. Das ist ein Anliegen von großer Bedeutung,
für das wir uns weltweit stark machen.

Mit tiefer Bestürzung haben wir von der brutalen und furchtbaren Ermordung
der bulgarischen Journalistin Victoria Marinova erfahren. Nach derzeitigem
Informationsstand liegen über das Motiv der Tat keinerlei belastbaren
Erkenntnisse vor. Entscheidend ist jetzt daher, dass die Aufklärung schnell
geschieht und das schreckliche Ereignis möglichst umfassend aufgeklärt
wird.

Sorge bereitet uns auch das Schicksal des prominenten Journalisten Jamal
Khashoggi, der u. a. im "Spiegel" und in der "Washington Post"
veröffentlicht hat. Gesichert wissen wir bislang nur, dass Herr Khashoggi
vermisst wird und sein Umfeld in großer Sorge um sein Wohlergehen ist. An
Spekulationen werde ich mich nicht beteiligen. Dies kann in niemandem
Interesse sein, schon gar nicht im Interesse des Betroffenen und seiner
Familie. Umso wichtiger ist aber, dass schnell Aufklärung geschaffen wird
und dass alle, die dazu beitragen können, dabei helfen.

Frage: Herr Burger, ich hätte gern gefragt, ob denn die Bundesregierung,
das Auswärtige Amt, entweder mit der bulgarischen Regierung oder mit der
türkischen oder saudischen Regierung über die Fälle gesprochen hat.

Vielleicht können Sie noch einmal eine Einschätzung abgeben, was es heißt,
wenn in der EU innerhalb von wenigen Monaten jetzt bereits der dritte
Journalist ermordet wird. Sehen Sie da eine besorgniserregende Entwicklung?
Woran könnte das liegen, dass die EU jetzt auch mit dem Phänomen der
Ermordung von Investigativjournalisten zu kämpfen hat?

Burger: Wir haben mit allen drei Staaten, die Sie genannt haben, natürlich
Gesprächskanäle auf verschiedensten Ebenen. Wir nutzen diese
Gesprächskanäle auch, um diese Themen in der geeigneten Form anzusprechen.

Ich möchte mich heute mit Spekulationen zurückhalten, auch was die
Hintergründe des jüngsten Verbrechens angeht, das in Bulgarien passiert
ist. Ich wäre insofern auch mit der Interpretation heute zurückhaltend,
weil uns schlicht noch die Faktengrundlage fehlt, um das wirklich umfassend
bewerten zu können. Ich glaube, auch aus der Tatsache, dass ich das heute
in der Form angesprochen habe, wie ich es angesprochen habe, wird deutlich,
dass uns diese Entwicklung große Sorge bereitet und wir das nicht
unkommentiert geschehen lassen möchten.

Frage: Herr Burger, Sie sprachen jetzt Ihre tiefe Sorge über das
Verschwinden des saudischen Journalisten an. Darüber hinaus ist es ja
wirklich so, dass viele Menschenrechtler in Saudi-Arabien im Gefängnis
landen etc. Gleichzeitig spricht die Bundesregierung von einem
reformatorischen Kronprinzen in Saudi-Arabien. Vor einigen Monaten wurde
hier sehr lobend über Saudi-Arabien gesprochen. Wie passt das alles mit den
außenpolitischen Prinzipien der Bundesregierung zusammen, trotzdem
weiterhin Waffen an Saudi-Arabien zu liefern und sich gleichzeitig immer
wieder besorgt über Verstöße gegenüber Menschenrechten zu zeigen - wo auch
immer in der Welt?

Burger: Ich glaube, die Entwicklungen in jedem Land der Welt sind
differenziert zu betrachten. Es gibt da kein einfaches Schwarz und Weiß.
Fakt ist, dass es in Saudi-Arabien in Bezug auf die Menschenrechtslage
Dinge gibt, die wir auch in der Vergangenheit schon kritisch angesprochen
haben. Fakt ist aber auch, dass es gesellschaftliche Reformen gibt, die zu
mehr Freiheiten geführt haben, die wir mit großer Sympathie sehen, zum
Beispiel die Aufhebung des Frauen-Fahrverbots.

Ich glaube, ganz grundsätzlich sollten wir festhalten, dass in einer
Weltlage, wie wir derzeit mit ihr konfrontiert sind, ein Land wie
Deutschland funktionierende Gesprächskanäle zu entscheidenden
internationalen Akteuren haben muss. Denn nur so wird man auf Entwicklungen
Einfluss nehmen können, die auch unsere Sicherheit in Europa betreffen. Nur
so wird man für Stabilität und Frieden im Nahen und Mittleren Osten etwas
bewirken können. Deswegen ist es aus unserer Sicht richtig, mit
entscheidenden internationalen Akteuren Gesprächskanäle aufzubauen.

Zusatzfrage: Wie würden Sie denn die Aufhebung des Frauen-Fahrverbots
gegenüber dem Verschwinden von Frauen gewichten, die sich als
Menschenrechtlerinnen hervorgetan haben, um etwa für mehr Rechte von Frauen
in Saudi-Arabien zu demonstrieren?

Burger: Ich möchte überhaupt keine Gewichtung vornehmen. Ich plädiere für
eine differenzierte Betrachtungsweise und rate von einem 
Schwarz-Weiß-Denken ab.

Frage: Gibt es über die Besorgnis des Auswärtigen Amtes und die
Adressierung dieses Themas hinaus deutsche Kontakte seitens
Sicherheitsbehörden oder anderer aufklärender Institutionen zur Aufklärung
der Fälle sowohl in der Türkei als auch in Bulgarien?

Burger: Ich kann Ihnen jetzt nicht von einzelnen Gesprächen berichten. Ich
kann Ihnen nur grundsätzlich sagen, dass wir das Interesse an einer
Aufklärung dieser Fälle in den geeigneten Formen, auf den geeigneten
Gesprächskanälen, überall zum Ausdruck bringen.

Zusatzfrage: Aber Sie wissen nicht, ob deutsche Erkenntnisse, deutsche
Ermittlungsfähigkeiten, bei der Aufklärung zum Einsatz kommen?

Burger: Mir liegen dazu im Moment keine Erkenntnisse vor.

Zusatzfrage: BMI? - Auch nicht. Danke.

Frage: Frau Fietz und Herr Fichtner, angesichts des morgigen EU-Umweltrates
wüsste ich gern, wie genau jetzt die innerhalb der Bundesregierung
abgestimmte Position hinsichtlich der COenzwerte aussieht. Wie ist da der
aktuelle Stand?

Fichtner: Da ist der Stand immer noch so wie vorletzte Woche, als ich hier
ausführlich dazu Stellung genommen habe. Die Bundesregierung wird sich beim
Umweltrat dafür aussprechen, den Kommissionsvorschlag zu unterstützen.

SRS'in Fietz: Dem kann ich nichts hinzufügen.

Zusatzfrage: Also das sind die 30 Prozent, wenn ich es richtig im Kopf
habe?

Fichtner: Das haben Sie richtig im Kopf.

Frage: Wie bewertet die Bundesregierung den IPCC-Sonderbericht, der ja hohe
Skepsis ausdrückt, dass das 1,5-Grad-Klimaziel überhaupt noch erreichbar
ist? Was folgt daraus aus Sicht der Bundesregierung an Notwendigkeiten von
Maßnahmen, auch nationalen Maßnahmen?

Fichtner: Wir haben um 9.45 Uhr heute dazu bei uns im BMU eine
Pressekonferenz gemeinsam mit dem BMBF gegeben. Auch darauf kann ich noch
einmal verweisen. Es gibt auch eine Pressemitteilung dazu. Aber ich sage
Ihnen hier gern noch einmal das, was unser Staatssekretär heute Morgen auch
schon gesagt hat.

Der Bericht zeigt: Das Ziel, eine 1,5-Grad-Erderwärmung zu erreichen, ist
möglich, aber schwierig. Es ist sehr viel schwieriger als die Erderwärmung
auf 2 Grad zu begrenzen, was auch schon schwierig ist, aber es lohnt jede
Anstrengung. Die Kosten der Erderwärmung zu bremsen sind hoch, aber sie
sind deutlich Kleiner als die Schäden, die entstehen, wenn wir es nicht
schaffen.

Die Wissenschaftler haben dafür ganz eindrucksvolle Beispiele gebracht. Die
Zahl der Hungernden, die Zahl der Menschen in Armut, ist um Hunderte
Millionen größer in einer 2-Grad-Erwärmungswelt im Vergleich zu einer 
1,5-Grad-Erwärmungswelt. Es gibt gigantische Unterschiede, was den Küstenschutz
angeht, was die Trinkwasserversorgung und die Nahrungsgrundlagen angeht.

Wir lernen daraus: Jedes Zehntel Grad zählt. Es gibt große Unterschiede
zwischen 1,5 Grad und 2 Grad, aber natürlich auch für jedes halbe Grad
Unterschied, das man sich vorstellen könnte.

Was folgt daraus? Wir brauchen einen schnellen Klimaschutz, und die
Industriestaaten müssen vorangehen. Aber im Grunde müsste sich die ganze
Welt auf den Weg machen und sich von Kohle, Öl und Gas verabschieden. Wir
haben hier bei uns gerade einen guten Prozess mit der
Strukturwandelkommission, die noch in diesem Jahr Vorschläge für den
Kohleausstieg machen soll, und zwar so, dass er sozialverträglich
funktioniert und neue Perspektiven für die Regionen aufzeigt.

Zweites Beispiel für das, was folgt: Wir brauchen mehr Verbindlichkeit.
Bisher gab es zu wenig Verbindlichkeit beim Klimaschutz in Deutschland.
Darum erarbeiten wir gerade ein Klimaschutzgesetz, das für alle Sektoren
Planungssicherheit geben soll, wie sie ihre jeweiligen Klimaziele erreichen
können.

SRS'in Fietz: Ganz grundsätzlich kann man sagen, dass die Bundesregierung
den Bericht noch einmal als Appell für ein entschlossenes Handeln in der
internationalen Klimapolitik versteht. Es ist natürlich klar, dass es
weiterhin einen sehr hohen Handlungsdruck und Handlungsbedarf in der
internationalen Klimapolitik gibt.

Frage: Frau Fietz, vielleicht können Sie das noch einmal ein bisschen
konkreter machen. Die Frage zielte ja darauf, ob aufgrund der neuen
Erkenntnisse und neuen Warnungen, die es jetzt von verschiedenen Seiten
gibt, die Bundesregierung das, was sie hier vorhatte und im
Koalitionsvertrag avisiert hat, nicht - wie Herr Fichtner das eben gesagt
hat - beschleunigen muss. Also ist die Bundesregierung der Meinung, dass
jetzt verstärkt Klimaschutz betrieben wird, dass der Kohleausstieg und
andere Maßnahmen zur Emissionsreduzierung schneller kommen müssen? Oder
hält die Bundesregierung an den Planungen fest, die sie früher hatte, bevor
diese Berichte bekannt wurden?

SRS'in Fietz: Viele Wissenschaftler haben den Bericht ja aus zahlreichen
Studien und Statistiken zusammengestellt. Wir werden uns diesen Bericht
sehr umfassend anschauen und die Erkenntnisse auch noch einmal auswerten.

Wie ich das eben schon formuliert habe: Es ist klar, dass es einen hohen
Handlungsbedarf beim internationalen Klimaschutz gibt. Die Bundesregierung
bekennt sich ausdrücklich zu den nationalen, europäischen und im Rahmen des
Pariser Klimaschutzabkommens vereinbarten Klimazielen. Das erklärte Ziel
der Europäischen Union ist es, die Treibhausgasemissionen gegenüber 1990
weiterhin zu senken. In diesem Jahr haben wir bereits anspruchsvollere
Ziele zu erneuerbaren Energien und Energieeffizienz auf EU-Ebene
beschlossen und damit auch ein ambitioniertes Vorgehen für den Klimaschutz
gezeigt.

Die Bundesregierung hat zudem mit dem Klimaschutzplan 2050 einen Prozess
zur Erreichung der nationalen Klimaschutzziele beschlossen, der auch für
2030 Ziele und Entwicklungspfade für die verschiedenen Sektoren enthält.
Auf diesem Weg wird die Bundesregierung weitergehen.

Zusatzfrage: Die Kanzlerin hat letzte Woche gerade noch einmal betont, dass
es weiter sehr schwierig sei, die nationalen Ziele bis 2020 zu erreichen.
Fühlt sich die Bundesregierung jetzt ermuntert, sich darauf festzulegen,
dass sie vielleicht doch die nationalen Ziele erreichen will?

SRS'in Fietz: Die Aussagen der Kanzlerin stehen da für sich. Aber Sie haben
ja auch an den verschiedenen Stellschrauben, die es in der Vergangenheit
gegeben hat, gesehen, dass der Klimaschutz für die Bundesregierung ein
hoher Wert ist und daran intensiv weitergearbeitet wird.

Natürlich unterstützen wir weiterhin den Vorschlag der Europäischen
Kommission, beispielsweise neue COandards für Pkw festzusetzen, um zur
Erreichung der Klimaschutzziele beizutragen. Auch die Initiative, die Mess-
und Berechnungsverfahren zu überprüfen und anzupassen, werden von der
Bundesregierung unterstützt, sodass Sie davon ausgehen können, dass alles
getan wird, um dem Klimaschutz soweit wie möglich zu dienen.

Frage: Frau Fietz, eine Frage dazu, weil Herr Fichtner gerade sagte, wir
müssten schneller heraus aus Kohle und Gas in der Verbrennung fossiler
Rohstoffe. Einmal weitergedacht: Braucht es dafür eigentlich noch die
Lieferungen aus Russland über eine zweite Ostseepipeline Nord Stream 2,
wenn wir da schneller aussteigen müssten, um die Klimaziele zu erreichen?

SRS'in Fietz: Wie Sie wissen, haben wir ja auf der einen Seite die
Strukturkommission, die daran arbeitet, beispielsweise den Ausstieg aus der
Kohleverstromung zu organisieren und zu strukturieren. Die Bundeskanzlerin
hat mehrfach darauf hingewiesen, dass wir in Deutschland eine
diversifizierte Energieversorgung haben und wir diese auch weiterhin
betreiben beziehungsweise vorantreiben müssen. Das bedeutet, dass wir
Erdgas aus verschiedenen Ländern beziehen - aus Russland, aber eben auch
aus Großbritannien, Norwegen und den Niederlanden. Deutschlands 
Erdgas-Bedarf wird sich in den nächsten Jahren voraussichtlich eher noch
vergrößern. Das Nord-Stream-2-Projekt ist deshalb eines, das die
Bundesregierung durchaus für sinnvoll hält.

Zugleich hat die Bundeskanzlerin, um das auch hier wieder zu betonen,
darauf hingewiesen, dass das Projekt in erster Linie eines der Wirtschaft
ist und es die politische Dimension hat, dass klar werden muss, wie die
ukrainische Transitrolle nach 2019 beschrieben werden soll. Also das gilt
nach wie vor.

Zusatzfrage: Ich habe eine Frage an das Umweltministerium. In der 
Diesel-Diskussion wurde ein Zusammenhang hergestellt zu der Unterstützung der
Bundesregierung für den Kommissionsvorschlag, die Emissionswerte für Autos
zu verschärfen und nicht weiter zu gehen, wie das Europäische Parlament das
möchte. Sehen Sie einen Zusammenhang zwischen dieser Positionierung der
Bundesregierung und den Angeboten der Autoindustrie in der Diesel-Debatte?
Sprich, wenn die Autokonzerne nicht das umsetzen, was die Bundesregierung
möchte, wäre das Umweltministerium dann dafür, dass die Bundesregierung
sich für schärfere neue Emissionsziele für die Autos einsetzt?

Fichtner: Wir haben so einen Zusammenhang nie hergestellt. Ihr Kollege hat
das vor drei Wochen, glaube ich, auch schon einmal gefragt. Da habe ich
gesagt: Ich sehe einen solchen Zusammenhang nicht. Daran hat sich nichts
geändert.

Frage: Ich hätte eine Frage an das Auswärtige Amt und/oder das
Wirtschaftsministerium. In Brasilien hat jetzt der Kandidat der
Rechtspopulisten deutlich den ersten Wahlgang gewonnen. Er wird als Trump
Brasiliens bezeichnet. Sehen Sie darin eine weitere Gefahr für eskalierende
internationale Streitigkeiten und eine Abkehr vom Multilateralismus?

Burger: Ich glaube, es ist guter Brauch, dass wir Ergebnisse von
demokratischen Wahlen in anderen Ländern von dieser Stelle aus nicht
bewerten. Wir verfolgen natürlich die Entwicklungen mit Interesse. Aber ich
werde das nicht inhaltlich kommentieren.

Wagner: Ich kann dem auch nichts hinzufügen.

Frage: Die Frage richtet sich an das Landwirtschaftsministerium. Ich würde
Sie um eine Einschätzung bitten: Ist es aus Ihrer Sicht gut und sinnvoll,
wenn die betäubungslose Ferkelkastration Anfang nächsten Jahres umgesetzt
werden soll, oder haben Sie Verständnis für die Bedenken von
Schweinehaltern bezüglich ökonomischer und anderer Fragestellungen?

Bürgelt: Wir als Landwirtschaftsministerium, und so hat sich die Ministerin
auch geäußert, begrüßen die grundsätzliche Einigung der
Koalitionsfraktionen, diese Initiative auf den Weg zu bringen, um eben die
Übergangsfrist zu verlängern. Denn ganz klar ist: Die Schweinehaltung muss
auch, um dem Strukturwandel entgegenzutreten, in Deutschland gehalten
werden. Natürlich steht dabei der Tierschutz an oberster Stelle. Das
Landwirtschaftsministerium hat diesen Weg auch immer stringent begleitet,
aber zum jetzigen Zeitpunkt begrüßen wir die Initiative der Fraktion.

Zusatzfrage: Hätten denn den Schweinehaltern die fünf Jahre zur
Vorbereitung dieses Prozesses nicht ausreichen können? Wie bewerten Sie
das?

Bürgelt: Wie gesagt: Wir begrüßen jetzt die Verlängerung. Dabei ist immer
ganz klar, dass der Tierschutz an oberster Stelle stehen muss. Das
Landwirtschaftsministerium hat tatsächlich auch innerhalb dieser letzten
fünf Jahre verschiedenste Maßnahmen ergriffen, um diesen Prozess mit
verschiedensten Forschungsprojekten zu begleiten, hat finanziell
unterstützt und Praxiseinrichtungen in der Landwirtschaft gefördert, um den
Landwirten eben darzustellen, wie diese Umstellung gehen kann.

Wie gesagt: Wir begrüßen jetzt diese Initiative der Fraktionen. Ganz klar
ist aber, dass die betäubungslose Ferkelkastration oberstes Ziel bleibt -
zum Tierschutz.

Frage: Es wurde am Freitag mitgeteilt, dass jetzt auch die Bundesregierung
mit fast hundertprozentiger Wahrscheinlichkeit davon ausgeht, dass die
Cyberattacken auf Deutschland vom russischen Militär ausgegangen sind. Mich
würde interessieren, welche Konsequenzen die Bundesregierung jetzt aus
dieser Erkenntnis zieht. Welche Maßnahmen werden ergriffen? Wird zum
Beispiel, wie es die FDP verlangt, der russische Botschafter einbestellt,
oder ist Ähnliches geplant?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen dazu, was Freitag angeht, keinen neuen Stand
mitteilen.

Zusatzfrage: Das Auswärtige Amt vielleicht?

Burger: Ich will vielleicht nur darauf hinweisen, dass das ja keine ganz
neue Situation ist und es auch kein Geheimnis ist, dass es eben Themen
gibt, bei denen es zwischen uns und Russland Differenzen gibt. Wir haben
immer wieder über die Annexion der Krim und über den Giftanschlag in
Salisbury gesprochen. Auch über russische Cyberaktivitäten hat der
Außenminister schon bei seinem Antrittsbesuch in Moskau gesprochen.
Insofern ist das ein Thema, das nicht neu auf der Agenda ist, das auf der
Agenda bleibt und bei dem wir von der russischen Seite weiterhin
Fortschritte erwarten.

Das ändert nichts daran, dass wir den Dialog mit Russland fortsetzen
wollen, weil wir diesen Dialog zur Lösung vieler internationaler Fragen
brauchen, etwa in Syrien und in der Ostukraine.

Zusatzfrage: Was mich ein bisschen wundert, ist, dass ja das Neue an der
Sache ist, dass jetzt mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon
ausgegangen wird, dass das vonseiten einer staatlichen Institution der
russischen Seite, also vom Geheimdienst der russischen Armee, erfolgt ist.
Das ist meiner Ansicht nach eine andere Qualität, als wenn das von
irgendwelchen freiberuflichen Hackern ausgeht, von denen der russische
Präsident einmal gesprochen hat. Das müsste ja als ein mindestens
unfreundlicher Akt seitens des russischen Staates angesehen werden, oder
nicht?

SRS'in Fietz: Ich kann noch einmal darauf verweisen, was Herr Seibert am
Freitag an dieser Stelle gesagt hat. Er hat gesagt: Die Bundesregierung
geht mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon aus, dass hinter
der Kampagne APT28 der russische Militärgeheimdienst GRU steckt. Diese
Einschätzung beruht auf einer insgesamt sehr guten eigenen Fakten- und
Quellenlage. Wir verurteilen derartige Angriffe auf internationale
Organisationen und Einrichtungen unserer Verbündeten auf das Schärfste und
fordern Russland auf, seiner Verantwortung gerecht zu werden und derartige
Handlungen zu unterlassen. - Das hat er am Freitag gesagt, und das gilt
auch heute.

Zusatzfrage: Dabei bleibt es? Sind also keine weiteren Konsequenzen oder
Maßnahmen geplant, um dieser Ansicht Nachdruck zu verleihen?

SRS'in Fietz: Wie ich eingangs sagte, kann ich Ihnen jetzt, heute, keinen
neuen Stand mitteilen.

Frage: Ich möchte dazu auch eine Nachfrage stellen. Vielleicht könnte uns
Herr Fähnrich etwas dazu mitteilen, ob die Sicherheitsmaßnahmen in diesem
Zusammenhang verschärft werden oder nicht. Das wäre die erste Frage.

Die zweite Frage, die ich stellen möchte, ist, ob das Thema Cybersicherheit
in Verbindung mit Russland beim nächsten Europäischen Rat besprochen werden
wird oder nicht.

Fähnrich: Dann fange ich einmal an. Wir haben ja in den letzten Monaten
nicht nur einen eigenen Bereich dafür aufgestellt, in dem mehr als 10 000
Soldatinnen und Soldaten beschäftigt sind, wir haben auch zusammen mit
anderen Ministerien Agenturen gebildet, um diesen Fähigkeiten zu bilden und
am besten dafür präpariert zu sein.

Was wir sagen können, ist, dass wir Cyberangriffe immer nur im Nachhinein
feststellen können, dass man aber sicher ist, dass wir alles Mögliche tun,
um so etwas zu vermeiden, und zwar - es geht nicht nur um die Bundeswehr -
im Verbund mit dem BMI.

SRS'in Fietz: Hinsichtlich der Frage zum Europäischen Rat kann ich auch nur
auf das verweisen, was Herr Seibert hier gesagt hat, nämlich dass sich die
europäischen Verbündeten natürlich darüber austauschen und auch beraten und
dass es durchaus auch denkbar ist, dass das beim Europäischen Rat der Fall
sein wird.

Zusatzfrage: Könnten Sie dann vielleicht noch detaillierter sagen, auf
welcher Ebene jetzt verhandelt wird und wer mit wem spricht?

SRS'in Fietz: Nein, dazu kann ich Ihnen leider keine näheren Auskünfte
geben.

Frage: Herr Burger, der Bundesaußenminister hat eben in einer Rede noch
einmal über die Initiative gesprochen, einen europäischen Sicherheitsrat zu
gründen. Ich glaube, das war ja schon vor ein paar Monaten Gegenstand einer
deutsch-französischen Initiative. Was ist denn seitdem passiert? Gibt es
Unterstützung für diese Idee? Ist das schon irgendwo in Ratsformationen
eingespeist worden, oder ist da bis jetzt noch nichts passiert?

Burger: Das ist ja ein Thema, das der Außenminister in seiner Europa-Rede
schon im Frühjahr dieses Jahres zum ersten Mal erwähnt hat. Die Kanzlerin
hat sich, glaube ich, auch bei dem Treffen in Meseberg dazu geäußert. Das
ist einer von mehreren Vorschlägen, die der Außenminister gemacht hat, um
die außenpolitische Handlungsfähigkeit der Europäischen Union zu stärken.
Dazu gab es in den letzten Wochen und Monaten mit den europäischen Partnern
natürlich intensive Gespräche, aber ich kann Ihnen hier und heute jetzt
keine konkreten nächsten Schritte nennen.

SRS'in Fietz: Diese Debatte ist auf jeden Fall im Fluss. Wie Herr Burger
schon gesagt hat, hat die Bundeskanzlerin wiederholt darauf hingewiesen,
dass Europa angesichts globaler Herausforderungen außenpolitisch mehr
Verantwortung übernehmen muss und auch mit einer Stimme sprechen muss. Dazu
bedarf es einer breiten Debatte über effiziente Entscheidungsmechanismen
und neuer Formate, und diese Debatte wird zurzeit geführt.

Frage: Ich habe eine Frage zu einem Zeitungsbericht von heute über die
gesteigerte Rückführung von Ausreisepflichtigen aus den Maghreb-Staaten.
Die erste Frage wäre: Können Sie diese Zahlen, diesen Trend bestätigen?
Worauf führen Sie ihn zurück?

In diesem Bericht ist auch davon die Rede, dass das damit zusammenhängt,
dass jetzt die biometrischen Daten elektronisch besser übermittelt werden.
Kann man also bestätigen, dass Tunesien, Marokko und Algerien jetzt die
Identifizierung ihrer Bürger mittels Fingerabdruckübermittlung zulassen und
dass das jetzt Praxis ist?

Schmidt: Zu den genauen Details dieser Zusammenarbeit kann ich Ihnen hier
keine Angaben machen. Ich kann Ihnen aber generell bestätigen, dass der
Trend, der in diesem Artikel genannt worden ist, richtig ist. Das heißt, es
ist uns gelungen, die Zusammenarbeit mit diesen genannten Staaten zu
verbessern, was dazu geführt hat, dass die Rückführungszahlen in der Tat
gestiegen sind.

Zusatzfrage: Hängt das vielleicht auch damit zusammen, dass es einfach mehr
Ausreisepflichtige gibt, weil die Flüchtlingszahlen seit 2015 ja gestiegen
sind? Dann gibt es auch mehr Rückführungen.

Schmidt: Ich glaube, das wäre jetzt spekulativ. Die Zahl der
Rückführungspflichtigen war die ganze Zeit über hoch, die Zahl der
tatsächlich Zurückgeführten dagegen sehr niedrig. Daran haben wir zu
arbeiten versucht, und das ist uns in diesem Fall gelungen. Ich glaube
nicht, dass wir da sozusagen von einem höheren Druck sprechen können.

Frage: Können Sie etwas zu den Abschiebequoten für diese Länder für 2015,
2016, 2017 und gegebenenfalls 2018 sagen?

Zweite Frage: Wie hoch ist denn der Anteil der Antragsteller aus den
Maghreb-Staaten insgesamt? Stimmt da zum Beispiel die Zahl "rund 2 Prozent"
für 2017?

Schmidt: Zu den konkreten Zahlen kann ich Ihnen sagen, dass sich die Zahl
der Abschiebungen nach Tunesien von 17 im Jahr 2015 über 116 im Jahr 2016
auf 251 im Jahr 2017 gesteigert hat. Im ersten Quartal 2018 wurden bereits
80 Rückführungen nach Tunesien durchgeführt.

Im Falle von Marokko hat sich die Zahl von 61 im Jahr 2015 über 112 im Jahr
2016 auf 634 im Jahr 2017 erhöht. Dieser Trend bestätigt sich für Marokko
auch im ersten Quartal 2018. Es gab bereits 203 Rückführungen.

Im Falle Algeriens hat sich die Zahl von 57 im Jahr 2015 über 169 im Jahr
2016 bis auf 504 im Jahr 2017 gesteigert. Im ersten Quartal 2018 hat sich
dieser Trend mit bis jetzt 153 Abschiebungen auch fortgesetzt.

Zu der genannten Zahl: Ja, diese 2 Prozent sind das, was wir genannt haben.
Zahlenmäßig genauer kann ich es Ihnen jetzt nicht detailliert sagen.

Frage: Auch zum Thema der Rückführungen, aber nicht in die Maghreb-Staaten,
sondern nach Italien: Können Sie uns vielleicht bitte den letzten Stand
dieses Rückführungsabkommens mit Italien nennen? Da gab es ja ein bisschen
Verwirrung, weil der italienische Innenminister eine politische Einigung,
nachdem sie verkündet worden war, immer wieder infrage gestellt hat. Jetzt
hat er ja am Wochenende schon wieder gesagt, dass er Flugzeuge mit
Flüchtlingen oder Migranten, die aus Deutschland kämen, nicht landen lassen
würde. Was ist also der letzte Stand?

Schmidt: Der letzte Stand ist, dass dieses Abkommen aus unserer Sicht
ausverhandelt ist. Aber es ist noch nicht unterschrieben; das ist richtig.
Da gibt es also keinen neuen Stand.

Hinsichtlich der Diskussion, die wir am Wochenende hatten, muss man
zwischen diesem Abkommen und eben den Dublin-Rückführungen unterscheiden.
Hinsichtlich der Dublin-Rückführungen gibt es ein mit Italien eingeübtes
Verfahren. Die Praxis läuft da, und daran hat sich aus unserer Sicht bis
jetzt nichts geändert. Wir werden weiter daran festhalten.

Zusatzfrage: Wie muss ich das interpretieren, so, dass wir diese 
Salvini-Äußerungen dann nicht so ernst nehmen sollten, oder so, dass Sie die Sorge
haben, dass entweder das Dublin Abkommen oder das bereits ausverhandelte
neue Abkommen nicht in die Tat umzusetzen ist?

Schmidt: Nein, da haben wir in dem Sinne keine Sorge. Das, was am
Wochenende berichtet worden ist - ein vermeintlicher Abschiebeflug von
Bayern nach Italien -, war schlicht nicht richtig. Eine solche Planung gab
es nicht und gibt es nicht. Darauf hat sich der italienische Innenminister
bezogen, und aus unserer Sicht gibt es keine Zweifel daran, dass die
Zusammenarbeit wie bisher fortgesetzt wird.

Frage: Können Sie hinsichtlich der Abschiebungen in die Maghreb-Staaten
eine Prognose dazu abgeben, wie es jetzt weitergehen wird? Werden die
Zahlen weiter steigen?

Schmidt: Ja, wir gehen davon aus, dass die bisherige gute Zusammenarbeit
fortgesetzt werden kann und wir weiterhin steigende Rückführungszahlen
sehen werden.

Frage: Jetzt haben wir die Zahlen ja gehört, aber haben Sie für uns auch
die Abschiebungsquoten für 2015 bis 2018, nach denen ich vorhin auch
gefragt hatte?

Schmidt: Nein, die Quoten habe ich jetzt leider nicht dabei; tut mir leid.

Zusatzfrage: Könnten Sie die nachreichen?

Schmidt: Machen wir.

Frage: Noch einmal zu Italien, weil Sie sagten, diesen konkreten
Abschiebeflug, um den es da ging, habe es nicht gegeben: Können Sie aber
sagen, ob im Moment Dublin-Rückführungen nach Italien stattfinden? Wie
viele waren es in den letzten Monaten, falls Sie dazu vielleicht eine Zahl
parat haben?

Frau Fietz, das letzte Mal hieß es hier, dass dieses Abkommen gar nicht
mehr in der Kompetenz des BMI verhandelt werden könne, sondern dass es
inzwischen auf Ebene der Regierungschefs verhandelt werden müsse, weil
diese Punkte, die strittig sind, nicht mehr das BMI beträfen. Laufen da
Verhandlungen?

Schmidt: Zu den Dublin-Rückführungsverfahren nach Italien kann ich Ihnen
sagen, dass im Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum 30. September 2018
insgesamt 2281 Personen im Rahmen des Dublin-Verfahrens nach Italien
überstellt wurden und dass die mit Italien geübte Praxis im Moment ganz
normal fortgeführt wird.

SRS'in Fietz: Lassen Sie mich ganz grundsätzlich noch einmal sagen, dass
die Bundeskanzlerin es sehr begrüßt hat, dass es gelungen ist, Abkommen mit
Spanien und Griechenland abzuschließen, und dass solche bilateralen
Verwaltungsvereinbarungen jetzt natürlich auch mit Italien zügig zum
Abschluss gebracht werden sollen. Aus Sicht der Bundesregierung ist der
Vertrag ausgehandelt, und das Bundeskanzleramt und das
Bundesinnenministerium bemühen sich in ihren Kontakten mit der
italienischen Seite darum, die ausgehandelte Vereinbarung zügig zur
Unterzeichnung zu bringen.

Frage: Salvinis prophylaktische Flughafensperre bezog sich ja offenbar auf
Presseberichte, denen zufolge Flüchtlingen per Brief angekündigt worden
war, dass sie mit einer baldigen Rückführung zu rechnen hätten. Gab und
gibt es solche Briefe? Gab und gibt es Charterflüge, die, wenn sie nicht am
9. Oktober stattfinden, doch in Vorbereitung sind und auf die Salvinis
Ankündigung zutreffen könnte?

Schmidt: Ich glaube, Sie kennen meine Antwort, die jetzt kommt.

Zusatz: Nein.

Schmidt: Viele von Ihnen haben uns nämlich schon einmal danach gefragt. Die
Antwort ist immer die gleiche: Sie müssen bitte verstehen, dass wir zu
operativen Maßnahmen, zu irgendwelchen Flügen oder zu Rückführungsmaßnahmen
aus Gründen, die, glaube ich, auf der Hand liegen - nämlich dass diese
Flüge ansonsten gefährdet werden würden, wenn wir zu Details irgendwelcher
Rückführungsflüge Stellung nehmen würden; die würden dann schlicht
gefährdet werden -, in der Regel nicht vorher Stellung nehmen. Das ist mit
Afghanistan genau das Gleiche wie mit im Rahmen des Dublin-Verfahrens
erfolgenden Flügen. Deshalb darum kann ich Ihnen dazu keine Details nennen.

Zusatzfrage: Wird es Abschiebungsrückflüge nach Italien geben, ohne dass
vorher explizit eine Landegenehmigung der italienischen Regierung vorliegt?

Schmidt: Das ist im Rahmen des Dublin-Verfahrens so nicht vorgesehen. Nein,
das kann ich mir nicht vorstellen.

Frage: An das Auswärtige Amt: Zur Eröffnung des Deutschlandjahres in den
USA sagte Außenminister Maas: "Die Amerikaner haben die deutsche Einheit
ermöglicht, das werden wir niemals vergessen." Können Sie diese
bemerkenswerte und unzweideutige Aussage historisch einordnen
beziehungsweise erläutern?

Burger: Mein Geschichtsunterricht ist schon eine Weile her. Ehrlich gesagt,
denke ich, dass es relativ klar und allgemein bekannt ist, dass die USA
eine entscheidende Rolle bei der Verwirklichung der deutschen Einheit
gespielt und diesen Prozess sehr unterstützt haben, auch in Person des
damaligen Präsidenten George Herbert Walker Bush. Darauf hat der
Außenminister Bezug genommen.

Zusatz: Sie sagen es jetzt ja eigentlich vollkommen richtig: Die Amerikaner
- die US-Amerikaner, so müsste es konkret sogar heißen - haben den Prozess
unterstützt. - Aber ermöglicht wurde er unter anderem durch die 
Zwei-plus-Vier-Verhandlungen, Glasnost und Perestroika und vor allen Dingen ja auch
Gorbatschow. Die Menschen auf den Straßen in Ostdeutschland haben ja
"Gorbi, Gorbi" gerufen und nicht "Bush, Bush". Deswegen hat diese Aussage
natürlich schon für einige Verwunderung gesorgt. Sie ist sehr eindeutig: Es
waren die Amerikaner, die die deutsche Wiedervereinigung möglich gemacht
haben. - Das ist ja eine glasklare Aussage des obersten Diplomaten in
Deutschland. Deswegen ist diese Nachfrage, denke ich, schon gestattet, wie
er zu dieser völlig eindeutigen und deswegen relativ kuriosen Einschätzung
gelangt.

Burger: Ich kann Ihre Einschätzung nicht teilen. Ich kann auch keinen
Widerspruch entdecken.

Zusatzfrage: Wozu können Sie keinen Widerspruch entdecken?

Burger: Zwischen Ihren Ausführungen und den Ausführungen des
Außenministers.

Frage: Herr Fichtner, am morgigen Dienstag steht eine Verhandlung am
Verwaltungsgericht Berlin über ein Dieselfahrverbot an. Meine Frage bezieht
sich auf den Komplex der Nachrüstungen. Im Herbst stehen ja Entscheidungen
in weiteren Städten an; es ist ein ganzer Strauß.

Gibt es bei Frau Schulze die Hoffnung, dass sich die Hersteller vielleicht
doch noch mehr in Richtung Hardwarenachrüstung bewegen und diese auch zu
bezahlen, wenn weitere Gerichtsurteile folgen, die einen Dieselbann
aussprechen?

Fichtner: Diese Hoffnung gibt es, aber möglichst sollte es dazu kommen,
bevor solche Gerichtsurteile kommen. Denn es geht ja gerade darum, dass wir
Fahrverbote vermeiden wollen. Sie sprechen einige
Gerichtsverhandlungstermine an, die im Herbst noch folgen. Unsere Hoffnung
ist natürlich, dass die effektivste und wirksamste Maßnahme, nämlich
Nachrüstungen, schon vorher auf den Weg gebracht wird.

Wir haben die politische Einigung in der Bundesregierung. Jetzt fehlt noch
die Einigung mit den Autoherstellern.

SRS'in Fietz: Ich kann in dem Zusammenhang vielleicht daran erinnern, dass
die Bundeskanzlerin am Wochenende in Kiel auf die Verantwortung der
Autoindustrie hingewiesen und die Erwartung betont hat, dass sich die
Autoindustrie an ihre Zusagen hält und dass die Verursacher der Probleme
ihre Verantwortung bei deren Beseitigung tragen müssen. Von daher ist das
mein Hinweis, sich das am Wochenende in Kiel Gesagte noch einmal anzuhören.

Frage: An das Verkehrsministerium: Das Kraftfahrt-Bundesamt bestätigt der
Deutschen Presse-Agentur, dass bisher nur ein einziges Nachrüstsystem zur
Prüfung und Freigabe vorliegt. Ob man es tatsächlich auch in Städten mit
Fahrverboten einsetzen könne, sei zudem fraglich, da die Voraussetzungen
noch nicht feststünden. Das Bundesverkehrsministerium hatte angekündigt,
der Bund werde umgehend Anforderung für Nachrüstsysteme definieren und das
Kraftfahrtbundesamt werde diese dann genehmigen, damit sie zügig angeboten
und eingebaut werden könnten.

Wird es Nachrüstsysteme nach dieser Definition geben, beziehungsweise warum
gibt es sie nicht schon längst?

Friedrich: Zunächst einmal kann ich Ihnen bestätigen, dass dem KBA erst ein
Antrag für ein Genehmigungsverfahren für ein Nachrüstsystem vorliegt. Es
ist auch klar - da haben Sie recht -: Der Bund wird die Anforderungen für
wirksame Systeme definieren. Die Arbeit wird eben aufgenommen. Das KBA wird
dann die Genehmigungen erteilen, damit diese auch zeitnah im Markt
angeboten werden können.

Das heißt, das ist Arbeit, die jetzt noch getan werden muss. Das hatten wir
in der PK auch angekündigt. Dass man solche umfassenden technischen
Voraussetzungen nicht einfach innerhalb von ein paar Tagen aus dem Boden
stampfen kann, sollte eigentlich auch klar sein. Dementsprechend ist das
ein Prozess, der jetzt noch läuft und der noch getan werden muss. Es ist
genauso wie die Gespräche mit den Herstellern, die noch laufen und in denen
über finanzielle und auch rechtliche Aspekte gesprochen werden muss. Auch
das läuft noch.

Das Konzept gilt es noch weiter zu begleiten, das ist ganz klar. Das haben
aber auch die beiden Minister in der vergangenen Woche auf der PK schon
angekündigt.

Frage: Wenn ich es richtig weiß, liegt dieser Antrag dem KBA seit ungefähr
zehn Tagen vor. Es geht, glaube ich, um Volvo. Können Sie sagen, wie lange
solch eine Prüfung dauert, damit man eine Vorstellung von dem Zeithorizont
bekommt?

Friedrich: Ich kann jetzt nicht bestätigen, von welchem Hersteller der
Antrag stammt und wie lange er beim KBA liegt. Ich bitte um Verständnis,
dass ich nicht beim KBA sitze. Nichtsdestoweniger kann ich bestätigen, dass
der Antrag vorliegt.

Es tut mir leid, aber ich kenne mich nicht genügend mit den Details aus,
was Genehmigungsverfahren im Einzelnen umfassen und welche technischen
Aspekte dort zu prüfen sind, um sagen zu können, wie lange es dauert.

Frage: Ich habe ein Frage an das Bundesinnenministerium zum Thema Interpols
und des verschwundenen Interpol-Chefs, der jetzt in China anscheinend ein
Gerichtsverfahren vor sich hat. Wie bewerten Sie diesen Fakt? Ziehen Sie
daraus irgendwelche Konsequenzen in der Zusammenarbeit mit China?

Schmidt: Zur Zusammenarbeit mit China kann der Kollege des Auswärtigen
Amtes vielleicht noch etwas sagen. Ich kann Ihnen sagen, dass wir aus Sicht
des BMI zu in China stattfindenden Vorgängen keine Stellung nehmen können.
Der genaue Stand des Verfahrens in China ist uns nicht bekannt.

Aus unserer Sicht ist jedoch - auf diesen Punkt möchte ich hinweisen -
durch eine organisatorische Vorkehrung von Interpol, nämlich durch die
Benennung eines Übergangspräsidenten, die Arbeitsfähigkeit von Interpol und
der Leitung von Interpol gewahrt. Das ist es, was wir aus unserer Sicht
dazu im Moment beitragen können.

Zusatzfrage: Haben Sie keine Sorge, dass die Form des Datenaustausches, die
in der Zusammenarbeit von Interpol vorgesehen ist, möglicherweise etwas
riskanter ist, wenn man solche Erfahrungen mit einem Mitgliedsland macht,
das dann auch noch die Führung von Interpol innehatte?

Schmidt: Ich denke, dieses Thema ist bei der Benennung schon diskutiert
worden. Sie können natürlich davon ausgehen, dass wir uns das weiterhin
aufmerksam ansehen werden.

Burger: Ich habe nichts zu ergänzen.

Frage: Eine Frage an das Verteidigungsministerium: Wie ist der Stand der
Löscharbeiten beim Moorbrand? Ich meine, dass es letzte oder vorletzte
Woche hieß: Feuer unter Kontrolle und noch 700 Einsatzkräfte vor Ort. - Wie
ist es derzeit?

Fähnrich: Ich bin kein Experte hinsichtlich der aktuellen Lage. Ich kann
Ihnen zumindest sagen, was heute Morgen der Stand war, den wir abgefragt
haben. Die Lage entspannt sich immer mehr. Ausschließlich Soldaten mit nur
noch wenigen Helfern sind dort; wir sprechen von ca. 150 Helfern vor Ort.
Somit gehen wir davon aus, dass das hoffentlich in den nächsten Tagen auch
mit Hilfe der Witterung einem Ende zugeführt werden kann.

Zusatzfrage: Gehen Sie davon aus, dass "Feuer aus" noch im Laufe des
Oktobers gemeldet werden kann?

Fähnrich: Das wäre Spekulation. Moorbrände hatten wir noch nicht so oft. Es
ist das erste Mal, dass solch eine Extremsituation eingetreten ist. Somit
liegen keine Erfahrungswerte vor. Vor Ort wird von den Helfern natürlich
das Möglichste getan, um das so schnell wie möglich zu beenden.

Montag, 8. Oktober 2018

 * 
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GESUNDHEIT/927: Die Große Koalition kann nur belasten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Oktober 2018

WESTIG-Statement: Die Große Koalition kann nur belasten



Die pflegepolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Nicole Westig gab
zur Erhöhung der Pflegebeiträge folgendes Statement ab:

"Die Erhöhung des Pflegebeitragssatzes zeigt, dass die Große
Koalition mehr belasten als entlasten kann. Wir haben mühsam die
Senkung der Arbeitslosenbeiträge erkämpft. Diese wird durch die
Erhöhung des Pflegebeitragssatzes nun wieder zunichte gemacht.
Gleichzeitig wird die 40-Prozent-Grenze der Sozialbeiträge gefährdet.
Wir sehen das mit großer Sorge. Jens Spahn muss dringend ein
Gesamtkonzept zur künftigen Finanzierung der Pflege vorlegen. Denn:
Nachfolgende Generationen und die demografische Entwicklung werden
bei dem jetzigen System überhaupt nicht berücksichtigt. Spätestens
dann, wenn die Babyboomer pflegebedürftig werden, kollabiert das
System. Den Bürgerinnen und Bürgern in Deutschland sind Gesundheit
und Pflege wichtig, aber sie wollen für ihre Beiträge eine gute
Qualität der Pflege. Diese ist keinesfalls gesichert. Deswegen muss
hier dringend umgesteuert werden. Wir als Fraktion der Freien
Demokraten fordern, dass dringend mehr getan wird in Sachen
Bürokratieabbau. Dokumentationspflichten in der Pflege gehören auf
den Prüfstand, müssen entrümpelt, gebündelt und digitalisiert werden.
Überhaupt werden die Chancen der Digitalisierung in der Pflege
bislang noch gar nicht richtig genutzt. Hier muss mehr geschehen.
Auch hierfür muss Jens Spahn ein Konzept vorlegen."

 * 
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INNEN/4690: Reichsbürger mit Waffenerlaubnis sind große Gefahr


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Oktober 2018

KUHLE: Reichsbürger mit Waffenerlaubnis sind große Gefahr



Zu den Medienberichten über die Entwaffnung von Reichsbürgern erklärt
der innenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Dass immer noch hunderte von sogenannten Reichsbürgern eine
Waffenerlaubnis besitzen, ist eine große Gefahr für die öffentliche
Sicherheit. Denn wer die freiheitlich-demokratische Grundordnung und
die Rechtmäßigkeit unseres Staates ablehnt, ist nicht geeignet eine
Waffe zu führen. Deswegen muss die Zugehörigkeit zur
Reichsbürger-Szene automatisch die waffenrechtliche Unzuverlässigkeit
bedeuten. Die FDP-Fraktion fordert, dass die zuständigen Behörden
entschiedener durchgreifen und Reichsbürger konsequent entwaffnet
werden.

Union und SPD müssen die rechtlichen Bedingungen schaffen, dass die
waffenrechtliche Zuverlässigkeit besser geprüft werden kann. Zudem
muss auch illegaler Waffenbesitz intensiver verfolgt werden.
Waffenbesitzer wie Sportschützen und Jäger dürfen jedoch nicht unter
Generalverdacht gestellt und mit zusätzlicher Bürokratie gegängelt
werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





INNEN/4689: Nichteinstufung der Maghreb-Staaten als sichere Herkunftsländer ist Offenbarungseid


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Oktober 2018

TEUTEBERG: Nichteinstufung der Maghreb-Staaten als sichere
Herkunftsländer ist Offenbarungseid



Zur Ablehnung der Einstufung der Maghreb-Staaten und Georgiens als
sichere Herkunftsländer erklärt die migrationspolitische Sprecherin
der FDP-Fraktion Linda Teuteberg:

"Dass die Große Koalition die Einstufung Tunesiens, Algeriens,
Marokkos und Georgiens als sichere Herkunftsländer schon im
Innenausschuss des Deutschen Bundestages abgelehnt hat, ist ein
Offenbarungseid. Seit Monaten liegt ein entsprechender Gesetzentwurf
der Bundesregierung vor. Aber statt diesen selbstbewusst einzubringen
und dafür zu kämpfen, wollen CDU und CSU offenbar die Grünen schonen.
Wohl um potentielle Koalitionspartner in Bayern und Hessen nicht zu
vergrätzen. Durch solche verantwortungslosen Machtspiele bleibt
einmal mehr das eigentliche Ziel auf der Strecke, die Migration nach
Deutschland endlich besser zu ordnen und zu steuern."

 * 
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SOZIALES/1495: Menschen nicht per Stillhalteprämie auf jobpolitisches Abstellgleis schieben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Oktober 2018

KOBER: Menschen nicht per Stillhalteprämie auf jobpolitisches
Abstellgleis schieben



Zur Hartz-IV-Sanktionsstatistik der Bundesagentur für Arbeit erklärt
der sozialpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Pascal Kober:

"Dass weiter lediglich 3,1 Prozent der Hartz-IV-Bezieher sanktioniert
werden, zeigt, dass die Mitarbeiter der Jobcenter mit Augenmaß
handeln und es nur in wenigen Fällen überhaupt zu Sanktionen kommt.
Sanktionen werden zudem nicht leichtfertig verhängt: Bei 77 Prozent
lagen schwere Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht vor, etwa
Terminversäumnisse ohne wichtige Gründe.

Wer die Abschaffung der Sanktionen fordert, will ein bedingungsloses
Grundeinkommen durch die Hintertür. Das würde diese Menschen per
Stillhalteprämie auf das jobpolitische Abstellgleis schieben und das
Ende des Prinzips von Fordern und Fördern bedeuten. Das muss aber
weiter gelten: Wer Hilfe bekommt, muss weiter in der Pflicht stehen,
die eigene Beschäftigungslosigkeit schnellstmöglich zu überwinden.
Erfolge können nur gemeinsam erzielt werden. Dazu gehören aktive
Mitwirkung und Eigeninitiative."

 * 
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SOZIALES/1494: Rentenpaket ist der Versuch, die Menschen zu kaufen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Oktober 2018

LINDNER-Statement: Rentenpaket ist der Versuch, die Menschen zu
kaufen



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

"[...] Die Große Koalition weiß selbst, dass das Rentensystem wie es
gegenwärtig organisiert ist, nicht vorbereitet ist auf die Alterung
der Gesellschaft. Deshalb hat die Große Koalition bekanntlich eine
Kommission eingesetzt, die sich mit der zukünftigen Finanzierbarkeit
des Rentensystems beschäftigt, mit der Rentenhöhe einerseits und auch
mit der Frage der Beiträge für diejenigen, die das Rentensystem
finanzieren. Und obwohl die Große Koalition weiß, dass unser
Rentensystem für die Generation der Enkel nicht tragfähig und nicht
gerecht ist, wird in dieser Woche noch mal ein Rentenpaket
beschlossen. Das ist nichts anderes als der Versuch, die Menschen für
die Politik der Großen Koalition zu kaufen. Wir erleben in dieser
Woche ein Rentengeschenk, das auf Dauer nicht finanzierbar ist und
das einen Keil zwischen die Generationen treiben wird. [...] Wir
wollen eine Rentenpolitik machen, die für alle Generationen gerecht
ist [...]

[...] An den Kapitalmärkten gibt es große Unruhe wegen der
italienischen Haushalts- und Finanzpolitik. Seit Jahr und Tag duldet
die Große Koalition selbst unter dem Finanzminister Wolfgang
Schäuble, dass sich Mitglieder der Währungsunion den
Stabilitätskriterien entziehen und mehr Schulden aufnehmen als
eigentlich gestattet ist. [...] Wir fordern die Bundesregierung auf,
sich in Brüssel jetzt einzusetzen für ein Defizitverfahren gegen
Italien. Die Links- und Rechtspopulisten in Rom müssen erfahren, dass
die Regeln der Währungsunion auch für sie gelten. [...] Die
Bundesregierung ist hier in der Verantwortung, die Interessen der
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler in Deutschland und die Integrität
der Währungsunion insgesamt zu verteidigen.

Wir haben heute ein Gutachten vorgestellt im Auftrag der
FDP-Bundestagsfraktion zur Weiterentwicklung auch der Wirtschafts-
und Währungsunion. Sie wissen, dass der Bundesfinanzminister Olaf
Scholz zugestimmt hat, dass zukünftig die Letztabsicherung der
Bankenrettung in Europa wieder mit öffentlichem Geld erfolgen soll.
Unsere Auffassung ist, dass marode Banken, die sich verspekuliert
haben, auf Kosten der Eigentümer und Gläubiger abgewickelt werden
müssen. [...] Wir lehnen beides ab, die Bankenrettung auf Kosten der
Steuerzahler und die Subvention populistischer Politik irgendwo in
Europa. Unser Gutachten besagt, dass die Weiterentwicklung der
Wirtschafts- und Währungsunion vom Deutschen Bundestag in
Zweidrittelmehrheit bestätigt werden muss. [...] Und wir bieten der
Regierung durchaus Gespräche an. [...] Aber das, was auf dem Tisch
liegt, sowohl die Letztabsicherung der Bankenrettung bis hin zu den
Meseberg-Beschlüssen und den Bestimmungen des Koalitionsvertrages,
ist im Deutschen Bundestag gegenwärtig nicht mehrheitsfähig. Es
braucht nämlich eine verfassungsändernde Mehrheit und wir werden
diese Vorschläge nicht unterstützen. [...]

[...] Eckpunkte eines Einwanderungsgesetzbuches werden wir in dieser
Woche in den Deutschen Bundestag einbringen. Das ist die größte und
auch die in Deutschland am schärfsten diskutierte Frage: Wie gehen
wir mit Migration um? Wie ordnen wir die Migration? Die Große
Koalition hat ein Papier vorgelegt für die Verbesserung des
Fachkräftezuzugs. Dieses Papier, diese Eckpunkte werden aber den
Anforderungen an eine weltoffene, aber gesteuerte Migrationspolitik
in keinem Aspekt gerecht. Wir wollen zum einen die bürokratischen
Hürden reduzieren für die Menschen, die ihr Glück in Deutschland
suchen wollen und die alle Qualifikationen dafür haben. Wir möchten
deshalb Elemente des kanadischen Einwanderungssystems auch nach
Deutschland übernehmen. [...] Zum anderen fehlt uns im Konzept der
Großen Koalition eine Ordnung hinsichtlich der humanitären
Zuwanderung nach Deutschland. [...] Wir stellen uns vor, dass wir
einen anderen rechtlichen Status schaffen: einen vorübergehenden
humanitären Schutz. [...] Und nicht zuletzt wünschen wir uns, dass
die Menschen, die ausreisepflichtig sind, schneller in die alte
Heimat abgeschoben werden. Notwendig ist dazu, dass schneller Staaten
mit einer sehr geringen Schutzquote zu sogenannten sicheren
Herkunftsländern erklärt werden. Das trifft etwa die Maghreb-Staaten,
in die man abschieben kann. Und dort ist die Schutzquote sehr gering.
Wir beklagen dort eine ideologische Veto-Situation der Grünen. [...]
Die Veto-Position der Grünen ist eine indirekte Wahlkampfhilfe für
die AfD. CDU und CSU schonen die Grünen in der Frage vor den beiden
Landtagswahlen. [...]

[...] Wir möchten gerne dem Bundestag vorschlagen, einen Beschluss zu
fassen zur Abschaffung des Solidaritätszuschlags zum 01.01.2020. Was
ist der aktuelle Anlass? Die Frau Bundeskanzlerin hat dargelegt, dass
sie gerne auf den Solidaritätszuschlag verzichten will. Sie wurde
aber gehindert daran durch die SPD. Das war für uns eine neue
Information. Denn wir haben im vergangenen Jahr erlebt, dass CDU und
CSU nur 50 Prozent des Solidaritätszuschlags abschmelzen wollten -
ein großer Streitpunkt während der karibischen Nächte. Jetzt gibt's
da offensichtlich eine neue Position: plötzlich überraschend vor den
beiden Wahlen in Hessen und in Bayern. Auch aus der CSU hört man
solche Töne. Wenn sie das für den Wahlkampf nutzen wollen, dann
wollen wir es ihnen erleichtern, indem sie nämlich schon vor den
Wahlen hier im Bundestag Klarheit schaffen können, dass der
Solidaritätszuschlag abgeschafft wird. [...]"
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UMWELT/883: Umweltministerin Schulze schwächt deutsche Verhandlungsposition


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Oktober 2018

SITTA: Umweltministerin Schulze schwächt deutsche Verhandlungsposition



Zu den Beratungen der EU-Umweltminister über CO2-Standards für Autos
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"Die Pläne der EU-Kommission, die CO2-Emissionen im Verkehr bis 2030
um 30 Prozent zu senken, sind ambitioniert genug. Doch unter den
EU-Umweltministern deutet sich ein Überbietungswettbewerb um noch
strengere Grenzwerte an. Das wird Autofahrer und die deutsche
Automobilindustrie belasten, ohne echten Klimaschutzeffekt.
Umweltministerin Schulze bedauert öffentlich ihre eigene
Verhandlungsposition und schwächt sie somit. Das ist
unverantwortlich. In ihrem ursprünglichen Vorschlag war Schulze sogar
noch über die 40-Prozent-Forderung des EU-Parlaments hinausgegangen.
Dabei sind die CO2-Grenzwerte für Autos alleine nicht die Lösung.
Denn obwohl diese zuletzt immer weiter verschärft wurden, stiegen die
Emissionen des Verkehrs. Wir brauchen stattdessen einen
übergreifenden Ansatz, bei dem nicht jeder Wirtschaftsbereich sein
eigenes Süppchen kocht. Der EU-Emissionshandel hat gezeigt, wie sich
Klimaschutz zuverlässig und kostengünstig erreichen lässt. Darauf
sollte Schulze sich konzentrieren."

 * 
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HAMBURG/4516: Sondervermögen S-Bahnausbau - Klimawandel lässt sich nicht mit Spargroschen stoppen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. Oktober 2018

Sondervermögen S-Bahnausbau: Klimawandel lässt sich nicht mit Spargroschen stoppen!



Der Senat hat ein Sondervermögen zum Ausbau der U- und S-Bahnen beschlossen. Für dieses sollen im laufenden Haushaltsjahr 50 Millionen Euro, in einer "Ansparphase" in den kommenden Jahren weitere Mittel zur Verfügung gestellt werden. Dazu Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Das Ansinnen ist löblich und die Erkenntnis überfällig, dass es ohne Hamburger Gelder keine neuen U- und S-Bahn-Kilometer gibt. Die 50 Millionen Euro haben jedoch höchstens Symbolcharakter. Es geht hier nicht um eine Aktion zum Weltspartag, sondern um dringend notwendige Investitionen in die Zukunft! Der Klimawandel lässt sich nicht mit Spargroschen stoppen. Anstatt die Autolobby zu fördern, sollte die Stadt mehr Geld in den Ausbau des ÖPNV investieren."

 * 
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HAMBURG/4515: Hamburg muss Fernwärmenetz sozial und klimagerecht nutzen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. Oktober 2018

Hamburg muss Fernwärmenetz sozial und klimagerecht nutzen!



Der Senat hat verkündet, das Fernwärmenetz zum 1. Januar 2019 vollständig von Vattenfall zurückzukaufen. Damit wird ein zentraler Aspekt des Volksentscheids von 2013 umgesetzt. "Das Fernwärmenetz kommt endlich zurück in die öffentliche Hand - besser spät als gar nicht oder über Jahre gestreckt", freut sich Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Die Preisgarantie des Senats für die Endkund_innen macht deutlich, dass die Angstpropaganda der Kohlelobby keine Grundlage hatte. Jetzt kann es losgehen mit der gesellschaftlichen Partizipation an der Energiewende. Denn mit dem Rückkauf allein ist das Volksbegehren noch nicht vollständig umgesetzt. Das Votum der Hamburger_innen war und ist verbindlich und eindeutig: Hamburg soll eine sozial gerechte, klimaverträgliche und demokratisch kontrollierte Energieversorgung aus erneuerbaren Energien bekommen. Diese Ausgestaltung der Energiepolitik kann und muss Hamburg nun endlich anpacken. Wir werden uns daran kritisch und konstruktiv beteiligen."
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2350: Sicherer Schulweg (Li)


Landtag intern 8/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Aus dem Plenum

Sicherer Schulweg



19.9.2018 - Die Sicherheit insbesondere von jüngeren Schulkindern auf
ihrem morgendlichen Weg zum Unterricht steht im Mittelpunkt eines
Antrags der Fraktionen von CDU und FDP ("Für einen sicheren Schulweg
- Schülerlotsen und die Verkehrserziehung unterstützen", Drs.
17/3527). Darin heißt es, dass 43 Prozent der Grundschulkinder zu Fuß
zur Schule gingen, zehn Prozent machten sich mit dem Fahrrad auf den
Weg. An vielen Grundschulen des Landes stellten Schülerlotsinnen und
-lotsen sicher, dass die Kinder gefahrlos Straßen überqueren könnten.
Sie vermittelten zudem ein korrektes Verhalten im Straßenverkehr. Um
diese rund 4.500 Ehrenamtler zu unterstützen, fordern die beiden
Fraktionen die Landesregierung auf, u. a. zu prüfen, ob die
Ehrenamtskarte NRW auch von Verkehrshelferinnen und -helfern beantragt
werden kann. Zudem soll die Verkehrserziehung bereits in Kitas
gefördert werden. Der Antrag wurde einstimmig verabschiedet.

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2349: Abgeordnete debattieren über geplanten Haushalt 2019 (Li)


Landtag intern 8/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENUM

Streit um Höhe des Schuldenabbaus

Abgeordnete debattieren über geplanten Haushalt 2019

von Thomas Becker



19. September 2018 - Der Landtag hat in erster Lesung über den
Haushalt für das kommende Jahr beraten. Nach Angaben der
Landesregierung sehen die Planungen erstmals seit 1973 einen
Überschuss in Höhe von 30 Millionen Euro vor. Die Opposition
kritisierte, dass mehr Schulden abgebaut werden müssten.


Grundlage der Plenardebatte waren das von der Landesregierung
eingebrachte "Gesetz über die Gestaltung des Haushaltsplans des Landes
Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2019" (Drs. 17/3300) sowie
die "Finanzplanung 2018 bis 2022" (Drs. 17/3301).

Bei der Einbringung des Haushalts sagte Finanzminister Lutz
Lienenkämper (CDU), Nordrhein-Westfalen sei aufgrund des geplanten
Überschusses von 30 Millionen Euro auf dem Weg vom Schulden- zum
Aufsteigerland. Nach 45 Jahren Schuldenpolitik habe die
Landesregierung die "Haushaltswende" eingeleitet. "Wir haben das
Lenkrad gedreht, wir haben die Hebel richtig angelegt und wir haben
die Kurve bekommen", sagte Lienenkämper. Leitend sei der im
Koalitionsvertrag formulierte finanzpolitische Dreiklang
"Konsolidieren, Modernisieren und Investieren". Nun gehe es "aufwärts
in Nordrhein-Westfalen". Der Haushalt sei Ausdruck einer
"Verantwortungskultur im besten Sinne".

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Thomas Kutschaty kritisierte, der
Haushalt bleibe weit hinter den Möglichkeiten zurück. 2019 stünden
vermutlich rund 1,8 Milliarden Euro mehr Steuereinnahmen zur Verfügung
als im Vorjahr. Es sei deutlich zu wenig, nur 30 Millionen Euro an
Schulden zu tilgen. Einem Bundesland wie Berlin gelinge es aktuell, 30
Mal mehr einzusparen. Kutschaty betonte zudem, dass es der rot-grünen
Vorgängerregierung in Nordrhein-Westfalen bereits 2016 gelungen sei,
einen Überschuss im Haushalt zu erzielen: von 217 Millionen Euro. Und
das, obwohl damals rund sechs Milliarden Euro weniger an Einnahmen
bereitgestanden hätten als für 2019.

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Bodo Löttgen wies darauf hin, dass
der "stetige Anstieg der Neuverschuldung" erst jetzt - nach 45 Jahren
- erstmals ein Ende finde. Gerade die Sozialdemokraten hätten durch
die Finanzpolitik in ihrer Regierungsverantwortung eine "Erblast" an
Schulden hinterlassen; sie beliefen sich aktuell auf rund 170
Milliarden Euro für das Land NRW. Unter dieses "finanzpolitische
Desaster" werde nun ein Schlussstrich gezogen: Dass die
Landesregierung den richtigen Weg eingeschlagen habe, zeige sich u. a.
daran, dass im Haushalt zusätzlich rund 27.200 Kitaplätze und 1.500
Stellen für Personal im offenen Ganztag an Grundschulen finanziert
würden.

"Selbstbedienungsmentalität"

Die Grünen-Fraktionsvorsitzende Monika Düker kritisierte, die
Landesregierung müsse deutlich mehr in die Energiewende, den Ausstieg
aus der Braunkohle sowie in Bildung und Integration investieren.
Angesichts der milliardenschweren Mehreinnahmen, die für 2019 zu
erwarten seien, wirke der im Haushalt vorgesehene Überschuss von 30
Millionen Euro "lächerlich" und wie "ein blanker Hohn". Der
Landesrechnungshof habe zuletzt deutlich mehr Einsparungen angemahnt.
Allein in der Ministerialbürokratie, sagte Düker, seien 452 Stellen
neu geschaffen worden, seitdem die aktuelle Landesregierung angetreten
sei - der Ausdruck einer "Selbstbedienungsmentalität".

Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christof Rasche bemerkte, die
Menschen in Nordrhein-Westfalen wünschten sich gute Bildungschancen,
zukunftsfähige Arbeitsplätze, Wohlstand für ihre Familien, Sicherheit
sowie ein "ökonomisch und ökologisch intaktes Land". Der geplante
Haushalt bilde genau diese Schwerpunkte ab. Die Landesregierung habe
zudem einen "glasklaren sozialen Kompass" und in der Bildungs- und
Familienpolitik sei sie "weit, weit besser aufgestellt, als es die
Vorgängerregierung jemals war". Zuletzt habe sie dafür gesorgt, dass
70 Prozent der Kosten für die schulische Ausbildung in
Gesundheitsberufen vom Land in Zukunft übernommen würden.

Der AfD-Fraktionsvorsitzende Markus Wagner bemängelte, dass
Einsparungen bereits im Haushalt 2018 unzureichend gewesen seien. Mit
Blick auf den Gesamtetat hätten sie lediglich 0,18 Prozent betragen.
"Herr Finanzminister, wenn das Ihr großer haushaltspolitischer Wurf
ist, dann ist das lachhaft", sagte Wagner. Die Landesregierung habe
Ratschläge des Landesrechnungshofes ignoriert - für Wagner "eine
Masche" und Ausdruck "der Arroganz der Macht". In "trauter
Altparteieneintracht" hätten NRW-Landesregierungen über Jahrzehnte
hinweg einen Schuldenberg in Milliardenhöhe angehäuft, den "unsere
Kinder, Enkel und Urenkel" abtragen müssten.

Das Haushaltsgesetz 2019 wurde zur weiteren Beratung an den
Haushalts- und Finanzausschuss (federführend) überwiesen.




Haushaltsentwurf 2019





Der Etat hat ein Gesamtvolumen von rund 77,1 Milliarden Euro.
 Vorgesehen sind laut Angaben der Landesregierung im Haushalt
 zusätzlich 127 Millionen Euro für Digitalisierungsprojekte, 335
 Millionen Euro für Personal- und Sachmittel an NRW-Hochschulen und
 151 Millionen Euro für die Ausrüstung und für mehr Personal (600
 Stellen) bei der Polizei. Unikliniken sollen 87 Millionen Euro mehr
 für Sanierung, Modernisierung und Digitalisierung erhalten,
 Krankenhäuser zusätzlich 101,5 Millionen. Für den Straßenbau will
 die Landesregierung 29 Millionen Euro mehr bereitstellen. 82
 Millionen Euro stünden für Elektromobilität sowie Energieeffizienz
 und Energieforschung zur Verfügung; davon 20 Millionen Euro für den
 Ausbau der Ladeinfrastruktur. Zudem sollen 3.700 Lehrerinnen und
 Lehrer zusätzlich eingestellt werden, davon 1.000 Lehrkräfte für
 Inklusion und Talentschulen.
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BILDUNG/1493: Europäischer Bildungsraum - die beste Bildung für ein starkes Europa


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Europäischer Bildungsraum - die beste Bildung für ein starkes Europa



Wiebke Esdar, zuständige Berichterstatterin;

Martin Rabanus, zuständiger Berichterstatter;

Ernst Dieter Rossmann, zust. Berichterstatter:

Konkrete Maßnahmen für die Zukunft eines starken europäischen Bildungsraums fordert die SPD-Bundestagsfraktion in einem gemeinsamen Antrag mit der CDU/CSU. Damit sollen drei Ziele in Europa unterstützt werden: gemeinsam nach Wissen zu streben, für alle die gleichen Chancen zu verwirklichen und die Freiheit der Wissenschaft zu schützen.

"Deutschland muss sich stärker in die europäische Bildungspolitik einbringen. Deshalb fordert der Deutsche Bundestag mit diesem Antrag Bundesbildungsministerin Karliczek auf, den europäischen Bildungsraum endlich mitzugestalten. Dazu hat die SPD-Bundestagsfraktion konkrete Forderungen eingebracht, die rasch umzusetzen sind. In diesem Antrag stehen drei Bereiche an vorderster Stelle. Erstens, dass mehr Lernende und Forschende Auslandserfahrung sammeln können. Zweitens, dass jede und jeder unabhängig vom ökonomischen Hintergrund Zugang zu Bildung bekommt. Und drittens der Schutz der Wissenschaftsfreiheit, also klare Grenzen für den Einfluss von Staaten und Großunternehmen auf Bildungseinrichtungen.

Dazu fordert der Antrag beispielsweise, die vereinbarten 20 europäischen Hochschulen nach dem Bottom-Up-Prinzip auszurichten. Bereits bestehende Hochschulpartnerschaften und Hochschulen sollen weiterentwickelt werden. Die Finanzmittel für das Nachfolgeprogramm von Erasmus Plus muss die EU verdoppeln. Dabei gilt es, unter anderem die berufliche und die politische Bildung deutlich zu stärken. Und die Bundesregierung muss diejenigen unterstützen, die derzeit in Großbritannien forschen. Sie sind in ihrer Arbeit akut bedroht, sollten die Brexit-Verhandlungen scheitern."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/274: Buchmesse - lebendiger Begegnungsort rund um das Kulturgut Buch


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Buchmesse - lebendiger Begegnungsort rund um das Kulturgut Buch



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

Zur Eröffnung der 70. Frankfurter Buchmesse bekennen wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten uns zur lebendigen Literaturszene und zur vielfältigen Verlagslandschaft in Deutschland. Es gilt, diese zu erhalten und das Kulturgut Buch nachhaltig zu stärken. Die Buchpreisbindung spielt dabei eine entscheidende Rolle und ist für uns nicht verhandelbar.

"Vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Veränderungsprozesse, insbesondere durch die Digitalisierung, steht die Buchbranche in Deutschland und international vor großen Herausforderungen.

Das Kulturgut Buch leistet seit jeher einen besonderen Beitrag bei der Entwicklung der Kultur in unserer Gesellschaft und wir setzen uns dafür ein, das dies auch in unserer durch veränderte Mediennutzung geprägten Zeit erhalten bleibt.

Daher stehen wir zur Buchpreisbindung, unterstützen die Verlegerbeteiligung bei den Verwertungsgesellschaften und setzen uns dafür ein, dass die Rechte und Interessen der Autorinnen und Autoren gewahrt sind.

Das Instrument der Buchpreisbindung sichert, gerade angesichts der sich rasant verändernden Buchbranche, in der die großen Player kleine Verlage und Buchhändlerinnen und Buchhändler zunehmend zu verdrängen versuchen, die Vielfalt der deutschen Buchbranche. Die Buchpreisbindung trägt dazu bei, einen leistungsfähigen Markt für Verlagserzeugnisse in Deutschland zu sichern und deren Rolle als Kulturgut und Kulturmedium zu fördern.

Mit einem Preis für besonders innovative und kulturell ausgerichtete unabhängige Buchhandlungen unterstützen wir zudem die Vielfalt der Szene."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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HOCHSCHULE/2238: Studie - Deutsche Hochschulen häufig von Krisen betroffen (idw)


Technische Universität Ilmenau - 09.10.2018

Studie der TU Ilmenau: Deutsche Hochschulen häufig von Krisen betroffen



Nach einer Studie der Technischen Universität Ilmenau sind deutsche
Hochschulen häufig von Krisen betroffen, aber wenig auf
Krisenkommunikation vorbereitet, also darauf, wie sie im Krisenfall
kommunikativ reagieren sollen. Nach der Online-Befragung des Fachgebiets
Public Relations und Technikkommunikation der TU Ilmenau gaben die
Universitäten und Fachhochschulen mehrheitlich an, schon mindestens eine
ernsthafte Krise an ihrer Hochschule erlebt zu haben. Vorbereitung auf
Kommunikation im Ernstfall spielt an den meisten Hochschulen aber noch
eine untergeordnete Rolle.

Plagiatskandale, Refinanzierungskrisen oder Flutkatastrophen haben in den
vergangenen Jahren wiederholt gezeigt, dass deutsche Hochschulen mit
ernsten Krisen rechnen müssen, die auch ihren Ruf und ihre Glaubwürdigkeit
in der Öffentlichkeit gefährden. Die tragischen Amokläufe an
US-amerikanischen Universitäten haben zudem verdeutlicht, mit welchen
Gefahren im schlimmsten Fall zu rechnen ist. Um Menschen und den Ruf der
Hochschulen zu schützen, spielt in solchen Situationen professionelle
Krisenkommunikation eine entscheidende Rolle. Eine soeben erschienene
Studie des Fachgebiets Public Relations und Technikkommunikation der TU
Ilmenau hat daher untersucht, wie leitende Kommunikationsverantwortliche
an deutschen Hochschulen die Krisengefährdung einschätzen und wie gut sie
glauben, auf die Kommunikation im Ernstfall vorbereitet zu sein.

Weit über drei Viertel, 79 Prozent, der befragten
Kommunikationsverantwortlichen gaben an, schon eine ernsthafte Krise an
ihrer Hochschule erlebt zu haben. In den meisten Fällen handelte es sich
um Fälle kritischer Medienberichterstattung und das Fehlverhalten von
Mitarbeitern oder Studenten. Gewalttaten, Plagiatsvorwürfe und
gesundheitliche Risiken wurden von jeweils einem Viertel der Befragten
genannt. Umwelt- und Naturkatastrophen, sinkende Studentenzahlen und
Finanzprobleme wurden von jeweils 10 bis 15 Prozent der
Kommunikationsverantwortlichen angegeben.

Obwohl Krisen also offenbar zum Alltag deutscher Hochschulen gehören,
spielt die Vorbereitung auf Krisenkommunikation im Ernstfall noch eine
untergeordnete Rolle. Wichtige Instrumente zur Vorbereitung wie
Krisentrainings, Medientrainings oder auch Richtlinien für den Umgang mit
Social Media in Krisen werden mehrheitlich wenig oder überhaupt nicht
umgesetzt. Etwas häufiger ist der Einsatz von Krisenplänen und
Krisenteams. Nach der Studie tun Hochschulen mit eher flachen Hierarchien
und partizipativen Strukturen in der Zusammenarbeit zwischen
Universitätsleitung, Gremien und Mitarbeitern auch mehr dafür, Krisen zu
verhindern oder sich auf Krisenkommunikation vorzubereiten. Das gilt auch
für Hochschulen, in denen Krisenkommunikation klar in der Verantwortung
der Abteilung für Öffentlichkeitsarbeit beziehungsweise des
Pressesprechers liegt, statt dezentral in der Verantwortung von Fakultäten
oder Abteilungen. Die Autoren der Studie, Dr. Andreas Schwarz, Leiter des
Fachgebiets Public Relations und Technikkommunikation der TU Ilmenau, und
Johanna Büker von der PR-Agentur Dako PR sehen Nachholbedarf: "Künftig
benötigen wir dringend mehr Forschung zur Praxis der Krisenkommunikation
an deutschen Hochschulen, um diese weiter zu professionalisieren".

Die Online-Befragung wurde im Februar 2017 durchgeführt und richtete sich
an die leitenden Kommunikationsverantwortlichen der Hochschulen in
Deutschland. An der Befragung nahmen 67 der 399 deutschen Hochschulen
teil. Die Ergebnisse wurden im September 2018 im Sammelwerk
"Forschungsfeld Hochschulkommunikation" von Birte Fähnrich, Julia Metag,
Senja Post, und Mike S. Schäfer (Herausgeber) im Springer VS-Verlag
veröffentlicht:

https://link.springer.com/book/10.1007/978-3-658-22409-7#about

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution97
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MELDUNG/620: Kosten senken und Food Waste vermeiden - Einsparpotenziale in der Schweizer Gastronomie (idw)


Berner Fachhochschule - 09.10.2018

Kosten senken und Food Waste vermeiden - Einsparpotenziale in der
Schweizer Gastronomie



Mit einfachen Massnahmen lassen sich mit Food Waste zusammenhängende
Kosten spürbar reduzieren oder gar halbieren. Zu diesem Schluss kommt ein
Team der Berner Fachhochschule (BFH), welche in Zusammenarbeit mit dem
Branchennetzwerk United Against Waste (UAW) eine Studie durchgeführt
hat.

Rund 13% der in der Schweiz anfallenden Lebensmittelabfälle entstehen in
der Gastronomie. Dabei kostet jedes Kilogramm Food Waste den
Verursacherbetrieb 24 Franken. Eine Gruppe von Forschenden und
Studierenden unter der Leitung von BFH-Professorin Marie Brechbühler
fanden dies in einer Studie in Zusammenarbeit mit UAW heraus. Dabei wurden
die Kosten von Food Waste entlang der Zubereitungsphasen der Lebensmittel
untersucht. Während unverarbeitete Lebensmittel kaum in der Tonne
verschwinden, steigt der Food Waste in der Verarbeitung und im Konsum um
ein Vielfaches.

Dabei kann durch Food Save, also das Reduzieren von Food Waste, viel Geld
gespart werden. Dies bestätigt Katja Lemmler von den Sunstar Hotels: «Die
Resultate der Studie überraschen mich nicht. Die Kosten von Food Waste
werden zu häufig unterschätzt und sollten deshalb mehr Aufmerksamkeit
erhalten. Wir konnten bereits mit einfachen Massnahmen unsere
Lebensmittelabfälle stark reduzieren und dabei Kosten sparen.» Seit 2016
engagieren sich die Sunstar Hotels für Food Save. Damals hatte es mit
einem UAW Coaching begonnen, heute ist Food Save eine Philosophie der
Hotelgruppe.

Forschende und Praktiker empfehlen Massnahmen, die direkt in der
Verarbeitung und im Konsum ansetzen. Die effektivste Methode ist das
Sensibilisieren des Küchenteams und der Gäste. Das Bewusstwerden der
Problematik fördert den respektvollen Umgang mit Lebensmitteln. Zudem wird
die Verkleinerung des Menüs und der Portionengrösse empfohlen. So können
Abfälle aus Überproduktion und Tellerrücklauf erfolgreich vorgebeugt
werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2159
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MELDUNG/146: Schlechte Noten für Demokratie und Regierungsqualität in Industriestaaten (idw)


Bertelsmann Stiftung - 09.10.2018

Schlechte Noten für Demokratie und Regierungsqualität in
Industriestaaten

Globalisierung, soziale Ungleichheit oder Klimaschutz - angesichts
enormer Herausforderungen müssten die OECD- und EU-Staaten eigentlich mit
Reformeifer ans Werk gehen. Doch eine internationale Untersuchung der
Bertelsmann Stiftung zur Regierungsqualität zeigt: Abnehmende
Demokratiestandards und eine zunehmende Polarisierung erschweren die
Umsetzung von Reformen.



Gütersloh, 9. Oktober 2018. Die Demokratiequalität der OECD- und
EU-Staaten hat in den vergangenen Jahren abgenommen. Zudem erschwert die
zunehmende politische Polarisierung das Regieren und mindert damit auch
die Reformfähigkeit der Staaten. In einigen Ländern wie den USA, Ungarn
oder der Türkei verschärfen die Regierungen gesellschaftliche
Konfliktlinien zudem bewusst, statt langfristig orientierte
Problemlösungen im gesellschaftlichen Konsens auszuhandeln. Das sind die
Ergebnisse der Sustainable Governance Indicators 2018 (SGI). Der
Ländervergleich untersucht insgesamt 41 Industriestaaten in Bezug auf ihre
Demokratiestandards, die Qualität der Regierungsführung und
Politikergebnisse in den Bereichen Wirtschaft, Soziales und Umwelt. Mit
dem Index analysiert die Bertelsmann Stiftung seit 2011 regelmäßig die
Zukunftsfähigkeit der OECD- und EU-Staaten.

"Regierungen müssen Rezepte gegen die wachsende Polarisierung finden. Wenn
sie der Politikverdrossenheit etwas entgegensetzen wollen, sollten sie
langfristig orientierte Problemlösungen anbieten und Konfliktlinien
auflösen, statt sie zu verstärken", kommentiert Aart De Geus,
Vorstandsvorsitzender der Bertelsmann Stiftung, die Studienergebnisse.
Umso bedenklicher ist daher laut Autoren, dass neben einer
Verschlechterung demokratischer Standards auch wichtige Kriterien des
"guten Regierens" in vielen Ländern vernachlässigt werden.

Demokratische Standards nehmen in 26 von 41 Staaten ab

In Bezug auf die Regierungsführung und die Qualität der Politikergebnisse
erhalten die skandinavischen Länder sowie die Schweiz und Deutschland wie
in den vergangenen Jahren die besten Noten. Doch auch hier wächst die
parteipolitische Polarisierung und erschwert nötige, langfristig
orientierte Reformen. Insgesamt 26 Länder zeigen Verschlechterungen
demokratischer und rechtsstaatlicher Standards gegenüber der SGI-Ausgabe
von 2014. Besonders negative Entwicklungen offenbaren sich in Ländern wie
Ungarn, Polen, Mexiko und der Türkei, aber auch in den USA. Die größte
Volkswirtschaft der Welt ist in den Bereichen Demokratie und
Regierungsqualität jeweils um neun Plätze abgerutscht. Polen hat sich in
Sachen Demokratiestandards gar um 29 Plätze verschlechtert. "Das Leitbild
der liberalen Demokratie gerät auch in der OECD und EU zunehmend unter
Druck, in manchen Ländern sind zentrale demokratische und rechtsstaatliche
Standards - wie etwa die Medienfreiheit - bereits schwer beschädigt", so
Daniel Schraad-Tischler, Projektleiter und Mitautor der Studie.

Alarmierend sei zudem, dass in Ländern wie Polen, Ungarn und der Türkei
das Vertrauen der Bürger in die Regierung trotz abnehmender
Demokratiequalität über die letzten Jahre hinweg sogar zugenommen hat.
"Diese Entwicklung verdeutlicht, dass in einigen Ländern fundamentale
demokratische Grundwerte bei einem Teil der Bevölkerung nicht ausreichend
verankert sind", so Schraad-Tischler.

Dauerwahlkampf statt Regieren

Die parteipolitische Polarisierung zwischen "Links" und "Rechts" hat in
fast allen Ländern zugenommen. Die Autoren kritisieren, dass Regierungen
in einigen Ländern gesellschaftliche Konfliktlinien eher verstärken, als
aufbrechen. Die Studie offenbart außerdem, dass viele Regierungen in der
Planungsphase von Reformen zunehmend auf eine breite Beratung
gesellschaftlicher Akteure verzichten. 18 Länder - darunter etwa die USA,
Polen und Ungarn - haben sich in diesem Bereich seit den SGI-Ausgaben von
2011 und 2014 teils deutlich verschlechtert. Demgegenüber konnten sich nur
zehn Länder verbessern - zum Beispiel Südkorea, Irland oder Malta. Manche
Regierungen, wie in Ungarn, Polen oder der Türkei, umgehen bewusst
rechtlich vorgesehene Konsultationsverfahren oder schließen
regierungskritische Akteure davon aus. Zudem haben sich die
Kommunikationsfähigkeiten und die Umsetzungseffizienz der Regierungen
verschlechtert. "Wir beobachten in vielen Ländern eine Art Dauerwahlkampf.
Regierungen schaffen es nicht mehr ausreichend, einen Konsens über
Sachfragen herzustellen. Darunter leidet am Ende die Umsetzung und
Qualität langfristiger Politiklösungen", erläutert Schraad-Tischler.

Diese geschwächte Problemlösungsfähigkeit wiegt angesichts drängender
politischer Herausforderungen schwer: "Trotz der wirtschaftlichen
Stabilisierung nach der Finanzkrise haben etwa die Werte für soziale
Teilhabe in vielen OECD- und EU-Staaten - insbesondere in den
südeuropäischen Krisenstaaten - noch nicht wieder das Vorkrisenniveau
erreicht. Außerdem sehen wir angesichts schwacher Investitionen in
Forschung und Entwicklung oder mangelnder Lösungsansätze für den
demografischen Wandel, dass politische und wirtschaftliche Baustellen zu
zögerlich bearbeitet werden", so Schraad-Tischler.

Deutschland: Gute Noten, aber weniger Vorbild als zu erwarten

Deutschland ist in den drei Untersuchungsdimensionen des internationalen
Vergleichs (Demokratiequalität, gutes Regieren und nachhaltige
Politikergebnisse) durchweg unter den zehn Bestplatzierten. In Sachen
nachhaltiger Politikergebnisse konnte sich Deutschland sogar erneut
verbessern und ist zusammen mit der Schweiz an die Spitzengruppe der
nordischen Staaten herangerückt. Hauptgründe hierfür sind insbesondere
gute Ergebnisse in den Bereichen Arbeitsmarkt (Rang vier unter allen
Staaten) Forschung und Entwicklung (Rang fünf) und Umwelt (Rang drei).
Doch auch in der Bundesrepublik hat die politische Polarisierung -
insbesondere mit dem Erstarken der AfD - in den letzten Jahren klar
zugenommen. Traditionelle Schwierigkeiten innerhalb des Regierungssystems,
wie etwa die Herausforderung, in einer Koalitionsregierung mit starkem
Ressortprinzip eine einheitliche Kommunikation sicherzustellen, werden
durch diese Verschiebung der parteipolitischen Koordinaten zusätzlich
sichtbar. Die zuletzt in aller Öffentlichkeit ausgetragenen
Auseinandersetzungen um die Richtung der künftigen Migrations- und
Flüchtlingspolitik oder heftige Personaldebatten sind Beispiele für diese
Schwachpunkte. Auch bei der "strategischen Planung" rangiert Deutschlands
Regierungssystem nur im unteren Mittelfeld des Ländervergleichs.
Spitzenreiter hier sind dagegen Dänemark, Kanada und Finnland.


Zusatzinformationen

Die Leitfrage der Sustainable Governance Indicators lautet: Wie lassen
sich nachhaltige Politikergebnisse und eine größere Langfristorientierung
in der Politik erzielen? Dafür werden alle 41 Staaten der OECD und EU auf
Grundlage von rund 140 Indikatoren bewertet und verglichen. Die
Beurteilung erfolgt durch mehr als 100 internationale Experten aus der
Wissenschaft, die jeweils Länderberichte für einen Staat erstellen. Auf
diese Weise lassen sich Erfolgsbeispiele für nachhaltiges Regieren und
entsprechende Politik- und Governance-Leistungen identifizieren. Das
Instrument basiert auf drei Säulen: dem Policy Performance Index der
konkrete Politikergebnisse misst, dem Quality of Democracy Index zur
Messung der Demokratiequalität und dem Governance Index, der die
Regierungsführung beurteilt.

Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

www.sgi-network.org.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605
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REPRESSION/1619: Sicherheit - Reichsbürger ... (SB)




Das Bundesamt für Verfassungsschutz wird die "Reichsbürger"
voraussichtlich nicht überwachen. Zwar gebe es deutschlandweit "einige
hundert", heißt es. Und auch wenn sich unter ihnen "Spinner" befänden,
bedeute das nicht, dass sie ungefährlich seien. Allerdings, verlautet
aus den Kreisen weiter, seien nicht sämtliche "Reichsbürger"
tatsächlich rechtsextremistisch, sodass man sie nicht alle über einen
Kamm scheren könne. Zudem seien sie nicht bundesweit vernetzt. Beides
seien aber Voraussetzungen für eine Überwachung durch das Bundesamt,
so dass es nicht dazu kommen werde.

Markus Decker in der Frankfurter Rundschau am 20. Oktober 2016 [1]

Am 19. Oktober jährt sich die Bluttat im fränkischen Georgensgmünd zum
zweiten Mal, bei der ein sogenannter Reichsbürger mit seinen Waffen
einen Polizisten tötete und drei weitere schwer verletzte. Die Beamten
wollten damals dem Kampfsportlehrer Wolfgang P. 30 Waffen wegnehmen,
die er legal gekauft hatte. Dieser aufsehenerregende Vorfall eines
bewaffneten Angriffs mit Todesfolge auf staatliche Sicherheitskräfte
in einem spezifischen ideologischen Kontext markierte insofern eine
Wende in der öffentlichen Wahrnehmung und Einschätzung der
Reichsbürger, als diese bis dahin zumeist als mitunter lästige, aber
vermeintlich harmlose Spinner abgetan wurden. [2]

Als die Reichsbürger am 19. Oktober 2016 schlagartig in den Fokus
medialen Interesses rückten und die Frage im Raum stand, was es mit
dieser Bewegung auf sich habe, betonten zu Rate gezogene Experten, es
handle sich bei dieser Personengruppe häufig um Bankrotteure. So
erklärte Dirk Wilking vom Brandenburgischen Institut für
Gemeinwesenberatung im RBB, daß in allen von ihm untersuchten Fällen
im Grunde schlichtweg Geldprobleme das entscheidende Motiv gewesen
seien: "Und weil sie ihre Bußgelder oder Gebühren nicht zahlen wollen,
behaupten sie einfach, dass das deutsche Recht für sie nicht gilt."
Viele Reichsbürger seien "gelinde gesagt unzurechnungsfähig", doch
weil aus diesen Kreisen auch schon "Todesurteile" ausgesprochen worden
seien, gehe ein latentes Bedrohungspotential von ihnen aus. [3]

Wie diese Einschätzung zeigt, wurde zwar eine mögliche Bedrohung nicht
ausgeschlossen, aber noch keine Zuordnung zu einem politischen
Zusammenhang vorgenommen, sondern ein psychopathologisches
Reaktionsmuster auf soziales Scheitern in den Mittelpunkt gestellt.
Soweit von der so attestierten Unzurechnungsfähigkeit eine Gefahr
ausgehen mochte, wurde diese als abseitiges Phänomen einer Gruppe
gesellschaftlicher Außenseiter interpretiert und damit eine
konsistente inhaltliche Ausrichtung und Zielsetzung wie auch eine
mögliche Radikalisierung dieser Bewegung als rechtsgerichtetes
Sammelbecken unterbelichtet, wenn nicht gar systematisch ausgeblendet.

Bezeichnenderweise hatte das Bundesamt für Verfassungsschutz die
Reichsbürger in seinem Jahresbericht 2016 nicht einmal erwähnt,
obgleich damals mehrere Landesämter die Bewegung schon seit einigen
Jahren genauer in den Blick nahmen. Beispielsweise veröffentlichte das
Innenministerium in Brandenburg, wo besonders viele Reichsbürger aktiv
sind, bereits 2014 ein Handbuch, um über diese Gruppierung
aufzuklären. Auch Berlin, Hessen und Sachsen-Anhalt gaben längst
entsprechende Handreichungen heraus. Im Frühjahr 2016 kündigte das
Brandenburger Finanzministerium sogar an, wegen Bedrohungen und
zunehmender Aggressivität "insbesondere seitens so genannter
Reichsbürger" ein Notrufsystem in Finanzämtern zu testen. Daß
bestimmten Behörden dieses Phänomen schon längere Zeit als
Gefahrenquelle bekannt war, hängt unmittelbar mit der spezifischen
Ausrichtung dieser Bewegung zusammen.

Seit mehreren Jahren war es in verschiedenen Bundesländern zu
Vorfällen mit Personen gekommen, die die Bundesrepublik Deutschland
nicht anerkennen und erklären, sie lebten im Deutschen Reich in den
Grenzen von 1937. Da sie das System der Bundesrepublik ablehnen,
entwickeln sie auch keine Ambitionen, an Wahlen teilzunehmen, und
haben insbesondere die Verwaltung als ein Hauptangriffsziel
auserkoren. Sie sprechen den Behörden jede Legitimation ab und stellen
sich eigene Ausweise, Kennzeichen oder sonstige Dokumente aus. Zudem
beschäftigen sie Mitarbeiter von Kommunalverwaltungen, Bürgermeister,
Schulleiter, Polizeidienststellen und Landtagsabgeordnete mit
ausführlichen Schreiben, Behördenleiter und Mitarbeiter werden
mitunter sogar mit dem "Reichsgericht" und der Todesstrafe bedroht.
Reichsbürger bezeichnen sich oft als Selbstversorger, die autark leben
beziehungsweise "siedeln" wollen. Viele weigern sich, Steuern oder
Abgaben zu bezahlen.

Die Identifizierung mit dem Deutschen Reich in den Grenzen von 1937
zeugt von einem ausgeprägten Geschichtsrevisionismus, der seit jeher
ein Grundpfeiler diverser rechtsextremer Bewegungen war. Daß es sich
keineswegs um eine Strömung handelt, die vor allem nach ihren eigenen
Vorstellungen autonom leben, den Staat nicht in Anspruch nehmen und am
liebsten in Ruhe gelassen werden möchte, belegt der aggressive Umgang
mit den Behörden bis hin zu Todesdrohungen, die insbesondere deswegen
ernst zu nehmen sind, weil der Waffenbesitz in Kreisen der
Reichsbürger besonders ausgeprägt und integraler Bestandteil der so
verstandenen Wehrfähigkeit ist.

Erst nach den tödlichen Schüssen in Georgensgmünd kündigten die
Innenminister der Länder an, gegen Reichsbürger vorzugehen und sie zu
entwaffnen. Unter dem Druck der Öffentlichkeit kamen führende
Innenpolitiker rasch überein, daß man ihnen die Waffenscheine sowie
Pistolen und Gewehre schnell abnehmen müsse. An die Kommunen gingen
Erlasse mit der Aufforderung, den Reichsbürgern die Waffenerlaubnisse
zu entziehen. Laut dem Vizepräsidenten des Bundesamts für
Verfassungsschutz, Thomas Haldenwang, haben Reichsbürger deutlich
häufiger einen Waffenschein als der Durchschnitt der Bevölkerung.
Zeitweise hatten etwa sieben Prozent von ihnen eine waffenrechtliche
Erlaubnis, während es in der Gesamtbevölkerung zwei Prozent sind.

Mehrere SPD-regierte Bundesländer starteten im vergangenen Jahr eine
Bundesratsinitiative mit der Forderung, Waffenerlaubnisse für
Sportschützen von einer Regelanfrage beim Verfassungsschutz abhängig
zu machen. Auf diese Weise sollten Reichsbürger künftig keine
waffenrechtlichen Erlaubnisse mehr bekommen. Gegen diese Überprüfung
wehrten sich jedoch unter anderem die Schützenverbände. So sah der
Präsident des Deutschen Schützenbundes, Hans-Heinrich von Schönfeld,
"Millionen Sportschützen unberechtigterweise in eine
verfassungsfeindliche Ecke" gestellt. Auch die Unionsfraktion im
Bundestag blockierte den Gesetzesentwurf, eine "Kriminalisierung" und
"Diffamierung" aller Sport- und Jagdschützen lehne man ab.

Im April 2018 durchsuchten Beamte des Bundeskriminalamtes in Berlin,
Brandenburg und Thüringen Wohnungen von Reichsbürgern, die im Verdacht
stehen, eine "Partisanenarmee" aufbauen zu wollen. Zuletzt
beschlagnahmte die Polizei in Thüringen sogar eine Flakgranate bei
einem "Reichsbürger". Die These, es handle sich lediglich um
versponnene Sammler und Waffennarren, wird man heute wohl nicht mehr
hören.

Seit Ende 2016 hatten die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der
Länder die Beobachtung der Reichsbürger- und Selbstverwalterszene
intensiviert und dafür ein eigenes Sammel- und Beobachtungsprojekt
eingerichtet. Im Verfassungschutzbericht 2017, den Innenminister Horst
Seehofer und der damalige Verfassungsschutzpräsident Hans-Georg Maaßen
Ende Juli vorstellten, wurde der Reichsbürgerszene ein starker Zulauf
auf rund 16.500 Personen attestiert, etwa 3700 mehr als noch im
Verfassungsschutzbericht 2016. Dieser Personenkreis weise eine "hohe
Affinität zu Waffen" auf und sei teils zu "schwersten Gewalttaten"
bereit. Die Mitglieder würden daher vom Verfassungsschutz aktuell als
"staatsfeindlich und extremistisch" eingestuft. [4] Wenige Tage später
bezifferte Maaßen dann den aktuellen Stand auf 18.400 identifizierte
Reichsbürger und Selbstverwalter, darunter 900 Rechtsextremisten. Man
müsse diese Szene weiterhin genauestens im Blick behalten, verzeichne
indessen Erfolge bei der Entwaffnung. Die Zahl der Szenemitglieder,
die als Inhaber einer Erlaubnis zum Führen von Jagd-, Sport- oder
anderen Schußwaffen bekannt sind, hat demnach deutlich die
1000er-Marke unterschritten. [5]

Nach aktuellen Recherchen der Süddeutschen Zeitung und des NDR
besitzen trotz mehrjähriger Bemühungen, die Reichsbürger zu
entwaffnen, immer noch 605 von ihnen waffenrechtliche Erlaubnisse, mit
denen sie legal Pistolen und Gewehre kaufen können. Wenngleich nach
dem bundesweit geltenden Waffengesetz nur diejenigen Personen in
Deutschland eine Waffenerlaubnis erhalten, die keine Bestrebungen
verfolgen, gegen die verfassungsmäßige Ordnung vorzugehen, scheint die
Umsetzung der rechtlichen Vorgaben im Falle der Reichsbürger nicht in
vollem Umfang zu gelingen. Wie es heißt, sei dies in den Bundesländern
erst zur Hälfte durchgeführt worden, die Kommunen klagen über
fehlendes Personal und langwierige Widerrufsprozesse. [6]

Die Innenexpertin der Linkspartei, Martina Renner, bezeichnet es als
einen Skandal, daß die Behörden erst durch den Polizistenmord 2016 auf
die Gefährlichkeit der Reichsbürgerszene aufmerksam geworden seien.
Sie kritisiert, daß die Entwaffnung nicht schneller vorangeht, da
Gefahrenabwehr nicht an "Personalmangel oder falschen Prioritäten in
den zuständigen Behörden scheitern" dürfe. Schließlich seien die
Voraussetzungen zum Entzug der waffenrechtlichen Erlaubnis klar
geregelt, die Maßnahmen gerichtsfest.

Welches Potential die 605 noch bestehenden waffenrechtlichen
Erlaubnisse bergen, wird deutlich, wenn man berücksichtigt, daß sich
jeder Inhaber einer solchen behördlichen Genehmigung mehrere Waffen
zulegen kann. Den genannten Medienrecherchen zufolge horten allein in
Brandenburg 37 Reichsbürger mehr als 150 Schußwaffen. In Thüringen
verfügen 18 Reichsbürger über 48 Gewehre und 31 Pistolen. In
Schleswig-Holstein besitzen 19 Reichsbürger 46 Waffen. In Chemnitz
wurden kürzlich die Mitglieder der rechtsextremen Gruppe "Revolution
Chemnitz" festgenommen, die offenbar Waffen für einen Anschlag
beschaffen wollte. Gleichzeitig ist Sachsen eines jener Bundesländer,
in deren rechter Szene viele Schußwaffen legal kursieren: 37 Inhaber
von offiziellen Waffenerlaubnissen sind Sachsens Behörden bei den
Reichsbürgern bekannt. [7]

Grundsätzlich gilt natürlich, daß an dieser Stelle nur vom legalen
Waffenbesitz der bereits weit über 18.000 Mitglieder zählenden
Reichsbürger die Rede ist. Wie viele illegale Schußwaffen und andere
verbotene Waffen in dieser Szene vorhanden sind und ob deren Zahl
womöglich die der bekannten Waffenscheine weit übersteigt, ist
naturgemäß nicht bekannt. Das naheliegende Gedankenexperiment, in der
Bundesrepublik existiere eine derart große linksradikale
Sammlungsbewegung mit einer vergleichbaren Bewaffnung, ist insofern
irrelevant, als das staatliche Gewaltmonopol schon vor Jahren mit
aller Macht gegen sie vorgegangen wäre, um sie im Keim zu ersticken.


Fußnoten:

[1] Markus Decker: Sicherheitskreise: Bundesverfassungsschutz wird
"Reichsbürger" nicht überwachen, Frankfurter Rundschau am 20. Oktober
2016

[2] www.tagesschau.de/inland/reichsbuerger-187.html

[3] www.tagesschau.de/inland/reichsbuerger-117~_origin-12c2d4c1-60e1-4741-8084-5f6bb1917936.html

[4] www.tagesschau.de/inland/verfassungsschutzbericht-127.html

[5] www.tagesschau.de/inland/reichsbuerger-entwaffnung-101.html

[6] www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2018-10/reichsbuerger-deutschland-schusswaffen-waffenschein-verfassungsschutzbericht

[7] www.sueddeutsche.de/politik/exklusiv-hunderte-reichsbuerger-besitzen-schusswaffen-1.4163330

10. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/060: Aufstehen - gegen was, wofür und mit wem? (spw)


spw - Ausgabe 4/2018 - Heft 227

Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Aufstehen - gegen was, wofür und mit wem?

Über populistische Bewegungen in der demobilisierten Klassengesellschaft

von Klaus Dörre(1)



"Bist Du für oder gegen die neue, von Sahra Wagenknecht und Oskar
Lafontaine initiierte Sammlungsbewegung?", lautet die Frage, die
innerhalb der gesellschaftlichen Linken gegenwärtig stark polarisiert.
Wie immer man diese Frage beantwortet, eines muss man den
Initiatorinnen und Initiatoren von "Aufstehen" unumwunden zugestehen:
obwohl noch nicht einmal feststeht, was "Aufstehen" inhaltlich will,
ist der publizistische Erfolg des Unternehmens schon jetzt beachtlich.
Sieht man von erwartbaren Reaktionen ab, die einen Ego-Trip
Wagenknechts und Lafontaines unterstellen, ein Repräsentationsdefizit
im politischen System nicht erkennen wollen, programmatische Leere
konstatieren, es für eine von oben initiierte Kopfgeburt halten und
deshalb ein rasches Scheitern des Unternehmens prophezeien, sind die
Reaktionen in der liberalen und selbst in der konservativen Presse
erstaunlich offen. Das muss freilich noch nicht viel bedeuten, denn
was in der Qualitätspresse auf Resonanz stößt, ist nicht unbedingt von
Dauer. Ein gewisser Martin Schulz, erst zum Hoffnungsträger der SPD
hochgejazzt, dann als Volldepp aus Würselen niedergeschrieben, könnte
einen eindrucksvollen Erfahrungsbericht liefern.

Unübersehbar ist jedoch, dass "Aufstehen" ein in der
gesellschaftlichen Linken verbreitetes Empfinden aufgreift. So, wie es
ist, kann es offenbar nicht weitergehen. Im deutschen Merkel-Land ist
die völkisch-populistische Rechte dabei, der Linken die Themen zu
nehmen. Während Spitzenpolitiker aus CSU ("Asyltourismus") und FDP
("Sekundärmigration") wohl mit klammheimlichen Beifall auch aus CDU
und SPD Härte gegenüber Geflüchteten demonstrieren und dabei den Bruch
zivilisatorischer Standards in Kauf nehmen, schicken sich die
völkischen Neorechte an, die soziale Frage mit ihren Inhalten zu
besetzen. "Aufstehen" gilt ihnen dabei als ernstzunehmende Konkurrenz.
Während Seehofers Flüchtlingspolitik "copy and paste" und "taktischer
Natur" sei, was "vom Wähler durchschaut werden" könne, gehe es beim
"Blick auf die linke Sammlungsbewegung um die Wurst", schreibt der
neurechte Vordenker Götz Kubitschek, um sodann großsprecherisch
hinzuzufügen: "Die soziale Frage ist ein Kronjuwel der Linken, und es
könnte ihr durch eine glaubwürdige und entschlossene AfD abgejagt
werden".(2) Dazu passt, dass die Thüringer AfD unlängst ein
Rentenkonzept vorgelegt hat, das linke Positionen aufgreift und seine
politisch vergiftete Komponente erst bei genauem Hinschauen
offenbart.(3)

Rechtspopulismus als politische Verarbeitungsform repulsiver
Globalisierung

Ist "Aufstehen" eine geeignete strategische Antwort auf die
sozialpopulistische Offensive der AfD? Kann es der Sammlungsbewegung
gar gelingen, der AfD das Wasser abzugraben? Zur Beantwortung dieser
Frage ist es zwingend nötig, die Motive genauer zu analysieren, die
"kleine Leute" zur Unterstützung der rechtspopulistischen Revolte
motiviert. Meine These lautet, dass die rechtspopulistische Revolte
eine politische Verarbeitungsform dessen ist, was ich als repulsive
Globalisierung bezeichne. Damit ist gemeint, dass die Globalisierung
Folgewirkungen erzeugt, die inzwischen auf die verursachenden
Gesellschaften im globalen Norden zurückschlagen und dort
strukturbildend wirken. Solche Repulsionen der Globalisierung sind
u.a. eine dramatische Ausprägung klassenspezifischer Ungleichheiten,
die in den reichen Ländern längst zu einer ökonomischen
Wachstumsbremse geworden ist; Veränderungen in der geoökonomischen
Struktur der Weltwirtschaft, die zu neuen imperialen Rivalitäten und
Spannungen bis hin zu kriegerischen Konfliktherden führen; ein
Anwachsen ökologischer Destruktivkräfte, das längst planetarische
Belastungsgrenzen überschreitet sowie eine Fluchtmigration auf
Rekordniveau, die nur in ihren Spitzen und der rigiden
Abschottungspolitik bereits wieder mit sinkenden Zahlen auch die
europäischen Zentrumsstaaten erreicht.

Mitte-Links-Parteien, deren politische Philosophien über viele Jahre
darauf hinausliefen, die Globalisierung als einen Sachzwang zu
betrachten, an den man sich möglichst intelligent anzupassen habe,
haben für diese neuen Herausforderungen keine überzeugenden Antworten.
Eine Folge ist, dass die kontinentaleuropäischen Sozialdemokratien
Gefahr laufen, als politisch gestaltende Kraft von der europäischen
Bühne zu verschwinden. Auch der SPD könnte ein solches Schicksal
bevorstehen. Es gibt jedenfalls keine Garantie dafür, dass die
18-Prozent-Marke eine Untergrenze ist, die die Partei als Teil einer
kaum noch als groß zu bezeichnenden Koalition nicht mehr zu
unterbieten vermag.

Gleich, ob solche Negativszenarien eintreffen oder nicht, schon jetzt
macht sich bemerkbar, was ich an anderer Stelle als Tendenz zu einer
demobilisierten Klassengesellschaft bezeichnet habe. Während sich
vertikale, überwiegend klassenspezifische Ungleichheiten ausprägen,
sind gewerkschaftliche und politische Organisationen, die auf der
Konfliktachse von Kapital und Arbeit agieren, während der gesamten
Nachkriegsgeschichte nie so schwach gewesen wie in der Gegenwart. In
alten kapitalistischen Zentren und auch in Deutschland finden
ausgeprägte klassenspezifische Ungleichheiten innerhalb des
politischen Systems keine angemessene Repräsentation. Zwar gibt es
eine Fülle an Konflikten und Streiks, die in der Bundesrepublik zu
einer neuen Konfliktformation geführt haben,(4) aber im politischen
System fehlt der Resonanzraum, fehlen die Öffentlichkeiten, die in der
Lage wären, den so erzeugten Problemrohstoff produktiv, d.h.
klassenpolitisch zu verarbeiten und für eine Stärkung linker
Positionen zu nutzen. "Die sozialistische Linke unterzog sich einer
radikalen, von Jahr zu Jahr deutlicher werdenden Verwandlung [...].
Nicht mehr von Ausbeutung und Widerstand war die Rede, sondern von
'notwendigen Reformen' und einer 'Umgestaltung' der Gesellschaft.
Nicht mehr von Klassenverhältnissen und sozialem Schicksal, sondern
von 'Zusammenleben' und 'Eigenverantwortung'. Die Idee der
Unterdrückung, einer strukturierenden Polarität zwischen Herrschenden
und Beherrschten, verschwand aus dem Diskurs der offiziellen Linken
und wurde durch die neutralisierende Vorstellung des
'Gesellschaftsvertrages' ersetzt", schreibt der französische Soziologe
Didier Eribon in "Rückkehr nach Reims" und trifft damit den Nagel auf
den Kopf.(5) Nur Klassenvergessenheit vermag zu erklären, weshalb
beispielsweise die in vielerlei Hinsicht wegweisende
Auseinandersetzung um die verkürzte Vollzeit, die Einführung einer
28-Stunden-Woche als Option in der Metall- und Elektroindustrie, von
großen Teilen vor allem der akademischen Linken nahezu ignoriert
wurde.(6)

Mangelnde Resonanz im linken Diskursraum verstärkt in Teilen der
Lohnarbeiterschaft den Eindruck, dass die gewerkschaftliche Kampfkraft
selbst bei Hochkonjunktur und Beschäftigungsrekorden nicht ausreicht,
um Gerechtigkeitslücken zu schließen. Diese Kluft erzeugt den Humus,
auf dem der völkische Populismus gedeiht. Der Rechtspopulismus
beantwortet die neuen Herausforderungen mit einer imaginären, weil für
die dominanten kapitalistischen Eliten letztlich herrschaftssichernden
Revolte. Einer repulsiv gewordenen Globalisierung setzt die völkische
Rechte einen Nationalismus entgegen, der, in der Wahrnehmung vieler
geradezu befreiend, den Sachzwangcharakter internationaler
Verflechtungen bestreitet. Wachsende Ungleichheit nutzt der
Rechtspopulismus für eine Ethnisierung der sozialen Frage. Auf
ökologische Gefahren und den Klimawandel antwortet er mit Leugnung,
auf die Fluchtmigration mit Abschottung und Abwehr und auf die
zivilgesellschaftliche Verankerung liberal-libertäre
Wertorientierungen mit Antifeminismus, vermeintlicher
Familienorientierung und Rückbesinnung auf eine homogen gedachte
Nationalkultur.

Die Umdeutung von Verteilungs- und Anerkennungskämpfen, die Klassen
austragen, in Konflikte zwischen kulturell homogen konstruierten
Volksgemeinschaften von In- und Ausländern bildet gleichsam den
ideologischen Kern eines differentiellen Rassismus, der ohne
Rassenbegriff auskommt. Populistisch sind solche Ideologeme, weil sie
den Problemrohstoff, den die Gesellschaft erzeugt, in einem binären
Schema bearbeiten. Dem korrupten Establishment wird ein unverdorbenes,
weitgehend homogenes Volk gegenübergestellt, dessen Wille im
Zweifelsfall mit dem der Populisten übereinstimmt. Rechtsradikal ist
dieser Populismus, weil er einen kulturellen Antagonismus unterstellt.
Jeder soll seine Kultur leben können - aber bitteschön dort, wo diese
Kultur ursprünglich beheimatet ist. Der melting pot, so die Botschaft,
funktioniert nicht. "Vermischung" macht starke Kulturen schwach.
Realisierte man das politische Programm, das dieses Gedankengebäude
impliziert, wäre eine Welt aus vielen Apartheid-Staaten das
unvermeidliche Resultat.

Eine rechte deep story

Die Linke ist dennoch gut beraten, wenn sie entsprechende
Orientierungen von Lohnabhängigen nicht auf falsches Bewusstsein
reduziert. Ebenso wichtig wie die Verzerrung sozialer Realität ist der
bon sense, der "gute Kern" (Antonio Gramsci), den solche
Orientierungen enthalten. In ihrer Studie zu den Anhängern der
rechtspopulistischen Tea-Party-Bewegung hat die US-amerikanische
Soziologin Arlie Hochschild eine deep story rekonstruiert, die
veranschaulicht, was mit diesem rationalen Kern gemeint ist. Laut
Hochschild sehen sich viele ArbeiterInnen in einer Warteschlange, die
an einem Berg wartet, der den amerikanischen Traum vom kleinen
Aufstieg verkörpert. Doch in der Schlange geht es nicht vorwärts.
Während man selbst vergeblich ansteht, werden andere bevorzugt, die in
der Wahrnehmung der Wartenden deutlich weniger geleistete haben, um
sich den Traum vom besseren Leben zu erfüllen. Weil es auf der
politischen Linken an Angeboten fehlt, suchen die Wartenden Zuflucht
beim Trumpismus: "Klasse ist in diesem Kontext sehr bedeutsam. Ich
denke, dass - obwohl Trump mit seinen Attacken auf moralische
Grundsätze jedes Maß gesprengt hat - die ArbeiterInnen eher im
Hinblick auf Klasse denn auf Gender abgestimmt haben. Diese Kategorie
scheint mir die Hauptmotivation bei den Wahlen gewesen zu sein.
Während Gender und 'race' lange Zeit sehr bedeutsam waren, steht
mittlerweile die Klassenfrage wieder auf der Tagesordnung".(7)

Ungeachtet aller Unterschiede zur US-amerikanischen Situation lässt
sich eine rechte deep story auch bei deutschen ArbeiterInnen
aufspüren. Deren Geschichten handeln ebenfalls von Warteschlangen am
Berg der Gerechtigkeit.(8) Schon die rechtsaffinen jungen
westdeutschen ArbeiterInnen, die ich von Mitte der 1980er Jahre
befragen konnte, verorteten sich in einem Teil der Bevölkerung, der
auf bessere Zeiten wartete. Ihr Gesellschaftsbild unterschied sich
kaum von demjenigen sozialdemokratisch orientierter Altersgenossen.
Gerechtigkeitsvorstellungen adressierten sie an einen nationalen
Wohlfahrtsstaat, der diese Ansprüche jedoch immer weniger
gewährleisten konnte. Hauptgrund war, so jedenfalls die Wahrnehmung,
ein Internationalismus, der die Seiten gewechselt hatte. Unternehmen
agierten zunehmend inter- und transnational, die sozialen Folgen der
globalen Landnahme mussten jedoch weiterhin in der nationalen Arena
bewältigt werden. Lohnabhängige hatten, das jedenfalls behauptete der
dominante Globalisierungsdiskurs, Opfer zu bringen, um die nationale
Wirtschaft wettbewerbsfähig zu halten. Abstriche bei
Beschäftigungssicherheit, Löhnen, Erwerbslosenversicherung, Renten und
Gesundheit galten als zwingend nötig, um den (west)deutschen
Sozialkapitalismus an die Globalisierung anzupassen und die
Vereinigung mit der ehemaligen DDR zu bewältigen.

Was in den Unternehmen begann, wurde mit der Agenda-Politik der
Regierung Schröder zu Beginn der 2000er Jahre offizielle Leitlinie
staatlicher Politik. Das Versprechen einer Wiedergeburt des deutschen
Sozialkapitalismus mittels marktzentrierter Strukturreformen ("Hartz
IV") beantwortete ein Teil derer, die in der Schlange darauf warteten,
dass sich ihre Opferbereitschaft auszahlte, mit reaktivem
Nationalismus. Wohl reflektierten diese Lohnabhängigen wachsende
soziale Unsicherheit und Ungleichheit, doch im internationalen
Vergleich galt ihnen die Bundesrepublik noch immer als
Wohlstandsinsel. Die Inselbewohner glaubten, das eigene Stück vom
Kuchen nur bewahren zu können, sofern die Schleusen zu dieser Insel
möglichst eng gehalten würden. In ein bipolares Innen-Außen-Schema
eingepasst, verwandelte sich alltägliche Sozialkritik in eine
Legitimation für die Ausgrenzung Fremder, Leistungsunwilliger,
kulturell nicht integrierbarer Gruppen. Niemand hatte etwas gegen die
Ausländer. Wer sich anpasste, hart arbeitete und Leistung brachte, war
willkommen. All jene, die "wir nicht gerufen" hatten, die nur kamen,
weil bei ihnen "zufällig Hunger oder Krieg herrschten", sollten der
Wohlstandsinsel fernbleiben oder sich zumindest am hinteren Ende der
Warteschlange anstellen.

Finanz- und Flüchtlingskrise als Umschlagpunkte

Zwei Ereignisse, nämlich die europäische Finanz- und die sogenannte
Flüchtlingskrise, haben der rechtspopulistischen deep story
eine neue Wendung verliehen. Über Jahrzehnte daran gewöhnt, dass es
nicht mehr für alles reicht, war im Zuge des Krisenmanagements
scheinbar Geld im Überfluss vorhanden - zunächst zur Rettung maroder
Banken und kriselnder Staatsfinanzen an der südeuropäischen
Peripherie, dann für mehr als eine Million Geflüchteter, die 2015
deutsches Staatsgebiet erreichten. Seither ist das Schlangestehen aus
der Sicht (nicht nur) rechtsaffiner ArbeiterInnen sinnlos geworden.
Dies auch, weil sich die wirtschaftliche Lage im öffentlichen Diskurs
deutlich verbessert hat. Die Unternehmen haben in der Dekade nach der
globalen Finanzkrise gut verdient, die Arbeitslosigkeit ist offiziell
unter die Sechs-Prozent-Marke gesunken und die Zahl der Erwerbstätigen
auf Rekordniveau gestiegen. Das hat nicht zuletzt bei den jüngeren
Lohnabhängigen gerade auch im Osten der Republik ein Ende der
Bescheidenheit ausgelöst.

Vom wirtschaftlichen Boom kommt bei denen, die so lange gewartet
haben, jedoch wenig an. Nach eigenem Empfinden weder arm noch prekär
lebend, möchten rechtspopulistisch orientierte ArbeiterInnen und
Angestellte als "ganz normal" gelten. Trotz aller Anstrengungen
gelingt ihnen dies aber nur teilweise. Das Deutschsein, eine Chiffre
für gutes Leben, wird dafür umso heftiger eingeklagt. Im binären
Deutungsmuster, das Deutsche von Fremden unterscheidet, wird
Solidarität zu einer exklusiven Ressource. Solidarisch verhält man
sich bevorzugt unter seinesgleichen, seien es nun die
Stammbeschäftigten im Betrieb, zu denen man selbst gehört, oder die
Angehörigen der eigenen Nation. Je geringer ihre Hoffnung ist, trotz
individueller Anstrengungen, Anschluss an die prosperierende
Gesellschaft zu finden, desto stärker tendieren rechtsaffine
Lohnabhängige dazu, wahrgenommene Verteilungsungerechtigkeit als
Konflikt zwischen produktiven Inländern und leistungsunwilligen,
kulturell nicht integrierbaren Ausländern zu interpretieren. Während
man sich selbst vergeblich hinten angestellt hat, wird "den
Flüchtlingen" plötzlich "alles" gegeben. Nun dürften sich, so die
Wahrnehmung, Menschen in der Reihe der Anspruchsberechtigten
vordrängeln, die selbst keinen Beitrag zum "Volksvermögen" geleistet
haben. Nicht nur im Osten, auch in Niederbayern und im Ruhrgebiet
empfinden Lohnabhängige das als Abwertung der eignen sozialen
Position. Und selbst in wohlhabenden Regionen wie dem Ingolstädter
Speckgürtel, wo es als besonderer Makel gilt, im Prosperitätszug nicht
mitfahren zu können, stößt man auf ein ähnliches Lebensgefühl.
Selbstaufwertung mittels Abwertung anderer ist eine mögliche, für
rechtsaffine ArbeiterInnen eine subjektiv naheliegende Reaktion, an
die der völkische Sozialpopulismus politisch anzudocken vermag.

Eine verdrängte Klassenerfahrung

Fassen wir zusammen: Rechtspopulistische Alltagsphilosophien von -
auch gewerkschaftlich organisierten - Lohnabhängigen sind alles andere
als bloße Reaktionen auf die Flüchtlingspolitik der Regierung Merkel.
Sie sind über Jahrzehnte und teilweise im Verborgenen gewachsen. Was
sich in der 1980er zunächst als diffuse Unzufriedenheit von jungen
ArbeiterInnen bemerkbar machte, die sich selbst als "leicht links,
leicht rechts bezeichneten", die "Grüne und Feministinnen" hassten,
weil sie sich den Repräsentanten/innen libertärer Wertorientierungen
kulturell unterlegen fühlten, entsprach einer Grundhaltung, die dazu
tendierte, Status- und Gerechtigkeitskämpfe mit dem Mittel des
Ressentiments auszutragen. Zu Beginn der 2000er Jahre hatte sich diese
Grundhaltung bereits zu einer rechtspopulistischen Axiomatik
verdichtet, die auf relativ festgefügten Deutungsschemata beruhte. Was
sich damals vorwiegend als Unterströmung in demokratischen Parteien
und Gewerkschaften bemerkbar machte, tendiert in der Gegenwart zu
Bewegungsförmigkeit (Pegida und Ableger), Radikalisierung (Offenheit
für traditionsfaschistische Positionen) und parteipolitischer
Verselbständigung (AfD). Die alltagsweltlichen Sprecher dieser
Strömung unter Lohnabhängigen sind, das jedenfalls legen unsere
Forschungen nahe, Überzeugungstäter. In ihren Motiven verbindet sich
Sozialprotest mit einem differentiellen Rassismus, der bereits der
Linie einer Partei folgt. In der von uns untersuchten sächsischen
Region ist diese Strömung bereits hegemonial. D.h. es ist "normal",
Positionen der äußersten Rechten alltagsweltlich und öffentlich zu
vertreten.

Im Vergleich zu unseren früheren Untersuchungen finden sich in den
rechtspopulistischen Orientierungen befragter ArbeiterInnen durchaus
neue Elemente. Rechtsaffine Lohnabhängige betrachten sich als die
eigentlichen Demokraten und plädieren für Formen direkter Demokratie,
weil sie sich sicher sind, dass sich dann Positionen leichter
durchsetzen, die sie als vernünftig betrachten (z. B. "Todesstrafe für
Sexualstraftäter"). Auffällig ist die geringe Bereitschaft, sich von
Gewalt gegen Migranten und andersdenkende eindeutig und klar zu
distanzieren. Und bemerkenswert ist auch, dass sich das rebellische
Moment des Rechtspopulismus zu verallgemeinern beginnt. Man geht mit
Pegida auf die Straße und wählt AfD, weil, wie uns rechtsaffine
Betriebsräte und Gewerkschafter im Interview erklären, "irgendwas mit
dem System nicht stimmt". Die diffuse Ahnung, dass wir uns inmitten
einer großen gesellschaftlichen Transformation befinden, wird in den
rechtspopulistischen Orientierungen mit Verschwörungstheorien und
Sündenbockideologien aufgefüllt. All das verbindet sich mit
Ungerechtigkeitserfahrungen, die - zumindest in den Betrieben und
unter festangestellten ArbeiterInnen - kein Ausdruck von Verelendung,
immer weiter fortschreitender Prekarisierung oder extremer Armut sind.
Es muss eben nicht alles immer schlechter werden, um die Wahrnehmung
einer ungerechten Gesellschaft hervorzubringen. Gerade der Rückgang
der Arbeitslosigkeit kann dazu führen, dass diejenigen, die hinter der
medial vermittelten Welt des Jobwunder-Landes zurückbleiben, nun
beginnen, ihre Ansprüche an gute Arbeit und ein gutes Leben
selbstbewusster, teilweise aber auch mit Verbitterung vorzutragen.

Ein von uns befragter Gewerkschaftssekretär hat eine in den Betrieben
verbreitete Stimmung mit folgenden Worten auf den Punkt gebracht. Es
ist der Abstand zu einer fiktiven, einer inszenierten
gesellschaftlichen Realität, die Frustration und Wut erzeugt und
inzwischen auch zum Aufbegehren provoziert. Nicht allein die Angst vor
Statusverlust, sondern die Unzufriedenheit damit, dass man einen
Status, den man selbst als angemessen betrachtet und der der eigenen
Leistungen entspricht, nicht erreichen kann, provoziert Verdruss. Man
empfindet sich als unverschuldet anormal, als abgewertet und genau das
erzeugt Unzufriedenheit und Wut. Dabei handelt sich weniger um eine
Prekaritäts- als um eine verdrängte und von rechtsaffinen
Arbeitern/innen politisch in problematischer Weise verarbeitete
Klassenerfahrung.

Linksnationaler Kommunitarismus - eine Antwort auf den
Rechtspopulismus?

Ist die neu entstehende Sammlungsbewegung ein politisches Angebot, das
eine latente, verdrängte Klassenerfahrung für eine progressive
politische Mobilisierung zu nutzen vermag? Noch ist es viel zu früh,
um diese Frage mit Entschiedenheit beantworten zu können. Solange
Personal und programmatische Grundlagen von "Aufstehen" unklar sind
und über die soziale Basis des geplanten Bündnisses wenig gesagt
werden kann, ist Zurückhaltung bei der Bewertung geboten. Aus meiner
Sicht gibt es aber einige Punkte, die in der anstehenden Diskussion in
jedem Fall beachtet werden sollten.

Liest man die noch informellen Vorschläge zum Gründungsaufruf für die
neue Sammlungsbewegung "Aufstehen", klingt vieles wie eine Rückkehr
zur - gleichsam idealisierten - Sozialdemokratie Willy Brandts.
Zweifellos, ein starker Sozialstaat, höhere Löhne und gerechte
Steuern, Entspannungspolitik und Verteidigung der Demokratie
entsprächen klassenpolitischen Themen und wären allemal besser als der
Status quo ante. Doch genügt das, um der rechten deep story
eine progressive Wendung zu verleihen? Ich bezweifele das. Ein
bisschen mehr Sozialpolitik und ein wenig Gerechtigkeit werden
rechtspopulistische Welterklärungen, die sich allmählich verfestigen,
kaum grundlegend korrigieren. Im günstigsten Fall liefe eine solche
Programmatik, hätte sie überhaupt Realisierungschancen, auf eine
konservierende Klassenpolitik hinaus, die zu retten sucht, was vom
sozialdemokratischen Sozialstaatsprojekt des 20. Jahrhunderts noch zu
retten ist.

Noch stärker werden meine Bedenken, wenn sich - wie das bei einigen
wichtigen Unterstützern (u.a. die geschätzten Kollegen Wolfgang
Streeck, Martin Höppner, Andreas Nölke) von "Aufstehen" der Fall ist -
eine linkskommunitäre Programmatik mit einem antiliberalen Gestus
verbindet, der sich nicht nur gegen den Marktliberalismus in der
Ökonomie, sondern auch und vor allem gegen libertäre
Wertorientierungen in der Zivilgesellschaft wendet. Unter der Hand
werden in solchen Programmen der nationale Wohlfahrtsstaat und die
lokale Gemeinschaft zum Antagonisten, der den Rechtspopulisten den
"Problemrohstoff" nehmen soll. Ich bezweifele, dass dergleichen
funktionieren wird, denn mit einer Globalisierungs- und
Kapitalismuskritik, die eine Zerstörung des Gemeinsinns in den
Mittelpunkt rückt, hat die Neue Rechte intellektuell keine
Schwierigkeiten. Stattdessen besteht die Gefahr, dass intellektuell
aufgewertet wird, was die völkischen Populisten ohnehin für sich
reklamieren.(9) Ein Antiliberalismus, der Umverteilungspolitik mit
Migrationskritik verbindet und in der öffentlichen Begleitmusik zu
"Aufstehen" gegen eine vermeintlich "grenzenlose Willkommenskultur"
polemisiert, trägt denn auch das Potential zu einer vertieften
Spaltung der gesellschaftlichen Linken in sich.(10) Statt
vordergründiger Abgrenzung von der kaum hoch genug zu bewertenden
Solidarität mit Geflüchteten, ist es sinnvoll, auf das reale Dilemma
hinzuweisen, in denen sich jede Art von linker Politik in der
Migrationsfrage bewegt. Offene Grenzen sind mit Blick auf das
Jahrhundertphänomen neuer Fluchtbewegungen genauso unrealistisch wie
die versuchte Abschottung in den Grenzen des nationalen
Wohlfahrtsstaates.(11)

Wenn die Linke angesichts dieses Dilemmas handlungsfähig bleiben will,
muss sie insgesamt mutiger werden. Sie benötigt keine restaurative,
sondern eine transformative Klassenpolitik, die die Systemfrage nicht
der völkischen Rechten überlässt. Eine politische und
gewerkschaftliche Linke, die eine inklusive demokratische
Klassenpolitik entwickelt, diese mit einem pragmatischen Humanismus in
der Migrationspolitik verbindet und mit einer neo- bzw.
öko-sozialistischen Zielsetzung versieht, würde die Neue Rechte in
ernsthafte Schwierigkeiten bringen. Um glaubwürdig zu sein, muss eine
solche Politik bei den Schwächsten der Gesellschaft ansetzen. Eine
Dehumanisierung von globalen Migrationsbewegungen, die voraussichtlich
viele Jahrzehnte anhalten werden, darf sie deshalb unter keinen
Umständen hinnehmen. Migration ist Zuwanderung und Zuwanderung
bedeutet Einmündung in die Klassenstruktur der aufnehmenden
Gesellschaft. Die Schaffung neuer und eine Verteidigung alter
wohlfahrtsstaatlicher Standards, die Migranten eine positive
Einmündung erleichtern, gehören selbstverständlich zum Kernbestand
inklusiver Klassenpolitik. Gleiches gilt für das Recht auf Asyl und
das Bleiberecht nach der Genfer Flüchtlingskonvention, das nicht durch
eine ständige Ausweitung angeblich sicherer Herkunftsstaaten
ausgehöhlt werden darf. Ein Nansenpass, der die Hauptverantwortung von
Industrieländern für den Klimawandel anerkennt, wäre ein wichtiger
Schritt, um legale Einwanderungsmöglichkeiten zu schaffen und Schritt
für Schritt zu erweitern. Die Aufstockung von Entwicklungshilfe auf
jene 0,7 Prozent des BIP, die für Industriestaaten seit Langem
vereinbart ist, welches aber nur selten erreicht wird, sowie die
Bereitstellung jener wenigen Milliarden, die weltweit nötig wären, um
den globalen Hunger zu beseitigen, gehören ebenfalls zu den Maßnahmen,
die sofort umzusetzen wären. Finanzieren ließe sich all das mittels
demokratischen Rückverteilens gesellschaftlichen Reichtums - von oben
nach unten und von den Stärksten zu den Schwächsten. Die
steuerpolitische Abschöpfung von Digitalisierungsrenditen wäre hier
ein erster wichtiger Schritt.(12) Dabei könnte ein europäischer und
später internationaler Streikfonds helfen, der Arbeitskämpfe in
transnationalen Wertschöpfungsketten möglich macht. Living wages,
angemessene Löhne für ein gutes Leben, die an den jeweiligen
nationalen Lebensstandards ausgerichtet sind, gehören ebenso zum
klassenpolitischen Repertoire wie eine intelligente, ökologisch
ausgerichtete Industrie- und Dienstleistungspolitik. Entsprechende
Ansätze könnten mit einer Arbeitszeitpolitik verbunden werden, die
eine kurze Vollzeit für alle zu einem branchenübergreifenden
europäischen Thema macht. Mittelfristig hätten eine europäische
Arbeitsversicherung und eine europäische Doppelstaatsbürgerschaft
(alle sind europäische Bürger und zugleich Staatsbürger in dem Land,
in welchem sie leben) klassenpolitische Ansätze zu flankieren.

Damit sind einige Projekte umrissen, die den Inhalt einer neuen,
visionären Klassenpolitik umreißen könnten, die - das unterscheidet
sie vom rückwärtsgewandtem völkischen Populismus - ein klare,
transformatorische Zielsetzung verfolgt: Gegen die rechtspopulistische
Revolte lässt sich die Demokratie nur verteidigen, wenn
Entscheidungsbefugnisse auf die Wirtschaft und die großen
transnationalen Konzerne ausgeweitet werden. Entscheidungen über das
Wie, Was und Wozu von Produktion und Investition berühren kollektive
Überlebensinteressen. Deshalb dürfen sie nicht länger kleinen
Minderheiten mit faktisch uneingeschränkter Verfügungsmacht überlassen
bleiben. Eine bloße Rückkehr zu klassischer sozialdemokratischer
Verteilungspolitik bliebe hinter dieser Anforderung zurück. "Unsere
Vision ist und bleibt diejenige einer sozialen und ökologischen
Wirtschaftsdemokratie. [...]. Mehr Demokratie ist eine zentrale
Voraussetzung dafür, dass die Digitalisierung zu einer wirklichen
Chance für die Menschen wird [...]. Im Kern geht es darum, die
Verteilungsfrage auszuweiten. Neben der steuerlichen Rückverteilung
des gesellschaftlichen Reichtums im Nachhinein braucht es eine
gerechte Verteilung wirtschaftlicher Entscheidungsmacht. Indem
Betroffene zu Mitbestimmenden gemacht werden, wirkt man der Entstehung
ungerechtfertigter und schädlicher Ungleichheiten entgegen", heißt es
in einem programmatischen Papier zur Wirtschaftsdemokratie, das die
Schweizer Sozialdemokraten beschlossen haben.

Die von Bernie Sanders repräsentierten Anhänger eines demokratischen
Sozialismus bei den US-Demokraten und die Pro-Corbyn-Bewegung
innerhalb und außerhalb der Labour Party agieren ähnlich. Die Idee
eines demokratischen Sozialismus, die besonders in den USA in einer
Weise polarisiert, als kämen ihre Verfechter geradewegs aus der Hölle,
ist zum Label geworden, das populäre Projekte wie das einer
kostenfreien Bildung für alle in einem Begriff zusammenfasst, der das
Programm von dem aller anderen Strömungen unterscheidet. Hinter
solchen Ansätzen sollte nicht zurückfallen, wer gegen harte
Widerstände aufstehen will. Sanders, Corbyn oder linke Schweizer
Sozialdemokraten sprechen aus, was auch in Deutschland zu einer
Prämisse transformativer Klassenpolitik werden muss: Wir befinden uns
inmitten einer großen gesellschaftlichen Transformation, in der
"Pflästerlipolitik" nicht mehr ausreicht. Gefragt sind glaubwürdige,
ausstrahlungsfähige Alternativen zum Kapitalismus, ohne die jede
Spielart von Klassenpolitik zahn- und wirkungslos bleiben wird. Ob
"Aufstehen" eine solche Anforderung einzulösen vermag, wird sich
zeigen. Bleibt es bei Bekenntnissen zu einer sozialen Marktwirtschaft,
der sich selbst der marktradikale Flügel der AfD programmatisch
verbunden fühlt, könnte dem Aufstehen alsbald ein "Sitzen bleiben!"
folgen. Der Schaden für die gesamte Linke wäre groß, denn betrogene
Hoffnungen lassen sich nicht beliebig reanimieren. Das ist ein Grund
mehr, innerhalb einer wünschenswerten "Mosaiklinken" (Hans Jürgen
Urban) nach Gemeinsamkeiten zu suchen. Die kapitalistischen Eliten
brauchen einen wirklichen Antagonisten, der sie ernsthaft
herausfordert. Nur so lässt sich einer Gefahr begegnen, die Madeleine
Albright so kurz wie treffend als "Faschismus"(13) bezeichnet hat.
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HISTORIE/333: USA - verlorene Schlachten und Waffennot ... (SB)


USA - verlorene Schlachten und Waffennot ...



Im Vietnamkrieg sind die US-Streitkräfte dem Einsatz von taktischen 
Atomwaffen nähergekommen als bisher gedacht. Dies geht aus Dokumenten 
hervor, die lange Jahre unter Verschluß lagen, vor einiger Zeit 
freigegeben wurden und die der amerikanische Historiker Michael 
Beschloss für sein neuestes Buch "Presidents of War", das in den 
kommenden Tagen in den USA erscheint, verarbeitet hat. Die New York 
Times, für die Beschloss gelegentlich als Gastautor schreibt, hat in 
der Ausgabe vom 7. Oktober über die beunruhigenden neuen Erkenntnisse 
unter der Überschrift "U.S. General Considered Nuclear Response in 
Vietnam War, Cables Show" berichtet.

Anlaß, den erstmaligen Kriegseinsatz von Atombomben seit den Abwürfen 
auf die japanischen Städte Hiroshima und Nagasaki im August 1945 
zu erwägen, war die bedrängte militärische Position zweier Regimenter 
der US-Marineinfanterie bei der Schlacht um Khe Sanh, die im Januar 
1968 begonnen hatte. Dort versuchten 6000 Marines verzweifelt, den 
Stützpunkt Khe Sanh vor dem Angriff von rund 20.000 Soldaten der 
nordvietnamesischen Armee zu verteidigen. Der Stützpunkt war 
wegen seiner Position im nordwestlichen Winkel Südvietnams nahe 
der Demilitarisierten Zone (DMZ) zu Nordvietnam und der Grenze zum 
Nachbarland Laos von großer strategischer Bedeutung. Mit 
Luftangriffen, Entlaubungsmaßnahmen und Kommando-Operationen von Khe 
Sanh aus wollten die Amerikaner den Waffennachschub aus Nordvietnam 
für die Vietkong-Rebellen im Süden, der zum Teil über das Territorium 
von Laos - Stichwort Ho-Chi-Minh-Pfad - lief, unterbinden und 
deshalb den Stützpunkt dort unbedingt halten. Wegen der personellen 
Überlegenheit der nordvietnamesischen Streitkräfte sah alles danach 
aus, als könnten die USA bei Khe Sanh eine ähnlich demoralisierende 
Niederlage wie 1954 Frankreich bei der Schlacht um Dien Bien Phu 
erleiden. Präsidenten Lyndon B. Johnson hatte seine Militärs 
ausdrücklich darum gebeten, ein solches Szenario nicht zuzulassen.

Vor diesem Hintergrund schickte am 3. Februar 1968 der Oberkommandeur
der US-Streitkräfte in Vietnam, General William Westmoreland, folgende
Nachricht an den Vorsitzenden der Vereinigten Streitkräfte im
Pentagon, General Earle Wheeler: "Sollte sich die Situation in der
DMZ-Gegend dramatisch verändern, sollten wir bereit sein, Waffen
größerer Effektivität gegen die gegnerischen Massen einzusetzen. Unter
solchen Bedingungen kann ich mir vorstellen, daß entweder taktische
Atomwaffen oder chemische Kampfstoffe die geeignetsten Mittel der
Wahl wären." Am 7. Februar schrieb Admiral Ulysses S. Grant Sharp
jun., der von Japan aus den Oberbefehl über die US-Streitkräfte im
pazifischen Raum innehatte, an Westmoreland, er sei "über den
Ausweichsplan zum Einsatz von taktischen Atomwaffen in der Region Khe
Sanh/DMZ, der von Mitgliedern unserer jeweiligen Stäbe letzte Woche
auf Okinawa erstellt wurde, unterrichtet worden". Sharp bezeichnete
den Plan namens Fracture Jaw als "konzeptionell solide", schlug einige
kleine Veränderungen vor und bat um den "raschen" Erhalt der
Endfassung, um die Umsetzung in die Wege leiten zu können.

Am 10. Februar unterrichtete Westmoreland Sharp davon, daß er "Oplan
Fracture Jaw genehmigt" habe. Am selben Tag hat der Nationale
Sicherheitsberater Walt Rostow zum zweiten Mal innerhalb einer Woche
einen hochgeheimes Eilmemorandum an Johnson übermittelt, um diesen
über die bevorstehende Eskalation bei Khe Sanh zu informieren. Was
dann geschah, schilderte im NYT-Artikel Tom Johnson, damals ein junger
Assistent seines Namensvetters im Weißen Haus: "Als er erfuhr, daß der
Plan in Gang gesetzt worden war, war er außerordentlich verärgert und
hat über Rostow, und ich glaube sogar im direkten Gespräch mit
Westmoreland, mit Nachdruck angeordnet, die Sache abzublasen." Grund
für die Entscheidung des Präsidenten gegen den Einsatz von Kernwaffen
war die Angst vor einer Ausweitung des Konflikts und dem 
Kriegseintritt der chinesischen Volksarmee, wie ihn die Amerikaner 
bereits 1950 im Koreakrieg erleben mußten. "Johnson vertraute seinen 
Generälen niemals völlig. Er hatte große Bewunderung für Westmoreland, 
doch er wollte nicht, daß die Militärs den Krieg führten", so der 
ehemalige Notizenschreiber im Weißen Haus. Am 12. Februar hat Admiral 
Sharp den Befehl erteilt, "jegliche Planung um Fracture Jaw zu 
beenden" und sämtliche dazugehörigen Dokumente einschließlich 
"Nachrichten und Korrespondenzen" an einem sicheren Ort wegzusperren.

Mit der Entscheidung von Johnson, im Vietnamkrieg doch nicht auf
Atomwaffen zurückzugreifen, starb der Glaube der USA an einen Sieg.
Wegen schlechter Meldungen der Presse über den Kriegsverlauf war
bereits 1966 für Pentagon und Weißes Haus die sogenannte
"Glaubwürdigkeitslücke" entstanden. Auch die Erhöhung auf 525.000
amerikanischer Soldaten in Vietnam, den höchsten Stand, brachte keine
Wende zum Besseren. Quasi parallel zur Schlacht von Khe Sanh hatten 
die Vietkong Ende Januar 1968 die sogenannte Tet-Offensive gegen alle
US-Militäreinrichtungen in Südvietnam gestartet. Hatte sich
Westmoreland noch Ende 1967 damit gebrüstet, seine Männer befänden
sich inzwischen auf der Siegerstraße, so haben die Fernsehbilder von
schweren, wochenlangen Kämpfen in den sichergeglaubten Städten Saigon
und Hue die amerikanische Öffentlichkeit schockiert und wachgerüttelt.

Wegen der zunehmenden Kritik am Vietnamkrieg und sinkenden
Umfragewerten gab Johnson am 31. März 1968 seinen überraschenden
Entschluß, für eine zweite reguläre Amtszeit als Präsident nicht zu
kandidieren, bekannt. Der ehemalige Senator aus Texas, der wenige
Stunden nach dem Attentat auf John F. Kennedy am 22. November 1963 vom
Vizepräsidenten zum Präsidenten aufgestiegen war, hatte im Gegensatz
zu seinem ermordeten Vorgänger dem Drängen der Generäle nach einer
großen Militärintervention im Vietnam nachgegeben. Am 24. November 
erklärte er dem damaligen US-Botschafter in Saigon, Henry Cabot Lodge,
er werde nicht als derjenige in die Geschichtsbücher eingehen, der 
Vietnam "an den Kommunismus verloren" habe. Wie Beschloss im 
NYT-Artikel attestiert, hat Johnson in Vietnam zwar "schwere Fehler"
gemacht, aber immerhin verhindert, daß der "tragische Konflikt atomar
wurde". Was Khe Sanh betrifft, so haben die US-Marines den Stützpunkt
im Juli 1968 gezwungenermaßen geräumt und die umkämpfte Position in
dem vietnamesischen Hochland den Streitkräften des Nordens
überlassen.

10. Oktober 2018
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AGRAR/1843: Studie - Warnung vor Verschärfung der Konzernmacht durch Digitalisierung der Landwirtschaft (INKOTA)


INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Alarmierende Studie: Alternativer Nobelpreisträger warnt vor einer
Verschärfung der Konzernmacht durch die Digitalisierung der
Landwirtschaft



Berlin - Große Konzerne bestimmen die Regeln in der digitalisierten
Landwirtschaft und bäuerliche Landwirtschaft gerät zunehmend unter Druck:
Das ist die Kernaussage der Studie "Blocking the chain - Konzernmacht und
Big-Data-Plattformen im globalen Ernährungssystem", die die Herausgeber ETC
Group, GLOCON, INKOTA-netzwerk und die Rosa-Luxemburg-Stiftung heute in
Berlin der Öffentlichkeit vorstellen. Die Studie zeigt in alarmierender
Weise, wie das massenhafte Sammeln landwirtschaftlicher Daten in neuen
Big-Data-Plattformen mündet, auf denen Boden- und Wetterdaten und
Informationen über Verbraucher*innen zentral gespeichert und ausgewertet
werden. Vor allem Agrarkonzerne wie Bayer oder AGCO und Internetkonzerne
wie Google oder Amazon dominieren diese Plattformen und profitieren von
ihnen. Die Herausgeber der Studie fordern darum eine strenge Regulierung
der Digitalisierung in der Landwirtschaft.

Pat Mooney, Träger des Alternativen Nobelpreises und Autor der Studie,
argumentiert: "Mit der Digitalisierung steht eine Transformation des
Landwirtschafts- und Ernährungsbereichs an. An wichtigen Knotenpunkten der
Agrarlieferkette für landwirtschaftliche Betriebsmittel wie Saatgut,
Pestizide und Landmaschinen sowie im Bereich der Lebensmittelverarbeitung
bestimmen künftig wenige Konzerne, welche Lebensmittel angebaut werden und
was Roboter brauen oder backen."

Über Big-Data-Plattformen vertreiben Konzerne nicht nur patentiertes,
genmanipuliertes Saatgut, sondern auch den dazu passenden Dünger, die
Pestizide und die Maschinen. Indem der autonom fahrende Traktor Daten
sammelt und mit Algorithmen auswertet, entscheidet nur das Gerät, wann
welches Saatgut oder welche Pestizide genutzt werden sollen.

"Neben dem schwindenden Entscheidungsspielraum von Bauern und Bäuerinnen
sind Fehlentscheidungen durch den Algorithmus sehr wahrscheinlich und
können ganze Ernten vernichten", sagt Jan Urhahn vom
entwicklungspolitischen INKOTA-netzwerk. Für lohnabhängig Beschäftigte in
Landwirtschaft und Nahrungsmittelindustrie bedeute die Digitalisierung
Jobverluste und mehr Überwachung und Kontrolle. Auf Palmölplantagen in
Indonesien werden Drohnen bereits zur Überwachung der ArbeiterInnen
eingesetzt.

"Solange die neuen Big-Data-Plattformen in den Händen einiger weniger
Konzerne liegen, werden sie nicht zum Wohle der Allgemeinheit wirken", so
Urhahn. Ernährungssouveränität könne nur erreicht werden, wenn digitale
Technologien, die Sammlung und die Auswertung von Daten demokratisch
kontrolliert werden. Deshalb müssten die Konzerne künftig strenger
reguliert werden.



Die Studie "Blocking the chain - Konzernmacht und Big-Data-Plattformen im
globalen Ernährungssystem" von Pat Mooney wird gemeinsam von ETC Group,
GLOCON, INKOTA-netzwerk und der Rosa-Luxemburg-Stiftung in deutscher und
englischer Sprache herausgegeben. Sie kann bei den Herausgebern kostenfrei
bestellt werden und steht hier zum Download zur Verfügung:

https://webshop.inkota.de/file/1841/download?token=lXqL7srk

 * 

Quelle:

INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

Chrysanthemenstr. 1-3, 10407 Berlin

Telefon: 030-420 820 2-0, Fax: 030-420 820 2-10

E-Mail: inkota@inkota.de

Internet: www.inkota.de
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ARBEIT/2863: So wenige Arbeitslose pro offene Stelle wie nie in den vergangenen 25 Jahren (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 09.10.2018

So wenige Arbeitslose pro offene Stelle wie nie in den vergangenen 25
Jahren



Im Jahr 2017 entfielen statistisch zwei Arbeitslose auf jede zu
besetzende Stelle. Das war die niedrigste Arbeitslosen-Stellen-Relation
seit 1992, zeigt eine aktuelle Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB).

Im Jahr 2017 wurden insgesamt 3,65 Millionen sozialversicherungspflichtige
Neueinstellungen in Deutschland vorgenommen. Die Zahl der offenen Stellen
liegt aktuell mit 1,2 Millionen Stellen auf dem höchsten Stand in den
letzten 25 Jahren.

Laut der IAB-Stellenerhebung, einer jährlich stattfindenden
repräsentativen Betriebsbefragung, sehen die Betriebe mittlerweile
seltener eine zu geringe Auftrags- bzw. Umsatzlage als wichtigsten Grund
für eine Beeinträchtigung ihrer wirtschaftlichen Aktivität an. Seit dem
Jahr 2015 sind Schwierigkeiten, geeignete Arbeitskräfte zu finden, das am
häufigsten genannte Problem. "Die zunehmende Arbeitsmarktanspannung zeigt
sich auch in längeren Suchdauern sowie darin, dass Stellen länger als
geplant unbesetzt bleiben", so die IAB-Studie. Der Anteil der Stellen, bei
denen die Besetzung schwierig war, betrug 2017 knapp 43 Prozent. Im Jahr
2010 galt das dagegen erst für rund 29 Prozent der Stellen, im Jahr 2003
für rund zwölf Prozent.

Die Betriebe haben ihre Suchanstrengungen im Zeitverlauf intensiviert. Bei
der Personalsuche nutzten sie im Jahr 2017 durchschnittlich 2,4
Rekrutierungswege parallel. Im Jahr 1992 lag der entsprechende Wert noch
bei 1,6. Typische Suchwege sind Internet-Jobbörsen, klassische
Stellenanzeigen, persönliche Kontakte der eigenen Mitarbeiter oder die
Vermittlungsdienste der Bundesagentur für Arbeit. Infolge der sinkenden
Zahl an Arbeitslosen konkurrieren die Betriebe dabei zunehmend um bereits
beschäftigte Arbeitskräfte.

Bei 16 Prozent der Einstellungen mussten die Arbeitgeber im Jahr 2017
Lohnzugeständnisse machen. Verglichen mit dem Jahr 2004 nahm die
Häufigkeit der Lohnzugeständnisse seitens der Arbeitgeber damit deutlich
zu. Damals lag der Anteil bei sechs Prozent. Bis zum Jahr 2010 stieg er
dann auf 15 Prozent an. Seitdem blieb der Anteil jedoch tendenziell auf
einem gleich bleibenden Niveau.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb2318.pdf

https://twitter.com/iab_news

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1718: Tarifverhandlungen mit Ryanair schwierig (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
10. Oktober 2018

Tarifverhandlungen mit Ryanair schwierig - Entscheidung über
Weiterführung in der nächsten Woche



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die
Fluggesellschaft Ryanair haben gestern (9. Oktober 2018) in Dublin
die Tarifverhandlungen für die rund 1.000 Flugbegleiter/innen bei
Ryanair in Deutschland fortgesetzt.

In den sehr schwierigen Verhandlungen standen die von Ryanair
angekündigte Schließung des Standortes Bremen und damit verbundene
Folgen für die Beschäftigten im Mittelpunkt. Darüber hinaus waren
auch Themen aus den vorherigen Treffen Gegenstand der Verhandlungen.

Ryanair hat zugesagt, am Ende der Woche Stellung zum
Verhandlungsstand zu beziehen. ver.di hat das Unternehmen
aufgefordert, neben den Tarifverhandlungen auch in
Sozialtarifverhandlungen für alle Beschäftigten einzutreten, in denen
es unter anderem auch um Versetzungsregelungen und soziale Abfederung
bundesweit gehen soll.

Über eine Fortsetzung der Verhandlungen wird voraussichtlich in der
nächsten Woche entschieden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10.10.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/826: Hans-Böckler-Stiftung - Der Aufschwung schaltet zurück, fängt sich 2019 aber wieder (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 09.10.2018

IMK: Der Aufschwung schaltet zurück, fängt sich 2019 aber wieder

• Weiter "wechselseitige Verstärkung von Löhnen und Beschäftigung"

• Der Aufschwung schaltet zurück, fängt sich 2019 aber wieder -
IMK prognostiziert BIP-Wachstum um 1,9 und 2,0 Prozent



Obwohl der Anstieg der deutschen Exporte durch Handelskonflikte,
Unklarheit über den Brexit und steigende Energiepreise gebremst wird, geht
der moderate Aufschwung der deutschen Wirtschaft weiter. In diesem Jahr
schaltet das Wachstum zwar etwas zurück, 2019 fängt sich die Konjunktur
aber wieder, prognostiziert das Institut für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung: Das
Bruttoinlandsprodukt nimmt im Jahresdurchschnitt 2018 um 1,9 und 2019 um
2,0 Prozent zu.

Vor dem Hintergrund spürbar steigender Löhne und eines weiter positiven
Trends am Arbeitsmarkt bleibt der Konsum die zentrale Stütze des
Wachstums, hinzu kommt ein positiver Beitrag durch anziehende
Investitionen. Die Erwerbstätigkeit dürfte 2019 ein Rekordniveau von 45,4
Millionen Personen im Jahresdurchschnitt erreichen (alle Daten im Detail
unten). Die Einnahmen von Bund, Ländern, Gemeinden und
Sozialversicherungen überschreiten die Ausgaben sehr deutlich: um knapp 56
Milliarden Euro in diesem Jahr und knapp 51 Milliarden 2019, so die neue
IMK-Prognose, die heute auf einer Pressekonferenz in Berlin vorgestellt
wird. Dieser Spielraum für zusätzliche Investitionen sollte genutzt
werden, empfehlen die Forscher.

Gegenüber der Vorhersage vom Juni senkt das IMK seine Prognose für dieses
Jahr um 0,2 Prozentpunkte und für 2019 um lediglich 0,1 Prozentpunkt.
"Auch wenn die Dynamik zeitweilig nachlässt: Der laufende Aufschwung ist
intakt, und wir haben gute Aussichten darauf, dass er der längste im
vereinigten Deutschland wird", sagt Prof. Dr. Gustav A. Horn, der
wissenschaftliche Direktor des IMK. "Diese Stabilität beruht darauf, dass
unsere Wirtschaft nicht mehr so abhängig vom Außenhandel ist wie noch vor
einer Dekade. Deutschland ist weiterhin exportorientiert, aber es ist
nicht mehr die Fahne im Wind der Weltkonjunktur. Das macht deutlich: Eine
ausgewogenere Verteilung der Einkommenszuwächse ist nicht nur gerechter,
sondern als Voraussetzung für eine solide Binnennachfrage auch ökonomisch
sinnvoll. Das ist besonders wichtig, weil die weltweiten Rahmenbedingungen
im Moment extrem sind: Einerseits kräftiges Wachstum und - noch - niedrige
Zinsen in vielen Ländern. Andererseits Trump, Brexit, steigende Ölpreise."

Den besonderen Charakter der aktuellen Entwicklung zeigt auch der
Vergleich mit anderen Aufschwungsphasen der vergangenen drei Dekaden. Der
laufende Aufschwung ist eher im Ausdauer- als im Sprintmodus unterwegs, er
verlaufe weniger dynamisch, dafür aber unter dem Strich deutlich stetiger
als seine Vorgänger, konstatiert das IMK. Die Forscher beobachten eine
"positive wechselseitige Verstärkung von Löhnen und Beschäftigung." Die
Einkommen stiegen "merklich an, ohne dass die Wettbewerbsfähigkeit
darunter leiden würde." In dieser günstigen Konstellation gäben lediglich
die vergleichsweise verhaltenen Zuwächse bei den Investitionen Anlass zur
Sorge.

In ihrer Prognose gehen die Düsseldorfer Konjunkturforscher davon aus,
dass der Handelskonflikt zwischen den USA und China nicht so weit
eskaliert, dass das Wachstum in beiden Ländern einbricht. Zudem rechnen
sie damit, dass es keinen "harten" Brexit geben wird, sondern zumindest
auf absehbare Zeit eine Verständigung, die Großbritannien in den
Handelsbeziehungen einen Status ähnlich dem von Norwegen oder der Schweiz
einräumt.

Allerdings seien die Risiken in beiden Fällen nur schwer kalkulierbar, was
zur Folge haben könnte, dass der seit Anfang 2017 endlich in Gang
gekommene Investitionszyklus vorschnell wieder erlahmt. Daher raten die
Wissenschaftler zu einer wirtschaftspolitischen Vorsorge, die gleichzeitig
mögliche negative Impulse aus der Weltwirtschaft weiter abfedern und das
langfristige Wachstumspotenzial der deutschen Wirtschaft erhöhen würde.
Dazu solle der Staat die sprudelnden Steuereinnahmen nutzen, um gezielt
die Voraussetzungen für Produktion und private Investitionen zu
verbessern. Angesichts des digitalen Wandels sei dafür neben Ausgaben für
Kommunikations- und öffentliche Verkehrsinfrastruktur deutlich mehr Geld
für Bildung zentral, schreiben die Forscher: "Ausgaben für Bildung, die
Spitzenforschung ermöglicht und zugleich verhindert, dass
Bevölkerungsgruppen wegen mangelnder Fähigkeiten den Zugang zum
Arbeitsmarkt verlieren."

Mit Blick auf die unsichere internationale Lage halten es die Forscher
darüber hinaus für absolut notwendig, dass die Europäische Zentralbank
(EZB) bei der Straffung ihrer Geldpolitik weiterhin sehr behutsam vorgeht.

Kerndaten der Prognose für 2018 und 2019 (siehe auch Tabelle 3 im Report;
Link unten)

Arbeitsmarkt

Die Zahl der Erwerbstätigen in Deutschland nimmt weiter kräftig zu - um
rund 600.000 Personen oder 1,4 Prozent im Jahresdurchschnitt 2018 und
weitere 1,2 Prozent im Jahresmittel 2019. Somit werden 2019 erstmals
durchschnittlich mehr als 45 Millionen Menschen erwerbstätig sein. Die
Arbeitslosigkeit sinkt: Für 2018 prognostizieren die Forscher einen
Rückgang um knapp 190.000 Personen, so dass im Jahresdurchschnitt rund
2,35 Millionen Menschen ohne Job sein werden. Für 2019 erwartet das IMK,
dass die Arbeitslosenzahl um jahresdurchschnittlich knapp 120.000 auf etwa
2,23 Millionen Personen sinkt.

Außenhandel

Auch der Euroraum befindet sich im Aufschwung, der sich allerdings
abschwächt: 2018 wächst das BIP in der Währungsunion um 2,0 Prozent, 2019
sind es 1,9 Prozent. Unter der Voraussetzung, dass der Handelskonflikt
zwischen Washington und Peking nicht eskaliert, bleibt die Konjunktur in
den USA, China und anderen Schwellenländern ebenfalls insgesamt dynamisch,
die deutschen Exporteure verfügen über eine hohe preisliche
Wettbewerbsfähigkeit. Allerdings bremst allein schon die gestiegene
Verunsicherung angesichts der aggressiven US-Politik die Nachfrage nach
deutschen Gütern. Daher geht das IMK davon aus, dass die deutschen
Ausfuhren in diesem Jahr um lediglich durchschnittlich 2,4 Prozent wachsen
werden. 2019 dürften die Exporte dann aber wieder um 3,9 Prozent im
Jahresmittel zulegen. Die Importe nehmen in diesem Jahr um
durchschnittlich 2,8 Prozent zu, 2019 dann um 5,0 Prozent. Der hohe
deutsche Leistungsbilanzüberschuss wird in diesem Jahr nahezu unverändert
sein und 2019 geringfügig sinken.

Investitionen

Bei hoher Auslastung und weiterhin günstigen Finanzierungsbedingungen
investieren die Unternehmen spürbar, wenn auch nicht ganz so stark wie
noch vor kurzem erwartet: 2018 steigen die Ausrüstungsinvestitionen um
durchschnittlich 5,4 Prozent, 2019 sind es 5,6 Prozent im
Jahresdurchschnitt. Bei den Bauinvestitionen bleibt die Dynamik kräftig.
Sie nehmen 2018 um 2,9 Prozent und 2019 um 2,8 Prozent zu.

Einkommen und Konsum

Die verfügbaren Einkommen wachsen 2018 und 2019 real um durchschnittlich
1,8 und 1,9 Prozent. Bei in diesem Jahr spürbar steigender und 2019
konstanter Sparquote nehmen die realen privaten Konsumausgaben um 1,6 und
1,9 Prozent zu. Damit trägt der private Konsum in diesem Jahr 0,9
Prozentpunkte zum BIP-Wachstum von 1,9 Prozent bei. Im kommenden Jahr sind
es 1,1 Prozentpunkte von 2,0 Prozent.

Inflation und öffentliche Finanzen

Die allgemeine Preisentwicklung in Deutschland nähert sich bei deutlich
steigendem Ölpreis dem EZB-Inflationsziel von knapp unter zwei Prozent an:
2018 steigen die Verbraucherpreise um 1,9 und 2019 um 1,8 Prozent.

Der von der Binnennachfrage getragene Aufschwung sorgt weiterhin für
starke Steuereinnahmen und Einnahmeüberschüsse bei Gebietskörperschaften
und Sozialkassen: In beiden Jahren beträgt der gesamtstaatliche
Finanzierungssaldo jeweils über 50 Milliarden Euro bzw. gemessen am BIP in
diesem Jahr 1,6 und im kommenden Jahr 1,4 Prozent.


Originalpublikation:

Peter Hohlfeld, Christoph Paetz, Katja Rietzler, Sabine Stephan, Thomas
Theobald, Silke Tober, Sebastian Watzka:

Konjunkturaufschwung: Dauerläufer unter Stress.

Prognose der wirtschaftlichen Entwicklung 2018/2019. 

IMK Report Nr. 143, Oktober 2018. 

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_143_2018.pdf

Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/imk_podcast_hohlfeld_prognose_2018.mp3

- Podcast zur Prognose vom IMK-Konjunkturexperten Peter Hohlfeld

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/825: Hard Brexit - Hohe Kosten für Deutschland (idw)


Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V. - 09.10.2018

Hard Brexit: Hohe Kosten für Deutschland



Deutsche Unternehmen würden unter einem harten Brexit besonders leiden,
zeigt eine neue Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW). Neue
Zölle und nichttarifäre Handelshemmnisse würden die Firmen mit Milliarden
belasten, der Handel könnte empfindlich einbrechen. Der Politik läuft die
Zeit davon, Lösungen zu finden.

In einem halben Jahr ist es soweit: Im März 2019 verlässt das Vereinigte
Königreich die Europäische Union, so viel ist bekannt. Unklar ist aber
weiterhin, wie der Brexit organisiert werden soll. Bislang jedenfalls ist
keine Einigung in Sicht. Sollte es dabei bleiben, würden die Briten ohne
Freihandelsabkommen die EU verlassen. Die Wirtschaft auf beiden Seiten des
Kanals müsste in der Folge hohe Kosten stemmen, denn es würden Zölle
fällig: Unter Berücksichtigung der bilateralen Handelsstrukturen und der
Regeln der Welthandelsorganisation könnte die EU Zölle in Höhe von
durchschnittlich 2,8 Prozent auf britische Exporte erheben, das Vereinigte
Königreich sogar von 3,6 Prozent auf Waren aus der Rest-EU. Deutsche
Exporte ins Vereinigte Königreich würden mit durchschnittlich 4,3 Prozent
belastet.

Bei gleichbleibendem Handelsvolumen entstünden für EU-Firmen Kosten von
mehr als zehn Milliarden Euro pro Jahr. Britische Unternehmen müssten gut
fünf Milliarden Euro stemmen. Auf die deutschen Unternehmen kämen Zölle in
Höhe von mehr als drei Milliarden Euro zu, belgische und niederländische
Unternehmen müssten jeweils über eine Milliarde Euro an Mehrkosten tragen.

Vor allem die hiesige Automobilindustrie könnte leiden: Auf sie würden
rund 60 Prozent der zusätzlichen deutschen Abgaben entfallen, zeigen die
IW-Berechnungen. Auf lange Sicht dürfte die Wirtschaft jedoch reagieren,
also Preise anheben und Warenströme verlagern.

Der Handel zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU könnte in der
Folge um bis zu 50 Prozent einbrechen, zeigen die IW-Berechnungen. Die
deutschen Exporte ins Königreich würden um bis zu 57 Prozent zurückgehen:
"Dieses Horrorszenario sollte die Politik zum konstruktiven Handeln
antreiben", sagt IW-Wissenschaftler Markos Jung. Denn rund fünf Prozent
des deutschen Bruttoinlandsproduktes hängen direkt und indirekt am Handel
mit den Briten. Das Königreich ist damit der drittwichtigste
Handelspartner für hiesige Unternehmen. Das könnte sich in absehbarer Zeit
dramatisch ändern.


Weitere Informationen unter:

http://media.iwkoeln.de/video/Hard_Brexit_Jung_ohneBranding.mp4 

- Studienautor Markos Jung im Video-Statement

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2317

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V., 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TERMINE/945: Raum Köln - Veranstaltungen mit Werner Heidenreich, Oktober/November 2018 (StadtRaum)


StadtRaum Newsletter vom 1. Oktober 2018

Veranstaltungen mit Werner Heidenreich



Fortlaufende Gruppen im buddhistischen Zentrum StadtRaum


Meditations- und Achtsamkeitskreise

Ort für alle Termine: Moltkestr. 79, 50674 Köln, 1. Etage im Therapieraum, Klingel am
Hauseingang neben dem Tor, 6 Euro pro Abend

Di. 19.30 - 21.00 h Liebende Güte Meditation (16.10.18 fällt aus)

Mi. 20.00 - 20.25 h Meditation 

Mi. 20.30 - 22.00 h Spiritueller Gesprächskreis 

Fr. 18.30 - 20.00 h Meditation und Austausch

So. 19.00 - 20.30 h Austausch über unsere Praxis, Fragen und Erfahrungen, Termine:
14./28.10.18, (nur mit Anmeldung)

Anmeldung: werner.heidenreich@gmail.com. Infos auch unter wfak.de


Liebende Güte - Meditationskreis

Wir werden an den Abenden die buddhistisch Metta-Meditation"
praktizieren, in der wir eine wohlwollende und sanftmütige
Geisteshaltung aufbauen. Sie richten wir aus auf uns selbst, unserer
Familie, unsere Freunde und Bekannte und auch gegenüber den Menschen,
die uns Schwierigkeiten bereiten. Diese Form der Meditation kann sehr
kraftvoll sein und uns helfen zu einem generell offenen und
freundlichen Geist zu kommen, der unseren Alltag friedvoller und
angenehmer werden lässt. 

Anmeldung empfohlen: werner.heidenreich@gmail.com. oder 0171 - 450 40
30. Infos auch unter wfak.de


Meditations- und Achtsamkeitskreis

Freitags, 18.30 - 20.00 h, 

Es wird jeweils 2 Mal 25 Minuten meditiert, zwischen den beiden
Sitzperioden gibt es eine Gehmeditation. Nach dem Meditieren folgt ein
Austausch zu einem kurzem Text aus einem Buch, meist von Thich Nhat
Hanh. 

Anmeldung empfohlen: werner.heidenreich@gmail.com. Infos auch unter
wfak.de


Spiritueller Gesprächskreis

Mittwochs, 20.00 - 22.00 Uhr

20.00 bis 20.25 Uhr Meditation, danach Gesprächskreis. Es ist möglich,
später zu kommen und nur am Gesprächskreis teilzunehmen.

Im Kreis tauschen wir uns über unsere Alltagserfahrungen aus,
inspirieren uns gegenseitig und lesen gemeinsam Texte, die uns Hilfe
und Orientierung auf unserem Weg geben. Wir beginnen im Mai mit dem
Buch von Thich Nhat Hanh: "Leben ist, was jetzt passiert". 

Für den Austausch steht die konkrete eigene Praxis im Vordergrund, auf
abstrakte Lehrinhalte und theoretische Erwägungen verzichten wir.
Einstieg jederzeit möglich, nur mit Anmeldung:

werner.heidenreich@gmail.com 

Infos auch unter wfak.de

Austausch über unsere Praxis, Fragen und Erfahrungen - offener Kreis
Immer am zweiten und vierten Sonntag im Monat. Bitte bei Interesse
nachfragen 19.00 - ca. 20.30 Uhr.

Auf der Basis von achtsamer Kommunikation tauschen wir uns über das
Gelingen und die Schwierigkeiten in den Begegnungen mit unseren
Mitmenschen aus. Hierbei helfen wir uns gegenseitig mit unserer
Erfahrung und Weisheit.

Erstbesucher können in der Gruppe auch nur als Beobachter teilnehmen.
Sie entscheiden selbst, ob sie sich dem neuen Kreis gegenüber
einbringen wollen oder lieber erst Mal nur zuhören wollen.

Bitte zum ersten Besuch anmelden: werner.heidenreich@gmail.com. Infos
auch unter wfak.de

Beratung und Begleitung zu den Themen: spirituelle Praxis,
Kommunikation und Achtsamsamkeit

Termine und Anfragen: werner.heidenreich@gmail.com


Achtsamkeit in der Kommunikation - Abendkurs


Referent: Werner Heidenreich

Montag, 08.10. - 29.10.18; 19.00 - 20.30 Uhr (4 Abende); Moltkestr.
79, 50674 Köln, Hauseingang, bei Praxis klingeln; Gebühr: 120 Euro,
Erm. möglich

Ständig kommunizieren wir, oft spontan und unbewusst. Wir könnten
glauben, dies sei die natürliche und optimale Form unserer
Kommunikation. Betrachten wir sie näher, erkennen wir, dass sie
geprägt ist von Erfahrungen, Einflüssen und Verhaltensmustern und
gelenkt wird von unseren Gefühlen und Konzepten. Besonders belastende
Gefühle verleiten uns oft zu Äußerungen, die das Gegenteil von dem
bewirken, was wir eigentlich ausdrücken und erreichen wollen.

Achtsamkeit kann uns daraus befreien, uns auf unser Herz achten und
uns spüren lassen, was unsere wahren Bedürfnisse und Anliegen sind.
Wir können uns dank der Achtsamkeit auch besser in den Anderen
einfühlen, ihm mit Empathie und "tiefen Verstehen" begegnen.

In diesem Seminar werden wir "Achtsamkeitsglocken" für die
Kommunikation kennenlernen und uns mit der Achtsamkeit beim Hören und
Sprechen beschäftigen. Mit einfachen Schritten, die uns zu einer
bewussten und achtsamen Kommunikation führen, lernen wir die jeweilige
Situation, die Botschaften unserer Mitmenschen und unsere eigene
Befindlichkeit wahrzunehmen und achtsam zu kommunizieren. Wir
betrachten dabei unsere Worte und ihre möglichen Wirkungen auf unsere
Mitmenschen. Wir erkennen, wo wir manipulieren oder angreifen und
auch, wie wir manipuliert oder angegriffen werden.

Wir werden fähig, diesen Kreis von gegenseitigen Un- und
Missverständnissen zu durchbrechen und harmonisch und friedvoll zu
kommunizieren. Wir entwickeln Empathie für uns selbst und unser
Gegenüber und entschleunigen unser Kommunizieren. Wir reagieren auf
Konflikte und Krisen mit einem offenem und stabilen Geist und können
auf eine sehr tiefe und liebevolle Weise Verstehen entwickeln.

Anmeldung: werner.heidenreich@gmail.com


Der Dialog mit den Religionen - Gespräche zwischen Christen
und Buddhisten

Angst und Umgang mit Angst - Antworten aus dem Buddhismus und
Christentum

Referenten: Werner Heidenreich, Buddhist und Dr. Werner Höbsch, kath.
Theologe

Veranstalter: Kath. Bildungswerk Köln 

Dienstag, 09.10.18, 17.00 -18.00 Uhr, DomForum, Domkloster 3, 50667
Köln, Eintritt frei


Glaube, Religion und Verantwortung

Zukunftskunst vs. Gegenwartspraxis »Inspiration« »Interaktion«
»Kontroverse«

Dienstag, 16.10.18; 19.00 Uhr; Codeks, Moritzstr. 14, 42117 Wuppertal-Arrenberg,
Eintritt frei

Ökologisches Bewusstsein ist interreligiöser Natur. Was verbindet die
Glaubensgemeinschaften beim Erhalt der Schöpfung?

Es diskutieren

Werner Heidenreich von der Deutschen Buddhistischen Union,

Ilhaam El-Qasem vom ersten deutschen Umweltschutzverein aus
islamischer Perspektive, Hima e.V.,

die Naturschützerin Beate Petersen (Al Gore Klimanetzwerk »The Climate
Reality Project«).

Weiterer Gast ist die evangelische Laienpriesterin Wiebke Nauber und
ihr »Gefairt« - ein umgebautes Paketzustellfahrzeug, das als mobiler
Laden für faire Kleidung allen Besuchern offensteht.


Buddhismus: Umgang mit Krisen - Annehmen, was ist

Referent: Werner Heidenreich

Freitag, 16.11.18; 18-21 Uhr VHS Gummersbach, Rathausplatz 1, 51643 Gummersbach;
Kurs: 1008A Gebühr 

Derzeit erleben wir viele Krisen, von denen uns einige existentiell zu
bedrohen scheinen. Krisen wollen wir lieber vermeiden und ein Leben
frei von ihnen führen. Aus buddhistischer Sicht gehören Krisen zu
unserem Leben. Es geht nicht darum, sie vermeiden zu wollen, sondern
einen geschickten Umgang mit ihnen zu entwickeln. Buddhisten
entwickeln eine Einstellung, die konstruktiv auf Krisen zugeht, auch
ihre positiven Seiten zu sehen versucht. Gelingt dies, verlieren
Krisen ihren bedrohlichen und ängstigenden Charakter und werden als
natürlicher Verlauf unseres Lebens wahrgenommen. Herr Heidenreich ist
Autor des Buches " In Achtsamkeit zu einander finden - Die
buddhistische Sprache der Liebe". 

Anmeldung: VHS-Köln

Anmeldung: VHS-GM


Achtsamkeit in der Kommunikation - Buddhismus im Jetzt
(Achtsamkeitstag)


Referent: Werner Heidenreich

Sa. 10.11.18; 11-17 Uhr VHS Gummersbach, Rathausplatz 1, 51643
Gummersbach; Kurs: 1007A Gebühr 45 Euro

Sa. 17.11.18: 10-16 Uhr; VHS Köln, Cäcilienstr. 35, 50667 Köln; Kurs:
A181803; Gebühr: 37 Euro

Kommunikation umfasst unser gesamtes Leben. Sie kann uns in eine tiefe
Verbindung mit unseren Mitmenschen bringen und zu Mitgefühl und
Verstehen führen. Unachtsame Kommunikation kann dagegen zu
Unverständnis, Streit und Trennung führen. Wir lernen die Grundlagen
und Voraussetzungen einer achtsamen und einfühlenden Kommunikation
kennen, die auf Verstehen und Verstandenwerden basiert. Sehr viel
Aufmerksamkeit wird im Workshop auf die innere Haltung gelegt, mit der
wir uns und unseren Mitmenschen begegnen. Achtsame Kommunikation
bereichert unser Leben, macht es lebendiger und ermöglicht uns auch in
Krisen und Konflikten mit den anderen in Beziehung zu bleiben, offen
und gewaltfrei mit ihnen zu kommunizieren. Herr Heidenreich ist Autor
des Buches "In Achtsamkeit zueinander finden - die buddhistische
Sprache der Liebe".

Anmeldung VHS Gummersbach: VHS-GM

Anmeldung VHS Köln: VHS-Köln

 * 

Quelle:

StadtRaum Newsletter vom 1. Oktober 2018

Herausgeber: StadtRaum Köln

Moltkestr. 79, 50674 Köln

Telefon: 0221/56 25 805

E-Mail: Werner.Heidenreich@gmail.com

Internet: www.stadtraum.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2141: 50 Jahre Kirchlicher Entwicklungsdienst (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 09.10.2018

50 Jahre Kirchlicher Entwicklungsdienst

Rückblick und Perspektiven für das kirchliche Engagement für eine
gerechtere Welt



"Das Evangelium lässt uns keine Wahl. Die Kirche muss zur Pressure-Group in
Entwicklungsfragen werden!" Mit diesem Aufruf wird am 11. Oktober in der
Kreuzkirche in Hannover das 50-jährige Bestehen des Kirchlichen
Entwicklungsdienstes gefeiert. Das Zitat stammt von dem Theologen Helmut
Gollwitzer und geht auf eine Rede von 1968 zurück, die er auf der Synode
der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) in Berlin-Spandau gehalten
hat.

Dieses Jubiläum biete die Chance, sich des Auftrags und des veränderten
Kontextes zu vergewissern und daraus Anregungen und Perspektiven für die
eigene Arbeit zu gewinnen, heißt es in der gemeinsamen Einladung des
Kirchlichen Entwicklungsdienstes (KED), der Evangelisch-lutherischen
Landeskirche Hannovers und der EKD. So rückten beispielsweise Fragen einer
nachhaltigen Entwicklung in Nord und Süd, von Klimagerechtigkeit oder
Teilhabe der Zivilgesellschaft stärker in den Fokus.

Viele Gäste aus den Landeskirchen, dem Entwicklungswerk Brot für die Welt,
der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), der weltweiten Ökumene sowie
der Zivilgesellschaft werden zum Gottesdienst und anschließenden Empfang
erwartet. Die Festpredigt wird der Vorsitzende des Rates der EKD,
Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm halten. Auf dem Programm stehen
Festreden von Konrad Raiser (ehemaliger Generalsekretär des ÖRK), Klaus
Seitz (Leiter der Abteilung Politik von Brot für die Welt), Rainer Kiefer
(Leiter des Referats Mission und Ökumene, Öffentlichkeitsarbeit und
Publizistik der Evangelische-lutherischen Landeskirche Hannovers) und Ruth
Gütter (Referentin für Fragen der Nachhaltigkeit im Kirchenamt der EKD).

Der Kirchliche Entwicklungsdienst geht zurück auf einen Aufruf der
EKD-Synode im Jahr 1968 in Berlin-Spandau, in dem sie die Landeskirchen
aufforderte, freiwillig mindestens zwei Prozent ihrer Steuereinnahmen für
den Kampf gegen Armut und Hunger zur Verfügung zu stellen. Mit diesen
Mitteln sowie mit entwicklungspolitischem Einsatz und gelebter Solidarität
wollten die Kirchen ihre Glaubwürdigkeit in ihrem Kampf gegen Unrecht und
Armut stärken. Dem Aufruf folgten in der Tat alle Landeskirchen - auch wenn
die zwei Prozent nur selten erreicht wurden. Mit den Mitteln werden
Projekte von Partnern im Süden zur Armutsbekämpfung aber auch
entwicklungspolitische Bildungs- und Lobbyarbeit in Deutschland finanziert.
Der Kirchliche Entwicklungsdienst ist dabei nicht nur ein Förderinstrument,
sondern gibt auch inhaltliche Impulse zu Fragen der Entwicklungspolitik.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 115/2018 vom 09.10.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06711: Erwecken eines schlummernden Matts (SB)


Der Tisch ist verlassen, die Schachuhr steht still und die beiden
Spieler unterhalten sich im Foyer über ihre Partie. Eine sehr
kämpferische Begegnung war es gewesen, ausgetragen im Wolga-Gambit und
treffend gewählt zu diesem Turnier im polnischen Polanica Zdroj, das
zu Ehren von Akiba Rubinstein veranstaltet wurde. Denn erstmals hatte
sich Rubinstein 1922 in Wien gegen dies ungewöhnliche Gambit seiner
Haut erwehren müssen. Während die beiden Spieler Knaak und Pokojowczik
beim Erörtern der Varianten die Welt um sich herum vergessen,
schleicht ein Kiebitz ans Brett und wirft einen langen Blick auf die
Stellung. Seine Gedanken vertiefen sich in die Möglichkeiten der
unbeendeten Partie. Der schwarze König steht im Schach. Unser Kiebitz
überlegt nun, welche Abschlußpointe Pokojowczik, der die Partie nach
dem Schachgebot aufgegeben hatte, dem Publikum vorenthielt. Er zieht
die Fäden um den schwarzen König zusammen, bis er sich im Matt nicht
mehr rühren kann. Manchmal, so denkt sich unser Kiebitz, behalten die
Schachmeister die schönsten Mattkombinationen für sich. Also,
Wanderer, welches sehenswerte Matt schlummert im heutigen Rätsel der
Sphinx?






[image: SCHACH-SPHINX/06711: Erwecken eines schlummernden Matts (SB)]



Knaak - Pokojowczik

Polanica Zdroj 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Aufzuhalten war ein klardenkender Bent Larsen selten, wie er in seiner
Partie gegen den Holländer van der Wiel bewies: 1.Le3xd4! - Auftakt zu
einer Opferserie - 1...Tb2-b1+ 2.Ke1-d2 Tb1xh1 3.Sf3xe5! -
hereinspaziert, schwarzer Tod - 3...f6xe5 4.Tc5xe5+ Ke8-d8 5.Ld4-c5
Th1xh2 6.Lc5-b4! Lc8-b7 7.Da4xa7 Th2xf2 - der Holländer wußte sich
keinen besseren Rat, als mit Pauken und Trompeten unterzugehen -
8.Da7xf2 Th8-e8 9.Te5xe8+ Dd7xe8 10.a3-a4 und hier verließ ihn das
letzte Quentchen Lust am Weiterspielen.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/498: Nicht anfassen? Wie Kleinkinder auf dornige Pflanzen reagieren (idw)


Max-Planck-Institut für Bildungsforschung - 09.10.2018

Nicht anfassen? Wie Kleinkinder auf dornige Pflanzen reagieren



Der Mensch hat sich während seiner Evolution Wissen über den Umgang mit
Pflanzen angeeignet. Bisherige Forschung zeigte, dass die meisten Kinder
zögern, bevor sie harmlos aussehende Pflanzen berühren. In einer aktuellen
Studie untersuchten Wissenschaftlerinnen am Max-Planck-Institut für
Bildungsforschung nun, wie Kleinkinder im Alter von 8 bis 18 Monaten auf
Pflanzen reagieren, die Dornen haben und somit anzeigen, dass von ihnen
eine Gefahr ausgeht. Die Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift Evolution
and Human Behavior erschienen.

Pflanzen sind vielseitig in der Abwehr ihrer Fressfeinde. So manche
harmlos aussehenden Pflanzen sind giftig, andere dornig oder haben
schmerzhaft brennende Härchen. Der Kontakt mit ihnen kann auch für
Menschen schmerzhaft oder im schlimmsten Fall sogar tödlich sein. Das
Wissen über diese Bedrohung ist für das Leben in westlichen
Industrienationen jedoch nicht mehr von großer Bedeutung. Denn dort
verbringt man den Großteil seines Lebens in Gebäuden, ohne viel direkten
Kontakt mit der Pflanzenwelt. In der bisherigen menschlichen Evolution war
das jedoch anders und das Wissen um die Gefahren von Pflanzen
überlebensnotwendig.

Wissenschaftlerinnen der Max-Planck-Forschungsgruppe "Naturalistische
soziale Kognition" untersuchen, ob und wie evolutionäre Vorprägungen das
Verhalten von Menschen gegenüber Pflanzen beeinflussen. Um dies
herauszufinden, beobachtet die Forschungsgruppe das Verhalten von
Kleinkindern.

Im Fokus der aktuellen Studie stand die Frage: Besitzen Kleinkinder
Verhaltensstrategien, um die von Pflanzen ausgehenden Gefahren zu
vermeiden? Und zeigen sie Unterschiede im Verhalten, wenn eine Pflanze
offensichtlich erkennbar eine Gefahr darstellt, wie zum Beispiel durch
Dornen? Dafür zeigten die Wissenschaftlerinnen insgesamt 42 Kleinkindern
im Alter von 8 bis 18 Monaten Pflanzen, unbekannte Artefakte mit
pflanzenähnlichen Merkmalen sowie Alltagsgegenstände. Die Hälfte der
Objekte war mit dornenähnlichen Elementen ausgestattet. Um
sicherzustellen, dass sich die Kinder nicht an der Reaktion ihrer Eltern
orientieren, saßen sie während des Versuchs mit dem Rücken zu ihren Eltern
gewandt auf deren Schoß. In dieser Position präsentierte die
Versuchsleiterin den Kindern die Pflanzen und anderen Objekte.
Gleichzeitig wurden die Eltern gebeten, die Augen geschlossen zu halten,
sodass sie nicht wussten, welches Objekt ihrem Kind gerade gezeigt wurde.

Die Ergebnisse bestätigen bisherige Studien, die zeigen, dass Kinder
generell zögern, bis sie Pflanzen anfassen. Interessanterweise zögerten
sie jedoch gleichermaßen bei allen gezeigten Pflanzen, unabhängig davon,
ob sie Dornen hatten oder nicht. Die dornigen Elemente der Pflanzen
berührten sie aber nur selten. Das legt nahe, dass Kleinkinder Pflanzen
generell als gefährlich betrachten. "Es zeigte sich sehr deutlich, dass
die Kleinkinder Unterschiede zwischen den dornigen Pflanzen und dornigen
Objekten machten. Sie fassten dornige Pflanzen viel weniger häufig an als
die anderen dornigen Objekte", sagt Aleksandra Wodarczyk, Doktorandin in
der Max-Planck-Forschungsgruppe "Naturalistische soziale Kognition" am
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung.

Die Forscherinnen interpretieren dieses Verhalten als
Vermeidungsstrategie, die Kleinkinder davor schützt, durch Pflanzenkontakt
verletzt zu werden. Und das, obwohl die Kleinkinder, die in der Studie
mitwirkten, aus dem großstädtischen Raum Berlins kommen und somit in ihrer
alltäglichen Umgebung eher wenig Kontakt mit Pflanzen haben. "Bisher haben
wir das Verhalten von deutschen und US-amerikanischen Kleinkindern
untersucht. Die Ergebnisse zeigen, dass die Kleinkinder in beiden Ländern
zurückhaltend reagieren, wenn es darum geht, Pflanzen anzufassen.
Interessant ist nun der Vergleich zu Kleinkindern, die in der Natur
aufwachsen. Dies untersuchen wir gegenwärtig am Beispiel von kleinen
Kindern, die im Dschungel von Ekuador leben", sagt Annie Wertz, Leiterin
der Max-Planck-Forschungsgruppe "Naturalistische soziale Kognition".


Das Max-Planck-Institut für Bildungsforschung wurde 1963 in Berlin
gegründet und ist als interdisziplinäre Forschungseinrichtung dem Studium
der menschlichen Entwicklung und Bildung gewidmet. Das Institut gehört zur
Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V., einer der
führenden Organisationen für Grundlagenforschung in Europa.

Originalpublikation:

Włodarczyk, A., Elsner, C., Schmitterer, A., Wertz, A. E. (2018).

Every rose has its thorn: Infants' responses to pointed shapes in
naturalistic contexts.

Evolution and Human Behavior. Advance online publication.

doi.org/10.1016/j.evolhumbehav.2018.06.001

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution654

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/344: Bremen - "Kosa La Vita - Kriegsverbrechen", 20. und 21.10.2018


Theater Bremen

Gastspiel: "Kosa La Vita - Kriegsverbrechen"



Haben zwei Ruander von Deutschland aus per SMS und E-Mail einen
grausamen Krieg im Ostkongo befehligt? Sind sie verantwortlich für
Massaker und Vergewaltigungen, die dort von einer Miliz begangen
wurden? Versteckte sich hinter der Fassade des gläubigen
Familienvaters ein "Warlord" in Baden-Württemberg? Vier Jahre lang
wurden diese Fragen in einem zermürbenden Prozess vor Gericht in
Stuttgart verhandelt. Dolmetscher stritten mit den Angeklagten über
Übersetzungsdetails, desertierte Kämpfer wurden eingeflogen, anonyme
Opferzeugen wurden per Livevideo befragt - ein Präzedenzfall, der
selbst die Richter*innen an ihrer Aufgabe zweifeln ließ. Ist es
legitim, dass sie über Kriegsverbrechen im Ostkongo urteilen? Lässt
sich die Wahrheit über einen 6000 Kilometer entfernten Konflikt von
einem deutschen Gerichtssaal aus ergründen? Ist den Opfern damit
geholfen?

"Kosa La Vita - Kriegsverbrechen" untersucht die Grenzen der globalen
Rechtsprechung mit den Mitteln des dokumentarischen Musiktheaters. Der
von den beiden Kompanien Flinn Works und Quartett Plus erarbeitete
Abend wird nach seiner Premiere Ende September in den Sophiensaelen
Berlin nun auch zwei Mal am Theater Bremen zu sehen sein.
Hervorgegangen aus der Forschungsresidenz "flausen - young artists in
residence" forscht die Gruppe um den, dem Theater Bremen verbundenen
Regisseur Konradin Kunze und um Ensemblemitglied Simon Zigah seit fünf
Jahren an einer neuen Form des dokumentarischen Musiktheaters. Mit
Streichinstrumenten und Gerichtsdokumenten erzeugen fünf
Performer*innen ein fragmentarisches Echo der Beweisaufnahme: Den Lärm
der Zerstörung, stotternde Funksprüche, Paragrafengesänge und die
Stille der Opfer.

"Kosa La Vita - Kriegsverbrechen" wird am Samstag, dem 20. Oktober, um
20 Uhr und am Sonntag, dem 21. Oktober, um 18.30 Uhr im Kleinen Haus
zu sehen sein.

KONZEPT & KÜNSTLERISCHE LEITUNG Flinn Works & Quartett 

PLUS 1 PERFORMANCE Konradin Kunze, Simon Zigah, Katharina Pfänder
(Violine), Lisa Stepf (Violoncello), Kathrina Hülsmann (Viola)

REGIE Sophia Stepf

KOMPOSITION Matthias Schubert

KOSTÜM Tatjana Kautsch

REGIEASSISTENZ Annekatrin Utke
TECHNIK: Gijs Wisse

KOMPANIEMANAGEMENT Helena Tsiflidis

Sophiensaele Berlin: Premiere 24.9. - 19.30 Uhr / 25.9. - 19.30 Uhr

Theater Bremen: 20.10. - 20.00 Uhr / 21.10. - 18.30 Uhr

Staatstheater Kassel: 23.10. und 24.10. - 20.15 Uhr

Theaterhaus Hildesheim: 29.10.2018 (11 Uhr und 19.30 Uhr)

Eine Produktion von Flinn Works und Quartett PLUS 1 / Das ist erst der
Anfang e.V. in Koproduktion mit Sophiensaele Berlin und Theater
Bremen.

Gefördert durch die Senatsverwaltung für Kultur und Europa des Landes
Berlin, die Stiftung Niedersachsen, das Niedersächsische Ministerium
für Wissenschaft und Kultur, die Niedersächsische Sparkassenstiftung
und die Sparkasse Hildesheim Goslar Peine, das Hessische Ministerium
für Wissenschaft und Kunst, das Kulturamt der Stadt Kassel, die
Bürgerstiftung Hildesheim, die Friedrich Weinhagen Stiftung und die
Gerhard-Fieseler-Stiftung. Das Projekt wurde ermöglicht durch
flausen-young artists in residence ein Stipendien-Modellprojekt vom
theater wrede +.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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KLEINKUNST/874: Hamburg - Erzählkunst, Alexandra Kampmeier "Tausend. Tode. Tanzen.", Goldbekhaus 18.10.


Goldbekhaus Hamburg

Donnerstag 18. Oktober um 20 Uhr

Alexandra Kampmeier: Tausend. Tode. Tanzen. | Erzählkunst



Man muss das Leben tanzen, hat bereits Nietzsche gesagt. Andere
betanzen seit Urzeiten ihre Toten. Muss ich den Tod verneinen, wenn
ich das Leben bejahe? Ja. Nein. Vielleicht? Geschichten von der Lust
aufs Leben und der Leichtigkeit des Todes. Schwere Thematik, leicht
erzählt.

Die Hamburger Erzählkünstlerin Alexandra Kampmeier hat sich für ihr
Solo-Programm ein Thema gewählt, über das gern geschwiegen wird.
Niemand mag an seine eigene Vergänglichkeit denken. Und darüber reden
schon mal gar nicht. Unter dem Titel "Tausend. Tode. Tanzen." nähert
sie sich der Problematik auf eine einfühlsame, berührende und
augenzwinkernde Weise an. Alexandra Kampmeier erzählt frei und ohne
Buch, zieht ihr Publikum nur durch Stimme, Mimik und Gestik in den
Sog. Dabei verknüpft sie geschickt traditionelle Märchen und
überlieferte Geschichten mit eigenen Erfahrungen.

Das Programm ist geeignet für Erwachsene und Jugendliche ab 13 Jahren.

Alexandra Kampmeier (Solo)

Bühne zum Hof | AK 15,- / 12,50 | VVK 12,-. / 10,- (zzgl. evtl. anfallender Vorverkaufsgebühren)


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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KLEINKUNST/873: Hamburg - Dennis Grundt. Ungeschnitten und unzensiert!, Goldbekhaus 20.10.2018


Goldbekhaus Hamburg

Samstag 20. Oktober um 20 Uhr

DENNIS GRUNDT. UNGESCHNITTEN UND UNZENSIERT! | COMEDY



90 Minuten Beratungsgespräch der lustigen Art. Egal ob Paare,
Friseure, stabile Bärte, Kinder, Eltern, Hunde, Frauen, Männer,
Beratungsresistente Personen oder der Klassiker BFF's beim Friseur -
alle tragen dazu bei, dass Dennis einen Grundt hat auf die Bühne zu
gehen. Allerdings auch diverse Alltagssituationen wie Fotos bei
Rossmann ausdrucken, Begegnungen mit Arschloch-Kindern im Dänemark-
Urlaub, Spieleabende unter Canabiseinfluss, erholsame Saunabesuche
oder einfach normale Vorurteile gegenüber tattoowierten, bärtigen
Männern im Alltag oder Beruf, finden sich nicht ohne Grundt in seinem
Programm wieder. Dennis Grundt war über 16 Jahren im Friseurhandwerk
tätig.

Sein Fazit: "Ich glaube ich muss jetzt mal mit euch reden, also mit
euch allen". ...unter diesem Motto ist der Grundt seit Januar 2015 auf
diversen Stand Up Comedy Bühnen in ganz Deutschland unterwegs. Dennis
stellt die Fragen die manchmal wehtun, aber immer mit einem
zwinkerndem Auge. Er schafft es bestimmte Situationen oder Ereignisse,
die er erlebt hat, in den Köpfen der Zuschauer zu Bildern entstehen zu
lassen. Mit viel Wortwitz, gerade heraus gesprochen, etwas
Non-Charmant aber eigentlich immer doch ganz lieb, balanciert er
zwischen informativen und absurden Geschichten.

"Es werden nicht alle über einen Kamm geschert, und es ist auch nichts
an den Haaren herbeigezogen".

Mit Dennis Grundt | www.dergrundt.de

Bühne zum Hof | 15,- / 12,- | VVK 12,- / 10,-(zzgl. evtl. anfallender
Vorverkaufsgebühren)


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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INITIATIVE/452: Europäisches Tierschutzbündnis fordert das Ende der Käfighaltung (Albert Schweitzer Stiftung)


Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt - 9. Oktober 2018

Europäisches Tierschutzbündnis fordert das Ende der Käfighaltung



Berlin - Mehr als 140 europäische Tier- und Umweltschutzorganisationen
haben sich zusammengeschlossen, um mit vereinten Kräften die Käfighaltung
sogenannter Nutztiere in der EU zu beenden. Zu der Kampagne »End the Cage
Age« rufen u. a. die Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt, Animal
Equality, die Animal Welfare Foundation, PROVIEH sowie VIER PFOTEN -
Stiftung für Tierschutz auf. In mehreren Ländern finden in dieser Woche
hierzu Kundgebungen statt, um die Öffentlichkeit zu mobilisieren.

Die Initiatoren fordern in einer gleichnamigen Europäischen
Bürgerinitiative die EU-Kommission auf, geeignete Rechtsvorschriften
vorzuschlagen, um Käfige für Kaninchen, Hühner, Enten, Gänse und Wachteln
zu verbieten; ebenso Kastenstände und Abferkelbuchten für Sauen sowie
Einzelboxen für Kälber. Für die Bürgerinitiative sind 1 Mio. Unterschriften
erforderlich.

Es ist das erste Mal, dass sich so viele europäische Organisationen
gemeinsam für landwirtschaftlich genutzte Tiere einsetzen. Mit dem
Beteiligungsinstrument Europäische Bürgerinitiative können nun die
EU-Bürgerinnen und -Bürger Druck auf die EU-Kommission ausüben.
»Käfighaltung ist grausam und völlig unzeitgemäß. Die Tiere sind so nicht
in der Lage, wesentliche Bedürfnisse auch nur annähernd auszuleben«, sagt
Mahi Klosterhalfen, Geschäftsführer der Albert Schweitzer Stiftung und
Mitorganisator der Bürgerinitiative »End the Cage Age«. »Es wird dringend
Zeit, dieser tierquälerischen Praxis ein Ende zu setzen.«

Die EU erlaubt in der EU-weit gültigen Richtlinie zum Schutz
landwirtschaftlich genutzter Tiere noch immer, Tiere in Käfigen
unterzubringen, teils ihr Leben lang. »Wir wollen selbstverständlich weit
mehr für die Tiere als nur das Ende der Käfighaltung«, so Klosterhalfen.
»Doch dieses überholte Konzept abzuschaffen, ist ein wichtiger Schritt.«

Am 11. September hat die Kommission die Europäische Bürgerinitiative unter
der Federführung der britischen Tierschutzorganisation Compassion in World
Farming offiziell registriert; seither können wahlberechtigte
Staatsangehörige der EU-Mitgliedstaaten die Forderungen im Internet sowie
auf Papier unterschreiben. Schon binnen weniger Tage kamen mehr als 50.000
Unterschriften zusammen. In nahezu allen Staaten der Europäischen Union
unterstützen Organisationen die Initiative. Unterzeichnen können die
Menschen u. a. auf www.schweitzer.endthecageage.eu.

Innerhalb eines Jahres müssen 1 Million gültige Unterschriften aus
mindestens sieben verschiedenen EU-Mitgliedstaaten zusammenkommen. Dann hat
die EU-Kommission drei Monate Zeit, um zu reagieren. Sie kann den
Forderungen der Bürgerinitiative nachkommen oder auch nicht, muss aber ihre
Entscheidung in jedem Fall begründen. Die Europäische Bürgerinitiative
eröffnet somit EU-Bürgerinnen und -Bürgern die Möglichkeit, ein Thema auf
die politische Tagesordnung der Kommission zu bringen.

Den Auftakt zur Bürgerinitiative gab eine Veranstaltung im Europäischen
Parlament in Brüssel am 25. September. In einer Ausstellung konnten sich
die Abgeordneten und andere Entscheider ein Bild von der grausamen Realität
der Käfighaltung verschaffen. In der EU leben laut der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen 700 Mio. Tiere in
Käfigen.


Über die Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt

Albert Schweitzers Ethik der »Ehrfurcht vor dem Leben« schloss Tiere mit
ein. Er engagierte sich für den Tierschutz und lebte in seinen späteren
Jahren vegetarisch. In seinem Gedenken setzt sich die Albert Schweitzer
Stiftung für unsere Mitwelt seit dem Jahr 2000 gegen die Massentierhaltung
und für die Förderung der veganen Lebensweise ein. Sie wirkt auf wichtige
Akteure aus Wirtschaft, Gesellschaft und Politik ein, um
Tierschutzstandards zu erhöhen oder das vegane Angebot zu verbessern.
Interessierten bietet sie fundierte Informationen und zeigt Alternativen
auf, zum Beispiel durch die Vegan Taste Week.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt

Hauptstadtbüro | Dircksenstraße 47 | 10178 Berlin

Telefon: +49 (0)30 - 400 54 68 - 0 | Fax: +49 (0)30 - 400 54 68 - 69

E-Mail: kontakt@albert-schweitzer-stiftung.de

Internet: www.albert-schweitzer-stifung.de
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MASSNAHMEN/253: Umweltministerin Schulze schlägt Maßnahmen gegen das Insektensterben vor (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 10. Oktober 2018

Umweltministerin Schulze schlägt Maßnahmen gegen das

Insektensterben vor



Bundesumweltministerin Svenja Schulze stellt heute ihre
Maßnahmenvorschläge für das im Koalitionsvertrag vereinbarte
"Aktionsprogramm Insektenschutz" vor. Im Zentrum ihrer Vorschläge
stehen ein grundlegender Wandel beim Fördersystem für die
Landwirtschaft und beim Umgang mit Pestiziden. Nach einer Phase der
Öffentlichkeitsbeteiligung will die Ministerin einen überarbeiteten
Vorschlag innerhalb der Bundesregierung abstimmen und ins Kabinett
einbringen.

Bundesumweltministerin Schulze: "Das Insektensterben zu stoppen, ist
eine zentrale politische Aufgabe unserer Zeit. Wenn wir dem
Insektensterben nicht bald Einhalt gebieten, gefährden wir nicht nur
unsere Vogelwelt und die Natur insgesamt, sondern auch unsere
Landwirtschaft und andere Wirtschaftszweige. Wir sind auf die
Leistungen der Insekten angewiesen. Um das Insektensterben
aufzuhalten, brauchen wir mehr Lebensraum für Insekten, weniger
Pestizide und eine klügere Agrarförderung. Das heißt: Wir sollten eine
Landwirtschaft fördern, die den Insekten nicht schadet, sondern ihr
Überleben ermöglicht." Eine Chance hierfür biete die laufende Reform
der EU-Agrarförderung, der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP).

Daneben zielen die Vorschläge des Umweltministeriums auf eine
grundlegende Änderung im Umgang mit Pestiziden. "Wenn wir
Insektenschutz ernst meinen, müssen wir den Einsatz von Pestiziden
aller Art deutlich verringern", so Ministerin Schulze.
Pflanzenschutzmittel wie Glyphosat gefährden nachweislich die
biologische Vielfalt. Die Bundesregierung hatte sich im
Koalitionsvertrag darauf verständigt den Glyphosateinsatz
grundsätzlich zu beenden.

Darüber hinaus will das Bundesumweltministerium den Einsatz von
Pflanzenschutzmitteln generell umwelt- und naturverträglicher
gestalten. Im Zulassungsverfahren und in der Zulassungspraxis von
Pflanzenschutzmitteln soll der Insektenschutz gestärkt werden.
Zulassungen sollen künftig daran geknüpft werden, dass es
Schutzflächen für Biodiversität gibt. In ökologisch besonders
schutzbedürftigen Bereichen soll es Anwendungsverbote geben. Weitere
Vorschläge zielen auf Gesetzesänderungen zum Schutz von
Gewässerrandstreifen, zur Unterschutzstellung von Biotopen wie
artenreichem Grünland und Regelungen zur Eindämmung der
Lichtverschmutzung ab.

Die Maßnahmenvorschläge des BMU werden auf dem 9. Nationalen Forum zur
biologischen Vielfalt mit zentralen Akteuren diskutiert. Zugleich
startet ein vierwöchiger Online-Dialog. Schulze: "Es ist mir wichtig,
den Bürgerinnen und Bürgern die Gelegenheit zu bieten, meine
Vorschläge zu kommentieren und ihre eigenen Ideen einzubringen. Ein
wirksamer Schutz der Insekten und ihrer Vielfalt kann nur als
gemeinsame Kraftanstrengung gelingen. Deshalb hoffe ich, dass sich
möglichst viele Menschen an unserem Online-Dialog beteiligen."

Die Ergebnisse aus Online-Dialog und Diskussionsveranstaltungen werden
in den Entwurf des Gesamtprogramms einfließen, der dann innerhalb der
Bundesregierung abgestimmt wird. Im Frühsommer 2019 soll das
"Aktionsprogramm Insektenschutz" im Kabinett beschlossen werden.

Online-Dialog zu den Maßnahmenvorschlägen:

https://dialog.bmu.de/insektenschutz

Informationen des BMU zum Insektenschutz:

www.bmu.de/insektenschutz

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 196/18, 10.10.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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PREIS/334: Gewinner des Deutschen NaturfilmPreises - Vorkämpfer für Naturbildung (NaturfilmStiftung)


Deutsche NaturfilmStiftung gGmbH - 7. Oktober 2018

Die Gewinner des Deutschen NaturfilmPreises: Vorkämpfer für die
Naturbildung



Wieck a. Darß, 07.10.2018. Die Deutsche NaturfilmStiftung verleiht
seit 2008 den Deutschen NaturfilmPreis im Rahmen des
NaturfilmFestivals auf dem Darß Traditionell wird der Preis in fünf
Kategorien vergeben, deren Einzelpreise mit insgesamt 21000 Euro
dotiert sind - damit ist der Deutsche Naturfilmpreis die wichtigste
Auszeichnung Deutschlands im Naturfilmbereich.

Dieses Jahr haben Jan Haft und Johan von Mirbach in den beiden
Hauptkategorien Wildnis Natur und Mensch und Natur gewonnen. Volker
Arzt, Oliver Goetzl, Petra Höfer und Freddie Röckenhaus erhielten mit
ihren Filmteams die Jurypreise für herausragende Leistungen.

Nur was der Mensch kennt und schätzt, wird er auch schützen wollen -
es ist deshalb ein großer Verdienst der Naturfilmer, bedrohte
Tierarten und Naturräume in die Wohnzimmer der Menschen zu bringen und
Interesse für sie zu wecken.

Für die Naturbildung spielt das Medium Film eine zentrale Rolle: Filme
vermitteln Wissen und klären über ökologische Missstände auf. Doch vor
allem leisten sie mit ihrer Präsenz und dem emotionalen Zugang einen
großen Beitrag, Menschen für Natur zu begeistern. Tier- und Naturfilme
tragen deshalb erheblich zu einem effektiven Naturschutz bei. Aus
diesem Grund will die Deutsche NaturfilmStiftung Filmemacher würdigen
und ihnen Rückhalt für ihre oft schwierige und mit erheblichem Aufwand
verbundene Arbeit bieten.

"Magie der Fjorde" 

In diesem Sinne würdigt die Jury den Film "Magie der Fjorde" von Jan
Haft mit der Auszeichnung "Bester Film" in der Hauptkategorie Wildnis
Natur. Der Film zeigt auf beeindruckende Weise die Schönheit der
norwegischen Fjorde und gewährt gleichzeitig Einblick in ihre
wundersamen Naturprozesse.

So begründet die Jury ihre Wahl:

"Von der makroskopischen Unterwasserwelt in den Tiefen der Fjorde bis
hin zur kosmischen Weite der Polarlichter fügen sich die Bilder zu
einem beeindruckenden Gesamtkunstwerk zusammen. Ein Film so magisch
wie sein Titel."

Nach Auffassung der Jury überzeugt der Film zusätzlich mit einer
ungewöhnlichen Perspektive und einem unkonventionellen Musik- und
Soundkonzept.

Jan Haft ist für seinen Dokumentarfilm ins eiskalte Wasser der
norwegischen Fjorde hinabgestiegen und konnte dort Tiere vor die Linse
bekommen, die sonst nur in der Tiefsee zu finden sind. Ihm zufolge
harrte er für den Film stundenlang bewegungslos auf dem schlammigen
Meeresgrund aus, um seltene Arten wie die leuchtende Seefeder zu
finden. Der studierte Biologe nutzte moderne Technik, wie zum Beispiel
Flugdrohnen, um Orcas auf der Jagd nach Hering zu filmen. Darüber
hinaus hat er jedoch die besondere Begabung, scheinbare Kleinigkeiten
ins kinogerechte Licht zu rücken, hier zum Beispiel die Breitwarzige
Fadenschnecke oder Taschenkrebse. In "Magie der Fjorde" gelingt es ihm
meisterhaft, die Schönheit und Komplexität dieser Wesen zu zeigen. Der
Preis in dieser Kategorie ist mit 7500 Euro dotiert.

"Die geheimen Machenschaften der Ölindustrie" 

Den Preis "Bester Film" in der Kategorie Mensch und Natur erhält der
Film, der das häufig konfliktreiche Verhältnis zwischen Mensch und
Natur auf eindrucksvollste Art darstellt und dabei gesellschaftliche
oder ökologische Zusammenhänge beleuchtet. Der Dokumentarfilmer Johan
von Mirbach deckt mit dem Film "Die geheimen Machenschaften der
Ölindustrie" die Täuschungsversuche der Ölindustrie auf. Firmen wie
Esso oder BP wissen nach Mirbachs Recherchen bereits seit 1957, dass
das Verbrennen fossiler Brennstoffe das Klima verändert - und
versuchen seit dieser Zeit, diesen Effekt öffentlich kleinzureden und
zu vertuschen. Mutig geht der Film allen Hinweisen nach und zeigt
eindringlich die Notwendigkeit auf, die Ölindustrie für die Folgen des
Klimawandels zur Verantwortung zu ziehen.

Die Begründung der Jury:

"Erkenntnisse über Klimaveränderungen sind nicht neu, aber dass sie
schon seit einem halben Jahrhundert vorlagen, verblüfft. Der Film
behandelt ein Thema von globaler Relevanz und höchster Aktualität."

Der Film zeige zwar kaum Naturbilder, beschreibe aber dennoch, wie
Menschen durch ökonomische Interessen die Natur als Lebensgrundlage
nachhaltig zerstören, bekräftigt die Jury ihre Wahl.

In den Recherchen Mirbachs wurde außerdem deutlich, wie stark die
Repression gegenüber Konzernkritikern in den USA ist. Johan von
Mirbach ließ sich davon nicht beirren, den Film fertigzustellen. Der
Preis in dieser Kategorie ist ebenfalls mit 7500 Euro dotiert.

Der Jurypreis ist in drei Unterkategorien aufgeteilt

"Arctic Wolves - Ghosts of the Arctic" 

Die Ehrung für die "Beste Story" hat der Film Arctic Wolves - Ghosts
of the Arctic erhalten. Oliver Goetzl und Ivo Nörenberg reisten in den
äußersten Norden Kanadas und konnten ein intimes Portrait der
arktischen Wölfe zeichnen, die bis dahin kaum gefilmt werden konnten.
Beeindruckend ist der enorme Einsatz, den die Wölfe bei der Aufzucht
ihrer Welpen zeigen müssen

Die Begründung der Jury:

"Nur die Harten kommen in - die Arktis. Durch ihre große
Beharrlichkeit und Einfühlsamkeit ist es den Filmemachern gelungen,
eine dramatische Geschichte der Natur packend zu erzählen und eine
emotionale Nähe zu den Wölfen zu schaffen."

"Überraschungseier - Neues von Kuckuck und Co."

Den Film Überraschungseier - Neues von Kuckuck und Co. zeichnet die
Jury mit dem Preis "Bestes Tierverhalten" aus. Jeder kennt den Ruf des
Kuckucks, aber kaum einer hat ihn je mit eigenen Augen gesehen. Volker
Arzt und Angelika Sigl, sowie ihr Kamerateam bestehend aus u. a.
Dietmar Nill und Roland Gockel konnten Kuckucke aus Deutschland,
Spanien und Afrika samt ihrem merkwürdigen Verhalten vor die Linse
bekommen - eine eindrucksvolle Leistung.

Die Begründung der Jury:

"Das Geheimnis des Kuckuckeis ist endlich gelüftet! Die Tierfilmer
sind Kuckuck und Co. in verborgene Winkel gefolgt und haben ihr
ungewöhnliches Verhalten in eindrucksvollen Bildern eingefangen." -
schreibt die Jury.

"Terra X - Unsere Wälder"

Den Preis für die "Beste Visualisierung" erhielt "Terra X - Unsere
Wälder". Der Dreiteiler zeichnet sich durch seine besondere
Zugänglichkeit und Verständlichkeit mittels herausragender optischer
Darstellung aus. Regie führten Petra Höfer und Freddie Röckenhaus.

Die Begründung der Jury:

"Endlich können wir den Wald vor lauter Bäumen sehen. Dem Film gelingt
es, Unsichtbares sichtbar zu machen. Elementare, oft verborgene
Prozesse werden so für jeden nachvollziehbar und verständlich.

Der Jurypreis für herausragende Leistungen ist mit insgesamt 4000 Euro
dotiert, der Preis der Kinderjury und der Publikumspreis mit je 1000
Euro. Die Jury bestand in diesem Jahr aus dem Biologen und
Botanikprofessor Hans Dieter Knapp, der Videoeditorin und
Dokumentarfilmerin Maria Hemmleb, der ZDF-Redakteurin Margrit Lenssen,
der Biologin und Filmproduzentin Dr. Petra Löttker sowie dem
Naturfilmer Yann Sochaczewski.

Mehr Informationen auf www.deutscher-naturfilm.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.10.2018

Deutsche NaturfilmStiftung gGmbH

Bliesenrader Weg 2, 18375 Wieck a. Darß

Internet: www.deutscher-naturfilm.de
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RECHT/278: AusgeNOxt! Fahrverbote in Berlin ab Juni 2019 (Changing Cities)


Changing Cities - 9. Oktober 2018

AusgeNOxt - jetzt wird zurückgefiltert!



Berlin 9. Oktober 2018 - Das Berliner Verwaltungsgericht in Moabit hat
heute Fahrverbote für Dieselfahrzeuge der Abgasnorm Euro 1-5 in Berlin
verhängt. Die Fahrverbote für sind erforderlich für Teilabschnitte von
Leipziger, Brücken-, Reinhardt-, Friedrich-, Strom-, Leonorenstr.,
Kapweg und Alt-Moabit.

Seit 19 Jahren, sprich seit 1999, ist klar, dass die
Stickoxidbelastung (NOx) reduziert werden muss; die Europäische Union
setzte damals eine entsprechende Richtlinie in Kraft. Erst seit 2014
akzeptiert die EU jedoch keine Überschreitungen mehr. Der Berliner
Senat hat seit 19 Jahren mit unzureichenden Maßnahmen wie ein paar 100
Meter Tempo 30 das Problem kleingeredet. Ab heute wird sie gezwungen
zu agieren.

"Das ist desaströs für die rot-rot-grüne Senatskoalition. Sie wurde
vom Gericht buchstäblich ausgenoxt! Aber wir begrüßen das Urteil und
werden die Ausweichstrecken genauestens im Auge behalten. Wenn die
Stickoxidwerte dort steigen, entlarvt sich das Prinzip 'Fahrverbote
auf Straßenabschnitten' als unzureichend", sagt Ragnhild S¢rensen von
Changing Cities.

Changing Cities unterstützt das von der Umwelthilfe anfangs
geforderte, flächendeckende Fahrverbot in der Umweltzone Berlins. Auch
wenn dieser Antrag heute zurückgezogen wurde, ist das Urteil
richtungsweisend. "Vor dem Hintergrund des gestern veröffentlichten
Berichts des UNO-Klimarats IPCC wäre alles andere als ein klares
Signal in Berlin heute zutiefst unverantwortlich", so Dirk von
Schneidmesser, Vorstandsmitglied von Changing Cities.

Nach Auffassung der 10. Kammer sehen der derzeit gültige
Luftreinhalteplan 2011-2017 und das bisherige Konzept zu seiner
Fortschreibung keine ausreichenden Maßnahmen zur Einhaltung des
gemittelten Jahresgrenzwertes für Stickstoffdioxide von 40 µg/m3 vor.
Die Fahrverbote für mindestens elf Straßenabschnitte der oben
genannten Straßen müssen laut der Entscheidung des Verwaltungsgerichts
dann spätestens Ende Juni 2019 verwirklicht werden. Weiter muss die
Stadt für insgesamt 15 km Straßenstrecke (117 Straßenabschnitte)
prüfen, ob Fahrverbote für Diesel-Fahrzeuge zur Einhaltung des
Grenzwertes erforderlich sind.

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig.

Über Changing Cities e.V.: 

Changing Cities e.V. ist am 23. Mai 2017 aus dem Netzwerk Lebenswerte
Stadt e.V.
entstanden Das bislang größte Projekt des Vereins ist der
Volksentscheid Fahrrad in Berlin, mit dem es 2016 gelang, die Berliner
Verkehrspolitik zu drehen und das bundesweit erste Mobilitätsgesetz
anzustoßen. Changing Cities e.V. unterstützt landes- und bundesweit
Bürgerinitiativen, die sich im Bereich nachhaltige Verkehrswende und
lebenswerte Städte einsetzen mit Kampagnenwissen oder stößt solche
Initiativen an. Changing Cities ist als gemeinnützig anerkannt.

Über die Initiative Volksentscheid Fahrrad: 

Hinter dem Volksentscheid stehen Engagierte, Mobilitätsexpert*innen,
Demokratie-Retter*innen und Fahrrad-Enthusiast*innen. Viele Verbände,
Unternehmen und Wissenschaftler*innen unterstützten das Anliegen, das
Radverkehrsgesetz (RadG) schnell in Kraft zu setzen. Ziel ist, dass
wir Berlinerinnen und Berliner sicher und entspannt Rad fahren können;
dafür hat die Initiative das Berliner RadG erarbeitet. Nur mit dem
RadG kann der Senat dauerhaft verpflichtet werden, schnell und aktiv
eine gute Radinfrastruktur zu schaffen. Der 10-Punkte-Plan des
geplanten Gesetzes benennt konkrete Maßnahmen, jährliche Zielsetzungen
und eine Umsetzungsverpflichtung innerhalb von acht Jahren. Der
Volksentscheid Fahrrad ist Berlins schnellster Volksentscheid: Der
Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens wurde innerhalb von nur
dreieinhalb Wochen von 105.425 Berlinern unterschrieben - sieben
Prozent der Wählerstimmen. Die neue Koalition hatte zugesagt, alle
Ziele und Forderungen zu übernehmen, ein Mobilitätsgesetz auf Basis
des RadGs bis Frühjahr 2017 in Kraft zu setzen und ab 2018 jährlich
mehr als 50 Mio. Euro in die Radwege zu investieren. Über 100 aktive
Mitstreiter*innen organisieren sich selbst durch Online-Projekttools
und durch schnelle, handlungsorientierte Entscheidungsfindung.




Weiterführende Links:

Das Berliner Mobilitätsgesetz (mit Begründungen):

https://www.wheels4lovers.com/mobg/MobG.html

Informationen zu Changing Cities e.V.:

https://changing-cities.org

Informationen zum Volksentscheid Fahrrad:

https://volksentscheid-fahrrad.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.10.2018

Changing Cities e.V./Volksentscheid Fahrrad

E-Mail: presse@changing-cities.org

Internet: www.changing-cities.org
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ATOM/086: "Hibakusha weltweit" - Eine Weltkarte atomarer Verwüstung (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Eine Weltkarte atomarer Verwüstung

IPPNW launcht Homepage "Hibakusha weltweit"



Die Ärzteorganisation IPPNW hat eine interaktive Karte zu den weltweiten
Gesundheits- und Umweltfolgen der nuklearen Kette veröffentlicht. Unter
www.hibakusha-weltweit.de (deutsch) und www.hibakusha-worldwide.org
(englisch) können sich Interessierte über Orte auf der ganzen Welt
informieren, an denen sich die katastrophalen Folgen der nuklearen Kette
für Mensch und Umwelt exemplarisch zeigen. Es gibt Informationen über die
atomaren Katastrophen von Tschernobyl und Fukushima, über die Folgen für
Anwohner*innen ehemaliger Atomwaffentestgebiete sowie über die
Gesundheitsrisiken für Menschen in der Umgebung von Uranbergwerken oder
durch den Einsatz von Uranmunition.

Die interaktive Karte führt die Informationen der Plakate der
IPPNW-Ausstellung "Hibakusha weltweit" auf einen Blick zusammen. Der/die
Betrachter*in kann auf die Orte zoomen und erhält weiterführende
Informationen. Zudem können einzelne Kategorien wie "Atomunfälle",
"Atomwaffentests" oder "Einsatz von Uranmunition" ausgewählt werden.

Im Japanischen werden die Überlebenden von Hiroshima und Nagasaki
"Hibakusha" genannt. Viele von ihnen setzen sich für eine Welt frei von
atomarer Bedrohung ein. Überall auf der Welt folgen andere mutige Menschen
ihrem Beispiel. Die IPPNW klärt auf der interaktiven Homepage und in der
Ausstellung über die gesundheitlichen Gefahren von Radioaktivität auf und
skizziert die Zusammenhänge der zivilen und militärischen Atomindustrie.

Präsentiert wird nur eine kleine Auswahl an exemplarischen Orten. Neben den
vorgestellten Fallbeispielen existieren weltweit leider noch zahlreiche
weitere Orte. Die Plakate sollen die katastrophalen Folgen der atomaren
Kette illustrieren, Zusammenhänge aufzeigen und dazu anregen die Mär von
der "sicheren und sauberen Atomenergie" zu hinterfragen. "Angefangen vom
Bergbau, über die Anreicherung und Aufbereitung, bis hin zur Nutzung in
Atomkraftwerken, Munition und Atomsprengköpfen stellt Uran eine Gefahr für
Mensch und Umwelt dar. Das einzig richtige wäre es, das Uran dort zu
lassen, wo es hingehört: tief unter der Erde", erklärt Dr. Alex Rosen,
Vorsitzender der IPPNW.

Zur Eröffnung des 7. Internationalen Uranium Film Festival Berlin wurde die
interaktive Karte zu den weltweiten Gesundheits- und Umweltfolgen der
nuklearen Kette erstmals der Öffentlichkeit vorgestellt. Die Ausstellung
"Hibakusha weltweit" ist noch bis zum 14. Oktober 2018 im Zeiss-Planetarium
in Berlin-Prenzlauer Berg zu sehen.

Die interaktive Karte finden Sie unter 

www.hibakusha-weltweit.de (deutsch)

und www.hibakusha-worldwide.org (englisch)

Weitere Informationen über die Plakatausstellung "Hibakusha weltweit"
finden Sie unter:

http://www.nuclear-risks.org/de/hibakusha-weltweit.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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OFFENER BRIEF/041: Offener Brief der KlägerInnen des People's Climate Case (GW)


Germanwatch e.V. - 10. Oktober 2018

Offener Brief der KlägerInnen des People's Climate Case



Liebe Leserin, lieber Leser,

vielleicht haben Sie zwei Nachrichten schon aus den Medien erfahren:

Zum einen hat gestern der Weltklimarat IPCC einen Sonderbericht zum
1,5 Grad-Ziel veröffentlicht. Der Bericht zeigt, dass ab einer
Erwärmung über 1,5 Grad die Risiken und volkswirtschaftlichen Kosten
des Klimawandels massiv steigen. Die gute Nachricht ist: Die
Begrenzung der Erwärmung auf dieses Limit ist bei zügigem und
entschiedenem Handeln machbar.

Zum anderen haben bereits Ende Mai zehn Familien aus Deutschland,
Portugal, Frankreich, Italien, Rumänien, Kenia, Fidschi sowie ein
Jugendverband Klage vor dem Gericht der Europäischen Union
eingereicht, um gegenüber dem europäischen Gesetzgeber konsequenten
Klimaschutz durchzusetzen. Sie sind bereits zum gegenwärtigen
Zeitpunkt von den Folgen des Klimawandels betroffen.

Anlässlich der Veröffentlichung des IPCC-Sonderberichts melden sich
die KlägerInnen dieses People's Climate Case heute in einem offenen
Brief an die EU-UmweltministerInnen zu Wort. Die Ergebnisse des
Sonderberichts unterstreichen die Dringlichkeit ihrer Forderung nach
einer Verschärfung der EU-Klimaziele bis 2030.

Bis Mitte Oktober haben die Beklagten jetzt Zeit, zur Klage Stellung
zu nehmen. In der EU-Ratssitzung am heutigen Dienstag wurden die
Standpunkte der EU für die Verhandlungen auf dem kommenden
UN-Klimagipfel abgestimmt - eine weitere Gelegenheit für die
KlägerInnen, sich mit ihrem Anliegen Gehör zu verschaffen.

Germanwatch unterstützt die deutsche Klägerfamilie und das
internationale Netzwerk der KlägerInnen. Wir betreuen, beraten,
knüpfen Verbindungen und informieren die Öffentlichkeit.




Online-Solidaritätserklärung von wemove sowie

weitere Hintergrundinformationen und Videos

unter www.peoplesclimatecase.de
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Offener Brief der KlägerInnen: 1,5 - auf diese Zahl kommt es an.

Unsere Nachricht ist dringend. Seht her und hört unsere

Worte. Dies hier ist zu wichtig.

Wir schreiben euch als LandwirtInnen, SchäferInnen,
FörsterInnen, Hoteliers und GastronomInnen und SchülerInnen. Wir leben
in unterschiedlichen Ländern, quer
über Europa verteilt: Schweden, Portugal, Frankreich,
Italien, Deutschland und Rumänien. Wir haben eine Sache gemeinsam: Der
Klimawandel beeinträchtigt unser
tägliches Leben.

Ein paar Monate ist es erst her, da haben wir die EU wegen ihrer zu
wenig ambitionierten Klimaziele für 2030
verklagt. Für die meisten von uns war es das erste Mal
überhaupt, dass wir eine Klage eingereicht haben. Wir
hätten es nicht getan, stünden nicht unsere Familien
und Freunde, unser Zuhause, unsere Kultur und die
Zukunft unserer Kinder auf dem Spiel. Für uns hat Klimawandel nichts
mit Diplomatie oder Verhandlungen
auf höchster politischer Ebene zu tun. Wir sind persönlich betroffen
und brauchen dringend ein Europa, das
uns schützt.

Letztes Jahr verlor Armando in den portugiesischen
Waldbränden seinen Forst. Die Behörden haben die
Brände öffentlich auf den Klimawandel zurück geführt.
Die Rentierzucht, das Herzstück der samischen Kultur, ist
aufgrund veränderter Lebensbedingungen der Rentiere
gefährdet. Sanna sorgt sich nicht nur um die Rentiere,
sondern auch um den Fortbestand der samischen Tradition und die
Zukunft ihrer Generation. Anhaltende Dürreperioden im Süden
Frankreichs haben dazu geführt,
dass Maurice im Verlauf der letzten sechs Jahre 44%
seiner Einnahmen aus dem Lavendelanbau eingebüßt
hat. Sein Sohn Renaud ist Teil der ersten Generation, die
sich nach neuen Einnahmequellen umschauen muss,
weil der Lavendelanbau kein ausreichendes Einkommen für die Familie
bietet.

Sanddünen, die die Frischwasserressourcen auf der ostfriesischen Insel
Langeoog schützen, sind dem Meeresspiegelanstieg und stärker werdenden
Sturmfluten
ausgesetzt. Maike und Michael, die seit Generationen
auf der Insel leben, sorgen sich um die Zukunft ihres
gastronomischen Familienbetriebs. Vlad lebt in den
Karpaten. Er treibt sein Vieh von 700 Meter Höhe auf
1400 Meter, um noch an ausreichend Wasser und Weidegrund zu gelangen.
"Ich kann mit meiner Herde nicht
noch weiter nach oben ziehen", so Vlad "denn oberhalb
von 2000 Metern ist nur noch der Himmel."

In Portugal beeinträchtigen starke und immer häufiger
auftretende Dürren den Betrieb von Alfredos Biohof. Er
ist sich darüber im Klaren, dass ein Temperaturanstieg
um mehr als 1,5 Grad bedeuten würde, dass dort, wo
jetzt sein Hof steht, eine Wüste wäre. Und genau auf
ein solches Szenario steuern wir in diesem Fall mit den
bestehenden Klimazielen der EU zu. Alfredo bliebe -
genau wie den 35 Familien, die auf seinem Hof beschäftigt sind - nur
noch der Wegzug. Ildebrandos Familie
arbeitet schon seit Generationen als Bienenzüchter. Die
Veränderungen in der Blütezeit und das ungewöhnlich
warme Wetter haben zu einer Zerstörung der Bienenstöcke geführt. Die
Familie verlor allein im Jahr 2017 60%
ihrer Produktion. Giorgios Familie betreibt ein kleines
Bed & Breakfast Hotel in den italienischen Alpen, dessen Fortbestand
von den Möglichkeiten zum Eisklettern
in der Region abhängt. Die Temperaturveränderungen
gefährden das Eisklettern und damit auch die Einkünfte
der Familien in der Region.

All diese Auswirkungen vollziehen sich bereits jetzt, es
passiert mitten in Europa. Sie sind das Ergebnis einer
Temperaturerhöhung von gerade einmal 1 Grad. Und es
ist bereits jetzt mehr als wir verkraften können.
Gestern hat uns die Wissenschaft daran erinnert, dass
unsere Zukunft von einer einzigen Zahl abhängt: 1,5.
Das wichtigste wissenschaftliche Gremium in Bezug
auf den Klimawandel, der IPCC, warnt die Welt vor den
Auswirkungen des Klimawandels, die noch viel schlimmer werden, wenn
wir den Temperaturanstieg nicht auf
1,5 Grad begrenzen. Die WissenschaftlerInnen haben
außerdem nachgewiesen, dass 1,5 Grad MÖGLICH und
MACHBAR sind. Dies ist das ehrgeizigste Ziel, das noch
immer erreichbar ist, wenn wir schnell genug handeln.
Die EU muss jetzt tätig werden, um unsere Grundrechte
vor den schlimmer werdenden Auswirkungen des Klimawandels zu schützen.
Mit unserer Klage wollen wir
die EU dazu zu bewegen, bessere Klimapolitik zu machen. Wir wollen
weder Wiedergutmachung noch Geld.
Wir sind überzeugt, dass verstärkte Bemühungen für
den Schutz vor den Folgen des Klimawandels der einzig
mögliche Weg sind, um unsere Familien dort zu schützen und unseren
Lebensunterhalt dort zu sichern, wo
wir bereits seit Generationen zu Hause sind.
Die Wissenschaft hat einmal mehr nachgewiesen, dass
wir konkrete Mittel zur Hand haben, um dieser Herausforderung zu
begegnen. Und in Europa haben wir zudem die Möglichkeit, das Thema auf
die Tagesordnung
zu setzen und darüber nachzudenken, was Klimapolitik
uns StaatsbürgerInnen wirklich kostet.

Heute treffen sich die UmweltministerInnen der EU-Mitgliedsstaaten in
Brüssel, um über den Klimawandel zu
diskutieren. In wenigen Monaten wird Europa Gastgeber der
UN-Klimakonferenz in Katovice, Polen sein. Wird
diese Chance vertan, die europäischen Klimaziele und
die Klimapolitik auf einen Weg zu bringen, der das Erreichen des
1,5°-Ziels ermöglicht, hat das verheerende
Folgen für unsere Sicherheit, unsere Zukunft und die
Ausübung unserer Grundrechte.

Wir appellieren an die EU-EntscheidungsträgerInnen,
auf die Stimme der Wissenschaft zu hören und die EU-Klimaziele für das
Jahr 2030 auf einen Pfad zu bringen,
der mit dem 1,5°-Ziel vereinbar ist. Dies ist der einzig
mögliche Weg, um die BürgerInnen der EU vor den
schlimmer werdenden Auswirkungen des Klimawandels zu schützen. Und der
einzig mögliche Weg, um als
eine Generation von EU-PolitikerInnen in Erinnerung zu
bleiben, die Geschichte zum Wohle aller geschrieben
hat.

9. Oktober 2018




UnterzeichnerInnen des Offenen Briefes:


	Sanna Vannar, Präsidentin von Sáminuorra, Schweden

	Maurice und Renaud Feschet, Landwirte, Frankreich

	Maike und Michael Recktenwald, Hoteliers und Gastronomen, Deutschland

	Vlad Petru, Landwirt und Schäfer, Rumänien

	Armando Carvalho, Waldbesitzer, Portugal

	Alfredo Sendim, Landwirt, Portugal

	Ildebrando Conceiç�o, Bienenzüchter, Portugal

	Joaquim Caixeiro, Landwirt, Portugal

	Giorgio Elter, Landwirt und Hotelier, Italien



Germanwatch unterstützt die deutsche Familie und das internationale
Netzwerk der KlägerInnen. Wir betreuen, beraten, knüpfen
Verbindungen und informieren die Öffentlichkeit.

 * 

Quelle:

GW-Rundmail/Pressemitteilung, 10.10.2018
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STANDPUNKT/1041: Deutschland muss insektenfreundlicher werden (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 10. Oktober
2018

NABU: Deutschland muss insektenfreundlicher werden

Tschimpke: Mehr pestizidfreie Regionen und naturverträglichere
Landwirtschaft notwendig



Berlin - Angesichts der heutigen Vorschläge des
Bundesumweltministeriums zum neuen Insektenschutzprogramm fordert der
NABU, dass Deutschland grundsätzlich insektenfreundlicher werden muss.
Dazu seien ein Umsteuern in der Landwirtschaft notwendig, eine
deutliche Reduktion des Pestizideinsatzes sowie Schutzgebiete, die
ihren Namen verdienen.

"Den Wert von Insekten können wir gar nicht hoch genug einschätzen. 90
Prozent aller Pflanzen sind auf Bestäubung angewiesen. Derzeit aber
erleben wir einen alarmierenden Insektenschwund. Und das sowohl bei
der Gesamtmasse als auch bei den Arten. Dieser Verlust kann
verheerende Folgen haben für Mensch und Natur", sagte NABU-Präsident
Olaf Tschimpke.

Der NABU begrüßt daher, dass die Bundesregierung erstmals ein
spezielles Insektenschutzprogramm plant und Bundesumweltministerin
Schulze hierzu einen umfassenden Maßnahmenkatalog erarbeitet. "Die
Ursachen für den Insektenrückgang sind komplex, aber die hohe
Verantwortung der Landwirtschaft ist bekannt. Nun geht es darum,
Lösungen umzusetzen - dabei darf sich keiner wegducken", forderte
Tschimpke. Bund und Länder müssten an einem Strang ziehen, ebenso sei
die Landwirtschaft gefordert, den gefährlichen Trend zu stoppen.

Entscheidend zur Rettung der Insekten ist nach Ansicht des NABU eine
naturverträglichere und damit insektenfreundlichere EU-Agrarpolitik.
"Mit ihrer jetzigen Subventionspolitik zerstört die EU die Lebensräume
von Insekten. Grünland wird zu intensiv genutzt, Brachflächen sind
kaum mehr zu finden, Hecken, feuchte Stellen und blütenreiche Wegsäume
sucht man vielerorts vergebens", so Tschimpke.

Die Bundesregierung sei gefordert, jetzt in Brüssel einen Kurswechsel
zu erreichen. Derzeit laufen die Verhandlungen für die Förderperiode
ab 2021. Für Landwirte müsse es sich dann lohnen, Lebensräume von
Insekten zu erhalten. Möglich sei dies durch eine Umschichtung der
Gelder in einen neuen EU-Naturschutzfonds, der Landwirten Anreize für
Naturschutzmaßnahmen bietet. Doch Bundeslandwirtschaftsministerin
Klöckner will allem Anschein nach auch über 2021 hinaus am
derzeitigen, umweltschädlichen System festhalten.

Auch national müsse die Bundesregierung schnell handeln.
Sofortprogramme und Schutzmaßnahmen für Insekten seien unabdingbar in
Anbetracht der chronischen Unterfinanzierung des Naturschutzes in
Deutschland. Hierzulande klafft derzeit eine Finanzierungslücke von
weit über 50 Prozent. Allein zur Umsetzung der
EU-Naturschutzrichtlinien werden jährlich 1,4 Milliarden Euro benötigt
- zur Verfügung stehen lediglich 540 Millionen Euro.

Zusätzlich fordert der NABU ein besseres Management der Schutzgebiete.
Für zahlreiche bedrohte Arten sind sie die letzten Rückzugsräume. Doch
selbst hier dürfen häufig Pestizide eingesetzt werden. "Dadurch wird
der Schutz der Insekten unterlaufen", kritisierte der NABU-Präsident.
Die Länder müssten strengere Vorgaben für die Schutzgebiete machen.
Sinnvoll sei auch der Vorschlag von Bundesumweltministerin Schulze,
artenreiches Grünland und Streuobstwiesen zu geschützten Biotopen zu
erklären.

Dritter wesentlicher Schritt muss nach Ansicht des NABU eine deutliche
Reduzierung des Pestizideinsatzes sein. Die Bundesregierung müsse dazu
endlich verpflichtende Reduktionsziele beschließen. Die Vergangenheit
habe gezeigt, dass reine Absichtserklärungen - etwa im Nationalen
Aktionsprogramm - wirkungslos bleiben. "Wir brauchen auch wieder mehr
Regionen, in denen überhaupt keine Pestizide eingesetzt werden",
forderte Tschimpke. Der Einsatz der besonders schädlichen
Neonikotinoide sowie vergleichbar wirkender Insektizide und
Breitbandherbizide wie Glyphosat müsse komplett verboten werden.

Vollständig pestizidfrei sollten künftig sämtliche Schutzgebiete sein
sowie Städte und Gemeinden und der Haus- und Kleingartenbereich. "Auch
das Zulassungssystem für Pestizide muss dringend reformiert werden.
Wirkstoffe müssen stärker auf ihre Schädlichkeit für die biologische
Vielfalt hin überprüft werden. Dafür muss sich Deutschland bei der
laufenden Überprüfung der EU-Pestizid-Verordnung einsetzen", so der
NABU-Präsident.



Ausführliche Forderungen des NABU zum Insektenschutzprogramm der
Bundesregierung:

www.NABU.de/imperia/md/content/nabude/insekten/180302-aktionsprogramm_insekten_nabu-hintergrund.pdf

 * 
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STELLUNGNAHME/509: Insektenschutz - Bayerns Politik ist gefordert (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 10. Oktober 2018

Insektenschutz - Bayerns Politik ist gefordert

LBV begrüßt Vorschläge aus dem Bundesumweltministeriums - Auch in
Bayern ist dringend ein Umdenken notwendig



Hilpoltstein, 10.10.2018 - Der LBV begrüßt die heutigen Vorschläge von
Bundesumweltministerin Schulze für ein spezielles
Insektenschutzprogramm. "Auch in Bayern muss die Politik endlich
handeln", fordert der LBV-Vorsitzende Dr. Norbert Schäffer. Das
Problem des Insektensterbens ist mittlerweile in der öffentlichen
Wahrnehmung angekommen. Doch nach wie vor fehlen ernsthafte Bemühungen
der Politik und konkrete Maßnahmen, um der dramatischen Situation
entgegenzuwirken. "Die Politiker müssen dem Wunsch der bayerischen
Bevölkerung nachkommen. Wir brauchen ein Umsteuern in der
Landwirtschaft, eine deutliche Reduktion des Pestizideinsatzes sowie
nutzungsfreie Schutzgebiete", so Schäffer weiter.

Auf Bundesebene hat Umweltministerin Schulze heute ihre
Maßnahmenvorschläge für das im Koalitionsvertrag vereinbarte
"Aktionsprogramm Insektenschutz" vorgestellt. Dabei erkannte sie auch
die Bedeutung der landwirtschaftlichen Förderung an. Im Rahmen der
anstehenden Reform der gemeinsamen europäischen Agrarpolitik (GAP)
muss der Wandel hin zu einer naturverträglicheren und damit
insektenfreundlicheren EU-Agrarpolitik gelingen.

"Ein wirksamer Insektenschutz kann nur gelingen, wenn wir auf
internationaler sowie auf Bundes- und Länderebene an einem Strang
ziehen", sagt Schäffer. "Wir fordern daher von den bayerischen
Abgeordneten, sich für eine Anpassung der Agrarumweltprogramme, für
eine deutliche Reduktion des Pestizideinsatzes in der Landwirtschaft
und für mehr Schutzgebiete einzusetzen." Dass den Menschen in Bayern
Umwelt- und Naturschutz auch in Zeiten des Wahlkampfes eine
Herzensangelegenheit sind, zeigte sich erst am vergangenen Samstag bei
der Großdemonstration "Mia ham's satt" mit rund 18.000 Teilnehmern in
München.

Der LBV hat mit 7 Forderungen für die Natur in Bayern anlässlich der
Landtagswahl konkrete Maßnahmen vorgeschlagen. Diese wären auf
Landesebene notwendig um Natur- und Artenschutz endlich voran zu
bringen. Mehr Informationen dazu unter www.lbv.de/wahl.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 10.10.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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STELLUNGNAHME/508: BMU-Prüfung zu Urananreicherung und Brennelementefertigung (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

AntiAtom Bonn

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

IPPNW - Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs / Ärzte in
sozialer Verantwortung

Pressemitteilung - Gronau/Lingen/Bonn, 10. Oktober 2018

BMU-Prüfung zu Urananreicherung/Brennelementefertigung:

- Morgen (11.10.2018) beginnt Ressortabstimmung in Berlin

- 17.10.2018: Bundestags-Anhörung zu Stilllegung von Uranfabriken



In die Debatte um die Stilllegung der Urananreicherungsanlage Gronau
und der Brennelementefabrik Lingen sowie um einen entsprechenden
Exportstopp für angereichertes Uran und Brennelemente kommt Bewegung:
Wie das Bundesumweltministerium (BMU) am gestrigen Dienstag
(9.10.2018) Anti-Atomkraft-Initiativen und dem Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) bei einem Gespräch im Ministerium
in Bonn mitteilte, beginnt schon am morgigen Donnerstag (11.10.2018)
in Berlin die Ressortabstimmung innerhalb der Bundesregierung.
Beteiligt sind dabei u. a. auch das Bundesinnenministerium und das
Bundeswirtschaftsministerium. Das Bundesumweltministerium (BMU) gehe
in die Gespräche auf der Grundlage, dass eine Stilllegung der beiden
Uranfabriken im Rahmen des bundesdeutschen Atomausstiegs die
sinnvollste Lösung sei. Dazu hatte das BMU im letzten Jahr bereits
zwei Gutachten in Auftrag gegeben, die im Ergebnis in der Beendigung
der Urananreicherung und der Brennelementeproduktion rechtlich kein
Problem sehen. Am 17. Oktober wird zu dem Thema zudem eine öffentliche
Anhörung im Umweltausschuss des Bundestages stattfinden.

"Wir begrüßen, dass sich das Bundesumweltministerium die Stilllegung
der Urananreicherungsanlage Gronau und der Brennelementefabrik Lingen
als Ziel gesetzt hat. Es ist nicht hinnehmbar, dass die Bundesrepublik
Deutschland bislang einer der Hauptlieferanten von Uranbrennstoff für
zahlreiche hochgefährliche Atomkraftwerke in Europa, den USA und
anderswo ist. Wir erwarten zumindest, dass die Bundesregierung die
Belieferung der international umstrittenen Pannenmeiler in Tihange,
Doel, Cattenom und Fessenheim sofort unterbindet, weil die
unberechenbaren Reaktoren ein Pulverfass sind. Es muss jetzt schnell
konkret werden und die Große Koalition darf nicht alles wieder
zerreden," so Udo Buchholz vom Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau und
Vorstand des Bundesverbands Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).

Als "völlig inakzeptabel" bezeichneten die BMU-Vertreter darüber
hinaus die schwere Sicherheitslücke beim Gronauer Urananreicherer
Urenco, wo ein mittlerweile entlassener Mitarbeiter unentdeckt
Waffenteile in die Atomanlage geschmuggelt hatte. Dies müsse von
Urenco und der Landes-Atomaufsicht in Düsseldorf vollständig
aufgeklärt und eine Wiederholung ausgeschlossen werden. Derzeit
ermittelt dazu auch die Staatsanwaltschaft.

Genauso "inakzeptabel" sei es, wenn Unternehmen wie der Lingener
Brennelemente-Hersteller Framatome juristischen und diplomatischen
Druck auf unabhängige Genehmigungsbehörden ausübe. Im August 2018
hatte die Süddeutsche Zeitung berichtet, dass Framatome zusammen mit
der Schweizer Botschaft in Berlin durch massiven Druck versucht hatte,
eine rasche Transportgenehmigung für Brennelemente-Transporte von
Lingen in die Schweiz zu erzwingen. Aus diesem Grund fordern die
Anti-Atomkraft-Initiativen und der BBU als eine Sofortmaßnahme u. a.
die umgehende Veröffentlichung von Exportgenehmigungen für
angereichertes Uran und Brennelemente durch das zuständige Bundesamt
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA). Im Juni hatte das BMU im
Bundestag auch dazu eine Prüfung zugesagt.

"Sehr große Sorgen bereiten uns die Medienberichte, wonach
angereichertes Uran aus Gronau und anderen Urananreicherungsanlagen
des Urenco-Konzerns in den USA in Atomkraftwerken eingesetzt wird, die
dem US-Atomwaffenprogramm zuarbeiten. Hier haben wir vom BMU glasklare
Zusicherungen eingefordert, dass es keinerlei Verstöße gegen die
ausschließlich zivile Nutzung der Urananreicherung geben darf. Das
haben wir vor einigen Wochen auch beim Urenco-Miteigentümer RWE
gefordert. Bislang haben wir jedoch eher wachsweiche Aussagen gehört.
Fakt ist, dass die USA keine eigene Urananreicherung mehr besitzt und
deshalb zwangsläufig zum großen Teil auf angereichertes Uran von
Urenco angewiesen ist. Das beunruhigt uns enorm - auch aus diesem
Grund ist eine rasche Stilllegung der Urananreicherungsanlage und der
Brennelementeproduktion von großer Bedeutung," so Christina Burchert
vom Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf.

Das BMU und die Anti-Atomkraft-Initiativen verständigten sich darauf,
die Gespräche Anfang 2019 fortzusetzen.




Weitere Informationen:

www.ippnw.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

www.antiatombonn.de

https://bbu-online.de

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 10.10.2018

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Tel. 0228/21 40 32, Fax.: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / REDAKTION





KLIMA/670: Katastrophen - El Niño plus ... (SB)






[image: Oben zwei Vergleichsbilder zu 'normal' und 'El-Nino', unten eine thematische Weltkarte mit typischen Dürre- und Überschwemmungsgebieten - Grafik: Wissensplattform eskp.de, CC BY 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/]]

Schematische Darstellung von El Niño
Grafik: Wissensplattform eskp.de, CC BY 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/]



Kaum daß der Dürresommer 2018 in einen normalen Herbst übergegangen
ist, zieht eine neue Unwettergefahr herauf. Bereits vor einem Monat
hatte die Weltmeteorologie-Organisation WMO berichtet, es sei
wahrscheinlich, daß noch in diesem Jahr ein El-Niño-Ereignis
auftreten wird. Die Chancen dafür lägen bei 70 Prozent [1]. Seitdem
hat sich an der Einschätzung nichts geändert. Wie der Australische
Wetterdienst am Mittwoch meldete, sei in Verbindung mit dem ebenfalls
beobachteten Aufbau eines weiteren Klimaphänomens, des
Indischen-Ozean-Dipols (IOD), gegen Ende dieses Jahres mit El Niño
und in der Folge weiterer Trockenheit und Wärme zu rechnen. Zwar
sinke gleichzeitig das Risiko, daß in Nordaustralien tropische
Zyklone entstehen, doch im Süden nehme die Gefahr von Hitzewellen und
Buschbränden zu [2].

Bei IOD handelt es sich um eine Klimasituation, die das
El-Niño-Ereignis verstärkt. Was sich zunächst fachsprachlich und
etwas abgehoben vernimmt, hat sehr konkrete Auswirkungen auf die
Lebensverhältnisse der Menschen, in diesem Beispiel der Bevölkerung
Australiens. El Niño (übersetzt: Das Christkind) wirkt sich weltweit
aus. Diese sogenannte Klimaumkehr sorgt unter anderem für Dürre in
weiten Teilen Australiens und Südostasien, in Brasilien und Teilen
Zentralamerikas und der Sahelzone sowie an der nördlichen
nordamerikanischen Westküste. Mit Überschwemmungen haben
hingegen Mexiko, Südkalifornien, Zentralasien, Ostafrika und Südchile zu
rechnen.

Bei diesen geographischen Angaben handelt es sich um bloße
Richtwerte, und El Niño ist nicht gerade dafür bekannt, daß es sich
nach den Berechnungen der Wissenschaft richtet. Indes besteht ein
hohes Maß an Zuverlässigkeit darin, daß in einer Reihe von global
wichtigen landwirtschaftlichen Anbaugebieten Mißernten entstehen, in
einigen Ländern wie zum Beispiel Peru der Fischfang einbricht und im
allgemeinen eher die ärmeren Länder und innerhalb von ihnen wiederum
die Kleinbauern und Subsistenzlandwirtschaft von El Niño betroffen
sein werden.

Das bedeutet aber nicht, daß die industrielle Landwirtschaft vor den
Folgen El Niños gefeit wäre. Australien respektive der südöstliche
Bundesstaat Queensland mußte in diesem Jahr die schwerste Dürre seit
Beginn der regelmäßigen Aufzeichnungen erleben. Auch wenn es
inzwischen örtlich kräftig geregnet hat, sind die Böden dort nach wie
vor knochentrocken. Das El-Niño-Phänomen wird also auf sowieso
schon katastrophale Vorbedingungen stoßen, zumal sich das auf der
Südhalbkugel gelegene Australien auf den Sommer zubewegt. Die
Weihnachtszeit und der Jahreswechsel sind von vornherein anfällig für
Hitzeperioden.

Dem noch nicht genug, hat der Weltklimarat (IPCC) vor wenigen Tagen
ein Gutachten veröffentlicht, in dem an die Staatengemeinschaft
appelliert wird, das im Klimaabkommen von Paris formulierte Ziel, die
globale Erwärmung auf 1,5 Grad gegenüber der vorindustriellen Zeit zu
begrenzen, unbedingt einzuhalten [3]. Doch selbst dieses Gutachten
zeigt noch nicht die gesamte Bedrohung, wie von verschiedenen Seiten
kritisiert wird. Der IPCC habe Rückkopplungseffekte und das
Überschreiten von Kippunkten nicht berücksichtigt; der Menschheit
bleibe deutlich weniger Zeit zur Dekarbonisierung der Gesellschaft.
Umgekehrt müsse der Abschied vom Verbrennen fossiler Energieträger
viel schneller erfolgen, als die IPCC-Angaben vermuten ließen [4].

Nun also El Niño im Anmarsch. Unterdessen versucht die von
Deutschland angeführte Autolobby in Brüssel schärfere CO2-Grenzwerte
zu torpedieren, wirft die US-Regierung eine Umweltbestimmung nach der
anderen über den Haufen, befinden sich weltweit über 1600
Kohlekraftwerke in Planung oder im Bau, rechnet der emissionsreiche
Flugverkehr mit dramatisch höheren Fluggastzahlen in den nächsten
Jahren, wird unverdrossen tropischer Regenwald abgeholzt, um Palmöl
für Autosprit oder Soja für Tierfutter zu produzieren ...

Und die australische Regierung? Sie macht weiter wie bisher, als
bekäme sie die klimatischen Veränderungen, die der Kontinent seit
zehn, zwanzig Jahren erlebt, nicht mit: Angefangen von einer
mehrjährigen Jahrhundertdürre im vergangenen Jahrzehnt (die
inzwischen die neue Normalität darzustellen scheint), über das
Sterben des weltweit größten Korallenriffs (Great Barrier Reef) vor
der Ostküste des Landes bis zu einer allmählich zunehmenden Zahl an
Klimaflüchtlingen von den flachen Inselstaaten im Pazifik.

Selbstverständlich wird Australien seine Kohlevorkommen weiter
abbauen, auch wenn der IPCC eindringlich gewarnt hat, daß der Welt
nur noch zwölf Jahre bleiben, um die Klimawandelkatastrophe
abzuwehren, sagte der stellvertretende australische Premierminister
Michael McCormack und lästerte: Seine Regierung werde doch ihre
Politik nicht ändern, "nur weil jemand vorschlagen könnte, daß eine
Art Bericht der Weg ist, den wir gehen müssen, und das sei dann
alles, was wir tun sollten." [5]

Auch wenn Australien 60 Prozent der Energieversorgung mittels Kohle
sichert und reichlich Exporteinnahmen aus dem Verkauf von Kohle
erhält, pokert die Regierung ziemlich hoch, wenn sie ihren
eingeschlagenen Kohlekurs beibehält. Vielleicht liegt die sture
Haltung auch daran, daß Pokern und Glücksspiel in Downunder extrem
beliebt sind. In keinem anderen Land wurden pro Kopf höhere
Spielschulden angehäuft als in Australien. Das treibt sogar viele
Menschen in den Selbstmord. Die australische Regierung und die
Bundesstaaten erhalten durchschnittlich zehn Prozent der
Steuereinnahmen durch legales Spielen [6].

El Niño und andere Klimaentwicklungen könnten Canberra einen
gehörigen Strich durch die Rechnung machen. Schon vor über zehn
Jahren hatte der damalige konservative Premierminister John Howard
unter dem Eindruck der anhaltenden Dürre, die dem Land schwer
zusetzte, erklärt: "Wir müssen alle hoffen und beten, daß Regen
kommt." [7]

Die Hände falten und beten oder mit fünf Luschen in der Hand den
Pokertopf höher und höher treiben ... ob das geeignete Mittel sind,
um den Klimawandel in Australien und der übrigen Welt einzugrenzen?
Anders gefragt: Wenn das "Christkind" bereits milliardenschwere,
opferreiche Verwüstungen rund um den Globus anrichtet, wie muß es der
Erde erst ergehen, wenn dessen Eltern kommen und ihr Unwesen treiben?




[image: Ein Prediger (stehend) mit aufgeschlagenem Buch in der Hand und um ihn herum gruppiert sechs Männer auf den Knien und mit Zetteln in der Hand - Foto: John Oxley Library, State Library of Queensland]

Beten für Regen in Queensland, circa 1900.

Im Unterschied zum australischen Premierminister John Howard wußte man damals nicht, daß die
Kohleverbrennung die globale Erwärmung befeuert und die Dürrebildung verstärkt.

Foto: John Oxley Library, State Library of Queensland




Fußnoten:


[1] tinyurl.com/y89uy76e

[2] http://www.bom.gov.au/climate/enso/outlook/

[3] https://www.de-ipcc.de/256.php

[4] https://twitter.com/MichaelEMann/status/1049716226539294720
und

https://thebulletin.org/2018/10/climate-report-understates-threat/

[5] https://www.theguardian.com/australia-news/2018/oct/09/australian-government-backs-coal-defiance-ipcc-climate-warning

[6] https://www.theguardian.com/society/2014/feb/04/gambling-australians-bet-more-lose-more

[7] http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/dramatische-duerre-australiens-premier-stimmt-farmer-auf-staubiges-desaster-ein-a-478513.html
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INITIATIVE/140: Bürgerumfrage für lebendige Gewässer - 100 Verbände rufen EU-weit zum Mitmachen auf (NABU HE)


NABU Landesverband Hessen - 9. Oktober 2018

EU-Bürgerumfrage für lebendige Gewässer

Hundert Umweltverbände rufen europaweit zum Mitmachen auf



Wetzlar - Der NABU Hessen ruft alle Bürgerinnen und Bürger dazu auf,
sich an einer Internet-Befragung der EU-Kommission zum Schutz der
Gewässer zu beteiligen. "Saubere, artenreiche Bäche und Flüsse sollten
jedem ein Kreuzchen wert sein", so Gerhard Eppler, Landesvorsitzender
des NABU. Nur wenn die Wasserqualität besser und Uferverbauungen
entfernt würden, könnten wieder erlebnisreiche, artenreiche Gewässer
entstehen. Tausende von Querverbauungen verhindern derzeit noch das
Wandern der Fische durch die Flüsse. "Lebensadern" gebe es nur bei
natürlicher Auendynamik, so der NABU.

In der Befragung, die noch bis zum 4. März 2019 läuft, geht es um die
Zukunft der EU-Wasserrahmenrichtlinie. In einem sogenannten "Fitness
Check" überprüft die EU derzeit, ob die Vorgaben der Richtlinie noch
zweckdienlich sind. Über die der Internetseite
www.nabu.de/wasserretten kann sich jeder mit wenigen Klicks für den
Schutz der Gewässer einsetzen. Welche Bedeutung eine hohe
Bürgerbeteiligung hat, habe die EU-Umfrage zur
Sommer-/Winter-Zeitumstellung gezeigt.

Hundert europäische Umweltverbände, neben dem NABU etwa auch der WWF
und der BUND, rufen daher zur Beteiligung auf. In der
Wasserrahmenrichtlinie sehen sie das Herzstück für den Schutz der
Trinkwasserressourcen und der typischen Tier- und Pflanzenvielfalt in
und an Flüssen und Seen. "Diese Richtlinie muss unbedingt erhalten
bleiben", so der NABU, der eine Abschwächung der Standards fürchtet.
Die Fristen zur Zielerreichung könnten sonst nach hinten verschoben
werden.

Die Richtlinie zum Schutz der Gewässer wurde im Jahr 2000 erlassen und
verpflichtete alle Mitgliedstaaten, bis 2015 alle Gewässer in einen
guten Erhaltungszustand zu bringen. Dieses Ziel ist aber dramatisch
gescheitert. In Hessen wurde dies bisher nur in 21 von 435 hessischen
Gewässerabschnitten erreicht. Aktuell streben die Regierungen die
Zielerreichung bis zum Jahr 2027 an. Nicht wenige würden die
Verpflichtung zur Renaturierung aber gern noch viel länger strecken,
so der NABU. "Lassen wir nicht länger zu, dass Flüsse nur die
Abflussrinnen für Abwässer, Spritzgifte und Dünger-Überschüsse sind",
so Eppler.




Hintergrund

Internetseite der EU-Kommission zur online-Konsultation:

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2017-5128184/public-consultation_en

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 35/18, 09.10.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Hessen

Friedenstraße 26, 35578 Wetzlar

Tel. 06441/67904-0, Fax 06441/67904-29

E-Mail: Info@NABU-Hessen.de

Internet: www.NABU-Hessen.de
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INITIATIVE/139: #ProtectWater - Kampagne für den Erhalt der EU-Wasserrahmenrichtlinie (NABU HH)


Gemeinsame Pressemitteilung von BUND, Grüne Liga, NABU und WWF und dem
Dachverband Deutscher Naturschutzring

#ProtectWater: 

Verbände in allen EU-Ländern starten Kampagne für den Erhalt der
Europäischen Wasserrahmenrichtlinie

Ziel der Kampagne ist eine breite Beteiligung der Zivilgesellschaft an
der öffentlichen Konsultation der EU-Kommission, um eine Abschwächung
der europäischen Gesetzgebung zu verhindern.



9. Oktober 2018. Hundert europäische Umwelt- und Naturschutzverbände
starten heute bis zum 4. März 2019 eine gemeinsame Kampagne, um
Bürgerinnen und Bürgern in allen EU-Mitgliedsstaaten den Wert einer
starken europäischen Gesetzgebung zum Schutz unserer Gewässer und
unseres Grundwassers mit alltagsnahen Botschaften und Bildern vor
Augen zu führen.

Hintergrund der Initiative ist eine Ende September gestartete
Bürgerbefragung der EU-Kommission zur EU-Wasserrahmenrichtlinie. Die
Richtlinie verpflichtet alle EU-Mitgliedstaaten, Maßnahmen zum Schutz
von Flüssen, Seen, Küstengewässer und Grundwasservorkommen umzusetzen.
In einem sogenannten "Fitness Check" überprüft die EU derzeit, ob
diese Vorgaben noch zweckdienlich sind. An der öffentlichen Befragung
können sich alle europäischen Bürgerinnen und Bürger beteiligen.

Die Umwelt- und Naturschutzverbände sehen in der Gesetzgebung das
Herzstück für den Schutz der Trinkwasserressourcen und der typischen
Tier- und Pflanzenvielfalt in und an Flüssen, Seen und
Küstengewässern. In einem breiten Bündnis setzen sich die Verbände für
den Erhalt und eine ambitioniertere Umsetzung der
Gewässerschutzvorgaben ein.
Die Verbände befürchten, dass die Richtlinie verwässert, Standards
abgeschwächt und die Fristen zur Zielerreichung nach hinten verschoben
werden. Bisher sind alle EU-Staaten verpflichtet Maßnahmen umzusetzen,
damit die Gewässer bis zum Jahr 2027 (wieder) einen guten ökologischen
und guten chemischen Zustand erreichen.

Bis heute verfehlen ca. 60 % aller europäischen Oberflächengewässer
dieses Ziel. Dies ist jedoch nicht auf die weltweit als Meilenstein
geachtete Gesetzgebung zurückzuführen, sondern auf die mangelhafte
Umsetzung durch die EU-Mitgliedsstaaten. Der Appell der Verbände
richtet sich daher an die Regierungen der Mitgliedsstaaten, an den vor
achtzehn Jahren gemeinsam beschlossenen Ziele festzuhalten und in den
nächsten neun Jahren den politischen Willen für ambitionierte
Maßnahmen aufzubringen.

Darüber hinaus fordern die Verbände von der EU-Kommission, die
verschleppte Umsetzung nicht durch eine Fristverlängerung zu belohnen,
sondern von den Mitgliedsstaaten eine fristgerechte Umsetzung und
umfassende Integration der Ziele der Europäischen
Wasserrahmenrichtlinie in alle Politikbereiche einzufordern.

Von der Bundesregierung erwarten die Verbände, dass sie den Beschluss
der Umweltministerkonferenz von Bund und Ländern im Juni 2018 umsetzt
und sich auf EU-Ebene für den Erhalt der Gesetzgebung stark macht,
denn sauberes Wasser und lebendige Gewässer sind nicht verhandelbar,
sondern öffentliche Güter, die geschützt, verteidigt und entsprechend
behandelt werden müssen.



Informationen zur Kampagne und Beteiligungsmöglichkeiten


www.wwf.de/livingrivers

www.nabu.de/wasserretten

https://aktion.bund.net/rette-unser-wasser

www.grueneliga.de

www.dnr.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 109/18, 09.10.2018
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TRANSMITTER/298: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 10.10.2018 (Pabel-Moewig)




Liebe Leserinnen und Leser,

passend zur 70. Frankfurter Buchmesse gibt's einen kleinen
InfoTransmitter mit galaktischen Neuigkeiten!

PERRY RHODAN Space-Thriller

Die Space-Thriller liegen erneut in gedruckter Form vor. Die Romane
"Grüße vom Sternenbiest" von Robert Feldhoff (wurde 1998 mit dem
SFCD-Literaturpreis ausgezeichnet), "Eine Welt für Mörder" von Peter
Terrid, "Geheimprojekt Biothek" von H. G. Francis und "Mauern der
Macht" von Konrad Schaef verbinden realitätsnahe Science Fiction mit
spannendem Krimi. Nachdem es die Bücher in gedruckter Form seit den
späten 90er-Jahren nicht mehr gegeben hatte, wurden sie ab 2016 in
Form von E-Books angeboten. Immer wieder äußerten Leser den Wunsch,
die Romane auch in gedruckter Form lesen zu können. Alle vier Titel
sind daher ab sofort im Format eines großformatigen Paperbacks
bestellbar; sie kosten jeweils 15,99 Euro.

Das Besondere daran: Die Bücher werden für jeden Kunden auf
Bestellung persönlich gedruckt - und das bei einer Lieferzeit von
knapp einer Woche!

Veranstaltungstipps

13. Oktober 2018: PERRY RHODAN auf dem BuchmesseCon 33

7. November 2018: Space Talk "Inspiration SCI-FI" beim PR-Stammtisch Mannheim

9. Februar 2019: "PERRY RHODAN 3000" in München

Ich wünsche euch eine schöne Restwoche!

Ad Astra! 

Eure Philine-Marie Rühmann 

PERRY RHODAN-Redaktion 



Quelle: Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail-
und Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Verantwortlich für den Inhalt: 

Pabel-Moewig Verlag KG 

Karlsruher Straße 31, 

D-76437 Rastatt 

Amtsgericht Mannheim, HRA 705634 

USt. Id. Nr. DE265893557 

Verantwortlicher im Sinne des Rundfunkstaatsvertrags: 

Klaus N. Frick

Wir haben keinen Einfluss auf die Gestaltung und die Inhalte fremder
Seiten. Gemäß eines Urteils des Landgerichts Hamburg vom 12. Mai 1998
distanzieren wir uns von Aussagen und Inhalten gelinkter Seiten.
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AKTION/1462: Lippstadt - Bei Kirmesführungen den Alltag der Schausteller kennenlernen, 22. und 23.10.


Einmal "backstage" erleben

Bei den Kirmesführungen den Alltag der Schausteller kennenlernen



Lippstadt. Was machen Schausteller vormittags, bevor sie ab mittags
ihr Karussell oder ihre Los-/Imbiss-Bude öffnen? Wie bereiten sie sich
auf den Ansturm der Kirmesbesucher vor? Ist es schwer, duftendes
Popcorn oder leckere geröstete Mandeln herzustellen? Essen sie selbst
eigentlich auch ihre Zuckerwatte? Und: Wo holen sie sich Anregungen
für neue Kirmes-Köstlichkeiten her?

Diese und ähnliche Fragen, die sich viele kleine und große Kirmesfans
beim Bummel über die Herbstwoche stellen, können jetzt beantwortet
werden. Denn seit einigen Jahren bietet Lippstadt Marketing in enger
Absprache mit den Schaustellern eine Kirmesführung an. Dann haben
Besucher die einmalige Gelegenheit, "hinter die Kulissen" zu schauen
und ihre Fragen zu stellen. Die Schausteller gewähren einen Einblick
in ihren Arbeitsalltag und beantworten geduldig die eine oder andere
Frage.

Erneut werden insgesamt drei Termine angeboten. Kinder können am
Montag, 22. Oktober, und Dienstag, 23. Oktober, jeweils um 16 Uhr
gleich zwei Mal "backstage" sein, während den Erwachsenen mit dem
Donnerstag, 25. Oktober, um 16 Uhr nur ein Termin zur Verfügung steht.
Interessierte tragen sich in der Stadtinformation im Rathaus in die
Teilnehmerlisten ein. Das kann auch telefonisch unter Telefon 0 29 41 -
 5 85 15 geschehen.

Die Führungen werden von einem Mitglied der Schausteller-Familie
geleitet und dauern etwa zwei Stunden. Der Kostenbeitrag liegt bei 8,-
Euro für Kinder. Erwachsene zahlen 10,- Euro. Es können jeweils
maximal 20 Personen teilnehmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Oktober 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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KINO/5722: Lichtblick-Kino Berlin - 20 Jahre Finimondo Productions, 28.10.2018


kurz gesehen

20 Jahre Finimondo Productions

Sonntag, 28.10., 18:00 Uhr - Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

in Anwesenheit des Produzenten und Regisseurs Gianluca Vallero



Seit nunmehr 20 Jahren produziert Gianluca Vallero unter dem Label
»Finimondo Productions« Kurzfilme. Auf italienisch bedeutet Finimondo
etwa »Mordskrach« und so hat sich die Filmproduktion mit dem
gleichnamigen Erstling auf der Bühne der internationalen Independent
Filmszene auch gleich behauptet: Gianluca Vallero gewann mit
»Finimondo« den New York Academy Award in der Sektion Panorama der
Berlinale. Viele weitere Preise folgten.

Im Lauf der Jahre hat Finimondo Productions eine ganze Reihe von
Filmen produziert, die auf vielen internationalen Festivals gefeiert
wurden.

Finimondo Productions entwickelt Projekte meist im fiktionalen, teils
auch im dokumentarischen Bereich. Als unabhängige Produktion
interessiert sie sich besonders für Geschichten von Menschen mit
unterschiedlichen kulturellen Identitäten, die uns mit ihren Ideen,
ihrem Lebensstil und ihrer Art zu denken immer neu überraschen. Damit
möchte Gianluca Vallero und sein Finimondo Productions-Team ein
offenes und neugieriges Publikum jeden Alters erreichen, das im Kino
gute Unterhaltung sucht und schätzt - und dazu gar kein Popcorn
braucht.

Der Italiener Gianluca Vallero lebt und arbeitet er in Berlin als
Regisseur und Sprecher. Daneben war er auch als Journalist tätig. Sein
erster Langfilm, die Dokumentation »Balkan Dreams« hatte am 27.
September seinen Kinostart.

Das Programm - eine Auswahl aus 20 Jahren

Arie

D 2004, 15'

Vittorio, ein moderner Tänzer, verliebt sich in Marco, in den
Choreograf mit dem er ein Tanzstück gerade einstudiert und verlässt
seine Freundin. Der Choreograf entscheidet sich am Ende für einen
anderen Mann. Vittorio ist allein, hat aber seinen Weg gefunden und
kann seine Homosexualität nun selbstbewusst akzeptieren.

Der Italiener

D 2001/2002, 9'

Italians do it better! Das weiß Herr Pohanke sehr gut, dass man gegen
den Mythos nichts machen kann. Wenn der Italiener an die Tür seiner
Nachbarin klopft, hat Herr Pohanke das Spiel schon verloren.

Das Geschenk

D 2002, 20'

Ein Familienleben geht zu Ende. Edie hat ihre Koffer gepackt und wird
ihren Mann Emilio und ihren siebenjährigen Sohn Levin noch an diesem
Tag verlassen. Emilio, der seine Wut und Verzweiflung kaum
unterdrücken kann, verbringt den Nachmittag mit seinem Sohn und macht
ihm ein langersehntes Geschenk.

Company Down

2004, 3'

Zwei Diebe erleben eine böse Überraschung.

Cara Giovanna

D 2007, 25', Co-Regie: Marino Bronzino

Manchmal verbergen sich hinter einer großen Persönlichkeit
unausgesprochenen Wahrheiten.

Remember a Day - Echoes of Life

D 2014, 22'

Vier Momentaufnahmen aus dem Alltag führen uns durch die Jahreszeiten
des Lebens: ein zeitloser Kreis, der sich langsam und unaufhörlich
dreht. Bilder und Klänge verwandeln sich in Erinnerungen und
Vorahnungen, wie Echos eines vergangenen oder zukünftigen Lebens.

Finimondo

D 1999, 12'

Sonntagnachmittag. Eine öde Eckkneipe irgendwo in der trostlosen
Ost-Berliner Vorstadt. Die beiden italienischen Bauarbeiter Gino und
Cosimo hängen herum und langweilen sich. Gino würde gern am Ku'damm
Blondinen anbaggern, Cosimo möchte eine dicke deutsche Wurst essen.
Diesem Wunsch soll zuerst entsprochen werden?

 * 

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: https://www.lichtblick-kino.org
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TOUR/7348: Hanau - Führung durch die Steinheimer Altstadt am 20. Oktober


Führung durch die Steinheimer Altstadt

Ein Angebot der Tourist-Information Hanau am Samstag, 20. Oktober



Die Steinheimer Altstadt mit ihren wunderschönen mittelalterlichen
Gassen und Fachwerkhäusern ist am Samstag, 20. Oktober, das Ziel der
einer Stadtführung der Tourist-Information Hanau. Stadtführerin Heidi
Rauch trifft Interessierte um 14 Uhr auf dem Altstadt-Parkplatz am
Hotel "Villa Stokkum". Weiter geht es entlang der alten Stadtmauer zu
den besonderen Sehenswürdigkeiten des Stadtteils: Indaginehaus,
Schloss Steinheim und Marstall, Kardinal-Volk-Platz, Haus Volk,
Gerichtslinde, Altes Maintor, Häfnergasse und Huttenhof stehen unter
anderem auf dem Programm.

Die Teilnahme an 90-minütigen Tour kostet sieben Euro für Erwachsene
und für Kinder die Hälfte. Eine Voranmeldung ist unbedingt
erforderlich, da die Führung bei mangelndem Interesse abgesagt wird.
Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon
06181-295 739 oder beim Hanau Laden, Telefon 06181-427 78 99 oder per
E-Mail an touristinformation@hanau.de. Weitere Informationen über
diese und andere Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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